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Vorwort 



Die „Ausgewählten Urkunden zur brandenburgisch-preussisclien Ver- 
fassungs- und Veru'altungsgescbichte" bilden ein Seitenstück zu der von 
mir gemeinsam mit Ernst Bernheim herausgegebenen Sammlung: „Aus- 
gewählte ürkmideii zur Verfiissnngsgoselnchte üentseblands im Mittelalter" 
(1891, 2. Aufl. 1895). Auch diese nene Sammlung will nichts anders 
sein als oino liandlicbe praktische Zusammenstellung der für die branden- 
l)ur2;i?cli-preussischo Verfassungs- und Verwaltungsg-eschichtc widitisfsten 
l'ikuüdeü; es handelt sich durchaus um eine Auswahl, die hoüentUch 
nicht ciucu allzu subjektiven CiiarakLer tragt; ich botoue ausdrücklich, 
dass es gänzlich ausser meiDer Absicht lag die ganxe Entwiekelang der 
einzelnen Ver&ssimgsiiistitute zu geben. 

Auch diese Sammlung ist wesentlich zum Nachlesen und Nach- 
schlagen, Tor jtlloni für veifassungsgeschichtlicho Übunü-ou in Sominarien 
und zur Vorbereitung für den Geschichtsichrer an höheren Schulen be- 
stimmt; auch reiferen Schülern wird sie wohl nicht ohne Nutzen anvertraut 
werdeE kdnn^. Neben den eigentlichen Historikern wden vielleicht' 
auch die Wirtschaftshistoriker sich damit befreunden, wehl kaum die 
Juristen, da mir fern gelegen hat das heute geltende Becht Tollst&ndig 
zu veranschaulichen. 

Darin, dass das Bedürfnis nach einer derartigen Sammlung für die 
brandenburgisch-preussische Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte vor- 
handen ist, werden vor allem diejenigen mir beistimmen, welche sich nur 
einmal der Mflhe unterzogen haben eine Anzahl solcher Urkunden ans 
den vielen in Betracht kommenden, oft schwer zugänglichen Werken hON 
auszusuchen. Namentlich dem Geschichtslehrcr in kleineren Orten, wo 
keine Bibliothek vorhanden ist, dürfte meine Zusammenstellung willkom- 
men sein. 

Bei den Zielen, weiche ich im Auge habe, habe ich es nicht für 
notwendig gehalten auf die handschriftliche Überlieferung der Urkunden 
zmüdnogehen oder gar eine mit philologisch -kritischem Apparat aus- 
gerüstete Ausgabe zu liefern; es erschien mir ausreichend auf Grund der 
vorhandenen Editionen einen möglichst übersichtlichen und lesbaren Text 
herzustellen. Von der Orthog-raphie der Vorlag'en glaubte ich häufig, nicht 
bloss im Interesse einer (freilich nicht überall erreichten) Gleichmässigkeit 
abgehen zu dflrfen; dabei habe ich für die Zeit vom 15.— 18. Jhhd. mOg- 
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liehst die bekannten Weizsäcker'schen Grundsätze zu befolgen gesucht, 
für das 19. Jhd. die sog. Puttkamer'sche Schulorthograpbie augewandt. 

Sachliche Erlänterungen zu geben erschien mir nicht angebracht, 
da ieh dadurch ebenso wie dnich kritiflche Anmerbingen nur die HaDdlkh- 
keit der Sammlung geschädigt bätt«. Nur bei der Verfiissangsurkunde 
TOn 1850 sind die späteren Zusätze bzw. die Abänderungen vermerkt. 

Die einzelnen Urkunden sind mit ganz geringen Ausnahmen ihrem 
vollständigen Wortlaut nach aufgenommen; Jreordnet sind sie chronologisch. 
Aus äusseren Gründen erschien die Zerlegung der Sammlung in 2 Teile 
angeteacht; jeder Teil bildet ein fttr eich abgeschlossenes Ganzes, der 
mite ist nur dem 19. Jbd. gewidmet. 

Jedem Teil ist als Inhaltsabersicht eine chronologische Zusammen- 
stellung der Überschriften der einzelnen StQcke vorangeschickt. Eine 
Kealöbersicht etwa im Anschlnss an eine Art System des öffentlichen 
Bechtes zu bieten, erschien mir, da ich ja nur eine Auswahl biete, nicht 
notwendig; sie wOrde sogar leicht ftlsdie Tittstellangen erwecken. 

Greifswald, den 15. November 1S96. 

Wilh. Altmann. 
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1. K(1ikt betr. den erieiehterten Besitz des Grund- 
eigentums sowie die persönlichen Verhältnisse der 
Landbewohner. 1807 Okt. 9. 

PabliktttioiiMk am dni ^x«iut. Staatsarehivwi Bd. 80 6. 880--333. 

Wir Friedrich Wilhelm, Köllig von Preussen, etc. ete. thun 
Inind und fügen hionnit m wissen: 

Nach eingetretenein I i ieden liat uns die \ orsorge für den 
gesunkenen Wohlstand Unserer getreuen Unterthanen. dessen lial- 
digste Wiederherstellung und möglichste Erhöhung vor allem be- 
schäftigt Wir haben hierbei erwogen, dass es bei der allgemdnen 
Not die uns zu Gebote stehenden Mittel übersteige, jedem Ein- 
zelnen Hülfe zu verscliaffen, ohne den Zweck erfüllen zu können, 
und dass es ebensowohl den nnerlässlichen Fordernn^^en der (ie- 
rechtipfkeit. als den Grundsätzen einer wohlgeordneten Staatswirt- 
schalt geuiä^s sei, alles zu entfernen, was den Einzelnen bisher 
hinderte, den Wohlstand zu erlangen, den er nach dem Masse 
seiner Kräfte zu erreichen fähig war; Wir haben femer erwogen, 
dass die vorhandenen Beschränkungen teils im Besitz und Genuss 
des Grundeigentums, teils in de?i persöiilielien Verhältnissen des 
Landai'beiters Unserer wolihvoiU lulen Altsiclit vorzüglich entge^ren- 
wirken und der Wiederherstellung der Kultur eine grosse Kraft 
seiner Thätigkeit entziehen; jene, indem sie auf den Wert des 
Grundeigentums und den Kredit des Grundbesitzers einen höchst 
schädlichen Einfluss haben, diese, indem sie den Wert der Arbeit 
verringern. 

Wir wollen dalier beides auf diejcMiigen Schranken zurück- 
führen, welche das gemeinsame Woiil notig macht, und verordnen 
daher folgendes: 

§1. Freiheit des Gflter-Verkehrs. Jeder Emwohner Un- 
serer Staaten ist ohne alle Einschränkung in Beziehung auf den 
Staat zum ei^entümliclien und Pfandl)esitz unbewe^liclier Grund- 
stücke aller Art berechtigt; der Kdelmnnn also zum Besitz nicht 
blos adeliger, sondern auch unadeliger, bürgerlicher und bäuerlicher 
Güter aller Art, und der Bürger und Bauer zum Besitz nicht blos 
bürgerlicher, bäuerlicher und anderer unadeliger, sondern auch 
adeliger Grundstücke, ohne dass der eine und der andere zu irgend 
einem Gütererwerb einer besonderen Erlaubnis bedarf, wenngleich 
nach wie vor jede Besitzveränderung den Behörden anjiezeigt 
werden muss. Alle Vorzüge, welche bei (iüter-Erbscliaften der 
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adelige vor- dein büf§erl!rr<e*n'*Er1>en batte, und die bisher durch 
den persönlichem .Steh t-l tie^. Besitzers bej^aiindete Einschränkung 
und Öurip^iisi^inr'göwiöm .gUtshej^^ Rechte Men gänzlich weg. 

In Absidit der Erworbftliigkeit sokber Einwohn«*, w^h6 den 
ganzen Um&ng ihrer Bürgerpfliditen zu erfüllen durch Reiigions* 
begriffe verhindert werden, hat es bei den' besonderen Gesetzen 
sein Verbleil>en. 

§ 2. Freie Wahl des Gewerbes. Jeder Edchnanü ist 
ohne allen Nachteil seines Standes befugt, bürgerliche Ge>Nerbe 
zu betreiben, und jeder Bauer ist berechtigt, aus dem Bauer- in 
den Borger* und aus dem Bürger- in den Bauerstand zu treten. 

§ 3. Inwiefern das gesetzliche Vorkaufs- und Näher- 
Recht nocli stattfindet. Ein gesetzliclies Vorkaufs- und Näher- 
recht soll fernerliin nur bei Lehns-Ober-Kijientümern, Erbzins- 
lierren, Erbverpächtern, Miteiizentümern und (hi eintreten, wo eine 
iml aiideren üruudbtückeu \ eiuiischte oder vou ihr umschlossene 
Besitzung veräussert wird. 

§ 4. Teilung der Grundstücke. Die Besitzer an sich 
veräusserlicher städtischer und ländlicher Grundstücke aller Art 
sind nach erfolgter Anzeip^e bei der Landes-Polizci-I'ehörde, unter 
Vorbehalt der Rechte der Real^däubi^er und der Vorkaufsberech- 
tigten 3), zur Trennung der liatükaüen und Pertinenzien, sowie 
überhaupt zur teilwdsen Verftusserung, also auch die Miteigen- 
tümer zur Teilung unter sich, berechtigt. 

§ 5. Erbverpachtung der Privatgüter. Jeder Grund- 
eigentümer, auch der Lehns- und Fideikommiss-Besitzei . i<T olme 
alle Einschränkung, jedoch nnt Vorwissen der I^ndes-Poiizoi-Re- 
hörde, befugt, nicht blos einzelne Bauerhöfe, Krüge, Mülilen und 
andere Pertinenzien, sondern auch das Vorwerks-Land ganz oder 
zum Teil und in beliebigen Teilen zu vererbpachten, ohne dass 
dem Lehns-Ober-Eigentümer, den Fideikommiss- und Lelmsfolgern 
und den ingrossierten (iläubigem aus irgend einem Grunde ein 
Widerspruch gestattet wird, wenn nur das Krljstands- oder Eiu- 
kaufs-Geld zur Tilgung des zuerst ingrossierten Kapitals oder bei 
Lehen und Eideikouimissen in etwaniger Ermangelung iugrossierter 
Schulden zu Lehn oder Fideikommiss verwendet, und in Rücksicht 
auf die nicht abgelösten Realreclde der H>i)othekengläubiger von 
rler landwirtschaftlichen Kredit-Direktion der Provinz oder von 
dcf T andes-Polizci-Behörde attestiert wird, dass die Erbverpachtung 
üuien unschädhch sei. 

6. Einziehung und Zusammenschlagung der Bauer- 
güter. Wenn em Gutsbesitzer meint, die auf einem Gute vor- 
handenen einzelnen BauerhOfe oder ländlichen Besitzungen, welche 
nicht erblich, erbpacht- oder erbzmsweise ausgethan sind, nicht 
wiederherstellen oder erlialten zu können, so ist er verpflichtet, 
sich deshalb bei der Kammer der Provinz zu melden, mit deren 
Zustimmung die Zusammenziehung sowohl mehreier Höfe in Eine 
bäuerliche Besitzung als mit Vorwerksgrundstücken gestattet werden 
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soll, sobald auf dem Gute keine Erbunterthänigkelt melii statt- 
findet. Die emzelneii Kammern werden hierüber mit besonderer 
Listmktion versehen werden. 

§ 7. Werden die Bauerhöfe aber erblich, erbpacht- od« erb* 
zinsweise besessen, so muss, bevor von deren Einziehung oder 
einer Veränderung in Absicht der dazu prehörif^en Grundstücke 
die Rede sein kann, zuerst das Recht des bisherigen Besitzers, sei 
es durch Veräusserung desselben an die Gutsherrschaft oder auf 
einem andern gesetzhäen W^^e, erioschen aein. In diesem Falle 
treten aneh in Absicht solcher Gfiter die Bestimmungen des g 6 ein. 

g 8. Verschuldung der Lehns- und Fideikommiss- 
Gflter wegen der Kriegsschäden. Jeder Lehns- und Fidei- 

kommiss-Besitzer ist 1>efugt, die zum Retablissement der Krieji:s- 
schäden erforderlichen iSummen auf die Substanz <]er Güter selbst, 
und nicht bloss auf die Revenüen derselben, liyputhekarisch auf- 
zuneluaeu, wenn nur die Verwendung des Geldes von dem Land- 
rat des Kreises oder 'der Departements- Landschafts * Direktion 
attestiert wird. Nach Ablauf dreier Jahre seit der contraMert^ 
Schuld ist der Besitzer und sein Nachfolger schuldig, von dem 
Kapital selbst jährlich wenigstens den 15. Teil abzutragen. 

§ 9. Aufhebung der Lehne, Familienstiftungen und 
• Fideikornmisse durch Familien-Schluss. Jede, keinem 
Obereigentümer unterworfene Lehnsverbiudung, jede Familien- und 
jede Fideikommiss-Stiftnng kann dürcih einen Familienschluss be- 
liebig abgeändert oder gänzlich aufgehoben werden; wie solches in 
Absicht der Ostpreussisäiffli (mit Ausschluss der Ermeländischen) 
Lehne bereits im Ostpreussischen Provinziahrecht, Zusatz 56, ver- 
ordnet ist. 

§ 10. Auflösung der Guts- Unterthänigkeit. Nach 
dem Datum dieser Verordnung entsteht fernerhin kein Unter- 
thäni^eitsverhfiltnis weder dvaea Geburt noch durch Horat, nodi 
durch Übernehmnng einer unterthänigen Stelle noch durch Vertrag. 

§ 11. !Mit der Publikation der gegenwärtigen Verordnung 
hört das bisherige Untertliänif^keits-A^erhältnis derjenigen Unter- 
tlianen und ihrer Weiber und Kinder, welche ihre Bauergiiter 
erblich oder eigentümlich oder erbzinsweise oder erbpachtlich 
besitzen, wechselseitig gänzlich auf. 

§ 12. Mit dem Martini-Tage eintausend achthundert und 
zehn (1810) hört alle Gutsunterthänigkeit in Unsem fürstlichen 
Staaten auf. Nach dem Martini-Tage 1810 giel)t es nur freie 
Leute, so wie solches auf den Doinänen in allen Unseren Pro- 
vinzen schon der Fall ist; bei denen aber, wie sich von selbst 
versteht, alle Verbindlichkeiten, die ilmen als freien Leuten ver- 
möge eines Grundstücks oder vermöge eines besonderen Vertrages 
obliegen, in Kraft bidben. 

Nach dieser Unserer Allerhöchsten Willensmeinung bat sich 
ein jeder, den es angeht, insonderheit aber Unsere Landes-KoUegia 
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und übrigen Behörden genau und pHichtniässig zu achten, und soll 
die gegenwärtige Verordnung allgemein bekannt gemacht werden. 
Urkundlioi unter Unserer bOeb^t eigenhändigen Untersdirift. 
So geschehen Hemel den 9. Oktober 1807. 

Fr. Wilhelm, 
contrafi. Scbrötter, Stein, Schröder IL 

2. Edikt betr. die Aufhebung der Erbuuterthänig- 
keit auf sämtlichen preuss. Domänen. 1807 Okt. 28. 

Publikationen aus den preuss. Staatsarchiven Bd. 30 S. 

In dem Königreich Preussen ist die Leibeigensgh&ft, Erb- 
nnterthänigkeit und Gutspliichtigkeit der Domänen-Eln sassen schon 
von König Friedrich Wilhelm I. aufgehoben worden. Ich habe 
diese Anorcinung beslatigt und wUTüieselbe nunmehr auf alle 
Meine Staaten dergestalt ausdehnen, dass anf Meinen sämtUchen 
Domänen schlechterdings keine Eigenbehöri^eit, Leibeig^schaft, 
Erbunterthanigkeit oder Gntspflicht vom 1. Junius 1808 ab statt- 
finden und die daraus immittell)ar entspringenden Verbindlich- 
keiten anf Meine Domänen -Einsassen in Anwendung gebracht 
werden sollen. Ich erkläre solche vielmehr hiermit vom 1. Junius 
1808 ab ausdrücklicli für freie, von allen der Erbunterthänigkeits- 
Verbindung anhängenden gesetzliche Folgen unabhängige Menschen, 
in der Art, dass sie auch von dem Gesindeswange und Loskaufs- 
gelde ])eini Verziehen entbunden werden. Es versteht sich jedocli 
von selbst, dass die aus dem Besitze eines Grundstücks oder aus 
einem Vertrage entstandenen Verptiichtungen, sie bestehen in (ield- 
oder Natuial-Dienstleistungen, hierdurch keineswegs erlassen oder 
aufgehoben werden. 

Königsberg, den 28. Oktober 1807. 

Fr. Wilhelm. 



3. Städteordnung von 1808 Nov. 19. 

Sammlung der für die prouss. Staaten eraohien^nen Ckeetae und Ver- 
ordnungen von 1806—1810 (IS22) S. 824—357. 

Wir Friedrich WilheJm . von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc. etc. thun kund und fügen hiemit zu wissen: 

Der besonders in neuem Zeiten sichtbar gewordene Mangel 
an angemessenen Bestimmungen m Absicht des städtischen Gemein- 
wesens und der Vertretung der StadtpGemeine, das jetzt nach 
Klassen und Zünften sich teilende Interesse der Büiger und das 
dringend sich äussernde Bedürfnis einer wirksameren Teilnahme der 
Bürgerschaft an der Veiwaltung des Gemeinwesens überzeugen 
Uns von der Notwendigkeit, den Städten eine selbständigere und 
bessere Verfiissung zu geben, in der Bfirgergemeine einen festen 
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Yeremigungspunkt gesetzlich zu bilden, ihnen eine thätige Ein- 

wirlaing auf die ^'f^rwaltung des Gemeinwesens beizulegen und 
durch diese Teilnaimie (Temeinsinn zu erregen iiiul zu erhalten. 

Zur Erreichung dieser kn des väterlichen Absicht verleihen 
Wir, kraft dieses aus königlicher Macht und Vollkomiueaheit, 
sämtlidien Städten Unserer Monarchie nachstehende Ordnung, 
indem Wir mit Aufhebung der derselben zuwiderlaufenden, jetzt 
über die Gegenstände ihres Inhalts bestehenden Gesetze und Vor- 
schriften, namentlich der auf solche bozus habenden Stellen des 
Allgemeinen Laudrechts, folgendes verordnen: 

Ht I. Von der obersten Aufsicht des Staats über die 

Städte. 

§ 1. Dem Staat und den von solchem angeordneten Be- 
hörden bleibt das oberste Aufsichtsrecht ühw <lie Städte, ihre Ver- 
fassung und ihr Vermögen, insoNveit nicht in der gegenwärtigen 
Ordnung auf eine Teilnahme an der Verwaltung ausdrücklich Ver- 
zicht geleistet ist, vorbehalten. 

§ 2. Diese oberste Aufsicht flbt der Staat dadurch aus, dass 
er die gedruckten Rechnungsextrakte oder die öffentlich darzu- 
legenden Rechnungen der Städte über die Verwaltung ihres Ge- 
nieinvermögens einsielit. die Besclnverden einzelner Burger oder 
ganzer Abteilungen über das Gemeinwesen (sntscheidet, neue ^tn- 
tuten bestätigt und zu den Wahlen der MagistratsmitgUeder die 
Genehmigung ertdlt 

Tit II. Von den Städten im allgemeinen. 

§ 8. Das Stadtrecht sowie fil)erliaupt der Umfang der Städte 
erstreckt sich aucli auf die Vorstädte. 

§ 4. Zum städtischen Polizei- und Gemeinebezirk gehören 
daher alle Einwohner und sämtUche Grundstücke der Stadt und 
der Vorstädte. 

§ 5. Die Einwohner jeder Stadt bestehen nur aus zwei 

Klassen: aus Bürgern oder aus Scliutzverwandten, oder aus Ein- 
wolmern, die das Bürgerrecht gewonnen, und solchen, die dasselbe 
nicht erlangt haben. 

Einwohner sind alle diejenigen, welche im Gemeinebezirk 
iluren Wohnsitz aufgeschlagen haben. 

§ 6. Beide, sowohl Bürger als Schutzverwandte, werden in 
allen Angelegenheiten, die auf das allgemeine Interesse der Stadt 
bezug haben, nadi dieser Ordnung und den Verfassungen der 
Stadt beurteilt. 

§ 7. Der Unterschied, welcher bisher zwischen mittelbaren 
und unmittelbaren Städten stattfiind, soll in allen Bezi^nngen auf 
städtische Angelegenheiten künftig aufhören. 

§ 8. Den Gutsherren wird nicht gestattet, über mittelbare 
Städte dieser Ordnung zuwiderlaufende Rechte und Befugnisse 
auszuüben. 
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§ 9. SämtUehe Städte sollen nach der Zahl ihrer Einwohner 
in der Zukunft in grosse, mittlere und kleine eingeteilt werden. 

§ 10. Es werden unter den grossen Städten diejenigen, 
welche mit Ausschluss des Militärs 10000 Seelen und darüber 
haben, — unter mittleren Städten diejenigen, welche ohne Militär 
3500, allein noch nicht 10000 Seel^ enthalten, — und unter 
kleinen Städten diejenigen verstanden, welche, das MOitSr unge- 
rechnet, noch nicht 8500 Seelen zählen. 

§ 11. Jede Stadt, welche über 800 Seelen entiiält, soll geo- 
graphisch nach Massgabe ihres Umfanges in mehrere Teile geteilt 
werden, wovon jedoch in grossen Stildten keiner über 1500 und 
keiner unter 1000, — in mittleren und kl^en aber keiner Uber 
1000 und unter 400 Seelen enthalten dait 

§ 12. Diese Teile werden Bezirke genannt, und jeder der- 
selben wird durch einen Beinamen nach der darin belegenen Haupt- 
strasse oder einem Hauptplatze etc. etc. von den übrigen unter- 
scliieden. 

§ 18. Der ganzen Stadt ist ein Magistrat und jedem Bezirk 
ein Bezirksvorsteher vorgesetzt 

Tit III. Von den Bürgern und dem Bürgerreclite. 

§ 14. Ein Bürger oder Mitglied einer Stadtgemeine ist der, 
welcher in einer Stadt das Bürgerrecht besitzt 

^ 15. Das Bürgerrecht besteht in der Befugnis, städtische 
Gewerbe zu treiben und Grundstflcke im städtischen Polizeibezurk 
der Stadt zu besitzen. Wenn der Bürger stimmfittiig ist, erhält 
er zugleich das Recht, an der Wahl der Stadtverordneten teil- 
zunehmen, zu öffentlichen Stadtämtern wahlfähig zu sein und in 
deren Besitze die damit verbundene Teilnahme an der ötfentUchen 
Verwaltung nebst Ehrenrechten zu gemessen. 

§ 16. In jeder Stadt giebt es kfinfiig nur ein Bürgerrecht 
Der Unterschied zwischen Gross- und Kleinbfirgem und jede ähn- 
liche Abteilung der Bürger in indirere Ordnungen wird daher 
hierdurch völlig aufgehoben. 

§ 17. Das Bürgerrecht darf niemandem versagt werden, 
welcher in der Stadt, worin er solches zu erlangen wünscht, sich 
häuslich niedergelassen hat und von unbescholtenem Wandel ist 
Wenn er bisher an einem anderen Orte gewohnt hat, muss er 
seine Aufführung, und wie er sich bis daliin ehrlich genährt hatt 
durch Zeugnisse der dasigen Ortsbehörde nachweisen. 

18. Auch unverheiratete Personen weibliclion ( Jeschlechts 
können, wenn sie diese Eigenschaften besitzen, zum Bürgerrecht 
gelangen. 

§ 19. Stand, Gebmt, Religion und überhaupt poiBÖnliche 
Verhältnisse machen bei Gewinnung des Bürgen^chts keinen 
Unterschied. Auch hergebrachte Voinfige der Bfirgerkinder und 
besondere Arten von Verpflichtungen der Unverheirateten etc. 
hören völlig auf; Kantonisten, Soldaten, Mindeijährigen und Juden 
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kann das Bürgerreclit aber nur unter den vorschriftsniässigen Be- 
dingungen zugestanden werden. Dieselben, imgleichen die Meno- 
nisten, sind auch nach Erlangung desselben in Absicht des Er- 
werbes van Grandatflcken und des Betriebes Yon Gewerben den 
Einschränkungen noch unterworfen, welche durch Litndesgesetze 
und Ortsverfassung:en bestinitiit sind. 

§ 20. Jeder, der wej^eii eines* Verbrechens das Bürjzerrecht 
verlieren würde, wenn er dasselbe schon besässe, imgleichen jeder, 
der wegen eines Verbrechens zur Festung oder zum Zuchthause 
auf drei Jahre oder zu einer hSrtem . Strafe yerurteilt ist und 
diese Strafe erlitten oder noch zu erleiden bat, kann das Bfirger- 
reeht nicht erlangen. 

§ 21. AVor schon zu einer Kriniinaluntersuchung gezogen, 
aber zu einer geringeren Strafe vei urteilt oder nur vorläufig los- 
gesprochen ist, dem muss auf den Antrag der Stadtverordneten 
das Bürgerrecht versagt werden. 

22. Auch im Konkurs befiingene, wegen Verbrechen in 
Kriminaluntersucliung begriffene und unter Kuratel gesetzte Per- 
sonen sind bis zu Ende des Konkurses, der Untersuchung und 
der Kuratel unfähig, das Bürgerrecht zu gewinnen. 

§ 23. Wer bis jetzt zum Bürgertum gehörige städtische 
Gewerbe betrieben oder GnindstHdce in mm Stadt erworben 
haben sdH;e^ ohne das Bürgerrecht besessen zu haben, muss letz- 
teres sogleich nach Publikation dieser Ordnung nachsuchen und 
erlangen oder beziehungsweise das betriebene städtische Gewerbe 
niederlegen und das erworbene (Grundstück veräussern. 

§ 24. Das Bürgerrecht wird in allen Städten, sie mögen 
bisher mittelbare oder unnuttclbare Städte genannt worden sein, 
imgleichen bei allen Bürgern, ohne Unterschied, ob sie Deutsche, 
namentlich Pfälzer, Franzosen oder von anderer Nation sind, vom 
i^Iagistrat des Orts erteilt. Es fällt daher die Annahme von Bür- 
gern durch andere Behörden, z. B. durch <len akadeniischen Senat, 
ganz weg. Der Magistrat hat jedesmal vor Erteilung des Bürger- 
rechts das Gutachten der Stadtverordneten darüber einzuziehen, 
ist aber nur im Fall des § 21, und wenn gesetzliche Einwendungen 
gemacht werden, daran gebunden. 

§ 25. Jeder, der P.flrger werden will, ist verbunden, dem 
Magistrat rien Bürgereid zu leisten und tuuss sich darin ver- 
pflichten, diese Ordnung aufrecht zu erhalten und das Beste der 
Stadt nach seinen Kräften zu befördern. 

g 26. Einem jeden Bürger liegt die Verpflichtung ob, zu 
den stiUltischen Bedflnhissen aus scanem Vermögen und mit seinen 
Kräften die nötigen Beiträge zu leisten und überhaupt alle städtische 
Lasten verhältnismässig zu tragen. 

§ 27. Er ist schuldig, ötlentliche Stadtämter, sobald er dazu 
berufen wird, zu übernehmen und sich den Aufträgen zu unter- 
zielieu, die ihm zum besten des Gemeinwesens der Stadt gemacht 
werden. 
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J 28. Alle andere» persönliche« Dienste sind die Bürger 
zur Sicherheit der Stadt und in jedem Notfiül sn flbemehmen 
schuldig. 

Da aucli eine Schützengilde in der Bürgerschaft zu den not- 
wendigen Anstalten hei jeder Stadt gehört, so soll durch ein ])e- 
sonderes Regleiaent das Näliere (iaruber zur Achtung jedes Bür- 
gers bestiuiuit werden. 

§ 29. Wenn nicht die persönliche Gegenwart der Börger 
wegen ausserordentUcfaer Gelemr ausdrflddich gefordert wird oder 
bei besonderen Gattungen von Dienstleistungen vorgeschrieben ist» 
so können sie diese personlichen Dienste durch andere taugliche 
Personen in ihrer Stelle verrichten lassen. 

^ 30. Kunst- und handwerksniässige Dienste sind die Bürger 
unentgeltlich zu leisten nicht verpflichtet. 

§ 31. Von Staatsdienem nnd anderen Personen im öffent- 
lichen Amte und Berufe kann die persönliche Gegenwart bei 
Diensten. \Yelche sonst in Person geleistet werden nifissen, nur 
insofern, als ihre Amts- und Berufs verriclitung solche zulässt. ver- 
langt werden. Sie sind indessen taugliche Stellvertreter zu be- 
stellen schuldig. 

§ 32. Befreiungen von allgemeinen persönlichen Ldstnngen 
der Bürger, sie mögen in ( leldbeiträgen oder in sonstigen Lei- 
stungen und Lasten bestehen, hnden durchaus nicht statt und 
können sowenig von einzelnen i\Iit gliedern als besondern (iesell- 
schaften der Stadtgenieine erworben werden. Anch mit Einwilli- 
gung der Stadtgemeine darf solches zum Nachteil der übrigen 
Bürger nicht geschehen. 

§ 33. Bisher genossene persönliche Befreiungen hören daher 
völlig auf, ohne Unterschied, ob solche seither mit gewissen Ge- 
schäften lind Wurden niirli Ii er gebrachter Verfassung verbunden 
waren, oder ob sie auf andrn Weise erlangt sind. 

§ 84. SämtHche Bürger einer Sti'idt, welche bich daselbst 
häuslich niedergelassen haben, sind berechtigt, mit Genehmigung 
des Magistrats ein jedes erlaubte Gewerbe zu betreiben, welches 
nicht in eine gewisse Zunft oder Innung eingeschränkt ist In 
Absicht der zünftigen Gewerbe bleibt es bei den allgemeinen und 
besondern Vorschriften und Verfassungen insoweit und so lange, 
als der Staat die darnach bestehende Einrichtung nicht ändert. 

^ 35. Vorstädtsche Einwohner können nur insoweit die 
bttrgerlicdten Gewerbe ausser den Ringmauern der Stadt betreiben, 
als nach der bestehendai indirekten Steuerverfossung der Betrieb 
derselben daselbst erlaubt ist 

§ Hfl. Abwesende Bürger sind schuldig, taugliche St'^lIvfT- 
treter am Orte selbst zu erueimen, an welche(n; man wegen aller 
Lasten und Pflichten sich halten kann, und die überall die Stelle 
des Abwesenden vertreten müssen. 

§ 37. Wer seinen Wohnsitz an emen andern Ort verlegt, 
verliert dadurch das Bfirgerrecht in der verlassenen Stadt Will 
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er solches erhalten, so iiiuss er binnen drei Monaten nach seinem 
Abzüge die Liiaubnis dazu beim Magistrat nachsuchen, welcher 
diesen Antrag den Stadtverordneten zum Gutachten vorzulegen 
imd nach Massgabe des letztem die Erlaubnis zu erteilen nnd 

zu versagen hat. 

§ 38. Bürcror, welche, ohne einen andern Wohnsitz 7u 
nehmen, sich aus der Stadt entfernen und wegen ihrer bürgerlichen 
Lasten und Pflichten keinen Stellvertreter am Orte ernennen, ver- 
liermi das Bflrgerrecht binnai zwM Jahren. 

§ 39. Wer für ehrlos erklärt, des Landes verwiesen oder 
nach ergriffener Flucht des Todes schuldig erkannt worden, ver- 
liert sein T?iiri^errecht sofort. Dasselbe trifft jeden, der eines Mein- 
eides, UrkundenverfSlschung, unredlicher \'ormundschafts- Verwal- 
tung und sonst eines qualifizierten Betrugs vom Richter überführt 
worden ist. Andere Verbrechen haben den Verlust desselben nur 
alsdann zur notwendigen Folge, wenn darauf nach Vorschrift der 
Kriminalgesetze ausdrücklich erkannt, oder der Verbrecher zum 
dritten Mal mit einer Kriminalstrafe für begangene Verbrechen 
belegt ^vorden ist. Docli k:mn jrdpr. der sirh (liirdi nioflortrüch- 
tige Handlungen verdächtig gemacht oder wegen emi s \ ei brechens 
Kriminalstrafe erlitten hat, durch einen Schluss der Stadtverord- 
neten des Bürgerrechts für verlustig erklSrt werden. 

Tit. IV. Von den Schutz verwandten. 

§ 10. Alle Einwohner, welche das Bürgerrecht nicht ge- 
wonnen haben, hcissen in Beziehung auf das stadtische Gemeine- 
verhältnis Schutzverwandte. 

g 41. Dieselben sind gleich den Bürgern in allen Polizei- 
und Gemeine-, mithin auch in den Gewerbe-Angelegenheiten der 
Ortspolizeibehörde, dem Magistrat, nebst den sonst dazu bestellten 
Behörden und deren Abordnnni:pn unterworfen. 

§ 42. S^olange sie niclit durch Erlangung des Bürgerrerlits 
aus der Kla.^. * dor Srhutzverwandten herausgetreten sind, düi ien 
sie nur solche bürgerliche Gewerbe betreiben, wozu es verfassungs- 
mässig des Bürgerredits nidit bedart 

§ 43. Auf andere Bechte wirklicher Bflrger, welche diesen 
als Mitgliedern der Stadtgememe zukommen, haben sie keinen An- 
spruch. 

§ 44. Sie sind schuldig, nach Massgabe ihres Gewerbes und 
ilu'er Vermögensumstände, in einem angemessenen Verhältnisse 
mit den Bürgern, zu den städtischen Lasten und Pflichten, im- 
gleichen zu den dfl:entlichen Anstalten, wenn sie den Vorteil der- 
selben mitgeniessen, beizutragen, wobei es sich von selbst versteht, 
dass die iji? o2 und 33 wegen UnznlHssigkeit der persönlichen 
B( frP!iin i,pT\ erteilten Bestimmungen auch auf die Scbutzverwaudten 
Anwendung hnden. 

§ 45. In Ermangelung näherer Bestimmungen sind sie jedoch 
zu persönlichen Diensten nur in dringenden Notizen, wo die Bfit- 
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^virkung der eipentlichen Bürger zur Ahweinluiig einer der Stadt 
drohenden Geiaiir nicht hinreichen würde, verpflichtet Wegen 
der Staatsdiener und anderen Personen im öffentUchen Amte und 
Bemfe finden dabei die Bestimmungen des vorigen Titels anch 
hier Anwendung. 

Tit. V. Von den Stadtgemeinen. 

§ 46. Der Inbegriff sämtlicher Bürger der Stadt macht die 
Stadtgemeine oder die Bürgerschaft aus. Alle diejenigen, welche 
in der Bürgerrolle eingetragen stehen, sind also als Mitglieder der 
Stadtgemeine zu betrachten. 

§ 47. D«r Magistrat des Orts ist der Vorsteher der Stadt, 
dessen Bahlen die Stadtgemeine unterworfen ist Seine Mit- 
glieder und die Subjekte zu den Offentiichen Stadtämtem wählt 
und präsentiert die Bürgerschaft. 

§ 48. Die Bürgerschaft selbst wird in allen Angelegenheiten 
des Gemeinwesens durch Stadtverordnete vertreten. Sie ist befugt, 
dieselben aus ilirer Mitte zu wählen. 

§ 49. Piiviiej^ien und Konzessionen, welche der Stadtgemeine 
vom Staate erteilt and, sowie auch die unter Genehmigung des 
Staats früher bereits abgefassten Beschlüsse derselben und sonstige 
Verfassungen dürfen den Bestimmungen dieser Ordnung nicht ent- 
gegenstehen und sollen nur insoweit, als dies mehr der Fall ist, 
gültig sein, zu dem Ende aber bei jeder Stadt iu ein besonderes 
Statut zusammengetragen werden. 

I 50. In diesem Statut, welches der Magistrat des Orts 
entwiift und worüber die Stadtvmrdneten sich erklären, soll zu- 
gleich niher bestimmt werden, welche Gewerbe von den Schutz- 
verwandten der Stadt betrieben werden können und welche das 
Bürgerrecht voraussetzen. 

§ 51. Das Statut selbst aber muss binnen drei Monaten 
nach Publikation dieser Ordnung zur Prüfung und Genehmigung 
der Landesbehörde geUingen; und nach erfolgter Bestätigung des- 
selben kann die Gemeine ohne Vorwissen und Genehmigung des 
Staats ebensowenig dieses Statut als die Ordnung selbst abändern, 
indem der Staat allein befugt ist, solclip zur allgemeinen Norm 
für die Zukunft zu erkbüen oder aufzuheben. 

§ 52. Der Bürgerschaft liegt es ob, dahin zu sehen, dass 
das zu gemdnsamen stidtischai Zweekoi bestimmte Vermögen 
demgemftss und zum besten der Stadt verwandt werde. 

§ 53. Auch in Ansehung desjenigen Tals des gemeinschaft- 
lichen Vermögens, wovon die Nutzungen lediglich für die einzelnen 
Miti:1i>(ler der Bttrgergenieinf^ bestimmt sind, ist die Stadtgemeine 
berechtigt zum besten der Stadt, sowohl für die jetzigen als künf- 
tigen Mitglieder der Gemeine, auf diese Nutzungen Verzicht zu 
leisten und solche zu ^emeinscliailliciien Zwecken der Stadt zu 
bestimmen; wobei es kemer gerichtlichen Verhandlungen, sondern 
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nnr eines gesetzlich abgefiissten Beschlusses der Stadtverordnetea 
und dessen Bestätij^np^ von Seiten des Magistrats bedarf. 

§ 54. Bei ganzen Klassen und Korporationen in der Stadt- 
gemeine soll nur in den Fällen, wenn solche eigene Vorsteher und 
Verwalter haben, denselben unter Aufeicht der Stadtgemeine und 
des Magistrats die Verwaltung ihres gemeinsehaftlichen Vermögens 
fiberhissen, sonst aber letztere von der Stadtgemeine besorgt 
werden. 

§ 55. Die zu gemeinsamen oder öttentiichen Zwecken be- 
stimmten, der Stadt zugehörigen Anstalten und Stiftungen stehen 
mit ihrem Vermögen unter der Aufsicht der StadLgemeine. 

§ 56. Dieselbe ist indessen verbunden, alles dasjenige, was 
zur Befriedigung des öffentlichen Bedfirinisses der Stadt Erfordert 
wird und aus dem Gemeine-Einkommen nicht bestritten werden 
kann, auf die Stadteinwohner zu verteilen und aufzubringen. 

§ 57. Die Stadtgenieine ist nicht berechtigt, durch Stimmen- 
mehrheit eineui oder etlichen Mitgliedern neue Lasten oder Ver- 
pfliehtimgea aufzuerlegen, oder einem oder dem andern gesell- 
schaftliche Rechte zu entziehen oder einzusdirlnken, sobald nicht 
gesetzliche Gründe solches rechtfertigen. 

§ 58. Soweniir n!s nach dem i< 82 seq. im TTT. Titel Be- 
freiungen von allgemeinen persönlii hon T-aRten der Stadt künftig 
unter irgend einem Verwände statthnden sollen, ebensowenig ist 
auch die Stadtgcnieine befugt, Privatgiundstücke von irgend einer 
Gemeinelast zu befreien, möge solche in Abgaben, andern Leistun- 
gen oder Duldungen bestehen. Privatgrundstücke, welche nicht 
bereits bei Pu1)likation dieser Ordnung dergleichen Befreiungen 
rechtsgültig erworben und h{^sp?srn haben, können solche über- 
liaupt auf keine Art mehr erlangen. 

§ 09. Bei Privatgrundstücken aber, die sich wirklich im 
Besitz einer rechtsgültig erworbenen Befreiung b^den, wird der 
ümfimg der Beft-eiung ausdrücklich dahin beschränkt, dass solche 
nnr im gewohnliclien Zustande der Dinge und in keiner weiteren 
Ausdehnung, als dieselbe bisher von dem einzelnen Grundstücke 
besessen worden, fernerweit stattfinden sollen und anerkannt 
werden dürfen, 

§ 60. Die Stadtgememe ist auch befugt, diese Befreiungen 
ohne Unterschied, von welcher Gattung sie sein mögen, den Be- 
sitzern der betreffenden Grundstücke gegen gi*unds:itzliche Ent- 
schädi^iTTiLT abzukaufen. Die (irundsätze zum Verfahren bei dieser 
Ablösung werden in einer allgemeinen Verordnung bestimmt 
werden. Sobald dies geschehen ist, kann die Bürgerschaft von 
ilu-er Befugnis zu jeder Zeit Gebrauch maclien. 

§ 61. Jedes Hitglied der Bfirgtt'schafk übernimmt, ohne dass 
es deäalb einer Bekanntmachung bei seiner Aufnähme bedarf, die 
VerpHichtungen seines Verhältnisses, mithin auch die Verbindlich- 
keit, die nötigen Beiträge zur Berichtigung schon vorhandener 
Gemeinschulden gleich andern Bürgern zu leisten. 
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§ 62. Hat ein Mitglied der Stadtgeioeine die gesellschaft- 
lichen Vorteile eines Jalires ganz oder zum Teil bereits genossen, 
so kann dasselbe vor Ablauf dieses Jahres nicht anders austreten, 
als w^iii es aucli alle in dieses Jahr feilende Lasten entrichtet 
oder die Stadtgemeine dafür entsdiSdigt Sonst stehet es jedem 
frei, ohne weiteres nach Gutbofindrn nnsznscheiden, nur muss dieser 
Vorsatz jederzeit dem Magistrat zuvor angezeigt werden. 

§ 63. Iinvieweit Mitglieder der Gemeine, welche dem ge- 
meinschaftlichen Zwecke vorsätzlich oder sonst beharrlich zuwider 
handeb, von den Stadtverordneten ans der G^dne gestossen, 
ihnen Bedite, die den dnzelnen Mitgliedern als solchen zukommen, 
entzogen, ihre Lasten vermehrt, oder sie sonst von ihnen gestraft 
werden können, soll in dieser Ordnung unter den betrelfenden 
Titeln für die einzelnen Fälle, wo die diesfallige Berechtigung 
eintritt, ausdrücklich bestimmt werden. 

§ 64. Dieses Stiafredit gegen die Mitglieder wird ohne be- 
sondere Form, bloss mit Beobachtung der hierin vorgeschriebenen 
Modalitäten und innerhalb äßt hierin bestimmten Grenzen ausgeübt 

^ ^10. Die Berufung auf die vom Staate anireordneten Richter- 
stühle tmdet gegen solche Strafverfügungen nicht statt, sobald die 
Klage nicht darüber geführt wird, dass die Grenzen des Straf- 
rechts überschritten seien. 

§ 66. Ausser den in dieser Ordnung speziell bestimmten 
Fällen hat aber die Stadtgemdne als solche durchaus kein Straf- 
recht gegen ihre Mitglieder. 

§ 67. Xon allen nach Tnlinit diosor Ordninig der Stadt- 
gemeine beigelegten oder derselben ^.unst zn^tehenden Rechten 
wird einzig und allein die Befugnis der Stadtverordneten-Walü 
von der Stadtgemeine in der Gesamtheit ausgeübt 

§ 68. Alle übrigen innere« sowohl als äusseren Angelegen- 
heiten der Stadtgemeine werden durch Beratschlagungen und 
Schlüsse ihiei- nach der Vorschrift des folgenden Titels erwählten 
Stadtverordneten angeordnet, es mögen diese Angelegenheiten die 
Stadtgemeine, als eine moralische Person betrachtet, oder die Mit- 
glieder derselben als solche betreifen. 

Tit. VI. Von den Stadtverordneten. 
Abschnitt I. Von der AVahl und dem Wechsel derselben. 

§ 69. Die A'ertretung der Stadtgemeine oder Bürgerschaft 
durch Stadtverordnete ist notwendig, weil jene aus zu vielen Mit- 
gliedern besteht, als dass ihre Stimmen über ölfentUche Angelegen- 
heiten jedesmal einzeln vernommen werden könnten. Deshalb soll 
in jeder Stadt nach deren Grösse, der Widiti^eit der Oewerbe 
und dem Umfange der Angelegenheiten des Gemeinwesens eine 
angemessene Repräsentation der Bürgerschaft besteilt werden und 
künftig bestehen. 

§ 70. In kleinen Städten werden 24 bis 36, in mittleren J36 
bis 60 und in grossen 60 bis 102 geeigenscliaftete Älitglieder der 
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Rtadtgemeine dazu erwählt Innerhalb ♦lieber (Frenzen hat jeder 
Magistrat mit Zuziehung der jetzigen Bürgerschaftsvorfeteher nach 
dem Bedürfnis des Orts behuiä der ersten Wahl die zu bestellende 
Anzahl zu bestimmen. 

§ 71. Damit aber durdi TodesflUle, langwierige Krankheiten 
und lange Geschäftsreifien die Anzahl der Stadtverordneten nicht 
während des Zeitraums, für welchen sie bestellt sind, vermindert 
werden möge, so werden jedes!« bei der Wald der Stadtverord- 
neten ebensoviele Stellvertreter derselben erwälilt, als der dritte 
Teil der neuerwählten Stadtverordneten ausmacht . 

L72. Die Wahl der Stadtverordneten und Stellvertreter 
n wird in den verschiedenen (nach § 11 seq. im II. Titel 
za bildenden) Bezirken der Stadt bewurkt Die Zahl der im ganzen 
zu wählenden Subjekte muss daher auf die Wahlbezirke nach Ver- 
hältnis der darin vorhandenen stimmfähigen Bürger verteilt werden. 

§ 73. Die Wahl der Stadtverordneten ikk h Ordnungen, 
Zünften und Korporationen in den Bürgerschatten wird dagegen 
hierdurch völlig aufgehoben. Es nehmen an den Wahlen alle 
stimmföhigen Bürger Anteil, und es wirkt jeder lediglich als Mit- 
glied der Stadtgemeine ohne alle Beziehung auf Zflnfte, Stand, 
Korporation und Sekte. 

74. Das Stimmrecht zur Wahl der Stadtverordneten und 
Stellvertreter steht zwar in der Kegel jedem lUirger zu; jedoch 
bind als Ausnahmen folgende davon ausgeschlossen: a) diejenigen, 
welche nach den §^ 20 und 2_: im III. Titel unfähig sein würden, 
das Bürgerrecht zu erlangen, wenn sie solches nicht schon be- 
Bässen, b) Magistratsmitglieder während der Dauer ihres Amts, 
c) Bürger weiblichen Geschlechts, d) unangesessene Bürger — in 
grossen Städten, deren reines Einkommen noch mehr l'OO Rthlr. 
— und in mittlem und kleinen Städten, deren reines Kinkoninien 
noch nicht 150 Rthr. jälirlich beträgt, und n) Personen, welchen 
als Strafe das Stimmrecht entzogen ist 

§ 75. Ausserdem können Borger, welche einer von den § 21 
im nl Titel bestimmten VorwQrfen trifft, nur mit Einwilligung 
der Stadtverordneten-Versammlung und bis dahin, dass letztere 
nach dieser Ordnung organisiert worden, auf keinen Fall eine 
Stimme bei besap:ten Wahlen abgeben. 

§ 7(). Ob unan^^esessene BCn-ger das § 74 unter dem Buch- 
staben d bestinnnte reine Einkommen besitzen, soll von den Stadt- 
verordneten geurüli und bestimmt werden. In der Regel genügt 
die Wissenscian; der prfifenden Stadtverordneten, dass der Borger 
das geordnete reine Einkommen wirklich besitze. Behufs der ersten 
Stadt verordneten wähl geschiehet die Prüfung und Bestimmung vom 
Magistrat mit Zuziehung der jetzigen Bürgerschaftsvorsteher. 

?; 77. Wpr einmal als stiinnifähitr nnpononimcn ist und einer 
Wahl mit beigewoluU liat, kann nur nacii soi j^ialti^ier Prüfung und 
gewissenhafter Überzeugung der Stadtverordneten durch deren 
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Beschluss deshalb, weil sein jähriges Euikommen zu geringe sei 
davon wieder ausgeschlossen werden. 

§ 78. Ebenso kann Jeder Bfirger, weleher ans diesem Gninde 
bis dahin nicht stimmfiUiig war, zuni Stiminreeht gelangen, sobald 
die Stadtverordnetenversammlung sich überzeugt, dasB sein Ein- 
kommen von dem vorgeschriebenen Belanp:e sei. 

§ 79. Der Majnstrat hat von der ganzen Stadt^ und zwar 
von jedeui Bezirk derselben besonders, eine zuverlässige Bürger- 
rolle zu fuhren. In dieser Bürgerrolle ist in einer besonderen 
Kolonne zu vermerken, ob der Bürger stimmfähig sei oder nicht. 

§ 80. Die Versammlung der Stadtverordneten hat jälu-lich 
vor der neucii W;i]il die Bürirerrollen in Beziehun«: -inf Stiiinn- 
fäliigkeit zu untersuchen, diejeiiiue]i, welche das erforderliche reme 
Einkoiiuiien erst erlangt haben, in Zugang zu bringen und die- 
jenigen, deren Vermögen so abgenommen hat, dass sie das vor- 
schmksmSssige reine Einkommen nicht mehr besitzen, auszu- 
streichen. 

§ 81. Jeder stimmföhige Bfirger ist verbunden, in der Wahl- 
versammlunfij des Bezirks, in dessen Biirjjerrolle er eingetragen 
steht, in Person zu erscheinen oder sich mit gesetzlichen ( tründen 
beim Bezirksvorsteher zu. entschuldigen. Er kann weder in einem 
andern Bezirk noch durch emen Bevollmächtigten das Wahlrecht 
aasflben. Insoüem er seinen Wohnort im Laufe des letzten Jahres 
in einen andern Bezirk verlegt liat, mnss er sich beim Magistrat 
erkundigen, ob er auch gehörig in die Rolle des Bezirks, worin 
er wohnt, übertragen ist. 

§ 82. Bei jeder \V ahlversaniiniuuji werden iliejenigen, welche 
skh eingefunden haben, mit der BfirgerroUe des Bezirks ver- 
glichen. Sollte aus Irrtum lemand erschienen sein, der nicht zu 
dem ^^'ahlbezirk gehört oder nicht stimmföhig ist, so wird er 
deshalb bedeutet und mnss sich ontfornpii. 

§ 83. Die vAwii ausgebliebeneu stininitahigen Bürger werden 
durch die Beschlüsse der anwesenden verbunden. Sollte jemand 
so wenig Bürgersinn besitzen, dass er, ohne sich auf eine gesetz- 
liche Art entsäiuldigt zu haben, wiederhokntlich nicht erschiene, 
so sollen die Stadtverordneten befugt sein, ihn durch ihren Be- 
schluss (los Stiiiinirpchts und der Teilnahme an der ötfentlichen 
\ erwaitung für verlustig zu erklären oder auf gewisse Zeit davon 
auszuschUessen. 

§ 84. Wahlfäliig ist jeder Bürger, der ein Stimmrecht hat, 
ausserdem aber niemand. Nur in. dem Bezirk, wo der stimm- 
fllhige Bürger verzeidmet ist, darf er gewählt werden. In diesem 
kann solches geschehen, er mag bei der Wahlversammlung an- 
wesend sein oder nicht. 

85. Von den in jedem Bezirk zu erwälilenden Stadtver- 
ordneten und Stellvertretern müssen wenigstens zwei Drittel mit 
Häusern in der Stadt angesessen sein. 

§ 86. Die Stadtverordneten sowohl als auch die Stellvertreter 
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werden auf drei Jahre und zwar bei der ersten Wahl mit der 
vollen Aiizaiii, bei den folgenden Wahlen aber jedesmal mit einem 
Drittel derselben gewäiilL Dagegen scheidet jälirlich ein Drittei 
aus und dieses Drittel, wd am Ende des ersten und zweiten 
Jahres durchs Loos, hiemächst aber jederzeit durch das Dienst^ 
alter bestimmt. Im zweiten Jahr kann aber nur unter denen 
geloset wcrdeih welche schon zwei Jahre Sta dt \- erordnete gewesen 
sind, und das&dbe gilt von den Stellvertretern. 

§ ö7. In jedem Jahre versammeln sich die stimnitähigen 
Gemeindeglieder der Stadt in einem für jeden Ort ein fOr allemal 
zu bestimmenden Monat zur Wahl der Stadtverordneten. Sie 
nimmt allemal nach vorhergegangener gottesdienstlicfaen Handlung 
ihren Anfang. 

§ 88. Der Magistrat bestimmt Tag, Stunde und Ort der 
Versamnilung und deputiert für jeden Bezirk einen Komniissarius 
aus seiner Mitte oder den Bezirksvorsteher. Dieser Kommissarius 
hat den Vorsitz, jedoch nur in den hierin ausdrficklich bestimmten 
FSllen eine Stimme bei der Wahlversammlung. 

§ 89. Dio Einladung geschieht wenigstens 14 Tage vor dem • 
Wahltage und zwar in solchen Städten, wo Zeitungen und IntelH- 
genzblätter ei srhcineii, durch zweimaliges Einrücken in diese öüent- 
flche« Blätter und durch Anschläge au den Kirchthüren und an- 
dern dazu schicklichen Orten. In andern Städten soll solche 
gleichmässig durch Anscfalfige und zweimal von d^ Kanzeln be- 
wirict werden. 

§ 90. Das Wahlgeschäft beginnt in der Art. dass der Magi- 
fstrats-Kommissarius die 79 bis 104 in diesem Abschnitt laut 
und deutlich vorlieset und hiemächst bekannt macht, wieviele Per- 
sonen überhaupt zu wählen sind und wieviele Hausbesitzer dar- 
unter mindestens begriffen sein müssen. 

§ 91. Sodann schreiten die Versammleten zur Wahl eines 
Wahlaufsehers und flroior Beisitzer aus ihrer Mitte. Der Bezirks- 
vorsteher schlägt zu diesem Posten die Personen vor und die an- 
wesenden stimmfähigen Bürger beschliessen darüber durch Stimmen- 
melurheit Wenn die Stimmen gleich sind, giebt die Stimme des 
Kommissarius den Ausschlag. Die Stimmen werden bei diesem 
GeschSft auf dem kürzesten Wege, durch Aulhebung der Hände 
abgegeben. 

§ 92. Dem Wahlaufseher und den Beisitzern liegt es ob, 
auf den ordnungsmässigen Gang der Wald der Stadtverordneten 
und Stellvertreter derselben zu achten und die dabei vorkom- 
menden speziellen Geschäfte zu besorgen. Von den Besitzern 
fuhrt der eine das Wahlprotokoll und der zweite die Kandidaten- 
liste. Der dritte bewirkt den Umlauf des Gefiisses zur Einsamm- 
lung der Stimmen, und der Wahl infseher eröflnet dieses Gefäss. 

§ 93. Jedem stininifähigeu iiürger steht es frei, einen Kan- 
didaten laut \orzuschlagen und kurz zu bemert^n, was zu seiner 
Empfehlung dient Dieser wird in der liste der Wahlkandidaten 
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verzeichnet. Werden Nichtwahlfahige vorgeschlagen, so protestiort 
der Magistrats-Kommissarhis mit Anzeige des Grundes gegen den 
Vorschlag. Ausserdem iiat er aber kein Recht, gegen den Vor- 
schlag etwas einzuwenden. 

§ 94. Über die WaUkandidaten werd^ die Stimmen der 
Reihe nach gesammelt Jedes Mitglied erhält ein wdsses und ein 
schwarzes Zeichen, wovon jenes ftr und dieses wider den Kan- 
didaten gilt Es geht alsdann ein verdecktes Gefass herum, in 
welches von jedem eins dieser Zeichen geworfen wird. Das zweite 
Zeichen niuss jedes Mitglied in ein anderes verdecktes Geföss 
zurücklegen. 

§ 95. Das erstere Gefass, worin die Stimmen gesammelt 
worden, wird vor der Versammlung vom Wahlau&eher gedffnet 

und die Wahl fÖr richtig erklärt, wenn so viele Zeichen von 
beiderlei Farben zusammen vorgefunden werden, als Wähler gegen- 
wärtig sind. Wer die Stimmenmehrheit wider sicli hat, wird auf 
der Kandidatenh'ste gelösclit Wer sie fiir sich hat, wird mit der 
Anzahl der ihm günstigen Stimmen in die Kandidatenliste bemerkt 
Sind die Stimmen gleich, so entscheidet die Stimme des Kom- 
missarius. 

§ 96. Ist über sämtliche verzeichnete Kandidaten gestimmt, 
so vergleicht man die Anzahl derer, die die Stimmenmehrheit für 
sich haben, mit der Anzahl der von dem betreffenden Bezirk zu 
wählenden Stadtverordneten und Stellvertreter derselben und unter- 
sucht, wieviele von jenen Hausbesitzer sind. 

§ 97. Sind die nötigen Subjekte noch nicht vorhanden oder 
darunter weniger Hausbesitzer begriffen, als erfordert worden, so 
können zur Ergänzung der Fehlenden und zur fernerweiten Stimmen- 
sammlnng Kandidaten sich selbst melden, oder andere Mitglieder 
neue Vorschläge machen. Die liieniächst noch fehlenden müssen 
der Wahlaufselier und dessen Heisitzer nach der Reihe vorschlagen. 

^ 98. \'ou diesen mit der Stimmenmehrheit verzeichneten 
Kandidaten werden diejenigen, welche die meisten Stimmen iür 
sich haben, Stadtverordnete und die übrigen Stellvertreter der- 
selben. Sind mehrere Kandidaten mit der Stimmenmehrheit ver- 
merkt, als Subjekte zu wählen, so scheiden diejenigen aus, weldie 
die wenigsten Stimmen für sich haben. 

§ 99. Findet sich aber, dass bei diesem Verfahren die er- 
forderliche Anzahl von Hausbesitzern unter den Stadtverordneten 
nicht begriffen sein würde, so werden zuerst so vide Hausbesitzer, 
als nötig sind, nadi d^ BangCHrdnung, welche ihnen die Anzahl 
der Stimmen giebt, und hiernächst nur so viele, als ausserdem er- 
fordert werden, von ilon übrigen mit der Stimmenmehrheit ver- 
zeichneten Kandidaten zu Stadtverordnoton bestimmt und angezeigt. 

§ 100. Ebenso wird es hei Ernennung der Stellvertreter 
derselben gehalten. Indessen genügt es hierl)ci schon, wenn so 
viele Hausbesitzer, als zu Stadtverordneten und Stellvertretern der- 



Digitized by Google 



3. StädtMidnung Ton 1808. 



17 



selben zusammen nötig sind, sich überhaupt in beiden Klassen 
befinden. 

§ 101. Wenn mehrere mit der Stimmenmehrheit verzeich- 
nete Kandidaten gleich viele Stimmen fOr sidi haben, so hat, wenn 
es darauf ankommt, wer Ton ihnen Stadtverordneter oder Stell- 
vertreter derselben werden oder für diese Wahl ausscheiden soll, 
allezeit der im Bezirk mit einem Grundstücke ^gese^^sene Bürger 
vor dem unani^esessenen den \'orzu^^ Lässt sich iiiernach die 
Sache nicht entscheideü, so muss solches durchs Los geschehen. 

§ 102. Das Wahlprotokoll soll die Zahl der anwesenden Mit- 
glieder enthalten und mit einer namentlichen Liste der fehlenden, 
im^eichen mit den öffentlichen Blättern und Attesten der P£su'rer 
begleitet sein, wodurch die £inladung zu der Wahlversammlung 
geschehen ist 

§ 103. Die erwählten Stadtverordneten und Stellvertreter 
müssen sämüieh im Wahlprotokolle mit ihrem Charakter, Gewerbe, 
Vor- und Famfliennamen, imgleichen mit der Bem^kung ver- 
zeichnet werden, ob sie Hausbesitzer sind oder nicht 

§ 104. Sodann folgt die Erklärung, dass solchen durch di'^se 
Wahl diejenigen Rechte und Verbindlichkeiten beige! e^it wiüdeu, 
welclie den Stadtverordneten und Stellvertretern derselben nach 
den bestehenden Gesetzen zukoninien. 

§ 105. Hiemächst wu^ das Wahlprotokoll der Wahlver- 
sammlung von dem Wahlaufseher laut vorgelesen und von dem 
Magistrats -Kommissarius dem Bezirksvorsteher, insofern dieser 
nicht zugleich Magistrats-Kommissarius ist, dem Waldaiifrelier, den 
dreien Beisitzern und sedis andern Mitgliedern der Versammlung, 
die nicht zu den erwälilten Stadtverordneten und Stellvertretern 
gehören, unterschrieben. 

§ 106. Das Wahlprotokoll wird nach beendigtem Geschälte 
von dem Magistrats-Kommissarius sofort dem Magistrat übergeben.. 

§ 107. Der Magistrat lässt jedes ^^"^hlp^otokoll, sowie es- 
eingeht, von der Stadtverordneten-Versamnilunpf prüfen, bestätigt 
sodann die Wahl, insofern sich dagegen nichts Wesentliches zu er- 
innern findet, und fertigt auf den Grund der Wahlprotokolle eine 
von ihm beglaubigte Nachweisung von sämtlichen soldi^gestalt 
erwählten Säidtverordneten und Stellvertretern der Stadtverord- 
neten-Versammlung zu. Bei der ersten Walil geschieht t diePrüfimg 
vom Magistrat mit den jetzigen Bürgerschafts-\'orstehern. 

Abschnitt II. Von den Rechten und Verhältnissen der 

Stadtverordneten. 
§ 1Ü8. Die Stadtverordneten erhalten durch ihre \Vaiil die 
unbeschränkte Vollmacht, in allen Angelegenheiten des Gemein- 
wesens der Stadt die Bflrgergemeine zu vertreten, sämtliche Ge- 
meine-Angelegenheiten fttr sie zu besorgen und in betreff des ge^ 
meinschaftlichen Vermögens, der Rechte und der Verbindlichkeiten 
der Stadt und der Bürgerschaft namens derselben verbindende 
Erklärungen abzugeben. 

Altiuann, Urkk. t. brandb.-prensi«. Yerfa«8uagflgescb. II. 2 
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§ 109. Beboiiders siini sie befugt iin<i veipüichtet, die zu 
den öffentlichen Bedüriuiaaen der Stadt nötigen Geldzuschüsse, 
Leistungen und Lasten auf die Bürgerschaft zn verteilen und zu 
deren Aufbringung ihre Einwilligung 2U geben; auch fibeiliaupt 
die gemeinen Lasten und Leistungen zu regulieren. 

§ 110. Die Stadtverordneten sind bereclitigt, alle diese An- 
gelegenheiten ohne Rücksprache mit der Gemeine abzumachen, 
es mögen solche nach den bestehenden Gesetzen, bei den Korpo- 
rationen von der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder oder 
jedes einzelnen Mitgliedes abhangen. Sie bedfirlen dazu weder 
einer besondem Instruktion oder Vollmacht der Bürgerschaft 
noch sind sie verpjSichtet, derselben über ihre Beschln>>e Rechen- 
schaft zu geben. Das Gesetz und ilirc Wahl sind ihre \'ollmacht, 
ihre Überzeugung und ihre Ansicht vom gemeinen Besten der 
Stadt ihre Instiuktiou, Au Gewissen aber die Behörde, der sie 
deshalb Rechenschaft zu geben haben. Sie sind im vollsten Sinne 
Vertreter der ganzen Bürgerschaft, mithin so wenig ^\^rtreter des 
einzelnen Bezirks, der sie gewälilt hat, noch einer Korporation, 
Zunft etc., zu der sie zufällitr gehören. 

§ III. Die Stadtverordneten hal)en aber nicht einzeln, son- 
dern nur in der Gesamtheit die Befugnis, durch gemeinschaftliche 
Beschlüsse nach nihenn Inhalte dies^ Ordnung von der gesetz- 
lichen Vollmacht Gebrauch zn madien. 

§ 112. In jedem Orte bild«i die Stadtverordneten eine 
eigene Versammlung unter dem Xamen: Stadtverordneten zu 

§ IIH. Niemand, der nicht wirklicher Stadtverordneter ist, 
vsoll den Sitzungen dersell)en beiwohnen. Die Annahme eines be- 
sondern, zur Zalil der Stadtverordneten nicht gehörigen Rechts- 
verstandigen fOr die Versammlungen der Stadtverordneten darf 
daher unter keinem Vorwande stattfinden. Der S}'ndikus des 
Magistrats wird solclien bei Beratungen Aber rechtliche Gegen- 
stände den Vortrag machen. 

§ 114. Alle Stadtverordnetensieiieu müssen unentgeltlich 
verwaltet werden; und es wird jede Remuneration einzelner Stadt- 
ver(»rdneten nm so meiir ausdrflddich untersagt, als die Annahme 
solcher Remunerationen ohnehin schon Mangel an Gemdnsinn 
verraten würde. Auch Spoi-teln und Immunitäten jeder Art sind 
unzulässig. Knr )\ire Auslagen dürfen erstattet weiden. 

§ 115. .Ilm 1er Stadtverordnete wird dagegen durch das Ver- 
trauen, weklics die lUii gLiscliaft vennöge der auf ihn gefallenen 
Wahl ihm bezeigt, in eineui hohen Grade geehrt und hat daher 
unter seinen Mitbfirgem auf eine vorzflgliche öffentliche Achtung 
Anspruch. 

§ 11 G. Die Versammlung der Stadtverordneten soll einen 
^'orsteher und einen Protokollführer, für jeden dieser Posten aber 
euien Stellvertreter beständig liaben. Sie werden von der Stadt- 
verordneten-Versammlung uub deren Mitte aul ein Jalu^ gewählt 
Kur würkUdie Staatsdiener und praktizierende Justizkommissarien 
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sind zu diesen Ämtern nicht walilföhig. Entsteht im T.aiife des 
Jahres unter dem Vorsteher und Protokollführer ein Abgang, so 
übernimmt der Stellvertreter das Amt auf die Zeit, in welcher der 
Abgehende das Amt za T^nralten hatte, und dessen Stelle wird 
durch neue Wahl besetzt. 

§ 117. Die für jeden Ort bestimmte Anzahl von Stadtver- 
ordneten soll beständig voUzähliLr vorhanden sein. Es rücken 
daher bei eintretenden Erledigungen die Stellvertreter der Stadt- 
verordneten in derjenigen Ordnung ohne weitere Wa)il an l e 
Stelle der abgegangenen ein, wie sie Stimmen bei üirei Wuiii 
gebabt hatten, sodass diejenigen, welche die meisten Stimmen 
haben, zuerst einrücken. Sie bekleiden die erledigten Stellen so- 
lange, als selbige die Abgegangenen zu bekleiden haben würden. 
In den Platz ausgescliiedener Ilaiisbositznr müssen mit Häusern 
angesessene Stellvertreter wieder eintreten, wenn sonst nicht zwei 
Drittel der Stadtverordneten aus Hausbesitzern bestehen würden. 

§ 118. Der Magistrat des Orts mnss von den Mitgliedern 
der Stadtverordneten-Versammlung, deren Vorstehern und Proto- 
kollführern, den Stellvertretern der beiden letztem nnd den Stell- 
vertretern der Stadtverordneten jederzeit genau unterrichtet sein. 
Ihm ist daher jede Veränderung mit Benennung der Personen, 
wobei solche eingetreten ist, ohne Verzug von der Stadtverordneten- 
Versammlung anzuzeigen. 

§ 119. Die Stadtverordneten versammeln sich w^igstens 
monatlich einmal, wo es aber das Bedürfnis erfordert, öfter zu einer 
ordinären Sitzung. In dringenden Fällen kann der Vorsteher 
ausserordentliche Sitzungen durch einen Umlauf ansagen lassen. 

§ 120. Jedem Bürger sowie auch jedem Stadtverordneten 
steht es frei, über alle das Gemeinwesen der Stadt angehende 
Gegenstände der Stadtverordneten-Versammlung seine Meinung 
und seine Vorschläge sdiriftlich einzureichen, stattfindende MSngä 
anzuzeigen und Verbesserungen in Antrag zu bringen. 

§ 121. Die \'ersammlung der Stadtverordneten ist nnr dann 
befugt zu beratschlagen und Schlüsse zu fassen, wenn wt iiiLi-tens 
zwei Drittel der Stadtverordneten anwesend sind. Deshalb muss 
in jedem Beschluss der Stadtverordneten-Versammlung ausdracklich 
bemerkt werden, ob sämtliche Stadtverordnete oder wie viele 
davon anwesend und wie viele abweswid waren. 

§ 122. Die Beschlüsse der Versammlung werden in allen 
Anp^elegenheiten nach vorheriger Beratschlagung durch eine ab- 
solute Stimmenmehrheit gefasst. Sind die Stimmen gleich, so ent- 
scheidet die Stinune des \'orstehers. Zwischen ordinären und 
ausserordentlichen Angelegenheiten findet bei den Beschlossen kein 
Untersdiied statt. 

§ 123. Die Beschlüsse werden vom Vorsteher, vom Protokoll- 
führer und wenigstens von sechs andern Mitgliedern unterschrieben 
und müssen allezeit dem Magistrat eingesandt werden. 

§ 124. Die Stadtverordneten sind zur rriiiung der ihrer 
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Fürsorge anvertraueten Angelegenheiten Deputationen zu er- 
nennen befugt 

§ 125. Jede Nachricht ttber VerfiuBSimg und Verwaitmig der 

Zünfte oder sonst Qber Qegenstlnde des Gemeinwesens am dOA 
Stadtverordneten auf deren Ansuchen von den Behörden zuvor'- 
lässig und vollständig mit^^oteüt werden. 

§ 126. Die Beschlübt^e der Stadtverordneten-Versaiumiung, 
wenn solche die allgemeinen Angelegenheiten der Stadt betreffen, 
verhindai alle Einwohner d^wloen, sie seien Borger oder SchutE- 
verwandte. 

§ 127. Doch kann die Stadtverordneten- Versammlung keine 

gefasste;/ Beschlösse mit ÖfFentlirlier Autorität selbst zur Ausffihnmg 
T>rin^'en. Der Magistrat des Orts ist allein dazu befugt und haftet 
dafür, dms nichts gegen den Staat und gegen die Gesetze aus- 
geführt werde. 

§ 128. Behnfe der GeschSfisfilhrung der Stadtverordneten 
bei ihren Verhandlungen erfolgt eine besondere Instruktion [mV^ 
au/pevonwieti] hierneben, wornach dieselben sich gemessenst zu 
aditen haben. 

§ V29. Nur notwendige Geschättsreisen. Krankheiten und 
andere di iiigende \ eranlasbungen können da^ Ausbleiben von 
Stadtverordneten aus der Sitzung entschuldigen. Sie mfisaen aber 
dem Vorsteher angezeigt werden. Der Vorsteher kann, wenn 
solches unterlassen wird, das Ausbleiben beahnden. 

§ 1 ^0. Dasspll>e i^t bei jedem die Ordnung und Ruhe störenden 
Betragen der Fall, wenn der Zuruf zur Ordnung nicht beachtet wird. 

§ 131. Wer zwei- oder gar dieimal hintereinander ohne 
gehörige Entschuldigung ausgeblieben ist oder wiederholentlich 
Ordnung und Ruhe gestört hat, kann von der Versammlung durch 
Stimmenmehrheit entwed^ auf eine bestimmte Zeit oder für immer 
aus den Versammlungen ausgeschlossen werden. 

§ 132. Jeder Stadtverordneten- Versammlung bleibt es über- 
lassen, dio Strafen für die einzelnen Fälle und unter andern auch 
für den Fali des zu späten Erscheinens in den Sitzungen durch 
Besdihiss zur künftigen Norm zu bestimmen. Kur dürfen keine 
andere/t Gattungen von Strafen als die vorbemerkten und Geld- 
strafen höchstens bis zu fünf Thaler angenommen werden. Die 
Geldstrafen werden werden dem Magistrat angezeigt und von 
diesem zum Armenfonds eingezotroii. 

§ 133. In allen Fällen, wo die Bevollmächtigten der Stadt- 
verordneten nach den Gesetzen einer Spezialvollmacht von der 
Stadtverordneten^-Versammlnng bedOrfen würden, soll ein vom 
Vorsteher und sechs Mitgliedern vollzogenes und vom Magistrate 
des Orts bestätigtes Zeugnis: ,,dass durch einen gesetzlich abge- 
fassten Beschluss der Stadtverordneten-Versaumüung die Bevoll- 
mächtigten bevollmächtigt seien" die Stelle der Vollmacht ver- 
treten. Dieses Attest niuss jedoch mii dem gesetzlichen Stempel 
begleitet werden. 
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§ 134. Berichte, Urkunden und Instruktionen werden ausser 
dem Vorsteher und Protokollführer von drei andern Mitgliedern, 
die übrij^^cn An^^ff rtiirungen und alle Beglaubigungen aber l>loss 
von jenen unterer bl ieben. Urkunden werden jedesmal Ijesiegelt. 

§ 135. Bei der Unterschrift und in dem Siegel führt die 
Versammliuig den ihr im | 112 beigelegten TiteL 

§ 136. Es werden aUe Ausfartigungen der Stadtrerordneten 
ohne Unterschied ganz kostenfrei bewirkt. 

§ 137. Vorc,tohor und Protokollführer sind nebst den Unter- 
bedienten für die Folgen der von ihnen vernachlässigten Geschäfte 
verhaftet 

§ 138. Die Kosten des Geschäftsbetriebs der Stadtverord- 
neten trägt die Kammereikasae und werden bei solcher verrechnet 
§ 139. Das Gelass für die Yersammlnngen Int fOr jetzt der 

Maiü^strat den Stadtverordneten vorzuschlagen und in Ermangelung 
einer andern schirklichen Gelegenheit auf dem Rathause anzu- 
weisen. Den Stadtverordneten steht es aber frei, künftig nach 
(lefalien eine Änderung damit zu treffen. 

» 

Tit VII. Von den Magistraturen nnd Bezirksvorstehern. 

§ 140. In jeder Stadt darf für den ganzen Polizeibezirk 

der^cllton nur ein Magistrat sein. An Orten, mo mehrere Magi- 
straturen jetzt bestehen, werden soirfio in fiiiom Magistrat ver- 
einigt Auch für Pf?i!zer- und französische Kolonien können be- 
sondere Magistraturen nirgends weiter stattfinden. 

§ 141. Das Magistratskollegium soll überall aber nnr aus 
Mitgliedem der Bürgerschaft bestehen, die das Vertrauen derselben 
gemessen. Jeder mit Gemeinsinn erfüllte Bürger wird, auch ohne 
Vorteile ffir seine Person dabei zu beabsichtigen, dieses ehrenvolle 
Amt gern iibei iichmen. Zur Verminderung der A(hninistratioüs- 
kosten können daher nur diejenigen Magistratsmitglieder für ihre 
AmtalBhning entschädigt werden, welche ihre Zeit derselben ganz 
zu widmen naboL 

§ 142. Das Magistratskollegium soll in kleinen Städten einen 
besoldeten Bürgermeister und einen besoldeten Katsmann, der zii- 
frleieh Kämmerer ist, ausserdem al)er nach Massgabe des Bedürf- 
nisses vier bis sechs unbesoldete Ratsniänuer enthalten. 

§ 143. In mittleren Städten soll dasselbe mit einem besol- 
deten Bürgermeister« einem besoldeten Ratsherrn, der zugldeh 
Kämmerer ist, einem besoldeten Ratsherrn zum Syndikus und 
sieben bis zwölf unbesoldeten Ratsherren besetzt werden. 

S 144. In grossen Städten bildet sich der '^^agistrat aus 
einem besoldeten Oberbürgermeister, einem bis zwei besol(ieten 
gelehrten Stadträten (nämlich gesetz- und verfassungskandigen 
Männern, die für die öffentliche GesdiSltsfilhrung vollständig aus- 
gebfldet sind), einem beneideten Stadtrat fürs Baufach, wo derselbe 
nötig ist, einem besoldeten Stadtrat als Syndikus, einem besoldeten 
Stadtrat als KSmmerer und zwölf bis fünfzehn unbesoldeten Stadt- 
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raten. Der älteste gelehrte Stadtrat führt in Abwesenheit des 
Oberbürgermeisters das Präsidium imd daher den Charakter: 
Btirgermeister. 

§ 145. Sollte wegen besondmr ümBtSode die eine oder 
die andere Stadt neben den bestimmten unbesoldeten Magistrats- 
g^edern einer gr^tesern Anzahl besoldeter Mitglieder des Magistrats, 

al? vorstehend angeordnet worden, bedürfen, so stehet es den 
Stadtverordneten frei, mit Genehmigung der Provinzial-Polizei- 
behörde die Ansetzung eines oder mehrerer besoldeten Magistrats- 
glieder noch zu bewilligen. 

§ 146. Von allen (§§ 142, 143, 144 und 145) bestimmten 
Magistratsmitgliedem werden allein a) die Syndici und b) die ge- 
lehrten Stadträte nebst dem- Stadtrat für das Baufach auf zwölf 
Jahre, die übrigen aber nur auf sechs Jahre boptellt. sodass von 
letztern alljährlich, oder wo die Anzahl dazu zu klein ist, von zwei 
zu z\sei Jahren iuinier ein Teil ausscheidet und durch neue Mit- 
glieder ersetzt wird. 

§ 147. Unbesoldeten Mitgliedern steht es aber firei, schon 
am Ende der ersten drei Jahre das Amt niederzulegen und sich 
hierüber zur gehörigen Zeit zu erklären. Nnrh dem Eintritt des 
vierten Jahres ist jedoch diese Erklärung ohne Erfolg. 

§ 148. Zu den Magistratsstellen dürfen nur geachtete, recht- 
liche, einsichtsvolle und geschäftskundige Männer gelangen, die 
wenigstens ein Alter von 26 Jahren erreicht haben. OberbUrger- 
meister, Bfirgermeister und Kämmerer sollen diese Eigensdudften 
in einem vorzüglichen Grade besitzen. Der Kämmerer aber muss 
ein bemittelter Mann sein. 

§ 149. Alle nach dem § 146 auf 12 Jahre aazubtellenden 
Magistratspersonell müssen überdem in ihren Fächern hinlängliche 
gründliche Kenntnisse besitzen und dch zu dem Ende vor ihrer 
Ansetzung den deshalb anzuordnenden PrOfungen unterwerfen. 

§ 150. Auch darf niemand, der zu einer Magistratsstelle 
gewählt oder vortjescblagen wird, mit den übrigen im Magistrate 
bleibenden Mitgliedern und dazu schon erwählien und vorge- 
schlagenen Personen im dritten Grade oder nälier verwandt oder 
verschwägert sein. 

§ 151. Alle nach dem § 146 nur auf 6 Jahr angestellte 
Personen können neben ihrem Posten zu^eicfa als BUrger ihr 
Gewerbe treiben. 

§ 152. Sämtliche Mitglieder der Magistrate mit Ausschluss 
des Oberbürgermeisters werden namens der Stadtgemeine von den 
Stadtverordneten erwählt und von der Provinzialpolizeibehörde 
bestätigt 

§ 153. Zu dem Posten des Oberbürgermeisters sollen hin- 

gegen drei Kandidaten von der Stadtverordnetenversammlung prä- 
sentiert werden, wovon einer durch landesherrliche Bestätigung 
zum Oberbürgermeister ernannt wird. 

§ 154. Werden unqualifizierte Subjekte (§ 152) gewählt 
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und (§ präsentiert, so muss nach versa^rter Re^fatijnmf:^ die 
Wahl und beziehungsweise die Präsentation wietierholt werden. 

§ 155. Wird jemand, der noch nicht Bürger ist, zum Magi- 
strats -Mitgliede gewählt und bestätigt, so muss er sofort das 
Bfirgerrecbt gewinnen. 

§ 156. Die Titel ^Oberbürgermeister, Bürgermeister, Stadt- 
rat, Ratsherr und Ratmann" sind unbedingt mit dem Amte selbst 
verbunden. Wer einen dieser Posten verwaltet liat und solchen 
niederlegt, kann keine der benannten Titel weiterführen. Er wird 
dagegen, wenn er diese Stelle wenigstens 9 Jahre mit Ehren be* 
kleidet oder deh, in solcher nBni«nfueh und ganz bemM^ers ans- 
gezeichnet hat, Ältester der Stadt und behält diesen Titel als eine 
Auszeichnung des Verdienstes von der Stadt lebenslang. Sobald 
ein Magistratsmitglied aber Reines Postens entsetzt wird, so darf 
ihm der Titel Ältester so wenig beigelegt werden, als es sich dessen 
zu bedienen befugt ist 

§ 157. Die Unterbedienten des Magistrats werden nach dem 
Bedürmis angenommen nnd vom Magistrat auf Lebenszeit gewUilt 
Sie werden aber vor ihrer Ansetzung den Stadtverordneten na- 
mentlich bekannt gemacht, und insofern von diesen gegen die Ge- 
wählten erhebliche <jfe*jrründete Ausstellungen geniacht werden, 
darf der Magistrat soiclie nicht unl)eachtet lassen. 

^ 158. In Ansehung des Diensteinkommens der besoldeten 
Magistrats-Mitglieder nnd Offizianten ist es zivar in GemJtesheit 
der Vorschrift des folgenden Titels überhaupt Sache der Stadtver- 
ordneten, solches vor der jedesmaligen Ansetzung zu bestimmen. 
Insbesondere bleibt es aber bei den nach § 146 auf r? Jahre ge- 
walilten Magistrats-Mitgliedern, welche durch kein Gewerbe neben 
liuem Amte iluen Unterhalt erleiclitern können, den Stadtverord- 
neten überlassen, sich mit denselben über die Besoldung zu ver- 
emigen, da diese Milnner bei der Ungewissheit ihrer Iü^ natOr- 
lich eine höliere Belohnung fordern werden, die aber auch bei 
tretfender Wahl durch angestrengtere IMenstleistung wieder ersetzt 
werden wird. 

§ 159. Damit nun diese Stellen, welche nur zur Erleichte- 
rung einer Veränderung, nicht auf Lebenszeit besetzt werden, von 
Mfinnern, die die erforderlidien Eigenschaften dazu besitzen, mit 
Bereitwüli^eit angenommen werden mögen, so wird hierdurch 
bestimmt, dass die nach § 146 auf zwölf Jahre gewählten Magistrats- 
mitglieder, wenn sie nach Ablauf der Periode, für welche sie ge- 
wählt sinfl, nicht wieder gewählt werden, 

a) nach 12 jähriger Dienstleistung bei einem Gehalte von 1500 
Rthlr. und drüber wenigstens 800 Rthlr., bei einem G^balte 
von 1000 Rtfak. nnd drflber mindestens 600 RlUr. und bei 
einem Gehalte unter 1000 RtUr. wenigstens die HSlIte des- 
selben, 

b) nach 24jäliriger Dienstleistung, oder wenn sie zweimal ge- 
wählt worden sind, bei einem Gehalte von 1500 Ethlr. und 
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drüber wenip^stens 1000 Rthlr., bei einem Gehalte von 
1000 Rlhlr. und drüber mindestens 800 Rtlilr. und bei einem 
Gehalte von 1000 Rthlr. wenigstens zwei Drittel desselben 
als Pension jshrlich erhalten sollen. 

Es schliessen diese Bestimmungen jedoch eine höhete Pen- 
sionsbewilligung von Seiten der Bürgerschaft niVlit ;ins, und diese 
lässt sicli sicher erwarten, wenn ein Mann zum dritten Mal wieder- 
gewälilL iüt und dadurch schon einen Beweis des besondern Ver- 
tiauens und der besondern Zuiricdenheit der Bürgei-schaft erhalten 
hat Es bldbt also der letztem das Wdtere deshalb ganz überlassen. 

§ 160. Von dem jetzt angestellten Magistratspersonal werden 
nur diejenigen Mitgheder, welche wiedergewälüt werden, und die- 
jenigen Unterbedienten, welche mit wahrem Nutzen für die Stadt 
fortdienen können, beibehalten. 

§ 161. Allen Mitgliedern und Offizianten, die jetzt bei den 
iMbgisträten angestellt sind, muss, insofern sie von der Bürgerschaft 
wiedergewählt und beziehungsweise beibehalten werden, wenigstens 
das bisherige Diensteinkommen während ihrer fernem Dienstedt 
gesichert werden. Diejenigen, welche nicht wiedergewälilt werden, 
erhalten von dem Zeitpunkt ihres Austritts ab die § 159 zu Buch- 
stab b) in diesem Titel für solche Magistratsmit>^ln'dpr, welche 
künftig nach 24jähriger Dienstzeit nicht wiedergewahU werden, 
bestimmten Pendonen, wenn die Bürgerschaften sich nicht ver- 
anlasst sehen, ihnen wegen ihrer früher sich um die Stadt erwor- 
benen Verdienste oder aus andern Gründen höhere Pensionen 
auszusetzen. 

§ 162. Die Anzahl der künftig erforderlichen unl)es()ldeten 
Magistratsmitglieder wird aber auf allen Fall gleich vollständig 
gewählt und angestellt 

§ 163. Der Bezirlcsvorsteher soll ein in dem betreffenden 
Bezirke angesessener Hausbesitzer sein, der die Achtung seiner 
Mitbürger geniesst und (?esclmftserfahrenheit mit Gemeinsinn und 
Einsicht verbindet. Er wird von den Stadtverordneten namens 
der Bürgergeineine auf sechs Jalire jedesmal gewählt, hat jedoch 
die Befugnis, nach drei Jaliren zu erklären, dass er die Stelle 
nicht weiter behalten könne oder wolle. Der Magistrat bestfitigt ihn. 
Besoldung oder Immunität ist mit diesem Amte nicht verbunden. 

§ 164. In Krankheits- oder Abwesenheitsfällen wird der 
Bezirksvorstelier diirol? einen für diesen Fall von rl(^n Stadtver- 
ordneten zu erwälilenden Bürger vertreten, der in dem betreÖenden 
Bezirke ansässig sein muss. 

Tit yill. Von der Geschäftsorganisation und dem Ver- 
hältnis der Behörden gegen einander. 

§ 165. Die Polizei wird nach den besondern X'orschriften 
verwaltet, welche deshall) schon bestehen und ferner werden er- 
teilt werden. Es ist also liier nicht der Ort. Grundsätze zur Or- 
ganisation der Polizei in den Städten zu beaümmen. 
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§ 166. Dem Staate bleibt vorbehalten, in den Städten eigene 
Polizeibehörden anzuordnen oder die AusObim«? der Polizei dem 
Magistrat zu Obertragen, der sie sodann vermöge Auftrags ausübt. 
So wie die besonderen Polizeibehörden, welche in den Städten 
angeordnet werden, unter den obem PoUzeibdiörden stehen, so 
Btwt auch der Magiatrat, welcher die Polizei vermöge Auftrags 
eridUt, unter diesen höhem Behörden rücksichtlich alles dessen, 
was auf die Polizeiübung Bezug hat. Die Magistrate werden 
in dieser Hinsicht ah Behörden des Staats betrachtet. Der Magi- 
strat niuss die Aubübung der PoHzei, soweit sie ihm übertragen 
wird, unweigerlich übernehmen, und die gauze Bürgerschaft in 
diesem Fäll sowohl, als auch dann, wenn die Polizei durch eine 
eigene Behörde verwaltet wird^ die Polizeiausflhung, soweit es ge- 
fordert wird, unterstützen. 

S 167. Da die OrtspoHzei jeder Stadt hauptsächlich für die 
Sicherheit und das Wohl der städtischen Einwoliner thätig ist, so 
liegt der Stadtgemeine auch ob, die Kosten, welche die Erhaltung 
des nötigen Polizeipersonals und die nach der Disposition der 
Polizeibdidrde erforderlichen Anstalten notwendig machen, an£Eu- 
briogen. Ob der Magistrat oder eine andere Behörde die Polizei 
ausfibt, macht dabei keinon Unterschied. 

§ 168. Die Beschaüung dieser Kosten und die Ausführung 
der Anstalten nach der Di-i osition der Polizeibehörde, inigleichen 
die Unterstützung der kiztern zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung sind Gegenstände des Gemeinwesmis. 

§ 169. Die ganze Geschänsföhrung in allen das Gemein- 
wesen betreffenden Angelegenheiten soll sich zwar zur Begründung 
der Einheit in dem Magistrat konzentrieren und von demselben 
geleitet werden, der Bürgerschaft wird indessen zur Beförderung 
einer lebendigen Teilnahme an diesen Angelegenheiten die kräf- 
tigste Mitwirkung dabei zugestanden. 

I 170. Nicht nur der Bfagistrat als Ortaobrigkeit, sondern 
auch die Stadtverordneten können auf Einführung neuer und Ab- 
toderung bestehender Einrichtungen iin Gemeinwesen antragen. 

§ 171. Doshalb gemachte ^■orscldäge der Stadtverordneten 
muss der Magistrat, wenn darnach bestehende Gesetze, Verfassun- 
gen und höhern Orts genehmigte Einrichtungen abgeändert oder 
neue dadurch nicht begrOndete Bestimmungen erteilt werden sollen, 
mit seinem Gutachten begleitet^ an die Ortspolizeibehörde beför- 
dern, vorausgesetzt, dass eine besondere Behörde zur Ortspolizei- 
verwaltiHi'^ ausser dem Magistrat vorhanden ist. Zu nonon Be- 
stimmungen, die nicht gegen das Gesetz oder bestehencie Vor- 
schriften sind, kann die Ortspolizeibehörde, insoweit als sie duich 
die besondere Instruktion über ihre Geschäftsführung dazu im 
allgemeinen autorisiert ist» die Zustimmung erteilen. Ausserdem 
aber hat dieselbe die Entscheidung der Provinzialpolizeibehdrde 
über die beabsichtigten Neuerungen einzuliolen. 

§ 172. Anträge auf andere durch die Gesetze und höhere 
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Genehmigung schon begründete Gemeine -Einrichtungen dürfen 
bloss vom Magistrat geprüft werden. Er kann solche, sobald sie 
dem Staat, den Gesetzen und Privatrechten nicht entgegen sind, 
BelbBt bestittiffeiL Findet er dabei Bedaiken, so werden die ein- 
gegangenen Vorschläge, mit seinem Gutachten b^leitet, von ihm 
an die Ortspolizeibehörde befi^rdert, welche damit, wie im vorher- 
gehenden § bestimmt ist, zn verfahren hat. 

§ 173. Über neue Einrichtungen im Oomeiinvesen des Orts 
oder Abändeninp^en schon bestehender Geineine-Einrichtungen der 
Stadt, wclclie nicht von den Stadtverordneten selbst in Antrag 
gebracht werden, soll jedesmal die Stadtverordnetenversammlung 
mit ihrem Gutachten gehört werden. Diese hat ilire Meinung 
nicht nur über die Zweckmässigkeit der Neuerung, sondern auch 
über die Ausführung derselben abzugeben. 

§ 174. Der Magistrat ist die ausführende Behörde. Er hat 
aber ohne unmittelbare Teilnahme von Bflrfrern nur die allgemeine 
Leitung der ganzen Verwaltung des Gemeinwesens und diejenigen 
speziellen Geschäftszweige abzumachen, wobei es nicht auf eigene 
Administration oder fortwahrende Lokalaufisicht, sondern haupt- 
sächlich auf Gesetzes- und Vorfiissungskunde ankommt 

§ 175. Alle Angelegenheiten, womit Administration ver- 
bunden, oder die wenigstens anhaltende Aufsicht und Kontrolle 

oder ]\ritwirkung an Ort und Stelle bedürfen, werden hingejien 
durch Deputationen und Kommissionen besorgt, welche aus ein- 
zelnen oder wenigen Magistratsgliedern, dagegen grösstenteils aus 
Stadtverordneten und Bürgern bestehen, die von der Stadtverord- 
netenversammlung gewählt und vom Magistrat bestätigt werden. 

§ 176. In diesen Deputationen und Kommissionen hat die 
darin sitzende älteste oder alleinige Magistratsperson zwar den 
Vorsitz, allein jedes Mitglied eine Reiche Stimme mit der Mass- 

gahe, dass bei Gleichheit der Stimmen ebenso wie in andern 
Kollegien dem Vorsitzenden die Entsrhpiflnnti zusteht. 

§ 177. Die Zahl der Bürgermitgiieder in jeder Deputation 
und Kommission wird nach dem Bedürfnis bestimmt xuui niuss 
auf Verlangen des Magistrats zu jeder Zeit verstäikt werden. 
Damit diese Beisitzer aus der Bflrgerschaft aber zu den ihrer 
Verwaltung anzuvertrauenden Gesdiäften die ihnen nötigen und 
nützlichen Kenntnisse besitzen, so soll der Magistrat vor jeder 
Wahl die Stadtverordneten darauf aufmerksam machen, welche 
Eigenschaften bei den y.n wählenden Beisitzern vorzüglich zu 
wünschen seien. Besoldung oder anderes Diensteinkoni men ist 
mit ihrem Amte nidit verbmiden. 

§ 178. Die Geschäfte, welche der Magistrat allein zu treiben 
hat, werden folgende sein: 
a) die Besetzung der Magistratsstellen, Beziiksvorsteher- und 

Bürgerämter nacli der Wahl der Stadtverordneten, imgleichen 

die Wahl und Anseizung der Unterbedienten; 
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b) alle die städtische Verwaltung betreffender« Generalien und 
die auf den Antrag der einzelnen Deputationen und Kom- 
missionen zu erteilenden Bestimmungen iu Bpezialien; 

c) alle Beschwerdesachen, sie mögen die Beeinträchtigung ein- 
zelner Einwohner der Stadt, die Verwaltung oder die ver- 
zögerte Abmaehnng betreffen; 

d) die Annahme derlBfirger, Fflhnmg der Bfirgerrollen, Ver- 
zeichnung der GrundstQckserwerber und Erteilung der Ge- 
werbs-Konzessionen. 

Letztere kann aber da, wo der Magistrat nicht zugleich 
vermöge Auitrags die Polizeiverwaltung hat, nur nach ge- 
schehener Einwilligung der PolizeibehMe erfolgen. 

e) Handlungs-, Strom-, Schiffiihrts-, Manufaktur- und Fabriken- 
Angelegenheiten; 

f) die Kontrolle der öffentlichen Kassen, die Einforderung und 
Prüfung der Etats, das Rechnungswesen und die Bestimmung 
der zu den städtischen Bedürfnissen erforderüchen Beiträge 
der Bürgerschaft 

Ausserdem liegt aber dem Magistrat die Au&icht auf die 
Geschäftsfülirung sämtlicher Deputationen und Kommissionen und 
die Kontrolle derselben ob. Besonders ist das Magistratspräsidium 
verbunden, sich darum genau zu bekümmern und die Geschäfts- 
ftihrung zu revidieren. 

§ 179. Zur Gescliäitäverwaltung in Deputationen und Kom- 
missionen sind geeignet: 

a) die kirchlichen Angelegenheiten. Jede Kirche erhflt einen 
Obervorsteher aus dem Magistrat und zwei Kirchenvorstehw 
aus der Gemeine, welche die Externa besorgen. 

b) Schulsachen. Die Organisation der Behörde zur Besorgung 
der innern Angelegenheiten wird besondern Bestimmungen 
vorbehalten. Die äussern Angelegenheiten besorgt ein Magi- 
stratsmitglied als Obenrorsteher mit den nötigen Vorstehern 
aus der Bürgerschaft In grossen und mittlem Städten, wo 
gelehrte Schulen bestehen, erhalten diese ihr besonderes 
Vorsteheranit und die übrigen Schulen nach angemessenen 
Abteilungen ebenfalls dergleichen. 

c) Das Armenwesen wird von einer Deputation geleitet In 
kleinen Städten soll sie aus dem Bürgermeister nebst Stadt- 
verordneten und Bürgern aus verschiedenen Gegenden der 
Stadt bestehen. In grössern und mittlem Städten jtritt 
ausserdem wenigstens der Syndikus und nötigenfalls noch 
ein anderes Magistratsmitglied hinzu. Auch werden Geist- 
liche und Ärzte in die Deputation mit au&unehmen sein. 
Wo die Polizei des Orts einer besondem Bdhörde ausser 
dem Magistrat übertragen ist, soll allezeit auch der Vorst^er 
der Ortspolizei Mitghed derselben sein. 

Unter dle^or T^eitungsbehörde, die den Namen Armen- 
Direktion führt, wird die Verwaltung des Armenwesens 
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lediglich durch Kommissionen aus der Bürgerschaft besorgt, 
und die Stadt zu (iem Ende in angemessene Armenbezirke 
geteilt. In kleinen und mittlem Städten werden diese Be- 
zirke ganz nadi den § 11 bestimmteit WaMtaizk»! ange- 
nommen; in grossen Städten kOnn^i aber nadi den Um- 
ständen mehrm Wahlbezirke bk einem Annenbezirk ver- 
bunden werden. 

Aus jedem Armeni^ezirke werden zu der Verwaltung des 
Aimenwesens nacli «leni Bedürfnis ein oder mclnere Stadt- 
verordnete oder Uüiger bestellt, wovon emei wenigstens zu- 
gidch in der Direktion Mitglied ist 

Diese Stadtverordneten und Bürger sind schuldig, in ihren 
Bezirken die Atmen anszumitteln nnd ihren Znstand zu 

untorsiirhfMi. 

iiinen insgeisamt Hegt aber in Absicht sämtlicher Aiiuen 
der Stadt die Sorge für Unterhalt, Krankenpflege, Beschäfti- 
gung und Erziehung nebst Unterri<^t ob.. In grossen und 
mitüem Städten teilen sie sich nach diesen vier Hauptzwei- 
gen in besondere Abteilungen. Auch werden jeder mit dem 
Arraenwesen in Verbindung stehenden Anstalt, als Hospi- 
tälern, Armen-, Kranken-, Pesthäusern, milden Stiftungen etc. 
einzelne oder mehrere Mitglieder der Kommissionen vorge- 
setzt, welche die Verwaltung besorgen oder kontrollieren, 
jedoch die Disposition des Stifters bei den Stiftungen nicht 
ändern dfirfen. 

Das ganze Armenwesen wird also den Händen dri P^firger- 
schaft, ihreiTi rremeinsinn und der Wolilthätigkeit der Stadt- 
einwohner anvertiaut. Der Magistrat bleibt aber als \o\\- 
strecker der Polizeianordnungen verpflichtet, darauf zu wachen, 
dass die Strassenbettelei abgestdit werde. 

d) Die Fenersozietftts-Angelegenheiten werden von einer beson- 
dem Deputation, bestehend aus einem oder zweien i\Iagi- 
stratsgliedern und mit Grundeigentum an iresessenen Stadt- 
verordneten und Bürgern aus den vt i s( ]iu It lu n Gegenden 
der Stadt verwaltet In grossen und mittlem vStädten gehört 
zu den hierzu zu bestimmenden Magistratsgliedern auä der 
Syndikus. 

e) Für die Sicherungsanstalten, als Nachtwache, Feuerdienst, 

Revision der Loschinstruniente, ist el)enfalls eine eigene De- 
putation aus einem oder zwnion Mndstratsgliedern und aus 
Stil fit vprordneten und liiir^^ern zu bilden, welcher die Polizei- 
behörde des Orts beitritt, insofern solche ausser dem Magi- 
strat besteht 

f) Für die Anstalt« welche die Sanitätspolizei erfordert, wird 
mit Zuziehung des Physikus oder eines andern Arztes, Kreis* 

oder Sta^ltcliirnrgiis, eine gleiche Deputation eingesetzt. 

g) Eine liaudeputatioa, die ebenfalls nur aus einem oder zweien 
Magistratsgliedem, sonst aber aus Stadtverordneten und Bür- 
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gern bestehen \m<\ wovon in grossen Städten der Stadtrat 
des Baufachs Mitglied sein soll, besorgt alle Bauangelegen- 
heiten mit Inbegriff der Strassenpflasterungen, Entwässe- 
rungen, Unterhaltung öffentlicher Promenaden etc. 

h) Die Knratel Aber die EftmmereikBssen wird von emem Mai;i- 
stratsgllede and vier bis sechs Stadtverordneten oder Bfirgem 
verwaltet 

i) Wo ein Ajustioramt der Mnsso und Gewichte, Strassenerleuch- 
tung, Stadthofswirt-, Gefängnis-, Zuchthaus- und Arbeits- 
anstalten, Landwirtschaften der Kämmerei, Waldungen der- 
selben oder andere fihnliehe AdministratJons-Gegettstibide und 
Anstalten stattfinden und von der Bedentong sind, dass sie 
eigene Deputationen oder Kommissionen erfordern, sind auch 
für diese dergleichen nötig. 

k) Das Serviswesen wird ebenfalls mit Konkurrenz der Bürger- 
scliaft durch eine besondere Deputation verwaltet, die näliere 
Organisation derselben jedoch einer besondem Verordnung 
vorbehalten. Bis dahin bleibt es bei der jetzigen Yerfeasung. 
§ 180. Sämtlichen Kommissionen und Deputationen steht 
es frei, die Besorgung spezieller Geschäfte wieder einzelnen Koni- 
niissarien zu übertragnen und sich nacli den (Jegenständen in der 
Spezialaufsicht zu teilen. Bei jedeni Neubau wird von zweien 
Bürgern die spezielle Aufsicht gefülirt 

§ 181. Jedes Bürgerraitglied der § 179 bestimmten Depu- 
tationen bekleidet seine Stelle sechs Jahre, nach deren Ablauf eine 
neue Wahl eintritt; es bleibt jedoch jedem MitgUede frei, nach 
drei Jahren abzutreten. 

§ 182. Jeder Bezirksvorsteher bildet eine Unterbehörde des 
Magistrats. Sein Wirkungskreis erstreckt sich auf den Bezirk, 
welchem er vorsteht Hierin wird ihm die Besorgung der kleinern 
Angelegenheiten und die Kontrolle der Polizeianordnungen flber- 
tragen. Dahin gehören die Aufsicht auf Strassen, Brücken, BrunneD, 
Wasserleitungen etc., deren Reinigung, kleine Ausbesserungen dcr- 
sellion, Kontrolle der Erleuchtung und Nachtwache, Aufsicht auf 
öffentliche Plätze und deren Reinigung, Besorgung von Leistunireii 
dieser Ait für Rechnung säumiger Paitikuliers, Verwaltung und 
Au&iefat Uber Rettungsanstalten des Bezirks und Befolgung der 
Aufkrfige der Deputationen in Beziehung auf die Polizeianstalten. 
Ihm li^ ob, sich um alle Angelegenheiten des Gemeinwesens in 
seinem Bezirk zu bekümmern. Diejenigen Män'j:el, welchen von ihm 
nicht abgeholfen werden können, hat er der betreffenden Deputation 
oder Ivommission anzuzeigen. Dasselbe muss besonders bei ün- 
glückMe drohenden Gefahren geschehen, die von ihm nicht gleich 
abgewandt w^en können. 

§ 183. Die Stadtverordneten in der Gesamtheit kontrollieren 
die ganze Verwaltung des städtischen Gemeinwesens in allen 
Zweigen : 

a) Alle Kämmerei- und städtische Kassen-, auch Nutzungs- und 
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Verbesserungs -Etats nebst Etats- Überschreitiin^:oii werden 
der Stadtverordneten-Versammlung zum Gutaciiten vorgelegt, 
und der Magi^tiai dail deren Erinnerungen, soweit Gesetze 
fiber höhere Vorschriften ihnen nicht entgegensteheilt nicht 
unbeachtet lassen. 

b) Neue Gebälter dürfen weder beim Käninierei- noch beim Ar- 
menwesen, mithin überhaupt aus keinf n städtischen Fonds ohne 
Einwilligung der Stadtverordneten zugestanden werden, so- 
bald niciit allgemeine Vorschriften soldie notwendig machen. 

c) Über anzustellende Prozesse — abznseUiessende Vergleiche — 
Aufnahme und Ktlndigung von Kapitafien — Veränsserung 
und Verpfändung der Kämmereigüter — Belegung derseiben 
mit Dienstbarkeiten — Pläne zur Bewirtschaftung von Grund- 
stücken — Nutzungen und Aflministrations-( legenstände des 
Gemeinwesens — ausserordentliche Holzschiäge in den städti- 
schen Waldungen — Bedingungen bei Vererbpachtung oder 
Verzeitpachtung von Grundstficken und Nutzungen ~ die 
Gebote bei den deshalb gehaltenen Lizitationen — jeden 
Neubau jeden Lieferungskontrakt — jede Remissions- 
anweisung — und überhaupt über alle Gemeinegegenstände 
von Wichtigkeit sollen künftig jederzeit die Stadtverordneten 
sich zuvor erklären und deren Erinnerungen genau berück- 
sichtigt werden. 

d) Die Rechnungen von allen Deputationen, Kommissionen und 
Bezirksvorstenern mitEinschluss der Rechnungen vom Armen- 
wesen, imgleichen die Haupt-Kfimmereirf^rbnungen müssen 
an die Stadtverordneten- Versammluim iiolangen. Jede ver- 
waltende Behörde ist schuldig, der Kechnung ihres Ressorts 
eine Übersicht von ihrer Administration beizufügen, welche 
vom Magistrat mit den ^forderlichen Bemerkungen begleitet 
werden solL Die Stadtverordneten prüfen die Administration 
und ])esorgcn die Reclinungsabnahnie durch einen jedesmal 
zu ernennenden Ausschuss aus ihrer Mitte. Von diesem 
wird in einem durch Anschläge in der Stadt öüentiich be- 
kannt gemachten Termin, worin jeder Bürger Zutritt hat, 
die eingekommene Rechnung abgenommen. Die Stadtver- 
ordneten bestimmen hiemäcltöt durch Beschluss die Erinne- 
rungen und entscheiden nach deren Beantwortung darüber. 
In grossen und mittlem Städten -werden Rechnungs-Extrakte 
mit einem Auszuge aus der Übersicht der verwaltenden Be- 
hörde und den Bemerkungen des Magistrats, imgleichen die 
Erinnerungen und hiernächst die Entscheidungen abgedruckt, 
wovon jeder Stadtverordnete ein Exemplar umsonst und jeder 
Bürger auf Verlangen der^eichen gegen Bezahlung erhält, 

e) Jeder Neubau wird von den Stadtverordneten durch eine 
Deputation dorsolbon abgenommen, und es gilt davon das- 
selbe, was wegen der Rechnungsabnahmen angeordnet ist. 

f) Die Stadtverordneten sind befugt, selbst die Geschäftsführung 
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der T)e|)iitationen und Kommissionen des Magistrats durch 
Deputationen aus ihrer Mitte zu untersuchen. Sie müssen 
jedoch jedebiual zuvor beim Magistrat auf die Zuordnung 
eines Magistratsgliedes antragen. 

§ 184. Für die Beschaffung der ÖffentUchen Geldbedürfuisse 
haben die Stadtverordneten zu aorgen. Sie bestehen ans Oraiein- 
geldbedürfnissen, Polizeikosten nnd Kosten der Justizverwaltung. 

Die beiden letztern Gattungen von Ausgaben werden vom Staate 
durch dessen Behörden bestimmt und können nicht ver?^airt werden, 
wiewohl der Bürgerscliaft bei eigener Ausführung der Polizei- 
anstalten jede den Zweck unbeschadet zulässige Ersparung unbe- 
nommen bleibt Die GemeingeldbedfliMsse werden vom S&gistrat 
zusammengestellt Die Stadtverordneten haben aber die Notwen- 
digkeit derselben zu prüfen und lediglich die Bedarfesumme zu 
bestimmen. Die Art der Deckung der öffentlichen GeMbedürfnisse 
schlägt der Magistrat der Versammlung der Stadtverordneten mit 
Rücksicht auf die Kämmereietats und Rechnungsabschlüsse vor. 
Die Stadtverordneten entscheiden darüber und verteilen das von 
den Stadteinwobnem aufbringende Quantum auf die Bürger und 
Schutzverwandtew. Findet der Magistrat jedoch bei den Bestim- 
mungen der Stadtveror(bieten erhebliche Bedenken, die ihm Gefahr 
für das Gniirinwo-cii oder die Erreichung der Staat« wecke be- 
fürchten lassen, und kann er sieh mit der Versammlung der Stadt- 
verordneten nicht einigen, so bleibt ihm der Rekurs an die obere 
.Landesbätörde vorbehalten. 

§ 185. Die Mitglieder jeder Kommission oder Deputation 
sind für den ordnungsmässigen Betrieb ihrer Geschäfte und für die 

Befolgung der gesetzlichen Vorschriften zunächst verantwortlich, und 

als Kontrolleur derselben haftet der ganze Magistrat dnffir sub- 
sidiarisch; dasselbe gilt von den Bezirksvorstehem und den Mit- 
gliedern der Kommissionen und Deputationen, welchen spezielle 
Gegenstände zur separaten Besorgung übertragen sind. Bei beiden 
ba&et jedoch die Kommission oder Deputation, von welcher die 
Angelegenheit ressortiert, subsidiarisch für die gehörige Ausführung. 
Der Bezirksvorstoher ist in diesen Angelegenheiten ihren Leitungen 
und Anordnungen unterworfen. 

§ 186. Damit wegen der (Geldmittel keine Verlegenheit 
durch die geteilte Aflministration entsteht, so muss 

a) jeder Deputation und Kommission mit Ausnahme der Armeu- 
direktion ihr besonderer Etat gegeben werden, dessen Betrag 
sie ohne Genehmigung des Magistrats nicht flbmihreiten darf. 

b) Die Bezirksvorsteher und einzefaien Kommissaiien erhalten 
bestimmte Summen, bis zu deren Betrag sie ohne fernere 

Anweisungen nur Ausgaben bestreiten dürfen. 

c) Die Armen direktion wird in den vorlian I* nen Anstalten und 
in der Wohlthätigkeit der Stadteinwohiiei die erforderlichen 
Mittel zu ihren Zwecken finden. Insofern aber die Abstellung 
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der Strassenbettelei und die Erhaltimp der ganz hülflosen 
Einwohner dadnrch nicht erreicht wird, so Tiiiissen die Stadt- 
verordneten hierzu die Mittel gewahren und diese der Armen- 
dlrektion fiberwiesen werden. 

§ 187. Im übrigen soll jede Korrespondenz zwischen den 

Deputationen und Kommissionen mit dem Magistratskollegium 
möglichst vermieden imd abgekürzt werden. Berirlite an die 
Staatsbehörden werden nicht von den einzelnen Deputationen und 
Kouiniissionen, sondern nui* vom Magistrat erstattet Wie es hier- 
unter aber in Abacht der Senris- nnd ümem Schulangelegenheiten 
gehalten werden soll, wird besondm bestimmt werden. 

§ 188. Mit den Provinzial- und Landespolizeibehörden stehen 
die Stadtverordneten zwar regelmässig in keiner offiziellen Ge- 
schättsverbindung, insofern sie indessen bei der Verwaltung des 
Magistrats und dessen Dei)utationon oder Kommissionen Priicht- 
widiigkeiten entdecken, so sind sie verbunden, sofort der Pro- 
vinzial-Polizeibehörde davon Anzeige zu machmt 

§ 189. Der Magistrat besorgt nach dieser Geschäftsorgan i- 
gation mit Konkurrenz der Bürgerschaft und unter der Kontrolle 
♦1er Stadtverordneten die ganze Verwaltung der Gemeineangelegen- 
heiteii, und es ist daher m den einzelnen Administrationsfällen die 
Euiholun^ der Genehmigung der Provinzial-Polizeibehörde nicht 
weiter erforderlicfa. 

Inzwisehen wird hierdurch festgesetzt, dass Veräussenmgen 
von Grundstücken 

1) nur in Fällen der Notwendigkeit und NützUchkeit ohne weitere 
Anfrage bei der obern Staatsbehörde von den Städten sollen 
vorgenommen werden können. 

2) In diesem Fall ist durchaus erforderlich: 

a. die Einwilligung der Stadtverordneten zur Verftusserung, 

b. die Veräussenmg durch eine ö£fentliche licitation, bei 
deren Bekanntmachung zugleich die Gründe, warum eine 
dergleichen Veräusserung notwendig und nützlich sei, all- 
gemein bekannt gemacht werden — und 

c. eine kurze nachholende Anzeige über die eingetretene 
Veränderung bei der Ortspolizeibehörde. 

3) Jeder, der in Ermangelung dieser Erfordernisse h& der Ver^ 
äusserung mitgewirkt hat, bleibt dafür besonders verant- 
wortlich. 

In Absicht der (ieistlicheii- und Schul-, imgleichen der Servis- 
und Einquartierungs-Angelegciilieiten wird der Magistrat wegen 
der Geschäftsverbindung auf die besondern Verordnungen ver- 
wiesen, welche deshalb bestehen und noch zu erwaiten sind. 
Dasselbe ist in allen Poltzeiangelegenheiten der Fall. Übrigois 
folgt es aus der Bestimmung des § 1, dass die Geschäftsffllining 
des Magistrats nirlit nur der Aufsicht und Kontrolle der Pro- 
vinzial-Poiizeibehörde, sondern auch des Dej^artenientsrats und jeder 
andern dazu geordneten Behörde unterwürfen bleibt. Allen diesen 
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Behörden ist er schuldig, jederzeit diejenip:? Auskunft, welche ver- 
Uudgt wird, zu erteilen und die erforderten >!erichte zu erstatten. 

§ 190, Nach den vorstehend erteilten allgemeinen Bestiin- - 
mungen soll sofort nach erfolgter Publikation dieser Ordnung für 
jede Stadt ein besonderes GeschSftsreg^emeiit mit Rfldcsicht auf 
die spezieUen VerhfiltniBBe des Orts vom Magistrat mit den Stadt- 
verordneten entworfen und ohnfehlbar binnen sechs Wochen bei 
der Provinzial-Polizeibehörde übergeben, darnach aber sofort für 
jede Klasse von Städten ein Ooschäftsregulativ ausgearbeitet und 
zur Bestätigung der Landesbehörde eingereicht werden. 

Tit. IX. Von der Verpflichtung der Bürger zur Annahme 
öffentlicher Stadtämter, von dem Verlust derselben und 
der Suspension von solchen Stellen. 
101. Jeder Bürger ist «ehuldig, öffentliche Stadtämter zu 
iiberuehnien und solche, womit kein Dienstemkommen verbunden 
ist, unentgeltlich zu verrichten. 

§ 192. Bei letztem soU jedoch die Daner der Verwaltung 
auf eine bestimmte Zeit beschränkt und der Betrag der dfübei vor- 
fidlenden Kosten von der Gemeine vergütet werden. 

§ 193. Insofern die Dauer der Verwaltung nicht in dieisera 
Gesetz bei den einzelnen Ämtern schon auf längere Zeit bestimmt 
ist, findet solche in der Regel auf sechs Jahre statt; jedoch bleibt 
jedem überlassen, die Stelle nach Ablauf von drei Jahren nieder- 
znlegen. 

§ 194. Auch sind die Bfirger der Stadt verbunden, spezielle 

Aufträge des Magistrats zu übernehmen und sich denselben er- 
forderlichen Falls ohne Rücksicht auf die Dauer des Geschäfts bis 
zu deren Erledigung zu unterziehen. 

§ 195. Stadtverordnete, Stellvertreter derselben, Bozirksvor- 
Steher und überhaupt Bürger, welche ein öffentliches städtisches 
Amt ausser dem Magistrat bekleiden, sind verbunden, sobald sie 
zu Magistratsmitgliedem gewählt werden, ihr bisheriges Amt nieder- 
zulegen und dagegen die auf sie gefallene neue Walil anzunelimen. 

§ 196. Dasselbe ist der Fall, wenn Bezirks Vorsteher zu 
wirklichen Stadtverordneten gcwäiilt werden. 

§ 197. Ausgesddedene St^vertreter der Stadtverordneten 
kdnnen, wenn ae in die Zahl der Stadtverordneten während der 
Dauer Ihres Amts nicht emgerückt sind, nach ihrem Austritt sofort 
zu jeder andern Stelle gewählt werden und müssen solche an- 
nehmen. 

§ 198. Bei gewesenen Stadtverordneten, Bezirksvorstehem 
und MagistratsgUedem ist zwar ebenfalls ihre anderweitige Wahl 
zu einem dieser Posten gleich nach ihrem Austritt zulässig; allein 
wer emem dieser Ämter drei Ji^e hmdurch vorgestanden hat, 

kann in grossen Städten erst nach sechs, in mittlem nach vier 
imd in kleinen nach zwei Jahren zur Annahme der neuen Wahl 
gezwimgen werden. Dasselbe tnlt aucli von andern Stadtämtern 

▲ Itmann, Urkk. bnndb.-preius. VerfAsnangagosch. IL 8 
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und namentlich von den Steilen der Mitglieder der Magistrats- 
Deputationen, die jedoch Stadtverordnete zugleicli sein können. 

$ 199. Bloss fortdauernde Krankheiten, Reisen, die eine 
lange Abwesenheit nötig mach^i, die gleichzeitige Verwaltung von 
drei dffentlichcn Ämtern und ein Alter fiber sechzig Jahre sind 
allgemein gültige Ursachen, die Annahme eines Stadtamtes zu ver- 
sagen. 

§ 200. Ausserdem können Staatsdiener, Geistliche, Pro- 
fessoren, Schullehrer und andere Ofiizianten öffentlicher Anstalten, 
imgleichen praktizierende Ärzte mit Einschluss der Geburtshelfer 

und Cliinirgen, sowie auch andere zur Rettung und schleunigen 

Hülfe der notleidenden Menschheit besonders 1)erufene Personen 
ötfentliclie Stadtäniter aiicli alsdann altlrliiien. ^venn deren Ver- 
waltung' neben ihren Amtä- und Berutbgeschäften nicht besorgt 
werden kann. 

§ 201. Wer, ohne eine der vorstehend bestimmten gesetz- 
lichen Ursachen fOr sich zu haben, ein öffentliches städtisches Amt 
nicht allein auf den ersten Antrag ablehnt, sondern auch auf die 
schriftliclie Anseinanderset/sung der Unerheblichkeit seiner Ein- 
wendungen die Aiinalinie dennoch beharrlich verweigert oder sich 
auf die zweite Aufforderung biimeu drei Tagen nicht erklärt, ist 
unwürdig an den Ehrenrechten eines Bürgers weiter teilzunehmen. 

§ 202. Er verliert alsdann das Stimmrecht bei den Wahlen 
der Stadtverordneten und alle Teilnahme an der Verwaltung des 
Gemeinwesens, nniss dagegen aber verhnitTii^mässig starker zu 
andern Geuuinla.stLii beitragen. T)a< Voilialtnis dieser stärkern 
Konkurrenz wird auf (ün Sechstel bi.s ein Drittel der Ab^jaben be- 
stimmt, die ihn sonst geti'offen haben würden. Die restset/.uug 
in diesen Grenzen wird der Stadtverordneten-Versammlung über- 
lassen. 

§ 20o. Audi über die Gültigkeit der Einwendungen soll 
jedesmal in der Städtverordneten-Wnsannnlung gestimmt werden. 

§ 204. Die § 202 bestimmte stärkere Konkurrenz zu den 
Gemeinlasten trifft überhaupt jeden Bürger, der sich den Verlust 
des Stimmrechts selbst zugezogen und dadurdi unfShig gemacht 
bat, an der Verwaltung des städtischen Gemeinwesens teilzunehmen. 

g 205. Wem einmal ein öffentliches Stadtamt auf bestimmte 
oder auf Lf'bo]i>zeit übertragnen ist, dem kann es vor Ablauf dieser 
Zeit in der Kegel nur dann von der Behörde wieder entzogen werden, 
wenn derselbe wegen Vergehen oder schlechter Aufführung vom 
Stimmrecht ausgeschlossen werden muss oder Ursachen obwalten, 
weshalb Staats<&ner ihrer Post^ entsetzt werden können. 

§ 206. Bei andern öffentlichen Stadtämtern ausser den Ma- 
fristrats-, Bezirksvorsteher-, Stadtverordneten- und Stellvertreter- 
Stellen muss solches aiicli alsdann geschehen, wenn die Stadtver- 
ordneten- Versan mihi nj^ iiiiiti I t eines durch Ötimmenmehrlieit ge- 
fassten Beschlusses daiaul anträgt 

§ 207« Dabhigegen soll ohne Unterschied jeder, der ein 
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öffentliches Stadtamt verwaltet, davon suspendiert werden, sobald 
er in Konkurs gerät oder unter Kuratel gesetzt wird oder wegen 
eines Verbrechens zur Kriminalnntersnehung gezogen werden soll. 

§ 208. Um endlich aber das ehrenvolle Amt eines Magi- 
stratsmitgliedes und den hohen Beruf der Stadtverordneten, Be- 
zirksvorstplior und Beisitzer der Deputationen und Kommissionen 
auszuztK hnrn, wird lüerdurch bestimmt, dass die Maj^istratsmit- 
glieder und Stadtverordneten bei ihren Zusammenkünften im Dienste 
der Stadt und bei der Ausübung ihres Amts in ganz schwarzer 
Kleidung als Amtskleidimg erscheinen, ausserdem aber dieselben, 
sowie die Bezirksvorsteher und Bürgerbeisitzer in den Deputationen 
und Kommissionen dabei naclistehende Amtszeichen traj^on sollen: 
I. Tn Ln'n= -fMi Stfidtcii: a) die Magistratsmitglieder und Stadtver- 
ordneten goldene Ivetten mit güldenen Medaillen, b) die Bezirks- 
vorsteher und Bürger beisitzer in den Deputationen und Kom- 
missionra silberoe Ketten mit silbernen Medaillen. II. In mitt- 
lem Städten: die Magistratsmitglieder und Stadtverordneten silberne 
Ketten mit silbernen Medaillen, b) die Bezirks Vorsteher und Bür- 
gerbeisitzer in den Deputationen und Kommissionen silberne Me- 
daillen an einem Bande mit silberner Einfassung. III. In kVim^n 
Städten: a) die Magistratsmitglieder und Stadtverordneten silberne 
Medaillen an einem Bande mit silberner Ein&ssung, b) die Be- 
zirksvorsteher und BOrgerbeisitzer in den Deputationen und Kom- 
missionen silberne Medaillen an em&chen Bfindem. Es wird über 
die Form der Ketten tind das Gepräge der Medaillen das Erfor- 
derliche besonders bestimmt werden. 

So wie Wir Uns nun versichert halten, dass die Emwohner 
sämtlicher Städte Unserer Monarcliio Unsere landesväterliche Huld, 
welche Wir denselben durch Erteilung dieser Ordnimg bezeigen, 
als getreue Untertliancn mit Dank erkennen und derselben narh- 
leben werden, ebenso Ijefehlen Wir Unsern sämtlichen Staatsbe- 
hörden, allen Magisträten und Bürgerschaften, sowie überhaupt 
jedermann sich darnach schuldigst auf das genaueste zu achten. 
Gegeben Königsberg den 19ten November ISOs. 

Friedrich Wilhelm. 

v. Schrdtter. v. Stein. 

4. Publikanduiii betr. die veränderte Verfassung 
der obersten Staatsbehörden. 1808 Dez. 16. 

Sammlung der für die prßn^ss. Staaten erschieneaen Gesetze und Ver- 
ordaungen von 1800-1810 (1822) S. 361—373. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Iv-iiiig von 
Preussen etc. etc. haben beschlossen, den obersten \ ei waltungs- 
behörden für das Innere und die Finanzen eine verbesserte, den 
Fortschritten des Zeitgeistes, der durch äussere Yerhiltnisse ver- 

8* 
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änderten Lage des Staats und den jetzigen Bedürfoisben desselben 
angemessene GeschMtfieinridiumg zu geben und heben daher die 
in dkMT Hinsicht bestradenen Efnriditungen hiemlt au£ 

Die neue Verfassung bezweckt, der Geschlftsvermütong die, 
gr5sstmöglichste Einheit^ Kraft nnd Regsamkeit zu geben, sie in|^w:. 
einen obersten Punkt zusammenzufassen und die Geisteskiifte derj 
Nation und des einzelnen auf die zweckmässigste und einfachste 
Art fflr solche in Anspruch zu nehmen. Die Regierungsverwaltung ' 
gdit zu dem Ende künftig von emem dem Obä^ianpt des Staates 
umnittelbar untergeordneten obersten Standpunkt aus. Es wird 
Yon demselben nicht allein das Ganze flb«;sehen, sondern auch 
zugleich unniittelbar auf die Administration gewirkt Einemöglichst 
kleine Zahl oberster Staatsdiener stehet an der Spitze einfach or- • 
jranisierteT, nach Hauptverwaltun^rszwe^en abgegrenzter Behörden; 
im genauesten Zusanmie nhang mit dem Regenten leiten sie die 
öffenÖidien GescIiftAe' Bach dessen unmittelbflr'&nen erteQten Be- 
fehlen selbstSndig und selbstthätig mit vidier Verantwortlichkei t 
und wirken so auf die Admmistration der untergeordneten, m 
jacher Art gebildeten Behörden kräftig ein. 

Die Nation erhält eine ihrem wahren Besten und dem Zweck 
angemessene Teilnalime an der öffentlichen Verwaltung, und dem 4/,,.,;^ 
ausgezelchneleh Talent in jedem Stand und Verhältnis, wird Ge- 
legenheit erOffiiet, davon zum allgemeinen Besten Gebrauch zu 
madien. 

Wir verordnen demnach: 

1. Die oberste allgemeine Leitung der ganzen Staatsver- 
waltun^x vereinigt sich in dem Staatsrat unter Unserer unmittel- 
baren Aufsicht Die nähern Bestimmungen über dessen Organi- 
sation und Verfessung behalten Wir Uns indessen noch Tor. 

2. Das Ministerium besteht aus dem Minister des Innern, l: Iz. 
dem Minister der Finanzen, dem Minister der auswärtigen An- j ^*jr^^ 
gelegenheiten, dem Kriegsministeriinn, dem Justizminister. Jeder 
Minister ist Chef desjenigen Departements, an dessen Spitze er 

steht, und der solchem untergeordneten Abteilungen. Eines jeden 
Departements Wirksamkeit erstreckt sich in Rücksicht der Gegen- 
stände desselben Uber sämtliche Provinzen, Die äusseren Ver- 
hSltnisse der drei letzterwälmten Ministerien, welche eine ver- 
besserte Verfassung nach den nämlichen Grundsätzen erhalten, 
werden durch eine besondereX<^i*^r(limng bekannt gemacht werden. ^ * . 
und die jetzifxe bezieht~8icTr7fai 1 nur auf die des Ministeriums /"f'i*^* 
des Innern und der Finanzen. Durch eine besondere Instruktion 
ist die GeschSfi^tthrung des gesamte Mmisterii als solcfaea 
nSher bestimmt. 

3. Das Ministerium des Innern begreift die ganze innere 
Landesverwaltung im ausgedehntesten Sinne fies Worts in sich 
mit Ausnahme der eigentlichen Finanz-, Militär- und Rechtsange- 
legenheiten. Es gehört daher zu demselben alles, was auf die 
Grundverfassung des Staats und das innere Staatsrecht bezug hat» 
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imgleichen die Pdizeiverwattimg in ihrem ganzen Umfange, mithin 

auch die Zensurangelegenheitf'n, jeflorh mit Ausnahme rier Scliriften 
politischen Gegenstandes^ deren Zensur dem Departement der aus- 
wärtigen Angelegenheiten überlassen wird. Auch die polizeiliche 
Aufsicht über das Forst- und Jagdwesen (§ 25} wird gleichfallä 
ansgmoinmen. 

4. Das Departement des Innern teilt sich in fol<^'ende Sek- 
tionen: 1) die Sektion für die allgemeine Polizei, 2) die Sektion * 

für Gewerbepolizei, 3) die Sektion für den Kultus und öffentlichen j , 
Unterricht, die in zwei Unter-Abteilungen zerfallt: a.'' für den 1* j • ' 
Kultus, für den öffentliclien Unterricht, 4) die Sektion der all- s 
gemeinen Gesetzgebung. Ausserdem werden 5) die Medizinalsachen 
und 6) die Angelegenheit^ des Bergbaues, der Münze, Salz- 
fabrikation und Porzeüain-Mannfiüdnr in besonderen Abteüungen 
bearbeitet. Die erste Sektion steht unmittplhar unter dem Minister 
J'jj,*c.des Innern und seiner Leitung. Den Sektionen 2, 3 und 4 sind 
Geheime Staatsräte als Chefs vorgesetzt, die jedoch dem Minister 
des Innern untergeordnet sind. Die Abteilungen 5 und 6 werden, ? 
je nachdem die Sachen dazu geeignet sind, entweder von dem «.<«^. 
Minister des Innern unmittelbar oder von einem besonderen Diri- ^ ^ 
genten unter solcliem geleitet. ' 'm/i 

5. Zu der Sektion der all n;c-meinen Polizei geliörm alle 
Zweige der Lande.siJolizei, welche nicht in Gewerbepoli^ei (b in 
weitesten Sinne des Worts nach, in Erziehungspolizei und m 
Medizinalpolizei eingreifen. Es ressortiert also BamentUdi von 
dieser Settion: 1) die ganze Sicherheitspolizei, 2) das Armenwesen, 
Arb^ts- und Krankenhäuser und alle dahin gehörige Anstalten, im- 
gleichen auch Witwonkassen und niiiilirhe Institute, 3) die Polizoi 
der ersten Lebensbedürfnisse. Mau/izme aller Art zur Abwendung 
des Mangels und der Teurung, 4) alle ütfentliche/< Anstalten zur 
Bequemlichkeit und zum Vergnügen; die Theater rcssorticren je- 
doch von der Sektion der Unterriditspolizei, 5^ die Post miter 
nSlier zu bestimmenden Modifikationen, 0) die mnere Staatsver- 
fassung, namentlich die ständische Verfassunp: und was darauf 
Bezug hat, Aufsicht auf städtische und h'iTidliclic Korporationen, 
überhaupt alle bislier zum innern Staatsrecht gerechnete« Angelegen- 
heiten, ferner 7 j die Juden und Sektierer, jedoch nicht in Beziehung 
auf ihren Kultus, sondern bloss auf ihre Verfassung, das Kanton- 
wesen und ihren politischen Znstand, 8) die Aufsicht und Besetzung 
der Provinzial-, Finanz- und PolizeikoUegien unter Mitwirkung des 
Ministeriums der Finanzen. 

6. Es sind deiiinnrh flio^er Sektion speziell untergeordnet: 
1) die Krieges- und Domäneiikaimnern oder, wie sie von Publi- 
kation der Verordnung über ihre künftige neue Organisation heissen / _ r 
sollen, die Regierungen, 2) die Stände und ihre Behörden, insofm \ ~ 
darüber Uberlmupt eine Aufsidit des Staates eintritt, 3) das General- J 
Postamt, welches jedoch neu organisiert wird und die selbständige 

Leitung des technischen Teils des Postwesens behält, 4) das Polizei- 
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direlitoriinn der Residenz Berlin, welches gleichfalls eine neue 
Organisation und einen Oliorpräsiflenten an die Spitze bekommt 

7. Die Sektion der (Uiw* rl)( ])olizei besorgt diese im allge- 
meinsten Sinn deä Worts sowoiii m Beziehung auf Produktion als 
Fabritaition und Handel Es gehört daher zn ihrem Gesdifilts- 
kreiBe: a) die ganze landwirtschaftliche Polzei mit Ausschluss des 
Domänen- und Forstwesens, b) alle Anstalten zm* Beförderung der 
Landwirtschaft, Genieinheitsteilimgen, Meliorationen durch Aus- 
trocknung der Sümpfe etc.. das Gestütwesen, jedoch dnrchaus ledicr- 
lich in poHzeilicher Hin.siciit, c) das Zunftwesen und was damit 
in Verbindung steht, Schauanstalten, Überhaupt die Polizei der 
Fabrikation mit Aussdiluss der für die Bergwerks^Sektion gehan- 
gen grossem metallischen Fabrikationen, d) das ganze Bauwesen 
und die oberste Leitun^^ der Administration von allen Fabrikationen, 
welrlie für Reclinnug des Staats betrieben werden, insofern solche 
nicht, wie die Forzellain-Manufaktur, Salzwtike etc. andern Sek- 
tionen oder wie die Pulverfabrikation dem Militäidepartement be- 
scmders beigelegt sind, e) die ganze poHzeiliche Leitung des Mttnz- 
Wesens, Die Münzfabrikation selbst ressortiert jedoch von der 
Sektion für den Bergbau und die Münze, f) die Handelspolizei 
im wcitc?^tcTi Umfange des Worts, mithin idle Bestimmumren über 
den in- und ausländischen Handel, insoweit nicht rttcksichtlidi des 
letztern die Wirksamkeit des Depai temeuts der aubwärtigen An- 
gelegenheiten, von welchem die Handels-Kommissars ressortieren, 
eintritt: die Marktrechte, Taxen, alle Anstalten und Meliorationen 
zur Beförderung^ des Handels, insonderheit die Fflrsorge wegen 
der Seehäfen, Schilf l)arniac]iung der Ströme. Anlegung von Kanälen, 
Chausseen und Landstrassen, ^) die i)olizeiliche Aufsicht über die 
Geldinstitute der Stände, Korporationen und Gemeinden, mithin 
auch über die Landschaftlichen Kreditsysteme, insoweit es auf 
deren dem Ganzen unschädliche und zweckmässige Einrichtung, 
insoweit es dabei aber auf ständische und Kommunität^verfassung 
ankommt, g^ört die Sache nach § 5 und 6 vor die Sektion der 
allgemeinen Polizei, h) die Art der Teilnahme der Sektion der 
Gewerbei)olizei in Absicht der Bank wird durch ein besonderes 
Reglement bestimmt werden. 

8. Dieser Sektion werden unmittelbar untergeordnet: 1) die 
zu errichtende technische Gewerbs- und Handel sdeputation. Sie 
soll bestehen aus einigen Stiaäts^eaniten, aus deleErtenV'^nstlcrn, 
Landwirten, Manufakturiers und Kautieuten, welche die erforder- 
liche wissenschaftliche oder praktische Bildung haben. Ihr Zw eck 
ist, das Wissenschaftliche der ganzen dewerbkunde in ihren P'ort- 
schritten zu verfolgen und unter Mitteilung der Resultate mit 
ihrem Gutacht^ der Sektion an die Hand zu gehen. Eine be* 
sondere Verordnung wird ihre innere Organisation bestimmen. 
2) Die technische Baudeputation und das Hof-Bauamt, welches 
letztere der Kontrolle der ersteren unterworfen wird, l)eide aber 
gleiclifails eine neue Einrichtung erlialten. Die tedmische Bau- 
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deputatioii bleibt die Examinationsbehörde für Baukünstler und 
Feldmesser. 3) Die Fabriken-Kommissarien stehen zwar zunächst 
unter den pp. Kanuaern (Regierungen), die für die Residenz aber 
in unmittelbarer Verbindung mit der Sektion. *i VTJ^^ l.^^n 

9. Bei der Sektion für den Kultus und öffentlichen Unter- 
richt steht die Abteilung für den Kultus unter spezieller Direktion 
eines versitzenden Staatsrats, die für den öfTentlirlien Unterricht 
ab^ unter unmittelbarer Leitung des Geheimen Staatsrats und 
Sektions-Chefs. 

10. Zum Geschftftekreise der Abteilung des öffentlichen 
Unterrichts gehören: a) alle höheren wissenschaltliche» Kunst- 
vereine, welche vom Staate unterstützt werden, die Akademieen 

der Wissenschaften und Künste, imgleichen die Bauakademie zn 
Berlin, insoweit der Staat sich eine Einwirkung auf solche vor- 
behalten hat oder sie durch neue Konstitutionen festsetzt, wenig- 
stens rücksichtUch ihrer Fonds und deren Verwaltung, b) alle 
Lehranstalten, Universitäten, Gymnasien, gelehrte, Elementar-, 
Bürger-, Industrie- und Kunstschulen ohne Unterschied der Re- 
ligion, c) alle Anstalten, welche, wie das Theater, Einfluss auf die 
allsjemeine Bildunp: haben, d) die Zensur aller Schriften, welche 
nicht politischen Inhalts sind. 

11. Unter dieser Abteilung stehen unmittelbar: I) die zu 
organisierende wissensdialfliche Deputatlcm fttr den öffentlidien 
Unterricht Sie tritt an die Stelle des Ober-Schulkollegiums und 
hat zum Zweck, für den öffentlichen Unterricht zu leisten, was 
die technische« Deputationen für andere Zweige der Staatsver- 
waltung leisten sollen. Die vorzüglichsten Männer in allen Fächern, 
welche auf den ötientlichen Unterricht Einfluss haben, werden zu 
Mitgliedern der Deputation erwählt, selbst wenn sie abwesend 
sind. Sie ist die Examinationsbehörde fSr höhere Schulbediente. 
Ihre übrige Einrichtung wird durch eine besondere Verordnung 
bestimmt werden. 2) Die Akademieen der Wissenschaften und 
biklenden Künste una die Bauakademie, soweit sie nicht von be- 
sonderen Kuratoren abhüni^en. 3) die Universitäten, bei welchen 
der Wirkungskreis der Kuratoren j besonders bestimmt werden 
wird, 4) die Königl. Theater und ähnliche Anstalt^, insoweit sie 
nicht von besonderen Direktionen ressortieren. Die Schulen und 
Lehranstalten stehen nur mittelbar durch die pp. Kammern (Re- 
gierungen) unter dieser Abteilung. 

12. Die Abteilung für den Kultus erhält alle Kerbte der 
obersten Aufsicht und Fürsorge des Staats in Bezieliiiiig auf Re- 
ligionsübung (jus circa sacra), wie diese Rechte das Allgemeine 
Landrecht Teil 2 Titel 11 § 113 seqq. bestimmt hat, ohne Unter- 
schied der Glaubensverwandten. Nach Mass<rabe der den verschie- 
denen Religionsparteien zugestandenen Verfassung hat sie auch 
die Konsistorialrechte {jus sacroniiiu iininPTitbVh in Absicht der 
Protestanten nach § 148 am angetührten Urte des Allgem. Land- 
rechts. Ihr gebüliret die Beurteilung wegen Tolerierung einzelner 
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Sekten; auch die Juden stehen in R<^ziehung auf ihren Gottes- 
dienst unter ihr. Nicht minder gebüiut ihr die Aufsicht des Re- 
ligioiisimtftniditB bd der Erziehimg. 

13. Da die Angelegenfadt^ des KiütoB jedesmal dvrdi die 
) pp. Karnmem (RcHgiemDgen) gehen, so hat diese Sdctton kerne 

Behörden, welche ihr unmittelbar untergeordnet sind, ausser den 
Deputationen für OeistUche und SchulsarTi^'n in den Kammern, 
und insoweit katholische geistliche Sachen und die Aufsicht auf 
den Kultus tolerierter Sekten ein Gegenbiaud der Landeshoheit 
sind, die Deputationen der Kammern, welche die Landeshoheits- 
tj Gegenstfinde oearbeiten. / ur^ ■. k^, /A././^fv.w fit^it^fo-^^ 

14. Die Sektion der allgemdnen Gesetzgebnnghat eigent- 
lich keinen administrativen Wirkungskreis. Sie ist bestimmt, bei 

neuen Einrichtungen, Gesetzen und fj^rösseren Staatsoperationen 
ihr Gutachten mit steter Rücksicht auf die in der Wi'^scTischaft 
geinachten Fortschritte abzugeben und die allgemeine Quahhkation 
künftiger höherer Staatsdiener durch die Aufeicht bei ihrer Prü- 
fung zn kontrollieren. 

15. Ihr sind unmittelbar untergeordnet: 1) die Ober-Exami- , 
nations-Kommission, welche die PrOfung sämtlicher Räte in den / 
Geschäftszweigen der Ministerien des Innern und der Finanzen idUv 

besorgt. Sie erhält eine anderweite Organisation und neue In- ^ y 
struktion. 2) Die Gesctzkonuiiission. Sie wird gleichfalls neu ' 
organisiert und mit einem besondern Gesciiäftsreglement ver- 
sehen. Sie erhält die Prülung aller neuen Gesetzesvorschläge, in 
weldies Departement sie auch einschlagen mögen, und sobald sie 
organisiert ist, soll kein Gesetz emaniert werden, worüber sie ihr 
Gutachten nicht abgegeben hat. Für ilir Gutachten erhält sie die 
möglichste Freiheit und ünai>hängigkeit und sie ist nur allein 
Uns unmittelbar dafür verantwortlich. Die Mitglieder werden von 
Uns unmittelbar ernannt. Die Gesetzkommission hat den ersten 
Vorschlag der Kandidaten, und der Minister des Innern schlägt 
sie Uns nach eingeholtem Gutachten des Sektions-Ghefs vor. In 
Absicht der Justizmitglieder geschieht der Vorschlag von ihm ge- 
memschaftlich mit dem Grocskanzler. Wir behalten Uns vor, auch 
ständi«c!ic Repräson tönten zu Mitgliedern der Gesetzkonniiission 
zu ernennen, inigleichen auswärtige Männer von hervorstehendem 
Talent zu uusserordentUchen Mitgliedern. 

16. Die Abteilung für das Medizinal wesen leitet die ganze 
Medizinalpolizei mit allen Anstalten des Staats für die Gesund- 
heitspflege. Dieselbe hat femer die oberste Aufeicht auf die Quali- 
fikation des Medizinal-Personals und dessen Anstellung im Staate, 
auch unter Mitwirkung der Sektion für die allgemeine Polizei die 
oberste Leitung aller Krankenanstalten. Ihr gebühret ferner eine 
Teilnahme an dem Militär-Medizinahvesen , welche jedoch näher 
durch eine besondere Verordnung bestiaant werden wird. Vor- 
läufig wird indessen festgesetzt, dass dieselbe bei den Bildungs- 
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anstalten des Mil!tar-Medi2inalw6&eii& und bei Prüfung der Quali- 
fikation der Subjekte mitwirkt. 

17. Dieser Abteilung äiad unmittelbar untergeordnet: 1) die 
SU erriditende wisseDM^afkÜche Depntatloii fbr das Medimal- 
wesen. Sie besorgt dem msensehaiUidien Tefl des Me^Sziiial- 
irwaOf pr&& die darin gemachten Fortschritte, t^t selbige zur 
AnweDduiig in polizeilicher Hinsicht der Abteilung mit und unter- 
stützt dieselbe mit ihrem Gutachten liber Gepfenstände, wobei es 
auf kunstverständige und wissenschaftliche Kenntnisse ankommt. 
Sie bildet in den Provinzen älmliche Deputationen, durch welche 
sie die benattgten Naehrichten einzidit und mit denen sie in fort- 
währender Verbindung steht. Sie vertritt künftig die Stelle des 
Ober-Collegii medici et Sanitatis und erhält durch eine besondere 
Verordnung ihre Organisation. ?) Die allgemeinen Bildungs- 
anstalten für das Medizinalwesen. 3) Die grösseren Kranken- 
anstalten in den Hauptstädten, soweit sie eigene Direktionen haben 
und nicht der pp. Kammer nntergeordnet sind. 

18. Die Abteilung für den Bergbau, die MQnze, Sslz&bri- 
kation und Porzellainmann&ktnr besorgt : 1) die ganze Bergwerk s- 
und Hütten Verwaltung im ausgedehntesten Umfange sowohl in 
polizeilicher als administrativer und technischer Rücksicht. Sie 
hat dalier die Auisicht und Leitung der Berg- und Hüttenwerke, 
welche fOr Eechnung des Staats betrieben werden^ der dazu ge- 
hörigen Etablissements, ihrer Bewirtschaftung und ihres Ein- 
bringens, des Handels mit den gewonnenen bergmännischen Pro- 
dukten und Materialien, der Aufsuchung, Gewinnung und Fort- 
schafliini; der Brennmaterialien, Steinkohlen, Brennkohlen, des 
Torl^ aiii Domänen. Sie hat ferner die Leitung aller Königlichen , L^fiiu 
uüd die Aufsicht auf alle Privat-Chemischen Fabrikationen , im- ^ *^ 
gleichen der Giessereien, yorzüg^ich des Gesdiflties und aer Am- </Mii^«« 
munition, Gewehrfabriken, Hammerwerke, Drahtzflge etc. 2) Die 
technische Fabrikation der Münzen. Die Bestimmung des Münz- 

fusses und der Münz arten liängt von der Sektion der Gewerbe- 
polizei ab. :i) Diu Salzfabrikation, (üe Anlegung imd Betrieb der 
Salzwerke und den Transport des Salzes. Das Salzregal selbst wird 
aber von der Sektion der direkten und indirekten Abgaben ver- 
waltet 4) Den Betrieb der PorzeUainmanufiiktur. 

19. Unter dieser Abteilung stehen unmittelbar: 1) die Ober- 
Bergäniter und Bergwerksbehörden, insofern s\o nicht iml den 
pp. Kammern vereinigt werden oder einen besondern Berg-Haupt- 
mann vorgesetzt erhalten und derselbe dem Minister des Linern 
direkte untergeordnet wird, 2; die mineralischen Produkten-Debits- 
Behörden, im^eichen die Torfedministrationen, im Fall sie nicht 
bloss mittelbar durch die pp. Kammern unter der Sektion stehen, 
3) die Münze, Porzellainmanufaktur- und Salzwerksdirektionen, 
welche sämtUch mit neuen Listruktionen werden verseben werden. 

20. Der Minister des Innern ist übrigens auch Cliet der Be- 
hörde, welche zur Sammlung und Zusammenstellung statistischer 
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Nachrichten elngericlitet und zu dem Ende mit einer besondern 
Instruktion versehen werden soll. 

21. Das Ministerium der Finanzen leitet und verwaltet die 

SBsamte Staatsemnahme, sie bestehe aus Domfinen oder landee* 
errlichen AufkOnften. Die Staatsausgaben ressortieren nur in- 
soweit von diesem Departement, als sie durch die Finanzverwaltung 
selbst veranlasst werden. Dip Rofif'irfnisse der übri^xen \'or\val- 
tungszweige weiset der Minifitei der Finanzen den betrellenden 
Departements-Chefs nach einer gemeinschaftlich mit solchen vor- 
genommeiieii Ausnutteltmg des Bedarfe in voller Summe an, und 
diese sowie die ihnen untergeordneten Sektionen haben nachher 
die weitere Disposition darüber. Es gehört hingegen vor das Fi- 
nanzministerium die Verwaltung der Überschüsse, die Leitung des 
Staatsschuldenwesens und der unmittelbaren Geldinstitute des 
Staats, namentlich der Bank und der Seehandlung, wenngleich 
deren Fonds aus Privatvermögen besteht 

22. Das Departement der Finanzen teilt sieh ^eichfells in ^ 
folgende Sektionen: 1) die Sektion des Generalkassen-, Bank-, See- 
handhmg- und Lotteriewesens, 2) die Sektion für die Domänen 
und Forsten. die Sektion der direkten und indirekten Abgaben. 
Die erste Sektion steht unter unmittelbarer Leitung des Ministers 
der Finanzen. Den beiden letzteren Sektionen werden Geheime 
Staatsräte zur besondmi Leitung als Cheh vorgesetzt, die jedoch 
dem Mmister der Finanzen untergeordnet sind. 

23. Zum Ressort der ersten Sektion oder der Gene r alkas s en 
Bank- und Lotterie-Sektion gehört die Verwaltung der Überschüsse 
des baren Staatsvermögens, die Bearbeitung des Staats-Schulden- 
wesens, die Leitung sämtlicher Geldinstitute des Staats, Sie hat 
die Kuratel über die General-Staatskasse und die Anweisung aller 
ausserordentlichen Zahlungen. Das ganze Pensionswesen gehört 
für solche, insoweit nicht einer oder der andern Partie ein eigener 
Pensionsfonds zur Verwaltung überlassen wird. Die Stifter ressor- 
tieren, insoweit eine Königliclie Dispostion ühev solche eintritt, 
voTi dieser Sektion. Bei solcher wird die Staatskassen-Buchhalterei 

-i . |iv unter der Leitung eines Staatsrats gefülirt 

24. Ihr smd unmittelbar untergeordnet: 1) die General- 
Staatskasse, in welche sich sämtliche bisher stattgefundene General- 
knspcn vereinigen, und verschiedene Ausgabeiasseu a) für die 
]^Iilii;ir;iiis<jaben, b) für die auf die Tivilliste Bezug habenden Aus- 
gaben, c) für alle auf das Staats-Schuidenwesen Bezug habenden 
Ausgaben, 2) die Bank, 3) die Seehandlung, 4) die Lotterie, bei 
welcher ein gleiches stattfindet 

25. Die Sektion der Domänen und Forsten hat die Ver- 
waltung der Domänen und Landesherrlichen Forsten im weitesten 
l'mfange, sowohl in Absicht der Disposition über ihre Substanz 
als ihre Nutzungen, mitliin auch der Domänenabgalien und Jagd- 
nutzungen. Die führt zugleich die \ erwaitung der Forstpolizei 
hl Absicht der Privatforsten und Jagden. 
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2H. Die technische Ober -Forstdeputation, iingleichen die 
Forstcharten - Kamnicr ist derselben unmittelbar UTiterf]feordnet. 
Die terhnische Ober-Forstdeputation ist gleichfalls eine wissen - 
Bchaitiiche k onsultaiive liuiiu rde, welche die Leitung der Adnüni- 
stnltMi^WrcIi Mitteuung der Besultate ihres wissenBcbaftlii^en 
Forscheiis nnterstfitzt und das Nötige zur Verbesserung der Ad- 
ministration vorbereitet. Sie hat die Leitung der Forstnnterrichts- 
Anstalten und die Prüfung der Forstbedienten. Durch diese zieht 
sie sich die ertbrderlichen Nachnciiten ein, und der Ober-Land- 
fqrstmeister ist Direktor derselben. In Fällen, wo es auf die An- 
wendung technischer oder wissenschaftlicher Agrikultur-Grundsätze 
ankommt, bedient sich die Sektion zu einem gleichen B^iif der 
Deputation für den Ackerbau, welche eine Abtdlnng der tech- 
nischen Gewerbs- und Handelsdeputation ist. 

27. Zum (Geschäftskreise der Sektion der dirclcten und in- 
direkten Abgaben f^ehört die Verwaltung aller direkten und in- 
direkten Landesherrlichen Abgaben in der ausgedehntesten Be- 
deutung, mithin aller £ink1lnfte, welche nicht aus den Bomfinen 
oder besondem Instituten entspringen. Sie zerföllt in zwei Ab- 
teilungen: a) für die direkten und b) die indirekten Abgaben, 
welche jedoch beide unter unmittelbarer Leitun|nj des (leheimen 
Staatsrats und Sektionschets stehen. Zu der ersten Abteilunii p:e- 
hören namentlich alle unter dem Namen Kontribution oder andern 
Benennungen begrüTenen Grundsteuern, imgleichen die behufe des 
MilitSrs bestehenden Fourageabgaben. Zu der letztem gehören 
die Accise und Zoll-, auch die Stempel- und Salz-BeTenAen, im- 
gleichen die Leitung des innern Srdz-Debits. 

28. Dieser Sektion sind unmittelbar untergeordnet: a) die 
Haupt-Stempel kaiamer, b ) die Accisedirektionen, so lauere sie noeli 
nicht mit den pp. Kannnern vereinigt sind, c) die Accisedepu- 
tattonen in den pp. Kammern (Regierungen). 

29. Die Ober-Rechenkammer steht künftig unter denr ge- 
samten Staatsrat und vorerst unter den gesamten Ministerien. (§ 1). 
Ihr Zweck und Ressort ist bekannt. Sie erhält eine n(Mie Oi-. 
ganisation und Instruktion, wobei sie rttcksichts des Materiellen 
ihrer Geschäftsführung möglichst selbständig und unabhängig werden 
soll. Sie bleibt in Ansehung derselben nur Uns unmittelbar ver- 
antwortlich und erhalt auch Ton Uns unmittelbar die erforder- 
lichen Befehle. Nur in Absicht des formalen GesdiSftsbetriebs 
wird sie dem Staatsrat (§ 1) untergeordnet und muss demselben 
darüber Rechenscliaft ablegen. 

30. Unmittelbar unter dem Staatsrat und unter dem \'orsitz 
eines von Uns zu ernennenden Geheimen Staatsrats steht das 
Flennm der technischen und wissenschaftlichen, bei den speziellen 
Sdctionen benannten Deputationen, die eine nähere Berührung 
unter sich haben. Dies ist namentlich der Fall in Absicht der 
technischen und wissenschaftlichen Deputationen: a) der Gewerbe- 
polizei mit ihren Abteilungen, b) des Bauwesens, c) des Forst- 
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Wesens. Ein besonderes Beglemeiit wird darüber das Nähere be- 
stimmen. 

31. Die eiozelneo Sektioneu imd Abteilungen verfolgen in 
ihrem Namen miter der Benemimig der Sektion des beraniideD 

Departements, z. B. Sektion des Finanzdepartements für Ikaoinen 

und Forsten, die Minister: Auf Spezial-Befehl. Bei Gegenständen, 
die in (ks t^essoit mehrerer Ministerien, Sektionen oder Abtei- 
lungen eingreilen, wirken diese gemeinschaftlich. Das Nähere 
hierüber bestimmt die Geschäfts-Instruktion der obersten Staats- 
behörden. 

82. Die Hinister sind als Departements-Ohefe zwar so be* 
fagt als verpflichtet, die Gesdbäftsverwaltnng der einzelnen ihnen 

untergeordneten Sektionen und Abteilungen zu beobachten, den 
Vorträgen in denselben beizuwohnen, sich von dem Detail der 
Administration zu unterrichten und Mängel darin abzustellen. 
Wer sich ludebsen bei den \ eriügungen einzelner Sektionen oder 
Abteiinngen nicht beruhigen zu können glaubt, ist befugt, seine 
Beschwerde unmittelbar bei Uns anzubringen; nur muss er die 
von den Behörden erhaltenen Bescheide den bestehenden Vor- 
schriften gemäss im Original beilegen. 

33. Insofern nicht vorstehend besondere Behörden ange- 
ordnet sind, füluen die Minister, Sektionen und Abteilungen die 
Geschäftsverwaltung in den Provinzen durch die pp. Kammern 
(Kegierungen) aus. Diese sind daher auch sowohl den Ministeni 
des Innern und der Finanzen als den einzelnen Sektionen und 
Abteilungen beider Departements in Absicht ihres Ressorts unter- 
geordnet und müssen darin ihren Anweisungen Folge leisten. Es 
bleibt ferner das bisherige Dienstverhältnis der pp. Kammern 
gegeu das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, das Kriegs- 
mimsterinm und die Oberrei^enlaninMr nnTSrlndert 

34. Ztt mehrerer Belebung des Geschäftsganges in den 
Provinzen werden Oberpräsidenten angesetzt, einer für die 
Provinzen Ostpreussen, Litthaucn und Westpreussen, einer für die 
Kurmark, Keumark und Pommern, einer für Schlesien. Sie sind 
zwar den pp. Kammern vorgesetzt, aber keine Zwischeninstanz 
zwischen ihnen und dem Ministerio, sondern als perpetuierliche 
Kommissarien des letztem zu betrachten, um in ihrem Namen an 
Ort und Stelle eine genaue und lebendige, nicht bloss formale 
Kontrolle sowohl über die öfiFentliche Verwaltung an sich, als die 
Treue und Dexteritjit der Beamten zu führen. Sie haben zwar 
die Befugnis und \ erpllichtung, sich von dem Geschäftsbetrieb 
bei den pp. Kammern in genaue Kenntnis zu setzen. Um von Zeit 
zu Zeit an Ort und Stelle oder auch durdi Einforderung von 
Naduichten und Akten zu revidieren und Mängehi abzuhelfen, sie 
nehmen indessen an der Detailverwaltung keinen Anteil. Sie haben 
die allgemeine Aufsicht auf die ständische Yerfnssniig der Pro- 
vinzen iiires Ressorts, führen als Landesherrliclie Ivtuimissai'ien 
den Vorsitz bei den allgememen ständischen Vei-sammiungen und 
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die polizeiliche Aufsicht über die ständischen Geldinstitute. Ausser- 
dem gehören zu ihrem speziellen Geschäftskreise diejenigea degen- 
stände der Staatsverwaltung, bei denen es von Wichtigkeit ist, 
eiüffii grosseren Vereinigungspunkt In Absicht der Aiuätttirung als 
von einem einzelnen Kammerdepartement zu haben. Dahin ge- 
liören z. B. die Sicherheitsanstalten für das Land, welche sich auf 
mehrere Provinzen zugleich erstrecken, grossere Sanität«an^t:i]ten, 
Viehseuchen k(u-dons, Sperre etc., ferner Pläne zu neuen Anlagen, 
Melioratioueu, welche mehrere Provinzen betreffen. Eine beson- 
dere Instruktion wird deshalb das Kflhere bestimmen. 

Die Oberpräsidenten versammehi sich der Regel nach alle 
Jahr einmal zn einer bestimmten Zeit in Berlin, um nicht allein 
über die ganze Verwaltung Rapport zu erstatten, sondern auch 
durch gegenseitige Mitteilung ilirer Erfahrun^efi und Beobachtungen 
die Administration möglichst zu vervollkoninmen. Sie sind Mit- 
glieder des Staatsrats (§ 1) und Geheime Staatsräte. 

35. Auch wird der Polizeiverwaltong der Stadt Berlin ein 
Geheimer Staatsrat als Oberpräsident vorgesetzt Da dessen 
Ressort von dem der übrigen Oberpräsidonten wesentlich unter- 
schieden ist, so wird deshalb das Köüge besonders bekannt ge- 
macht werden. 

36. Die Provinzial-, Finanz- und Polizeibehörden erhalten 
durch eine besondere Verordnung gleichfiedls eine der jetzigen an- 
gemessene Organisation. 

Dadurch und durch die vorstehend veränderte Verfassung 
der ober?ten Venvaltungsbehörden, verbunden mit einer sorgfältigen 
Auswahl der Individuen wird es möglich werdeTi, die Grundsätze 
einer verbesserten Staatsverwaltung in Anwemiung zu bringen, 
durch deren Anwendung das Glück des Staats allein dauerhaft 
neu gegrflndet werden kann. 

Dies zu thun ist Unser fester landesv&terUcher Wille, und 
es hat sich daher ein jeder, den es angeht, nach den vorstehenden 
Bestimmungen zu achten. 

Urkundlich haben Wir (iieses durch Unsere eigenhändige 
Unterschrift und unter Beifügung Unsers Königlichen Insiegels 
vollzogen. 

Gegeben Königsberg den 16ten Dezember 1808. 

Friedrich Wilhelm. 
V. Altenstein, v. Dohna. 



5. Einrichtung des Kriegsministeriums. 

1809 Febr. 18. 

Sammlung dor für die preass. Staaton ersehientnan Gesetze und Ver* 

ordiiuügen von 1806—1810 (IS22) S. 586-540. 

In Verfol<,r des Publikandums vom 16ten Dezember vorigen 
Jahres [Nr. 4J betreffend die veränderte Verfassung der obersten 
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Staatsbehörden haben Seine Majestät von Preusseii etc. in An- 
sehung des Kriegsministeriiuns folgendes verordnet und festgesetzt: 

Das Kriegsraimsteriiiin begreift die ganze Milit&rverwaJtnng 
in sich; es gehört zu demselben alles, was auf dasMilitSTf dessen 
\'erf^issiin^, Errichtung, Erhaltung und den von ihm zu machenden 
Gebrauch Bezug hat. 

Es teilt sich in zwei Departements, von welchen das erste 
die Benennung des Allgemeinen Kriegsdepartemeuts, das zweite 
die des Militfir-Okonomiedepartements nlhrt 
(^^^^ Das Allgemeine Kriegsdepartement umfesst alle auf 

'Y die V,erfas§ung_jer Armee und das LiOfluiuind^Bezug habende 
' l'""' r T Geschäfte, fiai semeii~eTgenen Chef, welcher zugleich vom General- 
stabejst, und zerfällt in drei Divisionen. 
!) ""^ Zur ersten Division gehört alles, was auf die persönlichen 
Verhältnisse der MilitärincUviduen sich bezieht, und namentlich 
werden nachstehende OegenstSnde dazu geredmet: 1) alle Avance* 
ments. Entlassungen, Anstellungen, Versetzungen, Beurlaubungen 
der Offiziere und Heiratskonsense, 2) die Besoldungen und Pen- 
sionierunfzen. H) die AusniittelniiL': der Invaliden, I) die Ordens- 
und <i!ia(I('iisaclien, 5) die Beloimungen und Bestrafungen, i)) Dis- 
ziplin, Jubüz und Poiizui. 

Diese Abteilung wu-d, je nachdem die Sachen dazu geeignet 
sind, entweder von dem Chef des Departements unmittelbar oder 
von emem Stabsoffiziere unter solchem geleitet, und ihr ist die 
geheime Kriegskanzlei besonders unterp^eordnet. 
9 Zur zweiten Division ^jehört hin^^e^^en alles, was auf die Bil- 

dung der Armee und den Gebrauch der Truppen in taktischer und 
strategischer Hinsicht Beziehung hat. £s ressortieren also von 
derselben: 1) die Kanton- oder Konskriptionssachen gemeinsdiaft- 
lieh mit dem Departement der idlgemeinen Polizei und zwar so, 
dass alles, was die Bestimmung der Grundsätze betrifft, von Iteiden 
Behörden zugleich besorgt wird, die Bestimmung des Bedarfs von 
dem Kriegsdepartenient, die Leitung der Konskription selbst und 
die Aushebung aber zunächst von dem Departement der allge- 
meinen Polizei ressortiert, 2) die Militflr-Erziehungs- oder Bildungs- 
anstalten, 3) die Remontierung, 4) die Einziehung der Nachrichten 
über den Bestand der Truppen, 5) die Formationen, Übungen und 
allge;neinen Beurlaubungen, sowie der Ersatz der Regimenter im 
Kriege, 6) die Mobilmachung der Armee, 7) die Dislozierungen 
und Bewegungen und ferner die Bestimmung und Forderung der 
Fuhren bei allen Märschen und Kantonnierungen, 8) die Karten, 
Plane, militSiische Aufeätze, taktisdie und strat^sche Erfindungen, 
9) die Bestimmung flh^ die Stfirke und Einrichtung der Appro- 
visionnements von den Festungen, die Feststellung der Grundsätze 
über die V'erptiegung und Bekleidung, aber nicht deren Ausfüh- 
rung, welche letztere von den betreffenden Teilen des Militär- 
Ökonomiedepartements abhängt, 10) die Piauivunimer, 11) alle 
militärischen Medizinalanstaltem 
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Diese Abteilung hat einen Stabsoffizier vom (i< neralstabe, 
einen Offizier von der lufuuterie und einen von der Kavallerie. 
Ihre Geschifte werden nach der besondem Instruktion des De- 
partementschefs geleitet 

Zur dritten Division gehören alle Angelegenheiten, welche ^) 
die Artillerie, das Korps de Genie und die Festungen hotroffen, ' ' 
mithin namentlich: 1) die gesamte Artillerie, die Ingenieurs, /.w..^/^'/*/* 
Mineurs und Pontonniers, 2) der Bau und die Kriegsbedörfnisse 
der Festungen, 3) die Fabrikation, Aufbewahrung und Verteilung 
der Waffen, sowie die Anschaffung und Instandhaltung derselbe, 
4) die Fabrikation des Geschützes, Pulvers und der sonstigen 
Munition, 5) die Erfindunp'on im Artillerie- und Ingenieurfache, 
6) die Inspektion aller ordinären und extraordinären Festungs- 
Baukiibsen. 

Diese Abteilung wird von einem Stabsoffiziere der Artillerie 
und einem Stabsoffiziere vom Korps de Genie unter eigenem Nam^ 
und Verantwortlichkeit geleitet, und ihr sind ^i)eziell untergeordnet: 
a. die Artillerie, das Korps de Genie, die Müieurs und das Pon- 
tonnier-Korps, b. die Festunjren und alle dazu gehörigen Offiziere 
und Offizianten, sowie auch die Bau- und Dotierungskasseii dor- 
selben, c. die Zeughäuser und Gewehrfabniien, d. die Stüciv- und 
Kugelgiessereien und e. die Pnlver&briken. 

Dem Militär-Ökonomiedepartement sind alle die Mili- 
tär-Ökonomie angehendere Sachen mit Ausnahme der vorbenannten 
Gegenstände als administrieren flon und ausübenden Behörde unter- 
worfen. Sie hat gleichfalls ihren eigenen Chef, welcher Geheimer 
Staatsrat ist, und zerfällt in vier Divisionen. " "~ 

2Jli der ersten Division gehören: 1) das Militär-Kassen wesen, 
2) die TeUnahme an der Bestimmung der Grundsätze aber das 
Serviswesen gemeinsdiaflQich mit dem Ministerium des Innern 
oder der Finanzen, worüber ein besonderes Servis- und Einquar- 
tieruMgsre{i;lenient noch das Kiiliere })estimmen wird, 3) die An- 
gelegenheiten des Potsdamschen Waisenliauses. 

Diese Abteilung wird entweder von dem Chef unmittelbar, . 
je nachdem die Sachen dazu geeignet sind, oder von zweien Staats- 
räten geleitet, und ihr sind untergeordnet: a. die General-Kriega- 
kasse, b. das Direktorium des Potsdamschen Waisenhauses und 
C, die Servis- und Einquartierungskommissionen. 

Der zweiten Division liegt die Leitung der Verpflegung der 
Truppen mit Brot, Fourage und Viktuaiien, sowie die Besorgung 
des Approvisionnements der Festungen ob. Sie wird von einem 
Staatsrat unter eigenem Namen und Verantwortlichkeit geleitet, 
und ihr sind in Friedenszeiten alle Verpflegungsmagazine für das 
Militär, in Kriegszeiten aber nur diejenigen untergeordnet, nl)er 
welche der General -Kriegskommissär zu disponieren nicht ge- 
nötigt ist. 

Die dritte Division hat die Sorge für die Bekleidung der 
Armee. Sie wurd von einem Stabsoffizier unter eigenem Kamen 
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und Verantwortlichkeit geleitet, und ihr siad ^esieU alle Kleiduugs- 
depots und Speditionen untergeordnet 

Zur vierten Division gehören die Invaliden-Versorgungs-An- 
gelegenheiten, miliiiii: 1) die Avfeidit auf die Invaliden-bistitute 
und InvaHdenhlnser, 2) die spezieHe Ökonomie der Bivalidea- 

kompanien, 3) die Einßtelhmg der Invaliden bei diesen Kom- 
panien, 4) die Pensionszahlungen sowohl an invalide Offiziere und 
Gemeine als an Witwen des Militärstandes, 5) die Empfehlung der 
Invaliden zur Versorgung im Civilfache, 6) die Führung der In- 
validenlisten, 7) die Ausfertigung der Invalidenscheine. 

Diese Abteilung leitet ein Stabsoffizier unter eigenem Namen 
und Verantwortlichkeit, wid ihr sind alle InTafidenkompanien, 
Invalidenhänser nnd -Anstalten speziell untwgeordnet 

Ausser diesen Abteilungen besteht das Kriegskommiaaariat 
unter Dirdction eines General-KriegskommissSrs und sieben Kriegs- 

kommissärs. 

Von dem (}eneral-Kriegskommissär hängt alles unmittelbar 
ab, was zu einer Mobilmachung der Armee erforderlich ist und in 
Friedenszeiten vorhanden sein muss. Im sind in dieser Hinsicht 
das Proviantfcdurwesen, die Bflckereitrains und Lazarettdepots unter- 
geordnet. Beim Ausbruch des Kriegs fibemimmt der General- 
Kriegskommissair die Leitung der Ökonomie für alle auf den 
Feldfuss gesetzte« Truppen, und ihm sind dann die Kriegskom- 
missärs der ins Feld rückenden Brigaden, sowie die Magazine der- 
jenigen Provinzen, in welchen die Truppen auf den Feldfuss gesetzt 
sind, besonders untergeordnet 

Von den sieben KriegskommissSrs stehen sechs bei den Bri- 
gaden, welche die Lokal-Unterbehörden für die liGlitftrökonomie 
bilden und sowohl von dem Allgemeinen Kriegsdepartement und 

dem Militär-Ökonomiedepartoment als von den Divisionen oder 
Unterabteilungen dieser beiden Departements mit besondern Auf- 
trägen versehen werden. Diese bei den Brigaden stehenden Kriegs- 
kommissärs halten sich beständig bei den kommandierenden Gene- 
ralen der letztem auf; an sie wenden sich die Tiruppen in allen 
ihren Bedürfiiissen und mit allen ihren Berechnungen, von ihnen 
werden darüber die nötigen Anträge bei den Kriegsdepartements 
oder den Regierungen gemacht, nach dem jedesmaligen Verlangen 
des Brigadiers die K(\giiu(Mitskassen und Montierungskammern re- 
vidiert und sowohl sämtliche Troviantämter als die übrigen Miütär- 
magazine des Bezirks, worin sich die Brigade aufhSlt, inspiziert 
Sobald die Brigaden, wobei die KriegskommissSrs stehen, auf den 
Feldfiiss gesetzt werden, treten letztere mit allen ihren Unter- 
gebenen unter den Oberbefehl des General-Knegskommissärs. 

Der siebente Kriegskommissär, welcher nicht bei einer Bri- 
gade steht, arbeitet in Friedenszeiten bei dem (Icneral-Kriegs- 
kommissär, wird aber auch bei periodischen Erledigungen einer 
Stelle bei den Brigaden als Stellverti-eter gebraucht und tritt als- 
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dnnn völlig in die Verhältnisse desjenigen Kriegskommissärs, fftr 
weichen er interimistisch die Dienste leistet. 

Dem gesamten Kriegsdepartement wird ein Justiüarius und 
Beebtsbeistiuid zuordnet 

Die dem Knegsnnnisterium im allgemeinen und unmittelbar 
untergeordneten und bei den verschiedenen Abteilungen noch nicht 
benannten BoJiörden sind: 1) d^s «janze Militär rflcksichtlich dessen, 
was zum Ressort des Departements gehört; 2) die den verschie- 
denen Ministerien und Departements untergeordneten Behörden 
und besonders die Regierungen (Kammern) in eigentlichen Militär* 
sacJien, 3) der Geneial-Kriegskommissllr und Bftmtliche Kriegs* 
kommissäis, 4) alle diejenigen Behörden und Institute^ in Rttä- 
sicht (leren es die neue Organisation des Militärwesens noch 
erforderlich machen dürfte. 

Gegeben Königsberg den 18ten Februar 1809. 

Friedrich Wilhelm. 
V. Scharnhorst Gr. y. Lottum. 

6. Verordnung über die veränderte Verfassung 

aller obersten Staatsbehörden. 1810 Okt. 27. 

Gesetz-Sammlung für die kgl. preussUch. Staaten 1810, S. 8—23. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gna.den König von 

Preussen ntc etc. 

Schon unter dem Dez. 1808 |Nr. 4| haben Wir eine ver- 
änderte Verfassung der obersten Staatsbehörden für Unsere Mon- 
archie, jedoch nur teilweise festgesetzt Die seitdem hinzngdrom- 
menen Erfisihrungen und die Ernennung eines Staats-Kanzlers ver- 
anlassen Uns jetzt, jener Verfassung vollständige Bestimmungen 
durdi die gegenwärtige Verordnung zu geben. 

Wir ordnen einen Staatsrat an und werden teils in diesem 
AUerhöchsteelbst bei persönlicher Anwesenheit darin t^ils aus Un- 
serm Kabmet Unsere Befehle und Entseheidungen erlassen. 

Den Vorsitz im Staatsrat führt unter Unserm Befehl der 
Staats-Kanzler. Der Staatsrat besteht: 

I. Aus den Prinzen Unsers Hauses, welche narli erreichtem 
achtzehnten Lebensjahre ihren Sitz darin nehmen können. 

IL Aus dem Staats-Kanzler. Er hat unter ünsern Be- 
fehlen die Oberaufsicht und Kontrolle jeder Verwaltung ohne Aus- 
nahme und steht insofern an der Spitze einer jeden, dass er: 
1. Rechenschaft und Auskunft über jeden Gegenstand fordern und 
in jedem Fall Massrejieln und Anordnungen zu dem Zweck sus- 
j)endieren kann, um Unsere Befehle einzuholen odoi- fin. wo die 
Bestimnum«i des Staatsrats eintritt, diese zu verankihben; 2. in 
ausserordentlichen und dringenden Fällen, oder wo Wir ihn be- 
sonders dazu beauftragen, zu verfüge bdugt ist Die Behörden 

Altmtv«, Orkk. b. bKia4b.-pr«iiiii. Y«yftMiiag«g»ieh. II. 4 
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müssen alsdann die AnordDungeii desselben, wofür er Uns ver- 
antwortlich ist, befolgen. 

Im Kabinel ist er Unser erster und nSchster Rat, im Staats- 
rat Priaident desselben. Übrigens werden ihm folgende Geschäfte 
besonders fibertragen: 1. soll er die Ministerien des Innern und 
der Finanzen fil^emehmen, bis Wir für gut finden, beide Mini- 
sterien mit eigenen Ministern zu besetzen, jeti ich da der Staats- 
famzier die Leitung dieser Ministerien nur im allgemeinen und 
in Absicht auf wichtige Gegenstande übernehmen kann, dergestalt, 
dass die Hanptzweige derselben besonderen für die Ausfminmg 
verantwortlichen, dem Staatskanzler untergeordneten Chefs ver- 
trauet werden; 2. denjenigen Anteil an den Geschäftoii des aus- 
wärtigen Departements nehmen, welcher unten näher bestimmt 
werden wird. Ferner besorgt er: 3. die Angelegenheiten T'ii-tTs 
KönigUchen Hauses und Unserer iaiuiiie; 4. die Yerhan<lluiigen 
mit den StSnden, insofern sie vor die h()chste Behörde gehören; 
5. die Angelegenheiten der höheren Polizei; 6. was die Thron- 
lehen, die höchsten geistlichen Würden, als diie bischöflichen Erb- 
ämter, höhere Hofchargen, Ord^n. Rang und Etikette etc. und 
andere Hofsachen betrifft. Unmittelbar untergeordnet sind ihm 
7. das Archiv, 8. die Oberrechnuugskammer. 

in. Aus den Staatsministern oder andern Unserer Räte, 
die Chefe der Vmraltongszweige sind. 

Die Ministerien bestehen in dem : 1. Ministerium des Innern, 
2. Ministerium der Finanzen, 3. Ministerium der Justiz. 1. Mini- 
sterium der answärtigen Angelegenheiten, 5. Ministerium des 
Kriegs-Depariements. 

Das Ministerium des Innern hat folgende Abteilungen, deren 
jede einen besonderen Chef erhilt, welche Sitz nnd Stimme im 
Staatsrat haben: a. für die allgemeine Polizei im ausgedehntesten 
Smn, dazu auch das Medizinalwesen gehört, b. für die Gewerl)e 
und den Handel, c. für den Kultus und Öffentlichen Unterriebt, 
d. für das Postwesen. 

Das Ministerium der Finanzen: a. für die sämtlichen Ein- 
künfte des Staats, b. f&r das Genmi-Kassenwesen nnd dk Geld- 
institute. 

IV. Aus dem Staats-Sekretär. Er sorgt für die eigent- 
liche Gescliäftsführung des Staatsrats, führt während der Beiatung 
das Protokoll darül)er und rontra&igniert die von dem Staats- 
kanzler zu vollziehenden Ikschlüsse. Auch ist er Präsident der 
Gesetz- und Ober-Examinations-Konunission. 

V. Ans Mitgliedern, die Unser Allerh^hstes Vertrauen dazu 
besonders berufen wird. Ihre Ernennung geschieht nicht auf 
Lebenszeit, sondern auf die von Uns bestimmte Frist oder für 
einen bestimmten Gegenstand. 

Soweit Wir nicht Allerhöchstselbst bei persönlirlier Anwesen- 
heit im Staatsrat Unsere Befehle und Entscheidungen erteilen, 
geschieht solches aus Unserm 
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Kabinet. 

In liiebem haben beständigen Vortrag: 1. der Staatskanzler, 
2. ein Geheimer Kabinetärat, 3. in Militär-Sachen diejenigen Müi- 
t&rperfloaeii, welche Wir dazu beBtimmen. 

In Absicht auf deaGeschfiftsgang hat folgende Einrichtung statt: 

1. alle Sachen gehen gerade zu Unserer Höchsteigenen EFdffimng 

an Uns; 

2. Wir werden sodann befehlen, was etwa in einzelnen Fällen 
sogleich, es sei in Militär- oder Hof- und Civil-Sachen, darauf 
vmlgt werden soll; 

3. Alles übrige wird abgesondert: 

A. in Militärsachen, a. allgemeine und solche, die Einfiuss auf 
die Landesverwaltung haben, b. rein militärische Angelegen- 
heiten ; 

B. in Hof- und Civilsachen. 

Die Militärsachen werden hierauf bei der Abteilung für solche, 
die Hof- und Civilsachen bei derjenigen, welche fOr diese bestimmt 
und wobei der Geheime Kabinetsrat angestellt ist, in die Journale 

eingetragen. 

4. Hierauf werden die allgemeinen Mihtärsachen und solche, 
welche Einfiuss auf die Landes Verwaltung haben, desgleichen 
die Hof- und Civilsachen täglich dem Staatakauzler mit Aus- 
zflgen aus den Journale ttberschickt, welefaer diejenigen aus- 
wählt, die er Uns selbst vortragen will, die tlbrigen aber teils 
dem Kabinetsrat zum Vortrag zurückgiebt, teils den Departe- 
ments-Ministem iin<l dem Chef des allgemeinen Krieg?^-Do- 
partements zustellt, damit diese Uns in der gemeinschaftlichen 
Konferenz davon Vortrag machen. Die andern Chefs der 
Abteilungen der Ministerien des Innern und der Finanzen er- 
sdiemen nur dann bei diesen Vorträgen, w«in wü* es ent- 
weder besonders befehlen, um sie über diesen oder jenen 
Gegenstand Selbst zu hören, oder der Staatskanzler ihnen 
Vorträge überträgt. Sachen, die ohne Verfügung von Uns 
an die Behörden übergeben werden, desgleichen solche, die 
bloss zum Bericht gehen, werden von dem Kabinetsrat so- 
gleich mit der nötigen Verfdgung versehen, aber mit den 
fibrigen an den Staatskanzler geschickt, damit er von allem 
unterrichtet bleibe. Er lässt sie dann aus seinem Bureau ab- 
senden. Die rein militärischen Sachen zu A, b. werden zwar 
nach dem bisherigen Geschäftsgänge behandelt und bedürfen 
der Sendung an den Staatskanzler nicht, damit er aber das 
Ganze Übersehe, soll ihm wöchentlich zweimal ein Auszug 
aus den Journalen darflber mitgeteilt werden. 

5. Alle Konzepte der ergehenden Kabinets-Befehle werden bei 
demjenigen entworfen, welcher den Vortrag darüber bei Uns 
gehabt hat, sodann dem Staatskanzler, insofern es nicht die 
rein militärischen Sachen zu A. b. betritit. vorgelegt, in dessen 
Bureau rein gesclirieben, imd die Reinschriften gelangen dann 
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an Uns zu Unserer Genehmigung und Vollziehung. Erfolgt 
diese, so werden sie von dem Kabinetsrat abgeschickt Werden 
von Uns Erinnerungen gemacht oder andere Befiele gegeben, 
so gehen die Ausfertigungen mit jenen an den StMtekangler 
zurück. 

'6. Die Befehle, welche Wir (nach 2 oben) gleich unmittelbar er- 
lassen, werden dem Staatskaiizlt r sogleich abschriftlich zuge- 
fertigt, insofern sie nicht zu den unter A. b. benannten rein 
militärischen Sachen gehüieii. 

7. Über den Abgang der Sachen werden ebenfidls Journale, 
sowie die eingeführten Kabinets-Ordre-Bücher gehalten. 

8. Der Staatskanzler kann den Kabinets- Vorträgen beiwohnen, so 
oft er es nötig findet oder Uns selbst Vorträge zu machen hat 

9. Die übrigen Staatsminister und der Chef des allgeniemen 
Krieges-Departements tragen Uns wöchentlich einmal in Gegen- 
wart des Staatskanzlers vor wie bisher. 

Anf Reisen begldten Uns nach Unserer jedesmaligen Be- 
stimmung diejenigen, welche Wir dazu ausersehen werden. Bei 
dem blossen Wechsel Unsers Aufenthalts in Berlin, Potsdam, 
Charlottenburg etc koimtion flin vorbeuanuten Personen zum Vor- 
trag, so wie es voriun bestimiiit ist. 

Der Staatsrat 

hat k^e Verwaltnne. Zn seinem Wirinmgskreise gehören bloss: 
1. alle Gesetze, Vemssnngs- und Verwaltungs- Nonnen, sodass 
sämtliche Vorschläge zu neuen oder zu Aufhebung und Abände- 
rung von vorhandenen durcii ihn an Uns zur Ranction gelangen 
müssen. Bei geheimen diplomatischen Angelegenheiten, als Bünd- 
nissen und dergleichen, tritt jedoch an die Stelle des Staatsrats 
der Staats-Kanzler. 2. Diejenigen Gegenstände, bei welchen ein 
gemeinschaftliches Interesse verschiedener Ministerien, aber keine 
Vereinigung zwischen ihnen stattfindet 3. Die jfihrlichen schrift- 
lichen Darstellungen der Staatsminister von ihrer Verwaltung. 

4. Alle solche// Gegenstände, welche an den Staatsrat entweder 
durch schon bestehende oder noch erfolgende (iesetzc o<ler in 
einzelnen Fällen von Uns Allerhöchst Selbst gewiesen werden, und 

5. diejenigen Gegenstände, bei welchen der Staats-Kanzler die Aus- 
führung suspendiert hat, insofern sie Überhaupt zum Geschäfts- 
kreise des Staatsrats gehören; dieses kann nur Sachen und nicht 
Personen betreffen, in Absicht der letzten gelangt es an Uns un- 
mittelbar. 

Vorgetragen im Staatsrat werden alle zu seinem Wirkungs- 
kreise gehörigen Sachen, nachdem sie vorher an ihn abgegeben 
worden, von den betreffenden Staatsministem und Departements- 
Chef selbst, jedoch so, dass ihnen von dem Staats-Kanzler ein 
nicht administrierendes Mitglied des Staatsrats als Korreferent 
beigeordnet werden kann. 

Nach erfolgter Beratung giebt die Mehrheit der Stimmen 
den Beschluss des Staatsrats. Ist solche zweifelhaft, so wird von 



Digitized by Google 



6. T«ffl&dirU Ytxtmaag aller olmtten Staattbehördea 1810. 



53 



allen anwesenden Mitgliedern, die Prinzen und den Präsidenten 
eingeschlossen, mit [gleichem Stimmrecht darüber LTstiiiniit. Bei 
Stimmengleiciiiieit giebt die Stimme des Staatslcanzlers den Aus- 
schlag. Den Vorsitz dabei führt der Staatskanzleft übrige 
Gesehilftslllhriing Hegt dem Staatssekretär ob. Dieser fasst das 
Protokoll über die Beratung und den Beschlnss ab. Der Beschluss 
wird Uns zur Entscheidung vorgelegt, und zwar insofern eine Ver- 
waltungsbehörde dazu ^>^^nlas8ung gab, durch diese selbst. Bei 
Beschlüssen über Angeiegeiiheiten, die der Staatskanzler suspen- 
diert hat, und streitigen Gegenständen bedarf es dieser Vorlegung 
nicht, wenn die betreffenden Ministerien sich dabei beruhigen. 

Der Staatsrat versammelt sich wöchentlich einmal und, wenn 
es erforderlich ist, ausserordentlich. Die Prinzen ünsers Hauses 
nnsgenonimen, dürfen die übrigen Mitglieder, insoforn sie nicht durch 
Abwesenheit oder Krankheit abgehalten sind, darin nicht fehlen. 

Unter dem Staatsrat unmittelbar stehen: 1. Die Oesetz- 
Kommission für die gesamte Gesetzgebung. Sobald sie neu ein- 
gerichtet sein wird, soll Uns kein Vorschlag zu einem neuen Gesetz 
oder zur Abschaffung oder Veränderung eines vorhandenen eher 
vorgelegt werden, bevor sie nicht darüber mit ihrem Gutachten 
gehört worden ist 2. Die Ober- Examinations- Kommission für 
sämtliclie Civil-Ministerien, welche durch Prüfung zu allen Rats- 
und älmlichen Stellen auf gleichmässige Tauglichkeit aller solcher 
CSivflbeamten hinwirken und darnach eingericntet werden soll In 
beiden Kommissionen führt der Staatssekretär den Vorsitz und 
sammelt dadurch Besultate für seine Verhältnisse im Staatsrat 
B. Das Plenuni der wissenschaftlich-technischen Deputati<Nien sämt- 
licher Ministeriaidepartements. 

Dagegen stehen nicht unter dem Staatsrat, hoadern unter 
dem Staatskanzler unmittelbar: 1. Die Oberrechnuugs-Kammer als 
yoizflgliches Hfilfonittel b^ seiner Oberaufsicht und obersten 
Kontrolle der Verwaltungs-Rehörden. Sie ist Revisions-Behörde 
für alle Rechnungen und Etats, über alle und jede Landesherr- 
lichen Fonds ohne Aiisnahnif^. 2. Das Archiv. 

Bei Stellen-Besetzungen dieser sämtlichen Behörden werden 
von dem Staatsrat und Staatskaiizier die für die Staatsminister gel- 
tenden Vorsdiriften beobachtet 

Di« Staatsminister und die Departements-Chefs. 

Jeder Staatsrainister führt die ihm anvertraute Verwaltung 
selbständig unter unmittelbarer Verantwortlichkeit «regen Uns Aller- 
höchst selbst Sie l)erichten darüber an Uns und erhalten von 
T'^ns die Befehle darüber. Dem Staat>kanzler sind sie sclmi«lig, 
aul sein Verlangen Rechenschaft und Auskunft über jeden Gegen- 
stand ihrer Verwaltung zu geben und auf seine eingelegten Sus- 
penstT-Anordnungen die ihrigen bis zu Unserer oder des Staats- 
rats Bestimmung einzustellen, auch seme Verfügungen in den 
oben erwähnten ausserordentlichen und dringenden oder durch 
Unsere besonderen Auftrilge veranlassten Fällen zu befolgen. 
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Die den Abteilungen der Ministerien des Innern und der 
Finanzen vorgesetzten Chefs sind verantwortlich für fh'e Ausfüh- 
rung, holen in allgemeinen und wichtigen Dingen die Anweisungen 
des Staatskanzlers als Ministers des Innern und der Finanzen ein, 
richten aber ihre Berichte an Uns. Sie stdlen solche ohne Ana- 
nähme dem Staatakanzler zu, welcher seine Beiatimmnng entweder 
durdi sein beigesetztes vidi ausdrückt oder seine abweichende 
Meinung beifügt. Dem Chef dos Departenients für die allgemeine 
Polizei des Ministeriums des Innern müssen die übrigen Minister 
und Departements-Chefs für das statistische Bureau alljährlich die 
statistischen Nachrichten ihres Geschäfts -Bezirks mitteilen und, 
sowie er sie v^iangt, beschaffen. Jeder Hinisteiv nnd Departe- 
ments-Chef mnss, insofern ein Gegenstand seiner Verwaltung in 
den Wirkungskreis andrer Minister oder Departements-Chefs ein- 
schlägt, mit diesen Rücksprnrhe nehmen und gemeinscbRftlirh ver- 
fahren: können sie sich darüber nicht vereinigen, so gehört die 
Sache zum Staatsrat Überhaupt muss in diesem, obgleich er 
nidit administrierend ist, dennoch in Dingen, wo eine gemehi- 
same Beratung nützlich oder notig ist, diese erfolgen; der Staats- 
kanzler soll hierüber besonders halten. 

Die dem einen Ministerium oder Departement notwendf'^en 
oder nützlichen Nachrichten des andern teilt dieses ihm unauf- 
gefordert mit. 

Die in jedem Departement angestellten vortragenden Räte 
haben bloss beratende Stimme, die Dh^ktoren der einzelnen 

Unterabteilungen aber In solchen eine entscheidende. 

Die Minister verfügen in ihrer Verwaltung auf ihre Verant- 
wortlichkeit, jedoch sind folgende Gegenstände an Unsere Aller- 
höchste Genehmigung gebunden, die also eingeholt werden muss: 

1. Alle Gesetze, Verfassungs- und \ erwaltungs-Normen, es mag 
anf neue oder Aufhebung und Ablndenmg der vorhandenen 
ankommen; der Antrag gelangt an Uns durch den Staatsrat; 

2. alle Haupt-Etats und Pläne; 

3. bei 'W'rweiidiiii': des etatsmässigen Fonds 

a. neue Besoldungen und Besoldungszulagen, wenn 1. der Fall 
einen Rat ihres Departements oder eine neue Art von 
Dienern betrifft, 2. überhaupt Normalsätze für die Diener 
und der höchste Besoldungssatz für solche Yorgesehrieben 
sind und eine Abfinderung beabsichtigt wird; 

b. PensioTis- Bewilligungen, insoweit nicht schon bestimmte 
( riiii ] itze vorgeschrieben sind oder eine Ausnahme davon 
bezweckt wird; 

c Gnadengeschenke und ausserordentliche Unterstützungen, 
soweit dazu bei Unsem Dienern die Gehaltserspamisse und 
in andeni Fällen der jedem Departement ausgesetzte extra- 
ordinäre Fond nicht reichen oder bestimmte l^rmalsummen 

überschritten werden, 
d. Ausgaben, die durch Veränderung der Administration oder 
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neue Anlagen verursacht werden, oder bei AuÜBtelliiiig des 
Etats noch nicht in Anschlag gebracht sind. 

4. Nicht etatsmässige Administrationsausgaben, welche etatsmässig 
gemacht werden sollen, in den Fällen, wenn a. Unsere Ge- 
nehmigung schon bei etatsmässigen eriforderlich sein würde, 
b. oder sie auf einen Generaletat in Ansatz kommen sollen, 
c oder die erh<&te Ausgabe nielit durch ecli5hte Einnahme 
gedeckt wird; 

5. die Ernennung der Rftte bei allen Departements- und Pro- 

vinzial-Landes-Kollegien, sowie aller Diener, die teils liölier, 
teils mit solchen in gleicher Katcjorie, nicht bloss in gleirliem 
Range stehen und deren Bestallungen zu vollziehen Wir Uns 
vorbehalten ; 

6. die Erteilung von Titefai, welche den Rats-Charakter geben; 

7. Oberhaupt ^ssere Gnadenbewilligungen. 

Ausserdem muss jeder Staatsminister und Chef der Ab- 
teilungen der Ministerien des Innern und der Finanzen Uns 

vorlegen : 

8. seine jährliche Hauptrechenschaft von seiner Verwaltung? durch 
den Staatsrat und zwar zu der Zeit, da er die General-Eiats> 
Entwürfe einreicht; 

9. emen halbjShrigen Haupt-Kassen-Extrakt und Abschluss semer 
Verwaltung; der Chef der Abteilung des Finanzministerii für 
dasGeneraJ-Kassenwescn und die Geldinstitute jedoch monatlich. 

Jeder Minister und Chef einer Abteilung verfüg an die ihm 
untt^fjooiflTieten Behörden für sich allein, an andre nicht ohne 
Kücksprache und Gemeinschaft mit dem ihnen vorgesetzten Mi- 
nister oder Departements-Chef. 

Wii- wollen, duss der bisher noch immer beibehaltene Kurial- 
stil, wddier nichts anderes ist als der Stil des gemeinen Lebens 
lingst verflossener Zeiten, in all^ seinen Abstäungen von Re- 
skripten, Dekreten und dergleichen, wie Wir es längst beabsichtigt 
haben, tliirchgäng^g abgeschafft und von jeder Behörde im gegen- 
wärtigen Stil des gemeinen Lebens sowohl an obere als an die 
auf gleicher Stufe stehende/^ oder untergebenew Behörden und Per- 
sonen geschrieben und verfügt werde, wie es in den mehrsten 
andern Staaten geschieht, ohne der AutoritSt das Mindeste zu ver- 
geben. Unser Name soll nur Gesetzen, Verordnungen und Aus- 
fertigungen vorgesetzt werden, die Wir Selbst vollziehen. Folg- 
samkeit und Achtung müssen sich die verwaltenden und m teilenden 
Behörden durch den bei ihnen herrschenden Geist, durch ihre 
Handlungsweise und, wenn es nötig ist, durch die ihnen zu Gebot 
stehenden Mittel zu verschaifen wi^oi, nicht durch voaltete leere 
Formen. Der Name, welchen Wir einer jeden beilegen, reicht 
hin, Gehorsam und Ehrfurcht zu gebieten. Es versteht sich hier- 
nach von selbst, dass der Königliche Titel auch nur in Eingaben 
an Uns Selbst stattünden dürfe. 
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Das Ministerium des Innern 
hat zu seinem \Virkuim:-ki>'i.se alle Ausübimgeii der obersten Ge- 
walt, insoweit sie nicht ausdrücklich den Ministerien der Finanzen, 
der Jnstiz, des Kriegs oder andern Behörden beigelegt shid. 
Namentlich gehören dahin: 

A. In der Abteilung der allgemeinen Polizei: 

1. Die innere ?^taatsverfassung nnd alle bi^^lier zum innern Staats- 
recht gereehnete^i Angelegenheiten, insontlei heit die ständische 
Verüassung und was darauf Bezug hat, wobei jedoch die Ver- 
handlung^ mit den Ständen, insofern sie von der höchsten 
Behörde ressortieren, dem Staatstanzler Torbehalten bleiben; 
die Aufsicht auf städtische und Iftndliche Korporationen, das 
Kanton- oder Konskriptionswesen mrh den für das Kriegs- 
departement gegebenen Bestimmungen; alles, was auf die 
Lehnsverbindung, das Herrenrecht, die Patrimonialgerichts- 
barkeit und Veränderungen bei diesen Gegenständen Bezug hat 

2. Die gesamte Sicherheits-Polizei; 

3. das Armenwesen, Arbeits- und Krankenhäuser und alle dahin 
gehörige?* Anstalten, auch Witwen-Kassen und ähnliche Insitute; 

4. die Folizri der ersten Lebensbedürfnisse, Magazine aller Art 
zur Abwendung dos Mangels und der Teurung; 

5. alle öflfentlichew Aiibtaiten zur Bequemlichkeit und zum Ver- 
gnügen, audi die Theater mit Ausnahme der in den Resi- 
denzien, welche in Absicht auf ihre Direktion von dieser und 
vom Hofe ressortieren; 

6. die Konkurrenz bei dem einer besonderen Abteilung unter- 
worfenen PostweseUf insofern die Polizei dabei zu Hülfe 
kommen muss; 

7. die Juden und Sektierer, jedoch nicht in Beziehung auf ihren 
Kultus, sondern bloss auf ihre Verfassung, auf das Kanton- 
wesen und ihren politischen Zustand; 

8. die ganze Medizinal-Polizei mit allen Anstalten des Staats für 
die Gesundheitspflege, jedoch verbleibt die äussere Einrichtung 
und die Ver^valrung des Militär-Medizinal- Wesens nebst der 
Pepiniere füi die Militär-Ärzte und deren Ernennung der 
Kilitfir-Behörde; 

9. die Mit- Aufsicht auf die Provinzial-Regienmgen und die Kon- 
kurrenz bei der Besetzung derselben mit den Abteilungen für 
die Gewerbe, für die öffentlichen Einkünfte, für das General- 
Kassenwesen, für den Kultus und öflfentlirhen Unterricht. Die 
Initiative hat diejenige Abteilung, von welcher die zu be- 
setzende Stelle vorzüglich ressortiert. Das Resultat wird dem 
Staatskanzler als Minister des Innern und der Finanzen zur 
Genehmigung vorgelegt 

10. Die Sammlung und Zusammenstellung aller statistischen Nach- 
richten. 

11. Die Zensur aller Schriften, welche nicht poliusciien Inhalts 
sind, jedoch behalten Wir Uns vor, wegen der Zensurli eiheit 
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(Irr gelehrten und wissenschalüicheii Institttte besondere Be- 
stimmungen festzusot7on. 

An Unsere Genehmigung bind in dem Wirkuii^^.kreise der 
Abteilung iür die allgemeine Polizei noch besonders gebunden: 
1. ausserordentliche stfindisdie Versammlungen, 2. die Wald stän- 
discher ReprSsentanten, 3. die Verlefliuiig weltlicher Stiftspräbenden, 
4. die Besetzung der Ober-Bürgermeister- und Polizei-Dirigenten- 
Stellen in allen grössern Städten, 5 die Anstellung der Mitglieder 
bei der wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal wesen, der 
ersten Ärzte oder Direktoren bei grösseren Medizinal-Instituten in 
den Hauptstädten, auch der medizinischen Lehrer bei den Bildungs- 
anstalten für das Medizinalpersonal, die iricht mit den Universitäten 
yerbnnden sind. 

Unmittelbar imter der Abteilunfr für die allgemeine Polizei 
stehen: 1. die Provinzial-Regierungen, insofern es das Ressort der- 
selben betrifft 2. die Stände und ihre Behörden, soweit dabei eine 
Aufsicht des Staats eintritt, jedoch unter der oben gedachten £in- 
schrSokung in Absidit auf die dem Staatstomzler yorbebalteuen 
Verhandlungen, 3. der Polizeipräsident der Residenz Berlin, 4. die 
wissenschaftliche Deputation fta das Medizinalwesen, welche das 
aufgehobene Ober-Collegium mediriim et sanitatis, auch medif o- 
chirurpcum vertritt, 5. die eigenen allgemeinen Bildungsanstalten 
für das Medizinal wesen, ö. die Charite in Berlin, 7. das statistische 
Bureau. 

B. Die Abteilung fflr den Handel und die Gewerbe 

hat zu ihrem Geschäftskreise alles, was auf den Gang der Gewerbe 
bei der Nation, also der Produktion, Fabrikation und den Handel 
Bezug hat. Nnmontlirh frehören dahin: 

1. die ganze laiidwiiLftchaflliche Polizei (wohin das Domänen- und 
Domänen-Forstwesen selbst nicht gehurt), alle Anstalten zur 
Beförderung der Landwirtschaft, OemeinndtsteOungen, Melio- 
rationen, das Landgestat-Wesen, letzteres jedoch nur in Hin- 
sicht der Gewerbepobzei und gemeinschaftlich mit dem Ober* 
Stallmeister. 

2. Die Polizei der Fabrikation, das Zunftwesen und was damit 
in Verbindung steht, die Schauanstalten, das gesamte Bau- 
wesen und das Mflnzwesen, insofern es die Fabrikation und 
das Polizeiliche dabei angehet, gemeinschaftlich mit der Ab- 
teilung des Finanz-Ministeriums für die General-Kassen mid 
neld-Institute, welche das Finanzielle dabei zu besorgen hat. 

8. Dia Polizei des Handels im weitesten Umfange des Worts, 
also alle Bestimmungen über den in- und ausländischen Handel, 
alle Anordnungen über den Verkehr mit inländischen Pro- 
dukten, die Marktrechte, Taxen, alle Anstalten und MeUoratimien 
zur Beförderung des Handels, die Sorge für die Seehäfen, Schiff- 
barmachung der StrOme, Anlegung von KanSlen, Chausseen und 
T.andstrassen. 

4. Die Mitaufsicht mit der oben erwähnten Abteilung des Finanz- 
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Ministeriums auf die Geld-Institute, namentlich Bank, See- 
handlung, die Geldinstitute und das Kreditwesen der inzen, 
Korporationen und Gemeinden, mithin auch auf die landschaft- 
lichen KreditsYSteme in gewerbpolizeilicher Rücksicht. Die 
Bank, die Seehandlimg und alle Geldgeschifte selbst leitet, 
insofern der Staat dabei konknrriert, jme AbteOong. 

5. Die Salz&brikation, die Porzdlannuma&ktur und alle sonst 
für Rechnung des Staats gehende Fabrikation. Die Salzein- 
künftc werden >>ei dem Finanz-Mimsterinni Yon der oben er- 
wähnten Abteil Ulli: yerwaltet, 

6. Das iresamte Berji- und Hüttenwesen mit Inbegriff der Braun- 
kohlen und des Torfs auf Doiiiänen-liriinden und der Aus- 
übung des Berg-iiegals und der Berg-Polizei, die landesherr- 
lichen Giessereien^ besonders des Geschützes and der Ammn- 
nition, der Gewehr£etbriken und Pulvermflhlen in Konkurrenz 

^ mit dem Kriegsdepartement 

Zu Unserer Genehmigung muss der Chef der Abteilung für 

Handpi und Gewerbe aiis«f^r den allgemeinen Oep^en^tflnden noch 
vorlegen: 1. alle Meliorations-Pläne, 2. gemeiaschaftiich mit der 
Abteilung des Finanz -Ministeriums für die Generalkassen und 
GeldinsÜiute alle die Munzaiien und den Münzfuss, überhaupt das 
G^d und die dffentUcfaen Papiere betreffenden neuen Vorschläge, 
3. (lii^ Anstellung der obern und Ratsstellen bei dem Salz-, Berg- 
und Hütten-, auch Torf-Wesen und der Porzellanmanufaktur, wie 
auch der Mitglieder })ei der technischen Gewerbs- und Handels-, 
auch Ob erbau -Deputation. 

Unmittelbar unter dem (Gewerbe-Departement stehen: 1. die 
Regierunpren in Absicht auf dessen Ressort, 2. die technische Ge- 
werbe- und Handels-Deputation, welche aus einigen Staatsbeamten, 
aus Gelehrten, Kflnstiem, Landwirten, Manufedcturisten und Kauf- 
leuten bestehen soll, und deren sich auch der Finanz-Minister be- 
dienen kann; 3. die technische Oberbau-Deputation, welche zugleich 
Prüfunirsbehörde für Baukünstler im<\ Feldmesser ist und auch 
von andern Ministerien Aufträge annehmen muss. Die Bauten 
bei Unsern Schlössern und Palais in und bei Berlin, Potsdam etc 
gehören zum Hofmarschall-Amt, unter dessen alleinigem Befehl 
die Schlossbaukommission steht, jedoch hat die tedmÜBche Ober^ 
bau-Deputation bei solchen Bauten von Wichtigkeit die Verbind- 
lichkeit zur Superrevision; 4. die Fabriken- Kommissarien, die 
aber zunächst den Provinzial-Rejjierun^^^en untergeordnet sind, auch 
der technischen Erwerbs-Deputation dienen; 5. die Münze gemein- 
Bcliaftlich mit der erwähnten Abteilung des Finanz-Ministeriums 
und nadi den übrigen Bestimmungen ; 6. die Konsulate in Sachw 
der Gewerbe-Polizei; 7. die Leitung des Salz-, Berg- und Hfitten- 
Wesens. dem ein Berg^ni»tmann als Direktor vorgesetzt ist, unter 
dem alle Snlzwerks-, Berg-, Hütten-, auch Torf-Ämter und Be- 
hörden stehen; B. die Direktion der Porzellanmanufaktur. 
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C. Die Abteilung für den Kultus und öffentliclieii 

Unterrieht 

hat zum Wirkungsbezirk alles, was als Beligionsübung, Erziehung 
und Bildung für Wissenschaft nncl Kunst ein Gegenstand der 
Füreorge des Staats ist Namentlich gehören dahin: i. alle Rechte 
der obersten Aufsicht und Fürsorge (ies Staats in Beziehung auf 
EehgioQSübung (jus circa äacraj, wie diese Rechte das Allgemeine 
Landrecfat hestimmt, ohne Untersehied der Glaubensverwindteii; 
2. nadi Massgabe der den verschiedenen Religions-Parteien zuge* 
standenen Verfassung auch die Konsistorialrechte (jus sacrorum) 
namentlich in Absicht der Protestanten nach Anleitung des Allge- 
meinen Landrechts; 3. der Vortrag im tstaatsrat wegen Tolerierung 
einzelner Sekten und die Ausübung der dieserhalb bestimmten 
Grundsätze; 4. die Aufsicht auf die Juden in Absicht ihres Gottes- 
dienstes; 5. der Beligions^Unterricht bei der Erziehung; 6. alle 
höheren wissensdiamichen und Kunst- Vereine, welche vom Staat 
unterstützt werden, die AkadciTiie der Wissenschaften und Künste, 
imgleichen die Bauakademie zu Berlin, insoweit der Staat sich 
eine Einwirkung auf solche vorbehalten hat oder sie durch neue 
Konstitutionen festsetzt, in jedem Fall aber ihre Fonds und deren 
Verwaltung; 7. alle Lehranstalten, Universitäten, Gymnasien, ge- 
lehrte. Elementar-, Bürger-, Industrie- und Kunst-Schulen ohne 
Unterschied der Religion; 8. alle Anstalten, welche Eintluss auf 
die allgemeine Bildung haben. Hat die Abteilung in dieser Hin- 
sicht Bemerkungen in Absicht auf die Theater zu machen, so teilt 
sie solche dem Staatskanzler oder dem Chef der Abteilung für 
die allgemeine Polizei nach Beschaffenheit der Sache mit 

Unsere G^ehmigong muss der Chef der Abteilang des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts namentlich emholen: 1. über 
jede Annahme und jede Yerändenmg von Stiftungen für religiöse 
und Schul-Zwecke, auch jede stiftungswidrige Verwendung; 2. zur 
Besetzung der Inspektoren protestantischer Kirciien, der ersten 
Geistlichen m den Residenzen, der Akademien, soweit Wii* die 
Besetzung oder Bestätigung Uns vorbehalten haben, der ordent- 
lichen Professorate auf den Universitäten und der Schuldirektorate 
bei den Gymnasien. Die Besetzung der katholischen bischöflichen 
und weilibischöf liehen Stellen ressortiert vom Staatskanzler; 3. zur 
Anstellung der Mitglieder bei der wissenschaftlichen Deputation 
für den Unterricht; 4. zu jeder Bestimmung wegen der Toleranz. 

Unter dem Departement des Kultus und öffentlichen Unter- 
richts stehen unmittelbar: 1. von den Regierungen namentlich die 
GeistUcfaen- und Schuldeputationen, 2. die wissenschaftliche De- 
putation für den öffentlichen Unterricht m Berlin, welche das 
aufgehobene Ober-Schul-Kollegium vcrti itr und zugleich Trütungs- 
behörde für höhere Schulbediente ist, ebenso die ähnlichen Depu- 
tationen in Königsberg und Breslau; 3. die Akademie der Wissen- 
Bchafien und bildenden Kfinste und die Bauakademie, 4. die Uni- 
versitäten, 5. die Gymnasien in Berlin. 
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Der Abteilung für den Kultus und den ötientlichen Unter- 
riclit wird übrigens besonders für das Spezielle ein Direktor vor- 
gesetzt 

D. Die Abteilung fflr das Postwesen. 

Dieser ist der Gen« r il Poetmeister ah Clief vorgesetzt Unter 

ihm steht das gesamte Postwesen. Das Departement der Allge« 
meinen Polizei konkurriert wenn die Hülfe desselben nötig ist 
Der General-Postmeister steht übrigens zu Uns und zu (\om Staats- 
kaiizier und dem Staatsrate, dessen Mitglied er ist, in demselbi^en 
Yerhfiitiusse, als die übrigen Chefs der Hauptabteilungen der Mini- 
sterien des Innern und der Finanzen. 

Unsere Genehmigung ist er einzuholen verbunden: 1. über 
\'prnnderungen in der Postgesetzgebung, die durch den Staatsrat 
gehen müssen, 2. über (^ie Anstellung der Glieder des General- 
Postamts, der Postdirektoren und wo diese Genehmigung bisher 
bei Postbedienungen erforderhch wai', 3. über Erhöhung oder 
Herabsetzung des Postgeldes und des Porto, 4. Ober neue Post- 
konventionen, bei denen das Auswärtige Departement konkurriert. 

Unter dem Postdepartement stehen unmittelbar alle Post- 
bedienten ohne Ausnahme. 

Das Ministerium der Finanzen 

hat zu seinem Geschäftsbezu'k das ganze Finanzwesen und besteht 
aus zwei Hauptabteilungen: 

A. Der Abteilung für die Einkünfte rlos Staats. 

Namentlich gehören dahin: 1. die ^ erwaltung und Veräusse- 
r^iiig der Domänen und landesherrlichen Forsten und Jagden, 
2. alle direkten und indirekten landesherrlichen Abgaben. 

Das Salzwesen, die EinkOnfite aus dem Bergbau, den Hütten-, 
Porzellan- und andern Fabrikationen gehören zu andern Ab- 
teflungen. 

Zu Unserer Genelinn'ginig muss der Chef dieser Abteilung 
ausser den allgemeinen Gegenstanden noch vorlegen: 1. alle Ver- 
äusserungen von Domänen und Forstgrundstücken nach den Be- 
stimmungen der Veräusserungs-Instruktion, 2. alle Veränderungen 
des Abgabesystems, 3. alle Bissetzmigen der Stellen bei den Sek- 
tionen, den Steuer- und Abgabenbehörden, dem Forst- und Jagd- 
wesen mit Einschluss der Mitglieder der technischen Oberforst- 
flf jniiation, der Nutz und Brennliolz-Administrationen und wobei 
sonst unsere ( iriiclimi^'uni^ bisher erforderlich gewesen ist. 

Für die obenerwähnten zwei Hauptgegenstände: 1. die Do- 
mänen, Forsten und Jagden, 2. die direkten und indirekten landes- 
herrlichen Abgaben bätehen Unterabteilungen, deren jeder ein 
Direktor vorgesetzt ist, weldier die Verwaltung unter der Leitung 
des Chefs führt Die Mitglieder dieser Sektionen oder Direktionen 
haben bloss beratende Stimmen. 

Wegen einer besondern Intendantur der Domänen und l'Orsten, 
die verbunden mit der Sektion und ausgerüstet mit praktischen 
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und lokalen Kenntnissen hauptsächlich an Ort und Stelle wirken 
BoU, werden Wir noch das Nähere bestimmen. 

Ausser jenen Sektionen oder Direktionen stehen unmittelbar 
nnter dem Chef des Departemoits fllr die I^kttnfte des Staats 
und jenen Sektionen nach ihrem Ressort: 1. die Regieningen in 
Absiät auf ihren Wirkungskreis, besonders die Abgabe- Depu- 
tationen, 2. die Hauptstpinpel-Kammer, 3. die technische Oberforst- 
Deputation, welche /ufileich Prüftm^s-Behörde der Forstbedienten 
ist, nebst der Forst-Karlen-Kammer. 

B. Die Abteilung für die Generalkassen und die Geld- 
institute des Staats. 
Diese hat zu besorgen: 1. die Verwaltung des öffentlichen 

Schatzes und der Überschüsse, 2. die Generalkassen, 3. die General- 
Buchhaltimg, 4. das Etatswesen, wegen dessen eine })esondere aus- 
führliche Anordnung erteilt werden wird. Jeder Verwaltung soll 
jährlich nach dem Etat ein bestimmter Kredit bei den General- 
kassen bewilligt werden, auf den sie anweisen kanh. Zn allem, 
was über die hiernach 'genehmigte Summe hinausgeht, ist Unsere 
besondere Zustimmung und Unser Befehl an die Abteilung ffir 
die Generalkassen erforderlich. 5. Das Staats- Schulden wesen, 
6. die Lotterien, 7. die Leitung der Geldinstitute des Staats, na- 
mentiicii der Bank und der Seehandlung und insofern der Staat 
did)ei konkurriert, die der Geldinstitute und des Kreditwesens der 
Provinzen, Korporationen und Gememden, mithin auch der land- 
schaftlichen Kreditsysteme nach den oben bei der Abteilung für 
die Gewerbe- und Handelspolizei gegebenen Bestimmungen, 8. das 
Münz wesen in Absicht auf das Finanzielle dabei, den Metall- 
ankauf n. s. w. 9. Die wegen der Staatspapiere und des Papier- 
geldes zu iaacliende« Opeiationen und zu nehmende« Massregeln. 
Betreffsn diese neue Onmdsfttze, so gehOren sie nach den oben 
schon gemachten Bestimmungen mit vor die Abteilung für den 
Handel und die Gewerbe. 10. (Für) den Salzankauf und -IlandeL 

Unsere Genehmigung ist erforderlich: 1. bei allen Ausgaben, 
die nicht in den Etats bestimmt, oder für die den Ministem und 
Departements-Chefe nicht ein besonderer Disjwsitionsfond bewilligt 
ist, 2. bei neuen wichtigen PlSnen Aber das Finanz- und Staate- 
Scliuldenwesen, 3. bei grösseren Operationen der Bank und der 
Seehandlung, die nicht zu der ge wohnlichen kaufmännischen Ge- 
schäftsführung gehören, 4. bei der Besetzung der Stellen der Di- 
rektoren und Mitglieder der Sektionen und Unterabteilungen, der 
Rendanten der Hauptkassen, 5. bei neuen wichtigen Kontrakten 
über den Salzankauf und Bestimmung der Salzpreise. 

Folgende Sektionen soD^ unter der speziellen Verwaltung 
besonderer Direktoren stehen, welche jenen unter der Leitung des 
Chefs vorstehen (die Mitglieder derselben hal)en auch eine nur 
beratende Stimme): 1. Für die Generalkassen, die Generalbuch- 
haltung und das Etatswesen, 2. für die Bank, die Lotterien und 
die Münze, desgleiclien für das Kreditwesen der Provinzen, Kor- 
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, j[K)rationen u. s. w., 3. für die Seehandlung, das Staatsschulden- 
und das Salzwesen. 

Die Direktoren dieser drei Se]ctionen bilden unter dem Vorsitz 
des Ghefe der ganzen Abteilung ein Plenum, in welctan alle 
Hauptgegenstände zur Beratung gezogen werden. £s versammelt 
sidl, so oft es nötii: ist. 

Unter deiii Chef dieser Abteilung und den iSektionen nach 
ihrem Ressort stehen: 1. die Regierungen in Absicht auf das 
Kassen- und Etatswesen, 2. die Generalkassen, 3. die Bank, 4. die 
Staatsbuchhalterei, 5. die Seehandlung, 6. die Staatsschulden-Be- 
hörde, 7. die Salz- Administration, 8. die Lotteriedirektion. 

"Die YerhSltnisse der Chefs der Hanptahtoibm^en der Mini- 
sterien des Inneiii und der Finanzen zu dem Staatskanzier, dem 
diese Ministerien jetzt anvertraut sind, liabeu oben schon ilire Be- 
stimmung erhalten. Er wird teils mit ihnen einzeln Rüeksprache 
nehmen und ihnen die nötigen Anweisungen geben, teils, wo es 
erforderlich ist, mefaim von ihnen oder sie alle zu gemeinschaft- 
lichen Beratungen versammeln, wobei nach den Umständen Di- 
rektoren der Sektionen und auch Mitglieder derselben zugezogen 
werden können. 

Der Justiz-Minister 
hat zum GeschSfkskreise 1. alles ohne Ausnahme, was die Ober- 
au&icht auf die eigentliche Rechtspflege betrifft Diese selbst ist, 
wie CS sich versteht, den Gerichten allein überlassen. Er hat jene 
Aufsicht, mithin aurli die gesamte Civil- und Kriminal-Justiz, ferner 
die Anstellung aller Justizbedienten oder den Vorschlag dazu bei 
Uns. Der Geschäftsbetrieb bei allen Justizbehörden, das Pupillen-, 
Deposital- und Hypotheken-Wesen steb^ unter ihm. Ausserdem 
werden ihm noch 2. die Lehnssadien beigelegt 3. Soll er in An- 
gelegenlieiten Unsers Hauses m reehtlicher Hinsidit sein Gut- 
achten abgeben. 

Wo die Aufsicht auf die Leitung des Kriminal wesens mit <ler 
allgemeinen Polizeiaufsiclit zusammeHgreiit, handelt der Justiz- 
minister gemeinschaftlich mit dem Chef der allgemeinen Polizei. 
Namentlich findet dieses rücksichtUch der Strafimstalten statt 

Neue Gesetze bringt der Justizminister gleich andern De- 
partements- C Ii efs im Staatsrat in Vorschlag, welcher sodann das 
Weitere vi ranlasst. Jede Abänderung der VerfassuTig, es betreffe 
solche die lieiiörden oder die Form der Rechtsi)tiege, bringt er 
im Staatsrate zum Vortrage, ehe er solche bei Uns vorschlägt 

Er kommuniziert mit den andern Ministem undDepartements- 
Chefe, sobald deren GeschSftskreis mit ein^ift, und lumdelt» auch 
verfügt mit ihnen gemeinschaftlich, wenn jenes der Fall ist Die 
Stellen bei Strafanstalten, die von ihm allein ressortieren, besetzt 
er zwar allein: sobald solche aber auch zum Geschäftskreise der 
allgemeinen Polizei gehören, überlässt er deren Besetzung sowie 
die ganze innere Ökonomie dem Departement der allgemeinen 
Polizd, welches mit ihm nötigen£edls kommuniziert 
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Insbesondere müssen auch die andern Ministerien und De- 
partements in Rücksicht auf den National -Wohlstand bei dem 
Hypotheken- und Pupillenwesen mit einwirken* Über die gemein- 
samen Gegenstände findet naxsä ihrer Beschaffi^dt eine Beratung 
entweder unter einzelnen oder im Staatsrate statt 

Die r;esetz-Koninii??inn ist zwar dem gesamten Staatsrat 
untergeordnet, es soll aber bei derselben durch den Justizminister 
besonders darauf gehalten werden, dass sie wegen der in sein Fach 
einschlagenden Gesetze mit vorzüglichen Rechtsgelehrteu stets 
besetzt werde. 

Ausser den im allgemdnen zu Unserer Genehmigung vor- 

behaltenen Fällen muss Uns der Justizminister 1. alle zu Unserer 
Vollziehung geeigneten Kriminal-Erkenntnisse in der üblichen 
Art vorlegen; 2. Uns die erforderlichen Übersichten des Ziistandes 
der Rechtspflege durch Vorlegung der Generallisten über die Ge- 
schäftsführung sämtlicher Justizbehörden mit seinen Bemerkungen 
gewShren; diese teflt er auch dem Staatsrat mit 3. Die Verwen- 
dung der für die Rechtspflege ausgesetzten Fonds bleibt ihm zwar 
überlassen, jedoch i^t Unsere Einwilligung nötig zu jeder Pcr- 
sonalvermehning, zur Erhöhung der Besolflungen über die zu be- 
stimmenden Normalsätze und zu Reimuu'rationen, die nicht aus 
Besoldungs-Ersparnissen herrühren. 4. Zui- Besetzung aller oberen 
Stellen mit Inbegriff der Bats- und der Justizdirigwten-Stellen m 
allen grossem Städten muss er ebenfalls Unsere Genehmigung 
einholen. 5. Straferkenntnisse gegen königliche Diener, wodurch 
sie von ihreTii Amte auf eine Zeitlang oder auf immer entfernt 
werden, desgleichen Begnadigungsgesuche und Anträge, die sie 
betreffen, können nicht anders als nach geschehenem Vortrage im 
Staatsrat durch solchen an Uns gebracht werden. 

Unmittelbar unter dem Justizminister stehen: 1. das Ober- 
tribunal, 2. das Kammergericht in Berlin und die Oberlandes- 
gerichtc als Provinzial-KoUegien^ 3. alle übrigen Gerichte ohne 
Ausnahme. 

Kein Departements-Chef kann an jene Obergerichte verfügen. 
Andere Departements wenden sich in Fällen, wo sie Auskunft von 
ihnen zu erhalten wünschen, an den Justizminister. des 
Staatskanzlers sind schon oben Bestimmungen gegeben» nie auch 
hier gelten. 

Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten 

hat zum Wirkungskreise alle Gegenstände, welche die Yerliältnisso 
mit fremden Mächten und die Verhandlungen mit auswärtigen Re- 
gierungen betreffen. Dahin gehört auch die Zensur aller Sduriften 
politisdien Inhalts. 

Der Staatskanzler wird durch ununterbrochene Mitteilung 

der eingehenden Bericlito T^n^orer Geschäftsträger und der Noten 
auch (Irr mündlichen Ph( Öffnungen der Gesandten in fortwährender 
Keniitiiis der Verliandiuiigeii erhalten. Wöchentlich einmal wolmt 
derselbe dem Vortrage des Auswärtigen Departements bei, und es 
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werden alsdann die wichtigern Angelegenheiten desselben zum 
Vortrage gebracht Wenn es nötig ist, werden ausserordentliche 
Vorträge gehalten. 

Wir Sdbst wollen stets die genaueste Übersicht und Kenntnis 

samtlicher auswärtigen YerbSltnisse haben; daher legt Uns der 
^linistpr, dem solche anvertrauet sind, alle Berichte der Gesandten 
und Geschäftsträger, sowie die von Fremden übergebenen Noten 
oder gemachten Eröifnungen vor oder thut Uns Vortrag daraus 
in Gegenwart des Staatskanzlers. 

Nach Unsem Entschliessungen leitet er sodann die Geschälte 
seines Ressorts, erteilt den fremden Gesandten Antwort und be* 
scheidet die Unsrigen. Sobald es darauf ankommt, diesen Ab- 
weichungen von (Ipn ilinen früher gegebenen Vorschriften üher 
politische N'erhältnisse oder die Verfolgung wichtiger Gegenstände 
aufzugeben, muss die Ausfertigung der Regel nach von Uns 
Höchstselbst voilzogeii werden. In andern Fällen erlässt der Mi- 
nister der auswärtigen Angelegenheiten die Verfügungen, da der 
bisherige Kurialstil abgeschafit ist, nur in seinem Nam^. 

In wichtigern dringenden und eiligen Fällen, wo Unsere Ge- 
iieliiiiigung nicht eingeholt werden kann, geschieht dieses von ihm 
womöglich gemeinschaftlich mit dem Staatskanzler oder den Um- 
ständen nach von ihm allein, doch gewärtigen Wii* sogleich An- 
zeige davon, wenn der Gegenstand der Regel nach Unsere Voll- 
siebung erfordert hätte. 

Die Konzepte der Verfügungen an die Gesandten und andere 
Personen, welche Wir vollziehen, werden vor der Reinschrift dem 
Staatskanzler zur Mitsignicruii;4 mitgeteilt Eben dieses findet in 
Absicht auf die Signatur der Konzepte wichtiger Noten an fremde 
Gesandten und Geschäftsträger statt 

Die Konzepte der von dem Minister allein abgelassenen Ver- 
fQgun^ an die Gesandten und Geschäftsträger werden nadi der 
Absendnng dem Btaatskimzlcr zur Einsicht mitgeteilt. 

Die Geschäfte werden in /\Noi Sektionen bearbeitet: 1. die 
erste betrifft die äussern Verhältnisse des preussischen Staats im 
allgemeinen, die Kommunikation mit den fremden Geschäftsträgern, 
ihre Legitimation und Präsentation und die Instruktion der Unsrigen 
über die höhere Politik. Dieser steht der Minister selbst vor und 
im Behinderungs- oder Abwesenheitsfalle ein Geheimer Staatsrat 
als Stellvertreter. Der Minister vollzieht die Reisepässe in das 
Ausland und alle Zahlungs-Verfügungeu. 2. Die zweite alle Ge- 
schäfte des auswärtigen Departements, die sidi auf die innere 
Y^üusung und Verwaltung des Staats auf den Handd und 
die Privat-Angelegenheiten der Unterthanen beziehen, Konsulat-, 
Grenz-, Post-, Polizei-, Pass- und andere Sachen, die nicht zu den 
höhern politischen Angelegenheiten gehören. Dieser ist ein be- 
sonderer Sektionschef vorgesetzt der die wichtigeren (legenstände, 
vorzüglich solche, die die Vollziehung des I)epaitenieuts-Chefs 
erfordern, diesem vorüägt, alle Korrespondenz und die Kommu- 
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nikation mit innem Departements und Behörden fuhrt und Mit- 
glied des Staatsrat ist. 

Was für auswältige Angelegenheiten der ersten Sektion an 
den Staatsrat gebracht werden sollen, hängt von Unserer beson- 
dem Bestimmtmg ab. Von VerSnderungen der politischen Ver- 
hältnisse, welche auf das Innere Einfluss haben, erhält der Staats-^ 
rat durch den Minister der auswärtigen Angelegenheiten oder den 
Chef der zweiten Sektion seines Departements Nacliriclit. 

Wir ernennen die (Tesandtf ii und bestiinnien ilire Besoldiinf?. 
Auch über die Anstellun^^ dt;s gesamten (iesandtschaftspersonals 
muss Unsere Genehmigung eingeholt werden. 

Unter dem auswäitigeu Departement stehen unmittelbai' : 
1. die Gesandtschaften. Wenn andere Departements an solche 
etwas gelangen lassen wollen und Nachrichten von ihnen zn er- 
halten wünschen, so ersuclien sie das Auswärtige Departement um 
die erforderliche Verfügung. 2. Die Konsulate. Aurli bei diesen 
findet dieselbe ^'orsch^ft statt mit Ausnahme des Giiefs der Ab- 
teilung für Gewerbe, welcher mit ihnen über Gegenstände seines 
Fachs unmittelbar verhandeln kann und auch an ihrer Besetzung 
teilnimmt 3. Bei dem Departement der auswärtigen Angelegen- 
heiten selbst ist Unsere Genehmigung bloss zur Anstellung der 
Räte erforderlich, die übri'jen Anstellungen bleiben dem Minister 
überlassen, wenn der Personaletat nicht überschritten wird. 4. Über 
die etatsmässigen Fonds hat er ebenfalls die Disposition, insofern 
bei den Besoldungen die Normalsätze nicht überschritten werden 
und bei Bemunerationen und persönlichen Bewilligungen die ersten 
aus vakanten Besoldungen, die letztern aus den zu ausserordent* 
liehen Ausgaben bestimmten Fonds erfolge können; sonst muss 
Unsere Genehmigung erbeten werden. 

Das Kriegs-Ministerium 

oder das -Departement hat zum Geschäftsbezirk das gesamte Militär- 
Wesen. Wir haben über dessen Verwaltung bereits eine besondere 
Verordnung vom 25. Dezember 1808 erlassen und erklären daher 
nur noch, dass auch dieses Departement mit Unserm Kabinet, dem 
StaatslEanzler und dem Staatsrat in dieselben Verhältnisse tritt» 
wddie durch gegenwSrtige Verordnung allgemein fflr alle obersten 
Staatsbehörden festgesetzt sind. 

Wir befehlen hierdurch, sich nach dieser Unserer Verord- 
iiLUig wegen der obersten Staatsbehörden überall zu achten und 
behiuteii Uns we^ der Unterbehörden Unsere Bestimmungen, 
soweit sie noch mcht erfolgt und noch nötig sind, vor. 

Gegeben Berlin den 27sten Oktober 1810. 

Friedrich Wilhelm. 
Hardenberg. 

AltnABB« Urkk. I. biMMlb.-pN«M. T«ift«ivngfc«ieli. IL ft 
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7. Gendarmerieedikt. 1812 Juni 30. 

GeMtz>8ammlang för die IcgL proaniaelL Staaton. 1812, S. 141-^160. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden K6nig von 
Preussen etc. etc. Unserer Aufmerksamkeit sind die llängel nicht 
entgangen, welche der Wirksamkeit der Staatsverwaltung in Be- 
ziehung auf das platte Land Ii in (Verlieh sind. Vorzüglich rerlineii 
Wir däliiii die noch fortdauernde, nach Einführung allgeiii einer 
Gewerbefreiiicit und bei gleichem Interesse ganz unbegründete 
Ab8ondffl*ung der kleinen stfidtischen Kommunen, der Städteeigen- 
tttmer, der DomSnenfimter und ritterscbaftlichen Sozietäten in 
Eommunalangelegenheiten, wie nicht minder in Absicht auf die 
JusHz])olizei und Finanzverwaltung; don Mangel aller Repräsen- 
tation l>ei einigen dieser Sozietäten und die Einseitigkeit derselben 
bei andern; das Übergewicht, welches einzelne Klassen von Staats- 
bürgern durch ihren vorherrschenden Einiiuss auf die öffentlichen 
Verwaltungen aller Art haben, da dieser gleichmSssig verteilt sein 
sollte; die Kraftlosigkeit der unmittelbaren Staatsbehörden wegen 
unzweckmässiger Teilung der Bessorts und endlich die Unzuläng- 
lichkeit der Exekutivmittel. 

Diesem iiüfh soll, sobald es die Umstände gestatten, 

I. mit einer neuen T^andeseinteihing in angemessene Militär- 
gouvernements uiid Kegierungsdepai-tements eine neue Kreis- 
einteilung verbunden werden, nadi welcher das Land aus 
einer angemessenen Anzahl geographisch abgerundeter, mög- 
Hclist gleicher Kreise bestehen soll. 

II. Neben diesen Kreisen werden diejenigen Städte, deren Um- 
fang oder AVrbältnis eine abgesonderte Konstitution erfordert, 
als besondere, jenen in allen Beziehungen gleich gestellte 
Korporationen bestehen. 

KL Die fibrigen Städte werden zwar in angemessenen Arron- 
dissements als besondere Gemeinden fortdauern, jedoch in 
Absicht auf den Kreisverband keine Prärogativen vor den 
ländlichen Gemeinden, welche zweckmässige zusammengesetzt 
werden sollen, voraus haben. 

IV. Die aus diesen Städten und den ländlichen Gemeinden zu- 
sammengesetzten Kreise werden, als selbstätändige für sich 
bestehende Gemeindeverbände das, was in den Städten erster 
Klasse geleistet whrd, durch ihre Zusammensetzung wirken. 
Jene Städte 2ter Klasse und die ländlichen Gemeinden werden 
die ersten Bedürfnisse der öffentlichen Sozietät hofrierliwn; 
die Kreise aber überall eintreten, wo diese Befriedigung über 
die Krälte der Gemeinden hinausgeht, oder ein höheres, mehr 
in das Staatsverhältnis eingreifendes Interesse zu pewälu eu isi. 

Alle diese das Kommunalverhältnis der Kreise angehen- 
den Angelegenheiten werden durch eine aus Deputirten der 
Gemeinden zusammengesetzte Verwaltung unter Au&icht un- 
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mittelbarer Leitung und Mitwirkung der Staatsbehörden ver- 
sehen werden. 

Die Krdse werden, wie die Stidte erster Klasae, ein 
gemeinschaftliches Vermögen und eine Kasse zur Bestreitung 

der Partikularlasten haben. 

Eine neue Koinmuiialordnung wird das gesamte Kom- 
munaiverhältnis sowohl der Kreise und Hauptstädte als der 
untergeordneten Gemeinden aui allgemeine Gesichtspunkte 
zurflcSfQhren, Zwecke und Mittel derselben in Übminstim- 
mung mit dem Staatszweck bestimmen. 

V. Dieselben geographischen Grenzen, welche die Kreiskommu- 
nalverbände haben sollen, werden zugleich die Grenzen für 
die Amtsbezirke der hier eingreifenden ersten und unmittelbar 
wirkenden Staatsbehörden sein, und es sollen demgemüss in 
jedem Krdse bestehen: 

1) ein Land- nnd Stadtgericht: 

2) ein Kreisdirektorium, welches 

A) die Polizeiverwaltnng als erste Lnndespolizei- Instanz 
und als Oberbehörde der Gemeinde- oder Lokalpolizei 
mit Einschluss: a) der Aufsicht über die Gemeinden 
und Korporationen; b) der Kirchen- und Schulange- 
legenheiten; c) des Konskriptions-, Marsch- und Ein- 
quartierungswesens; d) der Militärverpflegung, soweit 
sie den Kreisen und Kreisbehörden überlassen bleibt, 
versehen soll; ferner 

B) die Kuratel der Finanz- und Kassenverwaltung von 
allen Staatseinkünften aus dem Kreise; 

p) die Direktion der Kreiskommunahrenndtung, und 
D) die Handhabung der ExekntiTmittel 
in sich vereinigen wird. 

'6) Die Kreisrendantur für die zu 2. B. erwähnte Verwaltung. 

4) Die Kreiskommunalverwaltung, welche hauptsächlich für 
die zu IV. gedachten Zwecke konstituieret ist, wird sich 
an die Behörde zu 2. ansdüiessen, sie wegen des immer 
in einander lauernden Staats- and Kommunalinteresse in 
ihrer Verwaltung imterstützen; dagegen von ihr die Direk- 
tion und die Gewaltmittel zur Vollstreckung: (^esJ>nigen 
empfangen, was als Gegenstand ihrer Funktion legal be- 
schlossen ist 

VI. Das Amt des Kreisdirektors wird künftig vom Staate auf- 
getragen, die Wahl desselben durch die Kreisstände nicht 
meihr stattfinden, und aller Beprüsentativ-Charakter davon ge- 
trennt sein. 

VIT. Um das Bedürfiiis exekutiver Gewalt für alle Ressorts 
vollständig zu befriedigen, wiid dem Kreisdirektor in der 
Gendaimerie eine bewaffnete Macht beigegeben, welche durch 
eine hinreichende Anzahl von Ofifizieren nnd deren Teilnahme 
an den BureangeschSften des Kreisdirektors in die innigste 
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Verbindung mit der Kreisbehörde gestellt und ein integrieren- 
der Teil derselben wird, 
y III. Diese den Kreisdirektorien beigelegten Gewaltmittel machen 
die Beibehaltung der besonderen Exekutoren der Staats- und 
Kommunalbehörden ganz überflüssig und - sie werden daher 
fernerhin nicht statthaben. 

Wir können zur Ausführung dieser Einrichtung nur allmäh- 
lich übergehen; Wir heben demnach die dringendsten Gegenstände 
heraus und verordnen darüber provisorisch wie folgt: 

L Absclmitt. Von den Kommunalverhältnissen. 

§ 1, Die Städte Berlin, Breslau, Königsberg, Stettin, Elbing, 
PotSf!niii und Franklurt bleiben in ihrem hiRlieri'jen Verhältnisse 
als besondere, den Kreisen glGichgesteliie Korporationen. Auch 
bleiben die Ressorts der Polizeidirektorien, Magisträte und Stadt- 
verordneten, soweit im folgenden keine Abfinderungen bestimmt 
sind, einstweflen in ihrer bisherigen Yerbssnng. 

§ 2. Die übrigen Städte behalten zwar ois zur Publikation 
der neuen Kommunalordnung die besondere, durch die Stfidte- 
ordnung bestimmte Genieindeverfassung; gleichmässig bleiben alle 
ländlichen Gemeinden als Gemeinden für sich in ihrer bisherigen 
Verfassung. Dagegen werden die Städte zweiter Klasse und die 
ISndlidien Gememden aller Gattungen mit Einschluss der Domi- 
niall i()fe sogleich in dem Kreisverbande zu einer Korporation ver- 
einigt. 

§ 8. Diese Vereinigung geschieht einstweilen nach der bis- 
herigen Kreiseinteilung. 

§ 4. Es bleibt jedoch den Regierungen überlassen, Anti'äge 
bd Unserm Staatskanzler dahin zu nuumen, diejenigen Kreise, 
welche zu klein sind, um sidi den wirksamen B^taiicl, weldier 
von der Kreisverbindung erwartet werden könne, zu leisten und 
die Kosten der besonrlern Knmniunal- und Staatsverwaltnnfien 
zu verlohnen, mit andern l>enachbarten Kreisen zu vereinigen, 
imgleichen die Enklaven fremder Kreise zu deiyenigen zu schla- 
gen, in welchen sie bel^n sind. 

§ 5. Diesen Kreisverbindungen wird im allgemeinen die 
Bestimmung gegeben, dass sie allen deiy^igen Bedürfhissen durdi 
verhältnismässige Beiträge genügen müssen, welche entweder ihrer 
Natur nach Lasten des Kommunal Verhältnisses sind oder von dem 
Staate dafür erklärt werden. Wenn keine speziellen Bestimmungen 
darüber entscheiden, ob eine gegebene Last die Gemeinden oder 
den Kreis treffen soll, findet letzteres doch immer Anwendung, 
wenn a) sSmÜiche oder doch der grössere Teil der Kreiseinge- 
sessenen, oder auch mir b) mehr als drei Gemeinden dabei inter- 
essieret sind, c) wenn die Last, obwohl sie das besondere Bedürfnis 
von nur drei oder weniger Gemeinden betrifft, doch nicht beson- 
dere Bequemlichkeiten oder örtliche Vorteile, sondern ein wahr- 
haftes Bedürfiiis zum Gegenstande oder Zweck hat, und die 
Gemeinden sich ausser stände finden, dieselben zu prSstieren. 
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§ 6. Insbesoiidere Hegt die Besdiafiong der Bedürfiiisse für 
Unsere und fremde Truppen der Begel nach den EreisTerbindun- 
gen ob. Wir werden näher bestimmen, was davon vom Staate 
vergütet werden soll und auf welche Weise. 

§ 7, Auch soll über die Art, wie die Beiträge der Kreis- 
eiugesessenen angelegt werden sollen, eine besondere \'erordnung 
er^en. 

§ 8. Alle in dieses Interesse § 5, 6, 7 einschlagenden Ange- 
legenheiten sollen unter dem Vorsitz des Kreisdirektors und der 
Teilnahme des Stadtrichters in der Kreisstadt (auch ist der Justiz- 
direktor des Stadtgerichts in einer Hauptstadt auf Verlangen des 
Polizeidiiektorii bei wichtigen Angelegenheiten an dessen Sitzungen 
teiteunehmen und als Justitiar dei^elben zu konkurrieren ge- 
halten) von Deputierten der Gemeinden verwaltet werden, deren 
für jeden Kreis sechse bestellt werden und unter der Benennung 
„Kreis-Yerwaltung^ mit jenen Staatsbeamte ein Kollegium 
bilden. 

§ 9. Auch wird denselben die Revision der Repartitionen 
zu Gemeindebedtirfnissen, die Untersuchung und Entscheidung 
ftber die deshalb geführten Beschwerden flbertragen. 

§ 10. Die Kreisverwaltung beschliesst unabhängig von den 
Instruktionen ihrer Kommittenten und oline alle weitere ^'erant- 
wortlichkeit als der eines dolosen oder fahrlässigen Verfahrens 
über die KorporationsangelegenUeiten des Kreises und die ilir 
speziell kommittierten Geschäfte. 

§ 11. Der Kreisdirektor und der Justitiarius sind jedoch für 
die Gesetzmässigkeit ilirer Beschlüsse in soweit vmntwortlich, als 
dieselben wider Verbotsgesetze anlaufen oder den Staatszweck ge- 
fährden. Die Obliegenheit des Justitiarius ist, in solrlien Fällen 
seine Protestationen mit Anführung der Rechtsgriinde schriftlich 
einzulegen; die Obliegenheit des Kreisdirektors, die Ausfülirung 
zu verweigern und zu untersagen, in zweifelhaften VWlm aber die 
Ausführung bis zur Entscheidung der Oberbehörde zu suspendieren. 

§ 12. Die Wahl der Kreisdeputierten geschieht auf die 
"Weise, dass die städtischen Gemeinden durch ihre Stadtverord- 
neten auf 500 Einwohner einen Walilherren, die Gutsbesitzer und 
bei deren Abwesenheit ausser dem Kreise ihre Wirtschaftsdirek- 
toren oder Gutspächter eine gleiche Zahl von Wahlherren wie die 
Gesamtheit der städtischen Gememden, jede bäuerKdie Gemeinde 
durch die Bauerwirte einen Wahlherrn ernennen. 

Von denen durch die bäuerUchen Gemeinden ernannten Wahl- 
herren wird jedoch nur eine gleiche Anzahl wie von den Stadt- 
gemeinden ab^reordnet werden, zur Wahl verstattet und diese durch 
das Los bcbUmnit. 

§ 13. Die Magistrfite veranlassen die Wahlen durch die 
Stadtverordneten, die Kreisdirektoren die der Gutsbesitzer unter 
ihrem Vorsitz, die Schulzen in den Dörfern, die Wahlen der Ge- 
meinden innerhalb des näher bekannt zu machenden Termins. 
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Die Magisträte und Dorfschulzen zeigen dem Kreisdir^ktor die 
Personen der Wahlherren gleich nach der Wahl an. 

§ 14. Die Wahlherrn versammeln sich acht Tage später in 
einem von dem Kreisdirektor zu bestimmenden Termin in der 
Kreisstadt. Dem Kreisdirektor stehet frei drei Kandidaten, jedem 
Wahlherm dnen Kandidaten zur Wahl Torznsddagen. Über dieae 
irird der BeOie nach durch Ballottement gestimmt Es ist ein 
jeder wahlf^g, wenn er sich auch nicht unter der Zahl der Wahl- 
herreu befindet. 

§ 15. Diejenigen sechs Kondidaten. welche die Stimmen- 
niehrlieit haben, sind zu Deputierten beiufeu, die nächstfolgenden 
seciise zu deren Substituten. Von den Deputierten werden zwei 
fflr die StSdte, zwei iQr die Rittergntabesitzer, zwei für den Bauern- 
stand gerechnet. 

§ 16. Diese Deputierten und deren Stellvertreter versehen 
ihr Amt bis zur Publikation der neuen Knmnninal-Ordnung und 
der infolge derselben zu emennendeu neuen Kreisverwaltungs- 
behörde. 

§ 17. Sie versammln sich in der Regel aUe vier Wochen 
ein fQr allemal zu bestimmten Tagen m der Kreisstadt. Es hingt 
jedoch von der Bestimmung des Bjeisdirektors ab, bei ausser- 
ordentlichen Umr-tänflcn sie zu ausserordentHchen Sitzungen oder 
sie auf bestimmte oder unbestimmte Zeit fortdauernd zusammen- 
zuberufen. 

§ 18. Die Stellvertreter treten bei Erledigung der Stellen 
der Deputierten oder dauernden Abhaltungen dersäb^ in der 
Ordnung ein, welche die Mehrzahl ihrer Wahlstimmen bezeichnet 

§ 19. Unter Umständen, wenn si( Ii die Geschäfte der Kreis* 

deputierten so sehr häufen, dass sie dieselben zu bestreiten ausser 
Stande sind, ist der Kreisdirektor befugt, Gehülfen derselben aus 
den Kreiseingesessenen nach dem Vorschlage der Deputierten ein- 
zuberufen, welche in diesem Falle an den Geschäften teilzunehmen 
gehalten sind. 

§ 20. Kreisdepntierte und Konrozlerle kOnnen sich auch nidit 
entziäen, den Krei8dü:ektor unter aosserimlenflichen Umständen in 
dessen besonderen Geschäften zu unterstützen; insbesondere können 

erstere zu kommissarischen Untersuchunj:en von ihm 'gebraucht 
werden. Gleichmässig sind die Stadtverordneten in den Haupt- 
städten gehalten, den Polizei-Direktorien aus ilirer Mitie oder aus 
der Bflrgerschaft auf dessen Verlangen eine solche Zahl von Ge- 
holfen beizugehen, als jene ndttjg erachtet werden. Sie mfissen 
demselben zu diesem Behuf für jede Stelle drd Subjekte in Vor- 
schlag bringen, welche die von ihm angezeif:^pn Eigenschaften 
haben müssen, und unter welchen ilim die Wahl zustehet. 

§ 21. Den Kreisdeputierten werden die Kosten ilirer Zu- 
sammenkünfte und zwar die Reisekosten nach der Vorspannver- 
gütigung, die Zehrungskosteu für die Reise- und Geschäftätage 
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durch Diäten, welche auf zwei Thaler bestimmt werden, aus der 

Kreis-Kommunalkassc vergütigt. 

§ 22. Audi (loni Justitiarius werrlen für di> Tag« der Zu- 
samnienkuuft oder seiner anderweitigen Beschäftigung die Diäten 
der Kreisdeputierten gezahlt 

n. AbsdmHt Über den Oeschäftskreis der Kreis- 
direktoren und deren einstweilige Bestellung. 
§23. Die Landräte in den Kreisen werden bis zur defini- 
tiven Hestimmung über die Besetzung der Kreisdirektor -Stellen 
deren Funktionen in dem Umiange, wie nachstehend bestimmt ist, 
vertreten. 

§ 24. Doch bleibt dei\jenigen, welche sich dem erweiterten 
und veränderten GesdiÜtBkreise nicht unterzi^ea ra kSnnen ver^ 
meinen, überlassen, ihre Entlassung zu suchen, welche ihnen, wenn 

sie zulänglifh«^ (iründe der Inkonvenienz für ilire persönlichen Ver- 
hältnisse darthun, nicht vorenthalten werden soll. Sie müssen 
jedoch ihre Stellen bis zur anderweitigen Disposition über ihre 
Vertretung fortsetzen; auch haben sie keinen Anspruch auf Pen- 
sion, wenn sie nicht durch Alter oder ähnliche dringende Umstände 
an der Fortsetzung ihrer Dienstverhältnisse Terhindert werden und 
derselben nicht zugleich bedürftig sind. 

§ 25. Die Regierungen haben die Entlassung: und Pen- 
sionierung derjenigen, welche mit Nutzen nicht beibehalten werden 
können, sogleich bei Publikation dieser Verordnung bei dem All- 
gemeinen Polizeidepart^ent in Antrag zu bringen. 

§ 26. Gleichmässig haben sie ihre Vorschläge wegen Bei- 
behaltung der inteiimisti&cli angestellten Landräte oder wei^ 
anderweitiger Besetzung ihrer und anderer erledigten Stellen in 
Antrag zu bringen. 

§ 27. Den Individuen, welche die Regierung nach pflicht- 
mässiger Überzeugung zur Vertretung der Kreisdirektoren - Stellen 
qualifiziert erachtet, soll das bisher flbUche Examen erlassen werden. 

§ 28. Die neuen Anstellungen sind gleich der Fortdauer 
der Amtsverliältnisse der bisherigen T^ndräte nur provisorisch. 
Die Angestellten erhalten also durch ilire Anstellung oder Bei- 
behaltung keiuen Aii-prnch auf die Fortdauer ihrer Amtsverhält- 
nisse. Sie können bich nur durch Bemühung der bei ihrer einst- 
weUigen Annahme Yorausgesetzten Eigenschaften neuen Anspruch 
darauf erwerben. 

§ 29. Das Einkommen der provisorisch angestellten Kreis- 
direktoren wird auf zwölf hundert Tlialer bestimmt; ausserdem 
werden ihnen zur Unterhaltung der Equipage 400 Rthlr. bewilligt, 
und soll ihnen beides aus den Staatskassen gezahlt werden. 

§ 30. Sie sind gehalten, ihren Wohnsitz in der Krdsstadt 
zu nehmen. 

§ 3L An Orten, wo nicht besondere Gebäude für die Kreis- 
verwaltu?ig vorhanden sind, die Rathän-er nber genügenden Raum 
für das Kreisbureau und zur Aufbewahrung der Kreiskassen ent« 
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halten, soll den Kreisdirektorieu dieser daselbst provisorisch ange- 
wiesen werden. 

§ 32. Wo das nicht stattfindet, sollen zn der anderwetten 

Beschaffung besondere Bureaukosten bewilligt werden. 

§ BH. Der Kreisdirektor wird zum Polizeichef aller städti- 
schen und ländlichen (icnieinden seines Kreises ernannt, jedoch, 
wie sich nach § 1 von selbst versteht, mit Ausnahme der Hauptstädte. 

§ 34. Das Kreisdirektorium bildet demnach fortan eine be- 
soadssce Polizeib^5rde» weldie 1) die Landpolizeiangelegenheitea 
mit Einscfaluss der Atifsicht über die Gemeinden und Korpora- 
tionen in erster Instanz verwaltet; 2) die Lokalpolizeiangelegen^ 
heiten als Oberbehörde der Polizeidirektorien in den zum Kreise 
geschlagenen Städten, ingleichen der Magisträte wegen der stüdti- 
sdhen und der Dorfgerichte wegen der ländlichen Polizeiverwal- 
tong respiziert 

§ 35. Die Potizeidirektoren in den Hauptstädten werden fbr 
alle und jede polizeilichen Angelegenheiten in denselben zu alleini- 
gen und unmittelbaren Verwaltern ernannt, und die von den ^lagi- 
stritten nach bisheriger Verfassung nnsgeül:)t(* Teilnahme tindet 
fernerhin nur unter der Leitung de> 1 'ulizeidirelvtors süitt, welclier 
dafür allein verantwortlich bleibt. Auch wird diese Teilnahme 
fernerhin nicht von der Gesamtheit des Magistrats, sondern durch 
Deputationen (zusammengesetzt aus Magistratspersonen und Stadt- 
verordneten oder Bürgern) ausgeübt, welche unter der Direktion 
des Polizeidirektors oder dessen Stell \ei1 reter stpliPii, in desson 
Namen verfügen und im Verhältnisse gegen denseiben bl ^ * iiie 
konsultative Stimme iiaben. Die Stadtverordneten sind schuldig, 
in allen zum Ressort des Polizeidirdrtorii gehörigen Angelegen- 
heiten Weisun^n von demselben anzunehmen. 

§ 36. Diese Bestimmungen (§ 35) finden auch in den zn 
dm Kreisen geschlagen on Städten Anwendung, welche besondere, 
(Irii ]u risdirektoren untergeordnete Folizeidirektorien haben. Docli 
l)leibeii hier die Landespolizeiangelegenheiten den Kreisdirektoren 
vorbelialten. 

§ 37. Ausgenommen von dem Ressort der Kreis- und Polizei- 

direkteren in Beziehung auf die Landespolizeiangelegenheiten wer- 
den für jetzt noch die Landeskulturangelegenheiten und die Regu- 
lierung der bäuerlichen "^'erhältnissr^. If ipn Bearbeitung den 
LandesökoQomiekollegieu und Generalkommissariaten vorbehalten 
bleibt. 

§ 38. In der Regel tritt die Wirksamkeit des Kreisdirektorii 
in Beziehung auf die Lokalpolizeiverwaltung der ihm untergeord- 
neten Stftdte erst auf ^'< i anlassung von Beschwerden ein. Aus- 
nahmen von dieser Regel tinden statt in Ansplvung aller Lokal- 
polizeianstalten, deren Wirksamkeit und Kintluss sir]} idter die 
Kommunen, in welchen sie errichtet sind, ausdehnt, \n enn bie auch 
der Gemeinde ausschliesslich zugehören. Daliin gehören speziell 
die Au£sicht und Kontrolle der StraSuistalten, Korrektionshäuser, 
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Geflin^niissß, Armen' und Krankenhäuser, Feuerlöscfaanstalten 

ümerhalb ihres Kreises. 

39. Die Domänen beamten in AnbLiiung der Auitbduifer, 
die Älagisträte wegen der Stadteigentumsdörfer, die Gutsbesitzer 
wegen ihrer Dor&cfaafl»n fiihren fort, die Lokalpolizeiverwaltung 
der Doifgetichte zu kontrollieren, auch in dringenden Fällen zu 
verfügen und zu remedieren. In der Regel aber haben sie die 
wahrj^enommenen Cbelstände und MissgrÜfe den Kreisdirektoren zur 
Abheilung anzuzeigen und die Strafanordnungen, welche sie nötig 
machen, von diesen zu extrahieren. 

§ 40. Die Schulzen und Dorfgerichte sind schuldig, den 
polizeilichen Anordnungen der Gutsbesitzer, der Domänenbeamten, 
der Magistrate, welche ihnen vorgesetzt shid, bis auf weitere Be- 
stimmung des Kreisdirektors Folge zu leisten. 

§ 41. Gutsbesitzer, Magisträte und Domänenbeamte können 
sich nicht entziehen, die Auftrüge der Kreisdirektoren in lokal« 
polizeilichen Angelegenheiten ihrer Bezirke auszurichten. 

>f 42. Die § 39 tf. L^ptrotfenen Bestimmungen gelten auch 
von aüdern zum Ressort dei lueisdiiektorieu und Kreis Verwaltun- 
gen gehörigen Gesdiäfte innerhalb der Gutsgrenzen der Guts- 
besitzer u. s. w. 

§ 43. Die § 41 bestimmte Verpflichtung liegt auch den 
PrecUgern ob. 

§ 44. Den Kreis- und Polizeidirektoreu wird ferner das 
Kantonwesen ihrer Kreise, nicht minder 

§ 45. die Militäiverptiegung mit Einschluss des Eiuquar- 
tierungswesens, auch das Maisch- und Yorspannwesen ihrer Amts- 
bezirke überlassen. Demgemäss repartieren sie diese Lasten nach 

Massgabe der Umstände und der augenblicklichen Bedflrfiiisse und 
instruieren die Unterl)ehör(hMi in den Fällen, wo diesen die Sub- 
rcpartition ü})erlassen Meilsen muss, wegen der von denselben 
hiebei zu beobachtenden (irundsätze und Massregeln. Wegen der 
Konkurrenz der Magistrate linden die § 35 und 30 getrotfenen 
Bestimmungen Anwendung. Die Ausgleichung dieser Lasten er- 
folgt nach den festzusetzenden Grundsätzen durch die Kreisver- 
waltung. 

§ 46. Die Finanz- und Kassenverwaltung inl)etretf des 
Staatseinkommens bleibt einstweilen in ihrer bisherigen Verfassung. 

§ 47. Die Kreiskasse wird jedoch von jetzt an, wo es bisher 
noch nicht geschehen ist, als Staatskasse behandelt, und der Kreis- 
steuereinnehmer bleibt Bendant derselben unter der Kuratel des 
Kreisdirektors. 

§ 48. Die Kreiskommunalkasse soll von dem Rendanteu der 
Kreiskasse gegen Vergütigung von ^ Prozent als Nebenfonds mit- 
verwaltet werden. TJher diesen Nebenfonds behalt die Kreisver- 
waltung die DispoMtion und Kuratel. Doch bleibt dem Kreis- 
direktor vorbehalten, mit seiner Verantwortlichkeit über die Be- 
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stände dieser Kasse in drmgenden Fällen ihrem Zwecke gemäss 

zu disponieren. 

§ 49. Wegen der Funktionen des Kreisdirektors bei der 
KreisTerwaltung ist oben das Nähere bestimmt 

§ 50. Dagegen hdrt mit dem Tage der Publikatton dieses 
Edikts die bish^ge Repräsentation der Kreise durch die Landräte 

auf. In Fäüen, wo nach der Proviiizialverfassnng die ZiisaTiiinPTv 
berufuiig der Landstände noch erforderlich ist. hat jede Kreisver- 
waJtuiig für ihren Kreis einen besonderen Deputierten ZU wählen 
und zu der Provinzialversammlung abzuordnen. 

I 51. Gleidunftssi^ werden die Städte erster Klasse dnrdi 
ihre Stadtverordneten die ihrerseits abzuordnenden Deputierten 
wählen. 

§ 52. Über die Einrichtung der (Tendarnierie wirfl unten 
das Nähere bestimmt. Die in derselben konstituierte ötfenthehe 
Gewalt wird der Disposition der Kreis- und Polizeidirektoren 
fibertragen. 

§ 53. Alle in dem Kreise zu vollstreckenden Exekutionen 
der Polizei-, Finanz- und Justizbehörden sollen künftig nur durch 
den Kreisdirektor uopchehen. und die Behörden werden angewiesen, 
sich deshalb mit ihren Requisitionen und Antiägen an denselben 
zu wenden. 

§ 54. In den Städten, wddie besondere Polizeidirektoren 
haben, gebfihrt die Exekutionsvollstreekung dem Polisseidirektor, 

und es. findet dieserhalb eben das statt, was § 53 wegen der 
Kreisdirektoren bestimmt wordnn. 

§ 55. Die Stellen der Exekutoren bei den Regierungen, 
Oberlandesgerichten, Magisträten und Untergerichten, oder wie 
diese Behörden einen Namen haben mögen, werden demnach auf- 

Sihoben nnd deren Funktionen ausser Wirksamkeit gesetzt, sobald 
e Kreis- und Polizeidirektorien mit den natigen l^ekutiTinitteln 
▼ersehen sein werden. 

§ 56. Die aus den Staatskassen besoldeten Exekutoren 
sollen in der Regel den Polizeidirektorien zur Verstärkung der 
ihnen überwiesenen Exekutivmittel beigegeben werden. Wo dies 
nicht stattfindet, haben die Begierungen dem allgemeinen Polizei- 
departement ihre VorBchlSge wegen anderweitiger Unterbringung 
derselben zu machen. 

§ 57. Den Stadtgemeinden und andern mit Exekutivmitteln 
ausgestatteten Korporationen bleibt die anderweitige Anstellung 
oder Pensionierung ihrer Exekutoren überlassen. 

§ 58. In der Regel sollen dergleichen Offizianten mit einer 
Pension, welche die Hälfte ihres bisherigen Einkommens beträgt, 
abgefunden werden können. 

§ 50. Die Exekution s'jobühren sollen künftig den öffentlichen 
Fonds in den Kreisen zur Hälfte der Kreiskasse, zur andern 
Hälfte den Kreiskomiuuiiallbnds, in den Städten, welche besondere 
Polizeidirektoren haben, der Polizeisportelkasse berechnet werden. 
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ni. Abschnitt Einrichtung der Landgendarmerie. 

§ 60. Die Kreisgendarmerie besteht in der Regel aus 1 Kreis- 
brigadier, 2 bis 3 berittenen, 2 unberittenen Offizieren der Gen- 
damerie, und 10 bis 40 b^ttenen und unberittenen Gemeinen. 
Doch kann die Anzahl hei sehr kleinen Kreisen, deren Znsammen- 
legung mit anderen znr Zeit noch nicht stattfinden mOdite, ver- 
ringert werden. 

§ 61, Die den Polizeidirektorien der Hauptstädte beizugebende 
Gendarmerie wird mittelst besonderen Etats bestimmt werden. 

§ 62. Auch wird vorbehalten, den Polizeidirektoren der zu 
den Krisen geschlagenen StSdte, wo deren Beibdialtung nötig er- 
achtet wird, soldie Hülfen beizugeben. 

§ 63. Die für jetzt zu bewirkende Anstellung in der Land- 
gendarmerie ist nur provisorisch, sie begründet weder einen An- 
spruch auf Beibehaltung noch eine Auflösung der bisherigen Ver- 
hkitnisse des Angestellten. 

§ 64. Die Gendarmerie ist militärisch gekleidet und hewaffiiet 
nach den darfiber besonders gegebenen Bestimmmigen. 

§ 65. Die Besoldung der Gendarmerie erfolgt aus der Ge- 
neral-Militär-Kasse, sowie (]](' Rrotycrpf^e^rrinc:. 

§ 66. Ausserdei)! liekoiiimen die Unteroltizieie und Gemeinen, 
sie mögen in ihren Stüiidquartieren oder aui Konuiiando sein, freie 
Beköstigung oder Entscliädiguug nach den Lokaluni ständen aus der 
Kreiskommnoalkasse, worQber besondere Beatimmnngen ergehen 
sollen. 

§ 67. Den Unteroftizieren und Gemeinen wird sowohl in 
ihrem Standorte als ausserhalb Naturnlijnartier angewiesen, den 
Wirten jedoch aus der Ki eiskommunalkas&t* zulängliche \'ergüügung 
dafür verabreicht Die Ofiiziere uiüsseu sicii ihre Wohnungen gegen 
den üblichen Servis mietsweifle heschaff^L Auf Kommando er- 
halten sie jedodi Naturalquaiüer, bei Dienstverrichtongen ausser- 
halb des Standquartiers eine mäseige Entschädigung und bei kom- 
missarischen Auftrit^ren Diäten. 

§ 68. Den berittenen Ofifizieren werden für die Fouiage auf 
ein Pferd jährlich neunzig Thaler bezahlt. Die Unteroffiziere und 
Gemeinen erlialten die Fourage-Rationen in Natura; beides erfolgt 
ans dem MilitSi^nds. 

§ 69. Es ist die Obliegenheit der Gemeuiden, in Fallen, 
wenn es not thut, den Dienst der Gendarmeric zu vertreten. 

§ 70. Der Kreisbrigadier ist der nächste Gehülfe des Kreis- 
und Polizeidirektors. Er bt^irbeitet in und ausser dem Bureau 
und unter Leitung desselben alle Angelegenheiten, welche ihm 
von jenem werden Übertragen werden. Vorzugsweise eignen sich 
die Angelegenheiten der Sicherheitspolizei und die Marsch-, Ein- 
quartierungs- und Kantonsachen zu seiner Bearbeitung. 

§ 71. Der Kreisbrigadier vertritt den Kreisdirektor 1) in 
Fällen der Abwesenheit und sonstigen persönlichen Verhinderungen 
desselben in den § 70 bemerkten Angelegenheiten, 2) bei allen 
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Vorfällen, wo grosse Gewaltmittel in Anweiuiun',^ zu bringen und 
zu ordnen sind; z. B. Unterdiückung von Volkszusammenläufen, 
Direktion der Lösch- und Bettimgsanstalten bei Feuersbrfinsten. 

§ 72. Er muss aber überall in seiner Dienstführung den 
Anweisungen, Beschlüssen und Instruktionen des Kreisdirektors 
Folge leisten, welcher für die Gesetzmässigkeit und Zweckmässig- 
keit der Verwaltung allein veniiitwortlich bleibt. 

§ 73. Selbständig und unter Leitung des Oberbrigadiers übt 
der Kieisbrigadier die Disziplin Aber die Offiziere und Gemeinen 
der Gendarmerie aus. Wie die Besoldung liquidiert, die Bekleidung 
besorgt, die Bewaffnung und Ergänzung an Mannschaft und Pferden 
bewirkt, die Rapporte, Listen und Berichte der Gendarmerie als 
Militär einzurichten sind, bleibt der näheren Instruktion durch das 
Jviiegsdepartement vorbehalten. 

§ 74. Insofern die Bedürfiiisse der Gendarmerie von den 
Kreisen und Kommunen beschafft werden sollen, bleibt jedodi die 
Verfügung darüber dem Kreisdirektor vorbehalten. 

§ 75. Den Vorsriilägen zu Beför(lerunf,'en muss jedesmal 
das Zeugnis des Kreisclirektors über die ^^erdienstlicllkeit und 
Qualifikation des Kandidaten für den Civildieust beigebracht werden. 

§ 7b. Auch disponiert der Kreis- und Polizeidiiektor un- 
eingeschrSnkt über die Benutzung der Gendarmerie zu den vor- 
kommenden Geschäften, nicht bloss im ganzen, sondern auch durch 
Bestimmung der Personen und der Stärke der Mannschaften, welche 
dazu angewendet werden sollen. 

§ 77. Ihm steht nicht minder die Befugnis zu, die Versehen 
und Vergehungen der Subaltcrnenoffiziere und Gendai nien im Civil- 
dienste durch Zurechtweisungen und Verweise zu rügen, auch gegen 
die ersteren leichte Geldstrafen festzusetzen. Die Bestimmung 
schwererer Strafen, als Arrest, Degradation u. s. w. bleibt aber 
flem Kreisbrigadier unter Leitung des Oberbrigadiers überlassen. 
Es versteht sich jedoch von s<>lbst, dass der Kreisdirektor so be- 
fugt als schuldig ist, darauf zu lialten, tlass diese Bestrafung wirk- 
sam und schnell erfolge. Er ist demnach von dem Kreisbrigadier 
Über alles, was in diesem Bezüge geschehen, Auskunft zu erwarten 
und zu fordern berechtigt. 

§ 78. Die Hauptbestimmung der Siibalternoffiziere ist die 
exekiiTivf Polizei und ül)erhaupt die Vollstreckung der obrigkeit- 
hchen Anordnungen. Ausser<lem aber sollen sie, teils zur Erleich- 
terung des Kreis dir ektors, teils zu ilirer Instruktion wegen zweck- 
mässiger Ausführung ihrer besonderen Geschäfte als Geholfen und 
Vollstrecker der exekutiven Polizei, teils zu ihrer Ausbildung für 
den CivildieuBt behufs weiterer Beförderungen im Bureau des 
Kreisdirektors und den von diesem abhängigen Ressorts arbeiten, 
auch als Kommissarieu zu örtlichen Untersuchungen gebraucht 
werden. 

§ 79. Dem gemäss können sie von dem Kreis- oderPolizei- 
direktor in dessen Bureau nach dem Grade ihrer Fähigkeiten 
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a) zur Aufnahme schriftlicher Anträge der Partien in der Form 

von Protokollen, b) zur Ex]ieflition der von demselben zn erlassen- 
den Verfögungen, c) zur Zusammenstellung' der von dem Kreis- 
direktorio anzufertii^cnden Tableanx, d) zur Anfertigung der Re- 
partitionen und Kalkulaturarbeiten aller Art, auch bei der Kreiskasse 
als Geholfen des Rendanten beschäftigt werden ; e) zur Anfertigung 
der KciiL chriften, besonders bei vielfach auszufertigenden und 
eiligen Sachen. 

§ >^0. Insbesondere sollen alle polizeilichem Anstalten, als 
Gefängnisse, Korrektions- und Strafanstalten, die Fenerlöschnngs- 
apparate etc der speziellen Aulsicht einzelner Gendarmenofüziere 
flberwiesen werden. 

§ 81. Vermöge ihrer Bestimmung als Gehülfen der exeku- 
tiven Polizei und Vollstrecker der öffentlichen Gewalt liegt den 
Gendarmerie- Offizieren, Unteroffizieren und Gemeinen ob: 1. den 
Distrikt abzupatrouillieren zu dein Zweck, um a) alle polizeiÜche« 
Anordnungen zur Kenntnis des Polizeidirektorii zu bringen; b) Ver- 
brechen und Vergehungen aller Art zu verhindern, insbeGMmdere 
die Sicherheit der Gegend durch augenblicklichen Beistand, durch 
Anhaltung verdachtiger oder gefMirlicher Personen und Transporte 
zu bewirken; c) die sich darbietenden Spuren begangener Ver- 
brechen und die Vergehungen gegen Kreis-Polizei und fiskalische 
Verbote aufzunehmen und gehörigen Orts anzuzeigen; 2. stehende 
Wachen zu polizeilichen Zwecken abzugeben oder doch die Ver- 
bindung unter denselben zu machen; 3. die Transporte aller Per- 
sonen zu übern* Innen, welche unter sicliern [!l Geleit gestellt werden 
müssen; 4. alle Exekutionen der Civilan tontäten zn vollstrecken; 
5. gegen Abgabendefraudationen zu wachen; 6. Desertation zu 
verhüten. 

§ 82. Die berittenen Gendarmen und Ofhziere werden vor- 
nämlidi zu im Zwecken ad 1 und 2, die unberittenen zu 3 und 4 
gebraucht Alle müssen jedoch von Amts wegen die zu 1 ange- 
gebenen Zwecke erfüllen. 

§ 83. Dif^ [rrf>=eron Kreise sollen nach der Zahl der be- 
rittenen Gendarmen dergestalt in Bezirke geteilt wertlen, dass 
jedem Bezirk 1 Ofhzier und 3 bis 5 (iemeine iiberwiesen werden, 
welche für die prompte Anzeige und Abstellung der Unordnungen 
verantwortlich sind; das Personal muss ab^ von dem Kreisdirektor 
von Zeit zu Zeit gewechselt werden. Die Gendarmerie benach- 
barter Kreise sollen zn gegenseitigen Mitteilungen und gemein- 
samen ^[nssregeln Sammelplätze vorabreden. Die Offiziere müssen 
die Gemeinen fortdauernd konti-oiiieren und sind nisbesondere dafür 
verantwortlich, dass keine Durchstechereien und Plackereien ge- 
duldet werden. 

§ 84. Die Verpflichtung der Gendarmerie zur Oewähmng 
des Schutzes gegen gefiihrliche Angriffe der Person und des Eigen- 
tums geht so weit, dass sie sich jeder Gefahr aussetzen müssen, 
um ,ihn zu gewähren. Sie müssen sich auf das strengste darüber 
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ausweisen, dass sie jede Möglichkeit der Hülfe aulgeboten haben. 
Der Vorwurf und die Strafe der Feigheit trifft sie immer, wenn 
sie erst fremde Hfllfe gesucht haben, wo ihre selbstibidige Kraft 
zureidl^d war, oder wenn ilire Zulänglichkeit auch zweifelhaft 

gewesen wäre, der Aufschub gefälirlirli und ein höherer Zweck 
nicht sicherer durch Auil)ietung grösserer Kräfte zu erreichen war. 

§ 85. Trifft die (Tendarmerie auf verdächtige Personen und 
Sachen, so soll sie dieselben doch nicht auf der Strasse beunruhi- 
gen, soihlerii die Personen und Begleiter über ihren Weg befragen 
und dieselben bis zu dem nächsten Orte begleiten, hier aber die 
Legitimation unter Zuziehung des Gemdnderorstehers fordern. 
Nur in Fällen, wo Gefahr oder Verdtelung des Zwecks von der 
Ausführung dieser Vorschrift zu besorgen ist, steht derselben eine 
Ausnahme von dieser Peirpl frei, und sie kann in diesen Ffillen 
fordern, dass die Angehaltenen von ihrer Strasse abweichen. Sie 
muss aber dieselben auch in einem solchen Falle immer an einen 
Ort, wo sich ein Bezirks- oder Gemeindevorsteher befindet, hin- 
weisen und hier die nGtIgra AuMnfte fordern. Findet »cb bei 
dieser Recherche ^^eranbl88ung^ den Angehaltenen und dessen Trans- 
port in sichern Gewahrsam zu nehmen, so mfissen die Sachen dem 
(Gemeindevorsteher in Gegenwart 7weier glaubhafter Männer über- 
liefert, der Angehaltene aber ohnv Zufügung persönlicher Unan- 
nehmlichkeiten entweder m den nächsten Ort, wo sich ein für 
Untersuchungen dieser Art qualifizierter Beamte findet, oder Tor 
den Kreisdirektor geführt werden; der Transport muss mit dem 
Anstände, welchen der Angehaltene nach dem äussern Schein zu 
fordern berechtigt ist, und mit allen ihm zukommenden persön- 
lichen Bequemlichkeiten, zu deren Vergütung er imstande ist, ge- 
schehen. 

§ 86. Nur Vagabonden oder des Vagabondierens verdächtige 
Personen, unbekannte oder unaugesessene Leute, welche sich ausser- 
dem der Sehadensvergütung und öffentlichen Ahndung entziehen 
könnten, wenn sie eines Polizei- oder fiskalischen Vergehens über- 
führt zu achten oder verdächtig sind; gefahrliche Verbrecher oder 
solche, welche den Schein wider sich haben, es zu sein; Personen, 
die durch Steckbriefe verfolgt werden oder zu deren Arretierung, 
wenn sie sich in ihrem Bereich betreten lassen, die betreifende 
Gendarmerie von einer fremden aufgefordert werden, können durch 
dieselbe ohne Auftrag itaer vorgesetzten Behörde arretiert werden. 
Es müssen aber die Arrestawten ohne Verzug an den Kreisdirektor 
aV)geliefert, oder dieser doch sogleich von der Verhaftung zur wei- 
teren Beschhessung unterrichtet werden. 

§ 87. Die Gendarmerie soll sich unter dem Vorwande der 
Polizei und Aufspürung von Vergehungen in Privat- und Familien- 
verhältnisse nicht unziemlich eindringen [!]. Nur wenn sich Spuren 
von Yergehimgen dartneten, können sie sich auf 'deroi Verfolgung 
Anlassen. Allein selbst in diesem Falle müssen siei wenn keine 
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rtpfahr im \'er7ü£rp obwaltet, auf vorgängigö Anzeige bei dem 
Kreisdirektor dessen Verfügung gewärtigen. 

§ 88. Haussuchungen, zu deren Veranstaltung gesetzmässige 
Vennfassung voriianden iai, dürfen nieht anders ate unter Zu- 
ziehmig des betreffenden Bezirk- oder Gemeindevorstehers vor- 
genommen werden. 

§ 89. Alle Exekutionen, durch welche a) Handlungen er- 
zwungen, b) dergleichen för Rechnung des Verpflichteten ausgeführt, 
c) Objekte von mehr als 100 Rthlr. Wert beigetrieben werden 
sollen, müssen immer unter der [!J Leitung eines Offiziers gestellt 
werden. 

§ 90. Die dazu geeignet erachteten Gendarmendfiziere werden 

zu der richtigen und gewissenhaften Aufnahme von Protokollen 
eidlich verpflichtet. Insofern dieses geschehen ist, haben die von 
ilineii aufgenommenen Protokolle vollen Glauben. Die von den 
GendaimenoMzieren in Beziehung auf ihren Dienst ausgestellten 
Atteste und gemachten Anzeigen haben die Beweiskralti welche 
die AUgememe Gerichtsordnung vorschreibt. 

§ 91. Gemeine Gendarmen sind zum Protokollieren nicht 
berufen; auch soll ihren schriftlichen Anzeigen auf Aiiitspflicbt die 
Wirkung öflfentücher Urkunden nicht beigelegt, sondern leren Inhalt 
durch spezielles Verhör zur Vollständigkeit, Bestimmtheit und der 
Ideiaiis resultierenden Gewissheit erhoben werden. Was dieselben 
soLchergestalt auf Hurra Amtseid zn Protokoll erklfiren, hat die 
Wirkung eines beeidigten Zeugnisses. 

§ 92. Sind Offiziere und Gendarmen bei dem Gegenstande 
persönlich mteressiert, über welches sie ein Zeugnis abzugeben 
haben, so wird die Beweiskraft daduich immer geschwächt. Bis 
zu welchem Masse dies geschieht» muss in jedem einzelnen Falle 
naeh den Umständen beurteilt werden. 

§ 93. Thatlicher Widerstand gegen die Gendarmerie wu*d 
mit der § 166 Tit. 20 Tl. 2 Allgem. Landrecht bestimmten Strafe 
belegt. 

IV. Aljsclmitt. Von der \ ei Stärkung der Exekutionsmittel 
durch den Beistand der Gemeinden und militärischen 

Kommandos. 

§ 94. Die Gemeinden sind schuldig, die Gendarmerie bei 
der Ausführung ihrer Aufträge in allen Fällen, wo sie von der- 
selben dazu aufgefordert werden, nach deren Anordnung zu unter- 
stützen. Die Gendarmerie soll dies jedoch nur in dringenden 
Fällen von dem Gemeinde- oder Bezirksvorsteher fordern, wo aber 
keine Gefiethr im Verzuge ist, die Bestimmung des Kreisdirektors 
darflber einhelen. 

§ 95. Der Beurteilung des Kreisdirektors bleibt es über- 
lappen, ob der Widerstand durch ein solches Aufgebot der Ge- 
meinden beseitigt werden kaiiu oder ob es zweckmässiger ist, die 
Hülfe der nächsten Garnison und die Gendarmerie des nächsten 
Kreises zu requiiieren. 
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§ 9G. Die Kantonnementskommandäüteu und Ganiisonchefs 
sind die von ihnen requirierte Hflife unweigerlich zu gewähren 
schuldig. Diese mOitfinsche Verstärknng wird nach der Bestim- 
mung zu § 71 unter das Kommando des Kreisbrigadiers gestellt, 
wenn sie nicht von ein^ Offizier höheren Banges zugeführt wird. 

V. Abschnitt SubordinationS' und Disziplinarverhältnisse. 

§ 97. Die Kreisdirektoren sind die Geholfen und Subalternen 
ihres Bureaus durch Zurechtwdsungen, Verweise und leichte Ord- 

nimfrsstrafen zur Dienstordnung und Erfüllung ihrer Pflichten an- 
zuhalten so befup^t als scliuldi;^. 

§ 98. Eben dies findet statt im Verhältnis gegen die ihnen 
beigegebenen Kreisdeputierten. 

§ 99. Die Subnltemen ihres Bureau und der unter ihrer 
Kuratel stehenden Kasse, ingleichen die Offizianten der ihrer Auf- 
sicht anvertraueten Anstalten sind sie in den Fällen, wo Gefehr 
im Verzuge ist, sofort ab officio zu suspendieren befugt. Ausser 
diesem Falle haben sie der Regiening die Verfügung zu überlassen. 

§ 100. Denjenigen Behörden und Personen, welche Aiiwoi- 
sungen von ihnen annehmen müssen, sind sie Strafandrohungen 
zu machen, auch bis auf ein Mass von 20 Thhr. diese Strafe fest- 
zusetzen befugt 

§ 101. Wegen der Disziplinarverhältnisse der Gendarmerie 
ist oben § 77 das Nähere bestimmt. Sollte sicli der Kreisbrigadier 
Wider Kr warten den Anordnungen und Zurechtweisungen <\o^ Kreis- 
direktors nicht fügen, so ist deshalb bei der Regierung iieuiedur 
zu suchen. 

§ 102. Die Kreiadh-ektorien bleiben nach ivie vor der Re- 
gierung untergeordnet In letztem tritt jedoch zur Bearbeitung 

der Angelegenheiten sowohl der Kreis- als Grenzgendarmerie, ins- 
besondere (h'rjeni^rr'Ti. welHip nach § 73 den Kreisbrigadiers selb- 
ständig überlassen smd, ein Überbrigadier ein. welclier a) in diesen 
Angelegenheiten und insbesondere in Diszipüiiaisachen der Gen- 
darmerie selbstfindig verfügt, b) als Mitglied der Regierung in der 
PoUzeideputation die Angelegenheiten der Sicherheitspolizei unter 
Konkurrenz eines zweiten Regierungsrats bearbeitet 

§ 103. In weiterer Instanz steht die Gendarmerie unter 
der gemeinsamen T.eitung des Chefs der Allgemeinen Polizei und 
des Allgemeinen Kriegesdepartements. Dem ersteren wird ein 
besonderer Rat in der Person des Chefs der Gendarmerie bei- 
gegeben, welcher alle darauf emsdilagende» Angelegenheiten be- 
arbeitet 

§ 104. Wegen d^ Grenzgendarmerie vird ^e besondere 

Verfügung ergehen. 

§ 105. Wir tragen Unsem Staatskanzler auf, wegen Aus- 
führung dieses Edikts das Erforderliche zu besorgen, und autori- 
sieren dabei diejenigen Modifikationen, welche die UmstSnde und 
der Zweck erheischen, die definitive Organisation möglichst zu 
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beschleunigen und sich ihr durch das Interimistikum insoweit za 
nähern, wie es nur irgend thunlich ist 

Urkundlich von TTns höchsteigenhändig unterschrieben und 
auf Unsern Befeld mit dem Königl. Insiegel bedi uckei. 
G«sdi6bfin und gegeben Berlin 30st«i Juli 1812. 

Friedrich Wilhelm. 
Hardenberg. 



8. Binfuhrmig der allgemeinen Wehrpflicht. 

1813 Febr. 9. 

üesötz-Sammluug für die kgi. preuss. Staaten 1813. S. 13 f. 

Wir Friedrich Wilholm. von Gottes Gnaden KÖnip^ von 
Preusüen etc etc. haben in Erwä^iung der von Unsern getreuen 
Unteilhanen längst anerkannten Verbindlichkeit eines jeden watfen- 
fShigen Bürgers, sein Vaterland zu verteidigen, dessen Erhaltung 
ihm und seinem Vermögen Schutz und gesetzliche bürgerliche 
Freiheit gewährt, bereits mittelst der auf Unserm Befehl erlassenen 
Aufforderungen allen gebildeten Jünglingen Gelegenheit zu geben 
beabsichtigt, durch den Dienst bei der Artillerie oder unter den 
freiwilligen Jägern iliren guten Willen mit der That zu äussern 
und sich Ansprüche auf unvergänglichen Ruhm und auf den Dank 
eines erkenntlichen Vaterlandes zu erwerben. 

In Übereinstimmung mit diesen Anordnungen und um jeder 
ünkunde über Unsere AI »sichten zu begegnen, verordnen Wir, 
dass für die Dauer des Krieges alle Ausnahmen von der A'erpflich- 
tung zum Militärdienst nacli der bisherigen Kantonverlassung unter 
nachfolgenden Bestimmungen hiemit aufgehoben sein sollen: Es 
soll zwar einem jeden bisher Eximierten zwischen dem vollendeten 
17ten und 24sten Jahre ttberlassen werden, sich freiwillig den 
Jigerabteilungen zu Fuss oder zu Pferde oder der Artillerie nach 
eigener WnJil zu ^vitlmen. derjenige <nber. der nicht binnen acht 
Tagen nach der Tublikation dieser Verordnung sicii bei der Orts- 
obrigkeit dazu freiwillig meldet, (welche die Verpflichtung hat, 
solches sogleich dem gewählten Bataillon oder Kavallerieregiment 
anzuzeigen) soll jene Wahl nicht mehr auszuüben befugt sein, und 
er soll l)ei derjenigen Truppengattung angestellt werden, welcher 
die Militärbehörden ihn zuzuteilen sich veranlasst finden. Es haben 
hiervon jedoch folgond*^ Ausnahmen statt: 1) 1»leiben eximiert 
alle gebrcchiichcn jinigen Männer aus dem obigen Alter. 2) alle 
diejenigen, welche keine Väter haben und bereits die Bewirtschaf- 
tung eines Bürgerhauses, Bauerfactfes oder einer grossem Besitzung 
führen und Eigentümer derselben sind, 3) die Söhne von Witwen, 
wenn keine älteren nicht im Militärdienste befindlichen Brüder 
vorhanden sind, 4 ) jeder, der notni iscli der einzige Ernährer seiner 
ohne ihn hülf losen Familie ist, Oj in Unserm Dienst stehende 

AI in »UM, Urkk. s. kiaoAK^iMW. V«rCuanngageseh. IL A 



Digitized by Google 



82 



9. Verbesserte £inrichtiug der ProTinzialbehördeu 1815. 



aktive und l)esoldete Oihziantea und in geistlichen Ämtern stehende 
junge Männer. 

Sfimtlidie Belil^rden, die es angeht, besonders die Landrftte, 
Magisträte, Gutsbesitzer und Schulzengerichte haben bei der 
grösstcn Verantwortlicfakeit diese Verordnimg soi^eich in Aus- 
übung zu bringen. 

Wir wiederholen die Versicherung', dass jeder im Militärdienst 
Angestellte ohne Unterschied des Standes und Vermögens nach 
setttoi Ffibigkeiten und nach seinem Betragen, sobald er einen 
Monat gedient und sich die Gelegenheit dazu ereignet, zum Offi- 
zier oder Unteroffizier befördert werden und vorzugsweisen An- 
sprach auf Versorgung im Civildienst erhalten soU. 

Gegeben zu Breslau den 9. Februar 1813. 

Friedrich Wilhelm. 
Hardenberg. 



9. Verbesserte Einrichtung der Provinzialbehürden. 

1815 April 30. 

Q«fl«tz-8ftmiiilttng fOr die kgl preuss. Staaten 1815, 8. 85—92. 

Wur Friedlich Wilhebn, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc. Bei der definitiven Besitznahme der mit Un- 
serer Monarchie vereinigten Provinzen sind Wir zu^fleich darauf 
bedacht gewesen, den Provinzial-Beliörden in dem ganzen Umfange 
Unserer Staaten eine vereinfaclite und verbesserte Einrichtung: zu 
geben, ihre Verwaltungsbezirke zweckmässig einzuteilen und in 
dem Geschäftsbetriebe selbst mit der koUegialischen Form, welche 
Achtung für die Ver&ssung, Gleichförmigkeit des \' erfalirens, Libe- 
ralität und Unparteilichkeit sichert, alle Vorteile der freien Be- 
nutzung des persönlichen Talents und einos v iiksamen N'ertrauens 
zu verbinden. Wir haben dabei alle ältere«, durch Erfahrunfj; l)e- 
währt gefundene« Einrichtungen bestehen lassen und sind bei den 
hinzugefügten neu^ Bestimmungen von dem Grundsatze ausge- 
gangen, jedem Haupt- Administrationszweige durch eine richtig ab- 
|]:egrenzte kraftvolle Stellung der ünterbehörden eine grössere 
Thätigkeit zu geben, das schriftliche Verfahren abzukürzen, die 
minder wichtigen Gegenstände ohne zeitraubende Formen zu he- 
tieibeu, dagegen aber für alle wichtigen Landes^eschäfte eine desto 
reifere und gründlichere Beratung eintieten zu lassen, um dadurch 
die in Unserer Kabinets-Ordre vom 3. Juni v. J. Aber die neue 
Organisation der Ministerien angedeuteten Zwecke durch ein har- 
monisches Zusammenwirken aller Staatsbehörden desto gewisser 
zu erreiclien. 

Demzufol^^e \erortlnen Wir: 
§ 1. 1) Der preusäische Staat wird in zehn Provinzen geteilt; 

2) eine oder mehr Provinzen zusammengenommen werden 
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eine Mütär-AbteUimg bilden, deren flberbanpt fünf sein 

sollen ; 

3) jede Provinz wird in zwei oder mehr Kegierun «^bezirke 
geteil^ deren überhaupt fünfundzwanzig sein werden; 

4) die Einteilung in Bfüitär-Abteilungen, Provinzen nnd Re- 
gierungsbezirke wird dieser Verordnung besonders bei- 
gefügt [nicht mflifMommen]. 

§ 2. In jedf'r Provinz wird ein Ober-Präsident die Verwal- 
tung derjenigen aligemcinon Laüdesanpcele<^enheiten führen, welche 
zweckgemässer der Ausführung einer Jiehörde anvertraut werden, 
deren Wirksamkeit nicht auf einen einzelnen Eegicruugsbezirk 
beschränkt ist 

§ 3. Zn diesen Gegenständen gehören: 1) alle ständische 
An «Gelegenheiten, soweit der Staat verfassung:smässig darauf ein- 
wirkt; 2) die Aufsicht auf die Verwaltung aller ölfentHrhen In- 
stitute, die nicht ausschliesslich für einen einzelnen Kegierungs- 
bczirk eingerichtet und bestimmt anid. Die Kredit-Systeme sind 
hiervon ausgenommen, da die Hanptdirektionen dersellien unmittel- 
bar dem Minister des Innern untergeordnet bleiben. 3) Allgemeine 
Sicherheitsmassregeln in dringenden Fällen, soweit sie sich über 
die Grenze eines einzelnen Regierungsbezirks hinaus erstrecken; 
4) alle Militär-Massregeln in ausserordentlichen Fällen, in welche 
die Civilver waltung gesetzlich einwirkt, soweit sie die ganze Ober- 
präsidentur betrefifen. Der Oberpräsident handelt in solchen Fällen 
gemeinschaftlich mit dem kommandierenden General der MOitär- 
Division. 5) Die obere Leitung der Angelegenheiten des Kultus, 
des öffentlichen Unterrichts und des Medizinalwesens in der Ober- 
präsidentur. Für diese wichtigen Zweige der innern Verwaltung 
finden Wir nötig, am Hauptort jeder Oberpräsidentur l)esondore 
Behörden zu bilden, in welchen der Oberpräsident den Vorsitz 
führen soll 

§ 4. Die Oberpräsidenten bilden keine Mittel-Instanz zwischen 
den Ministerien und den Regierungen, sondm sie leiten die ihnen 
anvertrauten Geschäfte unter ihrer besondern Verantwortlichkeit 
als beständige Komraissarien des Ministeriums. Eine besondere 
Instruktion, welche die Lokalität jeder Provinz berücksichtigt, soll 
die Gegenstände, in welche die Wirksamkeit der Oberpräsidenten 
eingreift, noch näher auseinandersetzen. 

§ 5. In jedem Regierungsbezirk besteht der Regel nach ein 
Ober-Landesgericht für die Verwaltung der Justiz und eine Re- 
gierung für die Landes-Polizei und für die Finanz-Angelegenheiten. 
Einige Regierungsbezirke werden indessen vorerst vereint mit 
einem andern ein Ober-Landesgericht besitzen. 

§ 6. Den Ober-Landesgerichten verbleibt die gesamte Redits- 
püege, das Vormundschafts-, Privatlehns- und Hypotheken- Wesen; 
die Abnahme der verfassungsmässig üblichen Huldigungen bei 
Besitz-Erwerben und die Bekanntmachung der Gesetze, welche die 
Ergänzung und Berichtigung des Land- und Provinzial-Rechts und 
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der Gerichtsordnungen betreffen oder sich auf den Geschfiftsbetrieb 
den gerichtliclien Behörden In^zielien. 
§ 7. Die Ober-Landesgenchie werden hiernach für einen 
oder zwei Bezirke eingericlitet, welclie den Regierungen zugeteilt 
sind, und der Jastizmlnifiter soll dieserhalb das Wdtere umer- 
zOgUch ins Werk setsEen. Das Eammergericht zu Berlin soll sich 
über die Stadt Berlin und den Bezirk der Regierung zu Potsdam 
erstrecken. 

§ 8. Wo die Lokalität es gestattet, soll das Ober-Landes- 
gericlit seinen Sitz an flem Orte haben, welcher der Regierung 
zum Sitz angewiesen worden. Berlin soll der Sitz des Kammer- 
geddits bleiben. 

§ 9. Die den Regierungen zugeteilten Geschäfte der umem 
Verwaltung werden in zwei Hauptabteilungen bearbeitet, die unter 
einem PräsiMenten vereinigt sind, und nur bei (letrpy^stänflen, die 
eine ;j:rMiieiiischaftliche Berat uiit: erfordern zusaninientreteu und 
eine Bciiördt; bilden. Die Direktoren und Räte beider Abteilungen 
helBsen Regiemngs-Direktoreii und Regieruttg&-R9te. 

§ 10. Die bisherigen fflnf Deputationen werden aufgehoben, 
desgleichen die Landes-Ökonomie-Kollejiien. 

11. Die erste Hauptabteilung bearbeitet sämtliclie von den 
Ministem der auswäitigen Angelegenheiten, des Innern. (1r> Krie^j^es 
und der Pohzei in Oemässheit der Ordre voui 3ten rjiumis löl4 
abhängende« Angelegenheiten. Sie ist daher das Organ dieser 
Minister. 

§ 12. Die Disziplin und Besetzung der Stellen ressortiert 
vom Minister des Innern mit Ausschluss derjeni^ren Räte, welche 
die 711111 r,eschäftskrcisc des Polizeiuiinisters gehörenden Ange- 
legenheiten bearljeiten und vom Polizeiminister anp:estel1t werden. 

§ 13. Die Regierung verwaltet: 1) die Innern Auyelegeu- 
heiten der Landeshoheit, als stSndische, Ver&ssungs-, Landes-, 
Grenz-, Huldigung»-, Ab&hrt- und Abschoss-Saehen, Zensur, Publi- 
kation der Gesetze durch das Amtsblatt. 2) Die Landespolizei, 
als die Polizei der allgemeinen Sicherlieit, der Lebensmittel und 
anderer Gegenstände, das Armenwesen, die \'orsorge zur Abwen- 
dung allgemeiner Beschädigungen. di(> Besseruugshäuser, die niiklen 
Stiftungen und ähnhche ötientliche Anstalten, die Aufsicht auf 
Kommunen und Korporationen, die keinen gewerblichen Zweck 
haben. 3) Die Militärsachen, bei denen die Einwirkung der Civil- 
verwaltung stattfindet, als Rekrutierung, Veral^schiedung, Mobil- 
machung, X'erptiepuu f^. Märsche, Servis, FostuniislraT. 

§ 14. AusjL^enorunien von der Bearlieiiuny der Kegierung 
sind: 1) die den Ober-Präsidenten zugeteilten Gegenstände 3), 
2) die den Ober^Landesgeiichten beigelegte Publikation d^ Ge- 
setze (§ 6), 3) die Polizei der Gewerbe mit Einschluss der Auf- 
sieht auf die Korporationen, die einen gewerblichen Zweck haben. 

§ 15. Für die Kirchen- und Schul-Saclien besteht im Haupt- 
ort jeder Provinz ein Konsistorium, dessen Präsident der Ober- 



Digitized by Go ^v,'^ 



9» Terbessert« £inriobtaDg der Frovinzialbehörden 1815. 



85 



Präsident ist. Dieses übt in Kücksidit auf die Protestanten die 
Konsistorial-Rechte aus, in Kiicksicht auf die Höniisch- Katholischen 
hat es die landesherrlichen Hechte curca sacra zu verwalten. In 
Rücksicht auf alle übrigen Aeligions- Parteien übt es diejenige 
Aufsicht aus, die der Staatssswedk erfordert und die Gewissens- 
ireiheit gestattet. 

§ 16. Alle Unterrichts- und lüldun^^s-Anstalten stehen gleich- 
falls unter diesen Konsistorien mit Ausnalinie der Universitäten, 
wdche unmittelbar dem Ministerium des Innern untergeordnet 
bleiben. Jeder Ober-PrSsident ist jedoch als bestSndi^r Kom- 
missarius dieses Ministeriums Kurator der UniversitiU, die sich in 
der ihm anvertrauten Provinz befindet 

§ 17. In jedem Regierun«?s-Bezirk, worin kein Konsistorium 
ist, besteht eine Kirchen- und Schul-Kommission von Geistlichen 
und Schulmäimern, die unter Leitung und nach Anweisung des 
Konsistoriums diejenigen Geschäfte desselben besorgt, die dner 
nShem persönlichen Einwirkung bedürfen. 

§ 18w Die Direktion dieser Kommission führt ein Mitglied 
der Regierun«;, welches im Regierungs-Kollegium den Vortrag 
derjenigen Konsistorial-Angelegenheiten liat, die eine Mitwirkung 
der Regierungen erfordern. Diese Direktoren müssen wenigstens 
jährlich einmal im Konsistorium erscheinen, worin sie als Räte 
Sitz und Stimme haben, und emen allgemeinen Vortrag über die 
besondern erhältnisse der Konsistorial-Angelegenhdten ihres Re- 
gierungs-Bezirks machen. 

§ 19. Die Regierungs-Instruktion entliält die nähern Be- 
stimmungen über die Einwirkung der Re^nerung in die Schulen- 
Sachen und deren Verhältnisse gegen das Konsistorium der Ober- 
Präsidenten (§ 15). 

§ 20. Fflr die Medizinal-Polizei besteht im Hauptort jeder 
Provinz ein Medizinal-Kollegium unter Leitung des Ober-Präsidenten. 

§ 21. In jedem Regierungs-Bezirk, worin kein Medizinal- 
Kollegium ist, besteht eine Sanitüts-Kommission von Ärzten, Chi- 
rurgen und Ai)0thekern, die unter der Leitung und nach Anwei- 
sung des Medizinal-KoUegiums alle Geschäfte desselben besorgt, 
die einer näheren persönhchen Einwä*kung bedürfen. 

§ 22. Die Direktion dieser Kommission führt ein Mitglied 
der Regierung, welches die Medizinal- Angelegenheiten . die deren 
Einw/rkunp^ bedürfen, bei derselben zugleich ])earl>eitet und in 
dieser Eigenschaft in regelmässiger Beziehung mit dem Medizinal- 
Kollegium der Provinz steht. 

J23. Die Beschäftigungen des Medizinal-Rats und sein 
tnis gegen die Regierung sowie gegen den Medizinal-Rat 
der Ober-Präsidentur wird die Regierungs-Instruktion ergeben. 

§ 24. Die zweite Haupt-Abteilung der Regierung verwaltet 
sämtliche Geschäfte, welche nach der Ordre vom 3ten Juni LS 14 
der ol)ern Leitung des Finanzministers anvertraut sind. Sie ist 
das Organ dieses Ministers. 
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§ 25. Die Disziplin und Besetzung der -Stellen gehört dem 
Finanz-Minister. 

§ 26. Diese zweite Abteilung der Regienuig verwaltet: 1) das 
gesamte Staats-Einkommen üires Bttslrks, insoniii nidit für ein- 
zelne Zweige besondere Behörcleii ausdrucklich bestellt sind, na- 
mentlich für die Berirworks- und Salz-Angelegenheiten, also sämt- 
liche Domänen, säkularisierte Güter, Forsten, RcL^alien. Steuern, 
Accise imd Zölle; 2) die Gewerbe-Polizei in Rücksicht auf Handel, 
Fabriken, iiand werker und cewerbUche lioiporaüoneu; 3} das 
Bau-Wesen sowoid in Rttcksim auf Land- als Wasserbau« 

§ 27. Der Geschäftsbetrieb bei den beiden Abteilungen der 
Regierung ist in allen Angelegenheiten, worin ein Anderes nicht 
ausdrfleklich festgesetzt wird, kollegiaUsch, doch so, dass jede Ab- 
teilung in der Regel ihre eigenen abgesonderten Vortrage hat. 

§ 28. Der Präsident, unter de^^on Vorsitz die beiden Ab- 
teilungen der Regierung vereinigt sind, ist das Organ des Btaats- 
Ministeriums, welches über seine Anstellung gemeinschafthch an 
Uns berichtet 

§ 29. Der Polizeiminister und die zweite Sektion des Mini- 
steriums der auswärtigen Angelegenheiten, deren Organ die erste 
Abteilung der Regierung ist, richten alle Verfügungen in Sachen 
ihres Ressorts an den Präsidenten. 

§ 30. So oft der Krings- und der Justiz-Minister in Sachen 
ihres Ressorts an die Regierung zu verfügen nötig haben, richten 
sie ihre Verfügungen an den Präsidenten. 

§ 31. Der PrSsident bestimmt« wenn und zu welchem Zwedc 
beide Haupt-AbteOungen der Regierung zu gememsamer Beratung 
zusammentreten 9). 

§ 32. Der Präsident der Regierung an dem Hauptort der 
Provinz ist der jedesmalige Ober -Präsident und führt diesen 
Titel (§ 2). 

§ 33. Die Organe, deren sich die erste Abteilung der Re- 

E'erung zur Vollziehung ihrer Verfügungen .bedient, sind die 
mdräte. 

§ 34. Jeder Kreis hat einen Landrat 

§ 35. Jeder Regierungsbezirk wird in Kreise eingeteilt In 
der Regel soll die schon statttindende Einteilung beibehalten werden. 
Wo jedoch keine Kreis-Einteilung vorhanden oder die vorhandene 
für eine gehörige \ erwaltung unangemessen ist, soll mit möglichster 
Berfleksichtigung froherer Verhfiltnisse eine angemessene Einteilung 
sofort bewirkt werden. 

§ 36. Alle Ortsehalten, die in den Grenzen eines Kreises 
liegen, gehören zu demselben und sind der landrätlichen Aufsicht 

untergeordnet, doch snll« n alle ansehnliche« Städte mit derjenigen 
Umgebung, die mit iiiren städtischen Verhältnissen in wesentlicher 
Berührung stehen, eigene Kreise bilden. 

§ 37. Die Organisations-Komnusbarien müssen die hierzu 
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geeigneten Städte in jedem Begieningsbezirk bestunmen und die 

Umgebung festsetzen. 

§ 38. Der Polizei-Dirigent in einer solchen Stadt vertritt 
die Steile des Landrats. 

§ 39. Bis zu erfolgter Einteilung der Begienmgsbezirke in 
Kreise behalten Wir Uns die Verordnung Uber die Organisation 
der I^andräte und deren Instruktion vor und setzen zugleich fest, 
(las? dio bisherigen Kreisbehörden, unter welchen Namen sie auch 
eingerichtet sind, bis zur vollständigen Organisation der Kreis- 
verwaltung in Thätigkeit bleiben. 

§ 40. Die Organe der zweiten Äbtdlung der Regierung sind: 
1) die Landräte und die ihre Stelle vertretenden Polizei-Behörden 
behufs der Aufsicht auf die direkte Steuererhebung und in An- 
gelegenheiten der GcM orltp-Pohzei; 2) die für die einzelnen Zweige 
der Verwaltung des üffenthchen Einkonmiens angestellten Unter- 
behörden und Finanzbediente«; 3) die Baubediente«, Fabriken- 
Kommissarien und andere technische Beamte. 

§ 41. Die Organe der Oberprifiidentra sind: 1) die Re« 
giernngen, 2) die Konsistorien, 3) die Medizinalkollegien. 

^ 42. Die Organe der Konsistorien sind der Schulenrat des 
B^gierun^^sbezirks und die geistlichen und Srhnliiispektoren. 

§ 4;). Die Organe des Medizinal- ivoliegiuiiis ist der Medi- 
znialrat des Regierungsbezirks, der sich wiederum der Landräte 
als seines Organs bedient 

§ 44. In Ansehung der Disziplin und der Anstellung ist 
jede Unterbehörde von derjenigen Hauptabteilung der Regierung: 
abhängig, deren Organ sie ist. Die T.aiKlräte ressortieren jedoch, 
ausschhesslich von der ersten Hauptabteilung. 

§ 45. Die Präsidenten, Direktoren und Räte der Regierungen 
und Ober-Landesgerichte haben gleichen Rang. Der Vorrang ge- 
bührt eintretenden Falls dem Dienstalter. 

ürknndlich unter Unserer höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedruckteiu Königlichen Insiegel. 

Gegeben Wien den 80sten April 1815. 

Friedrich Wilhelm. 
C. Ffirst von Hardenberg. 



10. Verordimiig über die zu bildende Bepräsen- 
tation des Volkes. 1815 Mai 22. 

Oeaeta-Sammlang für die IcgL pcauBsiseh. Staaten 1815, S. 103 f. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes €^en König von 
Prenssen etc etc. 

Durch Unsere Verordnung vom SOsten v. M. [oben Nr. 9) 

haben Wir für Unsere Monarchie eine regelmässige ^Vrwaltung 
mit Beracksichtigung der frühern Provinzialverhäitnisse angeordnet 
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Die Geschichte des i)ieussisclien Staats zeifrt zwai*, da.-s lier wohl- 
thätige Zustaütl bürgerlicher Freiheit und die Dauer einer gerechten, 
auf Ordnung gegründeten YerwaltuDg in den Eigenschaften der 
Regenten und in ihrer Eintracht mit dem Volke bisher diejenige 
Sicherheit fanden, die sich bei der UnvoUkommenheit und dem 
Unbestando nionscldicher Einrichtungen erreichen lässt Damit sie 
jedoch desto fester begründet, der preussisclien Nation ein Pfand 
Unsers Vertrauens ge^^eben und der Nachkoniinenschaft die Grund- 
sätze, nach welchen Unsere V' erfahren und Wir selbst die Regie- 
rang Unsers Reichs mit emstlicher Vorsorge für das Glöck Unserer 
Unterthanen geführt haben, treu überliefert und vermittelst einer 
schriftlichen Urkunde als Verfassung des preussischen Reichs dauer- 
liaft bewahrt werden, haben Wir Nachstehendes beschlossen: 

§ 1. Es soll eine Repräsentation des Volks gebildet werden. 

§ '2. Zu diesem Zwecke sind: a) die Provinzialstande da, 
wo sie mit iiiolir oder minder Wirksamkeit nocli vorhanden sind, 
herzustellen uml dem Bedüifnisse der Zeit tremäss einzurichten; 
b) wo gegenwärtig keine rrovinzialötümlc \urliundcn, sind sie an- 
zuordnen. 

§ 3. Aus den Provinzialständen wird die Versammlung der 
Landes-Repräsentanten gewälilt, die in Berlin ihren Sits haben soll 

§ 4. Die Wirksamkeit der I^andes-Repräsentanten erstreckt 
sich auf die Beratung über alle Gegenstände der Gesetzf^ebnnf^, 
welche die i)ersönlichen und Eigentumsredite der Staatsbürger 
mit Einschluss der Besteuerun«; betreffen. 

§ 5. Es ist ohne Zeitverlust eine Kommission in Berlin 
niederzusetzen, die aus einsichtsvollen Staatsbeamten und Ein- 
gesessenen der Provinzen bestehen soll. 

§ 6. Diese Kommission soll sich beschäftigen: a) mit der 
Organisation der Provinzialstände, b) mit der Organisation der 
Landes-Rcpräsentaiiten. n mit der Ausarbeitung einer Veriassungs- 
Urkunde nach den aufgestellten (Grundsätzen. 

§ 7. Sie soll am Isten September dieses Jahres zusammen- 
treten. 

§ 8. Unser Staatskauzier ist mit der Vollziehung dieser 
Verordnung beauftragt und hat Uns die Arbeiten der Kommission 

demnächst vorzulegen. Er ernennt die Mitglieder derselben und 
führt darin den A'msitz. ist aber })efugt, in Verhinderungsfällen 
einen Stellvertreter für sich zu bestellen. 

Urkundlich unter Unserer höchsteigenhändigen Untersclirift 
und beigedrucktem Königl. Inöiegel. 

So geschehen Wien den 22sten Mai 1H15. 

Friedrich Wilhelm. 
C. Fürst V. Hardenberg. 
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11. Landwehrordnung. 1815 Nov. 21. 

GMett-Sanunliuig tat die 1^1. pretias. StMtea 1816, 3. 77—91. 

Wir Friedrieh Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc. 

Als (1er min zum zwoiton l\Iale ehrenvoll beendete Krieg ein 
zaiilreiches Heer zur Erkämpfuiig der Selbständigkeit des Vater- 
landes forderte, da bildete sich die Landwehr. Der Eifer, mit dein 
sie in den Provinzen Unserö Kelchs errichtet ward, die Ausdauer, 
mit der sie in den Reihen der übrigen Krieger kämpfte, geben ihr 
gerechte Ansprüche auf Unsern Dank. Die Geschichte wird der 
^adiwelt diese Treue, diesen Mut als ein glänzendes \'orbild auf- 
zeichnen. Doch nicht bloss das Bewusstsein treuer Ptlichterfüllung 
sollte der Lohn < in« r so edlen Hingebung sein: durch die Er- 
richtung der Landwehr zeigte es sich bald, dass sie auch fähig 
sei, foitdauemd zor Verteidigung des Vaterlandes beizutragen, da 
es durch ihre Beib^altung möglich wird, die Kost^, welche sonst 
die Erlialtung der bewaffneten Macht forderte, zu vermindern und 
den einzehien Krieger früher, als ef? sonst möglich war. seiner 
Heimat und seinem (iewf'rhp zurückzucke! >en. Diese grossen \or- 
teile bestimmen die Erhall iing der Landes elir im Frieden. An den 
massigen Umtang des stehenden Heeres schliesst sich künftig die 
I^dwehr, zwar immer zur Verteidigung des Vaterlandes bereit, 
doch nur dann versammelt, wenn ein feindlicher Anfall oder die 
eigene Bildung es notwendig macht. Zu diesem Zweck und zur 
vollständigen Ausführung der im Gesetz vom 3ten September 1814 
für die Landwehr gegebenen Vorschriften bestimmen Wir über 
ihre künftige Erhaltung Folgendes: 

§ 1. Die Landwehr bildet einen Teil der bewaffneten Macht, 
sie tritt indes nur bei ausbrechendem Kriege und b^ den jähr- 
lichen Übungen zusammen. Mit Ausnahme des Stabes bei jedem 
Bataillon sind samtliche Mitglieder im Frieden in ihre Heimat und 
zu ihren Gewerben entlassen. 

§ 2. Um die Übungen sowohl als die Innern Einrichtungen 
der Landwehr möglichst zu erleichtern, bekommt ein jedes Regi- 
ment in dem ihm angewiesenen Regierungs-Departement nach 
Massgabe der Bevölkerung einen zusammenhängenden Bezirk an- 
gewiesen, aus dem dasselbe fortdauernd ergänzt wird. Die kom- 
mandierenden Generale in den rrn\iuzen haben demgemäss in 
Vereinigung mit den Ober-Präsidenten und Regierungen für die 
unter ihrem Befehle tretenden Landwehr-Regimenter die nötigen 
Bezirke auszumitteln. 

§ 3. Der Er^inzungsbezu-k eines Regiments wird demnächst 
ebenso in Unterbezu*ke für die BataiUone und Kompanien geteilt 

(5 4. Zu diesen Abteilungen werden soviel als möglich ganze 
Kreise genonnüeü. damit nicht einzelne Komi>anien mit mehr als 
einer Kreisbehorde zu thun haben. 

§ 5. Die Kavallerie -Schwadronen bekommen keine abge- 
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sonderte?? Erp^änzunpsbezirke, sondern in dem Ergänzunj^sbezirk 
eines Bataillons wird auch zugleich eine Kavallerie-Schwadron mit 
eingeteilt 

§ 6. Die Besirke ittr das 2te Aufgebot sind mit denen fifir 
das 1 ste ganz gleich, sodass z. B. immer eine Kompanie des 1 sten 
imd 2ten Aufgebots einen und denselben Ergänzungsbezirk hat. 

§ 7. Die Vorschlage zu diesen Ergänzungsbezirken und 
ihrer Einteilung werden von den kommandierenden Generalen an 
das Kriegsmiuisterium eingesandt und, wenn die sämtlichen \'or- 
scUäge geordnet sind, yon dem gesamten Staatsministerio zu Un- 
serer Bestätigung vorgelegt 

§ 8. Möglichst in der Mitte des Ergänzungsbezirks eines 
jeden Bataillons wird der Stab, das Zeugiiaus und die Moutierungs- 
kammer für dasselbe angelegt. 

§ 9. Wenn nicht besondere Verhältnisse eine augenblickliche 
Ausiianme notwendig machen, so werden die Bataillone bei ihrem 
jetzt eintretenden Mckmarsdi gleich nach den obigen Bataillons- 
quartieren verlegt. 

§ 10. Ein Landwehr -Regiment soll künftig bestehen aus 

2 Bataillonen des Isten AiitVebots, 2 Bataillonen des 2ten Auf- 
gebots, 2 Kavallerie-Schwadrull eil lies 1 sten Aufgebots und 2 Ka- 
vallerie-Schwadronen des 2ten Auigebots. 

§ 11. Da gegenwärtig aber die Landwehr-Regimenter aus 

3 Feldbataillonen bestehen, so soUen, um die obige Formation 
auszuführen, bei jedem Regimente nur künftig 2 Bataillone für 
das Iste Aufgebot bleiben und die dadnrch ttberzählii; werdenden 
Leute nel)st den bei der Reserve betindüchen zur Bildung des 
2ten Auigebots mit benutzt werden. 

§ 12. Demgemäss bestimmen die Regimentskommandeure 
die beiden Bataillone, welche kttnitig das Iste Aufgebot bilden 
sollen; das 3te zum Eingehen bestimmte Bataillon sowie das Re- 
servebataillon wird unter die beiden Bataillone des Isten Auf- 
gebots so verteilt, dass jedes derselben vorläutig aus 8 Kompanien 
oder dem halben Regimente besieht. 

g 13. Aus jeder iiailie des Regiments wiid sodann durch 
Austausch der nach dem Gesetz vom Sten S^tember 1814 dazu 
gehörigen Leute ein Bataillon des Isten Aufgebots von 4 Kom- 
panien formiert Die übrig bleibenden bilden den Stamm des 
2ten Aufgebots. 

§ 14. Die § 12 vorgeschriebene Teilung des Regiment« und 
Reservebataiiluüs wii"d sogleich nach Ankunft in der Provinz aus- 
geführt Wann aber der Austausch der Leute zum Isten und 
2ten Aufgebot stattfinde soll, dies wird in jeder Provinz noch 
besonders bestimmt werden. Die Regimenter haben indes sogleich 
die vorgeschriebene Formation auf dem Papiere noch vor Ent- 
lassung der Leute anzuordnen und die summarischen Berichte 
darüber aufs schleunigste an ihre kommandierenden Generale ein- 
zusenden. 
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§ 15. Eine Landwehrkompanie des Isten Aufgebots soll 
künftig bestehen aus 1 Kapitän, 1 Premier-Lieutenant, 3 Sekonde- 
Lieutenants, 22 Unteroffizieren, worunter 2 Artillerie-Unteroffiziere, 
4 Spialieut^ 300 LandwehrmSnnem, 25 Artilleristen, in Summa 
351 Köpfen ezd. Offiziere. 

§ 16. Eine Landwehrkompanie des 2ten Aufgebots: 1 Ka- 
pitän, 1 Premier-Lieutenant, 3 Sekonde-Lieutenants, 22 Unteroffi- 
zieren, worunter 2 Artillerie-T^nteroffiziere, 4 Spielleuten, 300 I>and- 
wehrmännorn, 25 Artilleristen, in Summa H51 Krtplen excl. Offiziere. 

§ 17. Die Kompanien und Schwadrons sind aus der gegen- 
wärtig vorhandenen Mannschaft so stark als möglich zu fornneren, 
demnächst aber jedes Jahr ausser dem Ersatz des etwanigen Ab- 
ganges durch die nach ihrem Alter zur Landwehr gdiOrigen Leute 
bis zur vorgeschriebenen Zahl zu verstärken. 

§ 18. Bei Gelegenheit der neu^ Formation mfissen anch 

die Leute, die aus fremden Kreisen und ausser den neuen, den 
Regimentern zugehöripren Ergänzungsbezirken ihi'en Aufenthalt 
haben, nach und nach ausgetiiuscht und den Regimentern über- 
wiesen werden, zu denen sie künftig gehören sollen. 

^ 19. Der Stab eines JjaUüllons des Isten Aufgebots soll 
in Friedenszeiten bestehen aus 1 Kommandeur, 1 Adjutanten, der 
auch Rechnungsführer ist, 1 Bataillons-Chirurgus, 1 BataiUons- 
Tambour, 1 Bataillons-Schreiber, 1 Bflchsenschmied. 

§ 20. Der Stab eines Bataillons des 2ten Aufgebots soll in 
Friedenszeiten bestehen aus 1 Kommandeur, 1 Adjutanten. 

§ 21. Der Regiments-Kommandeur fiihrt im Frieden auch 
das 1 ste Bataillon des Regiments, bei den Übungen kann er dazu 
einen Kapitän bestimmen. 

§ 22. Eme Kavallerie-Sdiwadron des Isten und 2ten Auf- 
gebots soll bestehen aus 1 Rittmeister, 1 Premier-Lieutenant, 
2 Sekonde-Lieutenants, 12 Unterofhzieren, 2 Trompetern, 120 Land- 
welir-Reitern, 1 Fahnenschinied, in Summa 134 Köpfen excL Offi- 
ziere und Fahnen Schmied. 

§ 23. Bei einem Landwehr - Regimente werden demnach 
künftig sein: 2 Bataillons -Kommandeure des Isten Aufgebots, 
worunter der Regiments-Kommandeur, 2 BataiUons-Kommandeure 
des 2ten Aufgebots, Summa 4 Stabsoffiziere; 2 Acj^jutanten des 
Isten AufgoV>ots, 2 Adjutanten des 2ten Aufgebots, Summa 4 Ad- 
jutanten; 2 Bataillon s-('hirurgeu, 2 Bataillons-Tambour, 2 Bataillons- 
Schreiber, 2 Büchsenschmiede. 

§ 24. Von diesen werden im Frieden in der Regel nur be- 
soldet: a) d^ § 19 angegebene Steb eines Bataillons des Isten 
Aufgebots und von jeder Kompanie desselben 1 Feldwebel, 1 Ka- 
pitain d'armes, 2 Gefreite, b) von jeder Kavallerie-Schwiiflron des 
isten Aufgebots 1 Ofhzier, 1 Wachtmeister, 3 Ciefreite, 1 Trompeter. 

§ 25. Vom 2 ton Aufgebot wird im Frieden ausser den 
Übungen niemand besoldet; die besoldeten Oftiziere und Land- 
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wehnuänner dos 1 steii Auf^^ebots besorgen auch zugleich die Ge- 
schäfte des in ilircin Bezirk liegenden 2ten Aufgebots. 

§ 20. Alle Oftizieie, welche im Frieden bei der Landwehr 
fortdauernd besoldet werden, gehören nicht zum Ckurpe der OfSt- 
ziere des Regiments, sondern sind bei demselben nur zur Dienst- 
leistung angestellt. 

§ 27. Da (las Corps der Offiziere der Landwelir . seinem 
Zweck gemäss im Frieden ausser den ('hungen auch hetirlaubt 
ist, so sollen in Hinsicht der gegenwärtig bei den Regimentern 
befindlichen Offiziere folgende Meksichten stattfinden: 

a) Denjenigen Offizieren, die bereits ausser den Jahren der Land- 
wehrverpfiichtung sind, bleibt es überlassen, ob sie ganz aus- 
scheiden oder insofern sie noch dazu fallig sind, ferner fort- 
dieneu wollen. Sind sie im Dienst invalide geworden, so 
werden sie nach den darüber statttindenden Vorschriften be- 
handelt; 

b) diejenigen^Offiztere, welche noch in den Jahren der Landwehr- 
pflicfatigkeit sind, aber nach ihrer Heimat zu gehen wünschen, 
können sogleich beurlaubt werden und sie sollen, wenn ilir 
>Vohnort in einen andern Refriment^ ne/irk ftillt. soweit es 
angeht, auf ilir Verlangen zu jeneni Reginiente m rsetzt worden: 

c) diejenigen Oftiziere des stehenden Heeres, die nur im Laute 
des Krieges zur Landwehr yersetzt wnrto, werden in der 
Regel wiederum bei dem stehenden Heere angestellt und er- 
halten nach Mass^'abe Oirer kOnftigen Bestimmung entweder 
Traktoment oder Wartegeld; 

d) für die Oftiziere, welche erst seit der Errichtung der Land- 
wehr in das Militär getreten sind, huden folgende Bestim- 
mungen statt: 

aa) alle die, weldie das dsome Kreuz erhalten haben oder 
im Laufe des Krieges verwundet wurden, werden, wenn 
sie weiter dienen wollen und dazu noch geeignet sind, 
so wie die Offiziere des stehenden Heeres unter c) be- 
handelt; 

bb) diejenigen, welche nicht das eiserne Kreuz erhalten haben 
und nicht verwundet wurden, mflssen sich, wenn sie w^ter 
dienen wollen und zum stehenden Heere, sofern sich Ge- 
legenheit dazu findet, überzugehen wflnsdien, den in der 

Armee lil lirlif n Prüfungen unterwerfen. 

e) Alle übrige/! nur erst im Kriege eingetretene^^ Offiziere treten, 
insofern sie noch in den Jahren der I^iinlwelirptiichtigkeit 
sind, mit unbestimmtem Urlaub in ihre früheren Verhältnisse 
zurflck. Sie sollen indessen in solchen Ffillen, wo es ihnen 
erweislich nicht mö^ch wird, sogleich in ihre früheren Be- 
schäftigungen einzutreten, noch auf einige Zeit den halben 
Sold erlinlten und zwar diejenigen, die bereits in dem vorif?en 
Feldzuge eingetreten sind, bis auf zwei Jahre und die erst 
in diesem Feldzuge in Dienst gekommenen bis auf ein Jalir. — 
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Nach Massgabe ihrer Fähigkeit soll es ihnen auch erlaubt sein, 
bei den Civil-Behörden mit ihrem halben Solde bis zu einer 
kfinftigen Anstellung zu arbeiten oder auch ilire Studien fort- 
zusetzen. 

§ 28. Ausser den bereits erwtlinten Offizieren, welche fort- 
dauernd besoldet werden, wird es noch durch die jedesmaligen 
politischen und Lokalverhältnisse liesonders bestimmt werden, ob 
noch mehrere Offiziere l)ei einem Landwelir- Regiment besoldet 
werden sollen; diese gehören aber jedesmal, wie schon § 2ö be- 
stlinmt ist, zum stellenden Heere und sind im Frieden nur zur 
Dienstleistung bei der Landwehr angestellt 

^5 29. In der Regel wird daher das Corps der Offiziere emes 
LandwehrreLriments mit Ausschluss der im Frieden zur Dienst* 
leistung an^restellten bestehen aus: 

a) für die Infanterie 2 Stabs-Offizieren, lü Kapitäns, 2 Adju- 
tanten, 16 Premier-Lieutenants, 48 Sekonde-Lieutenants. 

Zur FOhrung der Artilleristen bei den Übungen wird 
hiervon per Bataillon ein Offizier kommandiert. 

b) Für die Kavallerie 4 Rittmeister, 4 Premier -Lieutenants, 
8 Sel<onde -Lieutenants, wovon [von den Premier- und Se- 
komi (>-[>.] indes 2, die zur Dienstleistung angestellt sind, ab- 
gehen. 

§ 30. Wie diese Offiziere in die Kompanien und Schwadrons 

verteilt und bei dem Isten oder 2 ten Aufgebot angestellt werden, 
wird dem jedesmaligen Ermessen der Regimentskommandeure nach 
genommener Racksprache mit den Kreisbeliörden und Ausschüssen 
anheim gesteilt. 

§ 31. Das Offizier -Cori)s eines Landwelirregiments wird 
gegenwärtig aus allen den Offizieren formiert, die nach den oben 
unter b und e S 27 angegebenen Bestimmungen bei der Landwelir 
bleiben. Wo diese nicht zureichen, machen die Kreisbehörden 
und Ausscliüsse nach den folgenden Vorschriften die nötigen Vor- 
schläge zur Ergänzun^i:. 

§ 32. Es soll nämlich jeder Ab<rang bei dem Corps d^r Offi- 
ziere eines Lan<lwehrregiments künftig in der Art ersetzt werden, 
dass die Behörde tmd der Ausschuss eines Kreises« in dessen Be- 
zirk der Offizier abgegangen ist, 3 Kandidaten vorschlagen, aus 
welchen das Corps der Offiziere des Regiments sich demjenigen aus- 
wählt, durch den es den Abgang ersetzen will 

§ 38. Zu einem Offizier der Land\\ rlir können aus den 
Jahren der Landwehrpflichtigen, die sich im ivreise aufhalten,^ vor- 
geschlagen werden: a) diejenigen Offiziere, die ihrer häuslichen 
Verhältnisse wegen ihre Entlassung aus dem stehenden Heere 
nachsuchen. Diese treten mit dem Rang ein, den sie in der Annee 
bekleideten. Ferner können, jedoch mit BerficksichtijTimjr. ob die 
vorgeschlagenen Tiulividuen auch durch ihre Führung un<l Fähig- 
keit, sowie durcli ihre sonstige// Lebensverhältnisse sich zur Wünle 
eines Offiziers eignen, aus folgenden Klassen von den Kreisbehörden 
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und Ausschüssen Subjekte zu Offizieren vorgeschlagen werden: 
FreiwiUige Jäger, die bei ihrer Entlassung vom Regimente das 
Zeugnis der Fähigkeit zum Offizier erhielten und nun im Kreise 
angestellt oder angesessen sind; c) Unteroffiziere, insofern sie freie 
Gmndeigentünier sind; d) Eingesessene des Kreises, die ein Ver- 
mögen von 10.000 Thlr. Kapitalwert besitzen oder die Einkünfte 
eines solchen Kapitals beziehen. T>io unter Ii. c und d angeführten 
Individuen treten bei ihrer Aufiiahme m das Ofhzier- Corps jeder- 
zeit als die jüngsten ein. 

§ 34. Die Offiziere der beiden Bataillone J^indwehr des 
Ist^ nnd 2ten Aufgebots, die in emem Bezirk liegen, avancieren 
nach der Andennität untereinander. 

§ 35. Bei diesem Avancement nach der Andennität ist es 

indessen erforderlich, dnss bei p'mvv Bef(h-flerung sämtliche Stäbs- 
Offiziere und Kapitäns denjenigen, der nach seiner Anciennität 
avancieren soll, zu dieser Beförderung für geeignet erklären. 

§ 36. Die Unteroffiziere und Landwehrniänner werden eben- 
falls bis auf die, welche besoldet bleiben, beurlaubt. Diejenigen, 
welche ihren kfinftigen Aufenthaltsort in einem andern Bezirk 
nehmen, gehen me sdion frfiher erwälmt zu den dortigen Ba- 
taillons und Kompanien nach und nach über, und haben die Regi- 
menter deshalb sich die nötigen Listen unter einander mitzuteilen. 

§ 37. Von den besoldeten bleiljen dor Chinirgus, Bataillons- 
Schreiber und BaiaiilonR-Tambour bei dem Stabe, ebenfalls per 
Kompanie der Kapitän d arnies und 1 Gefreiter, letztere zur Auf- 
sicht über die Waffen mid Montierungsstücke. Unter den Kapitän« 
d'armes nnd den Gefreiten müssen sich per Bataillon auch ein 
Schneider und Schaster befinden. 

§ 88. Die Land wehnn anner werden in ilirer gegenwlrtig 
anhabenden IJnitbnn beurlaubt, ihnen jedoch die Verpflichtung auf- 
erlegt, diese sorgfältig zu schonen, damit sie bei einer nötig wer- 
denden Einforderung vollständig bekleidet erscheinen können. 
Diejenigen, die mutwillig ilire Montierungsstücke während üires 
Aufentbüts in der Heimat vernichtet haben, wflrden diese auf ihre 
Kosten anschaffen müssen. 

§ 89. Gewehre, Patrontaschen, Tornister, MSntel etc bleiben 
in dem Bataillons-Zenghausc. 

§ 40. Der Feklwebel und der zweite zum Dienst l)leibende 
(iefreite erhalten ihren Aufenthalt in dem Ergänzungsbezirk der 
Kompanie. 

§ 41. Die Kavallerie wird zuerst in Schwadronen gemäss 
der den Bataillons zugewiesenen Ergftnzungs-Bezirke(n) formiert 

und sodann nach folgenden Grundsätzen entlassen. 

§ 42^ Die effektiven Pferde erhalten die Kommunen oder 
Eigentümer, die solche zum Dienst des Staats hergegeben haljen, 
zurück. Wo die Ausmittelung der ersten Eigentümer Schwierig- 
keiten haben könnte, bleibt es den Kreisen überlassen, die Art 
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der Verteilung oder Versilberimg mit Bezug auf die loigeiideii 
Bestimmungen anzuordnen. 

§ 43. Zuerst sind zur künftigen Einstellung in die Kavallerie- 
Landwehr alle diejenigen Landwehri)flichtij(en bestimmt, die selbst 
oder fleren Väter drei oder mehr Pferde halten. Diese sind ver- 
ptiichtet, so lautre sie sich in den Jahi-eii <1ct Landwehrpliichti^i^keit 
befinden, sicii uut einem Pferde zur Kavallerie-Landwehr ihres 
Bezirks zu steUen. 

§ 44. Landwelirmfinner, die sich als Freiwillige mit einem 
diensttauglichen Pferde stellen» werden eben&lls zur Landwehr- 
Kavallerie angenommen. 

§ 45. Was an der Vollzähligmachung der aus einem Bezirk 
zu stellenden Schwadron nach diesen beiden Klassen annoch fehlt, 
wird auf folgende Art nach dem Gutachten der Kreisbehörde ge- 
stellt: a) entweder sfimtliche Grundeigentfimer flbemefamen nadi 
einer deshalb anzuordnenden Verteilung die künftige Gestellung 
der Pferde, oder b) die jedesmaligen jüngsten Grundeigentümer 
erhalten die A'crpflichtung, dio Pferde zu steilen» bis ein jüngerer 
Grundeigentümer in ihre Steile tritt 

§ 46. Da es in einzehien Städten Schwierigkeiten haben 
könnt^ nach dem Massstabe des Grundeigentums Pferde zu stellen, 
so werden die Lokalbehörden hierauf bä Verteilung der Kelterei 
in den Bezirken die nStige Rücksicht nehmen. 

§ 47. Ausser denen unter § 43 und 44 angegebenen Land- 
wehrreitem gehören vorzüglich alle diejenigen Kavalleristen dazu, 
die nach dem Gesetz vom 3ten September 1814 nach zurück- 
gelegter Dienstzeit aus dem stehenden Heere entlassen sind. 
Diese werden durch die nach den Bestimmungen des § 45 ge* 
stellten Pferde beritten gemacht 

1^ 48. Die Landwehrreiter werden ebenfalls in Uniform und 
nach den unter i; 38 und 30 für das Fussvolk «jpL^pl'Pnen Be- 
stimmungen beurlaubt. Mäntel, Armatur und Reitzeuge bleiben 
in dem Zeughause zurück. Mit Entlassung, Formation und Er- 
gänzung der Offiziere für die Landwehrreiterei wird es ebenso 
g^ialten, wie es für die Infanterie vorgeschrieben ist 

§ 49. Von jeder Schwadron bleibt, wie schon § 24 I o timmt 
worden ist, 1 Offizier, 1 Wachtmeister, 1 Trompeter und 3 Ge- 
freite beritten luid l)esoldet, die sich beim Stabe aufhalten. Unter 
den Gefreiten müssen sich womögUch bei jeder Schwadron 1 Sattler 
und 1 Fahnenschmied befinden. 

§ 50. Ebenso wie die Kavalleriepferde werden auch die 
gegenwärtig bei den Landwehren befindlidien Mobilmachungspferde 
den Kreisen zurückgegeben. Die Fahrzeuge, Geschiiire etc bleiben 
aber in den Bataillons-Zeugliäusern. 

t; 51. Dajxei^on werden die den Lamiwehrbataillonen zur 
Mobilmaciiuiig nutigen Pferde künftig in den Kreisen nach den- 
selben Grundsätzen wie die Reiterpferde aufgebracht 

§ 52. Nachdem die neuen Landwehr-Formationen beendet 
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sind, wobei jedoch alle möf^liche Peracksichtigung der gegenwär- 
tigen Verhältnisse beobachtet werden und die ganze Angelegenheit 
mit sorgfältiger Schonung des Landes ausgefflhrt werden muss, 
treten für die Land wein folgende weitere Bestimmiuigen ein. 

§ 53. In jedem Regierungs-Departement wird ein General 
oder Stabs-Offi'/ier als Inspekteur der beiden Aufgebote angestellt, 
der die Übungen derselben nach den darüber noch zu gebenden 
Vorschriften, sowie alle Militäi-Ergänzungs- und Mobilmachungs- 
Angelegenheiten in dem Regierungs-Departement in Vereinigung 
mit den Civflbehdrden nnd tinter dem Ober-Befehl des komman- 
dierenden Generals der Provinz leitet 

§ 54. Das 1 ste Aufgebot wird jidn-lich zwei, fins 2te Auf- 
gebot jährlich eine grosse Frie(b^ns-r))ung haben. Die erste Übung 
des Isten Aufgebots soll H Wochen dauern. 

§ 55. Die zweite Übung soll acht Tage dauern, und ein 
BatailK>n des Isten Aufgebots mit seinem Bataillon des 2ten Auf- 
gebots in der Mitte seines Er^znngs-Besdrks an einem sdiick- 
liehen Orte zusammenrücken. 

§ 56. Wie und y.u woldior Zeit diese I''bnngen stattfinden, 
soll nocli durch besondere \ orschriften mit Rücksicht auf die 
Lokal-\'erhäituisse bestimmt werden. 

g 57. Auf welche Art ohne Beeinträchtigung der Gewerbe 
nach den Lokal-Verfaaltnissen es möglich sein dflrfte, emen Teil 
der Sonntags-Naclnnittage zu kleinern Übungen in den Ergänzungs- 
bezirken zu gebrauchen, dies bleibt dem Ermessen der Lokal- 
Behörden iilterlassen. 

§ 58. Wie die Landwehr bei einem entstellenden Kriege 
ins Feld rücken und mit den Linien-Regimentern in lirigaden 
formiert werden soll, darüber werden noch bindere Anweisungen 
erfolgen. 

§ no. Das 2te Aufgebot der Landwehr ist in Kriegszeiten 
nach dem Gesetz vom 3ten September 1814 hauptsächlich zu lie- 
satzuugeu und zur besondern Sicherheit der Proviii/oii l)estimmt. 

§ 60. Die bei einer jeden Landwelu-Kouipanic bciindliche 
Artindiie formiert bei dem Zusamm^rfldcen sowohl heim ersten 
als zweiten Aufgebot per Bataillon eine Artillerie-Kompanie von 
1 Offizier, 8 Unteroffizieren, 100 Gemeinen. Die I^ndwehr-Ar- 
tilleiie des Isten Aufgebots wird bei eintretender Mobilmachung 
na* !i ( iner dazu noch nälier zu gel)enden Bestimmung mit der 
Artillerie des stehenden Heeres vereinigt, die Artillerie des 2ten 
Aufgebots rückt beim Ausbruch tles Krieges in die nächsten 
Festungen. 

|§ Gl. Ausser vorgedachten Übungen kann die Landwehr 
nur auf Unsern P)efehl und bei einem unerwarteten feindlichen 
Anfall durch den kommandierenden General der T'rovinz nach 
Unsern ihm deshalb erteilten Instruktionen zusamnn ngernfen 
werden. Inwiefern einzelne Teile der Landwehr des 2ten Auf- 
gebots zur Erhaltung der Innern Sicherheit und zur Unterstfltzung 
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des Landsturms aiidi im Frieden in einzelnen Fällen mitwirkeE 
sollen, darüber werden noch besondere Vorschriften erfolgen. 

§ 62. Sobald die Landwehr auf Unserni (!) Befehl ziisammen- 
genifen wird, tritt sie nach den deshalb ausgelertigten Etats iu 
den vollen Sold. 

§ 63. Im Frieden werden ausser den Übungen nur die 
voilun angefQhrten bei der Landweiur zur Dienstleistang angestellten 
Personen besoldet, und werden die Regimenter hierüber sowie über 
die Gewehr-Reparatiirixelder und Kompanie-Unkosten etc nodi die 
besonderen Etats erhalten. 

§ 64. Für die beurlaubten Offiziere der Landwehr finden 
folgende Bestimmungen statt: Der Stabsoffizier erhält als Ver- 
gütigung für die Ausgaben bei den Übungen jährlich einhnndert- 
funfzig Thaler und 2 Rationen. Die Kapitäns und Rittmeister 
jährlich zweiundsiebenzig Thaler und 1 Ration. 

§ 65. Die Subalternen-Offiziere erhalten für jeden Tag, den 
sie bei den Übungen oder sonst im Dienst sein müssen, ilirem 
Gehalte angemessene Diäten. 

§ 66. Die Ofißztere erhalten Servis. Dies gilt auch von 
den besoldeten Unter-Offirieren und Landwehrmännem. 

§ 67. Die Ausmittelung und Erhaltung des Bataillons-Zeug- 
hauses geschieht von allen zum ErgänzH!TJsl)ezirk gehörigen Kreisen. 

§ 68. Die besoldeten Unteroffiziere und Gefreiten erhalten 
ihre Uniform so wie bei den Trui)i)en des stehenden Heeres. Wie 
die Bekleidung der übrigen Landwehrmänner erhalten werden soll, 
darüber wird noch eine ausfOhrliche Vorschrift erfolgen. 

§ 69. Wie die Ergänzung des Offizier-Corps und das Avance- 
ment stattfinden soll, ist bereits oben bestimmt worden. Es muss 
soviel wie möglich darauf gesehen werden, dass die erwählten Offi- 
ziere immer in den Bezirken wohnen, in welchen die Konii)anien^ 
zu denen sie gehören, liegen ; um dies zu erleichtern, können ausser 
den Übungen auch Lieutenants die Kompanien kommandieren. 

§ 70. Die Landwehrmänner werden nach dem Oesetz vom 
3ten September 1K14 aus den aus der Kriegs-Reserve austretenden 
Soldaten jährlich ergänzt; wo diese nicht zureichen, werden die 
fehlenden aus den noch nicht gedienten Landwehrpfiichtigen ge- 
wählt. Ebenso wird es mit der Ergänzung des 2ten Aufgebots 
nach der \' orschrift des § 9 des angeführten Gesetzes gehalten, 

§ 71. Wie diejenigen, die in die Landwehr eingestellt werden, 
ohne im stehenden Heere gedient zu haben, ausexerziert werden 
BoUen, darüber werden noch besondere Vorschriften erfolgen. 

§ 72. Die I Unteroffiziere werden aus den dazu geeigneten 
Landwehrmännern durcii den Kapitän gewählt und durch den 
Bataillons-Kommandeur bestätigt 

§ 73. Zu Artilleristen werden alle diejenigen genommen, 
die in der Artillerie des stehenden Heeres ausgebildet wurden. 
Wird die Zahl nicht vollzählig, so werden hauptsächlich soldie 
Handwerker ausgewählt, die sich f fir den Dienst der Artillerie eignen. 

AltmftKB« Vitt. I. bMMdkppiwaii. TcrftfamgifMak. U. 7 
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§ 74. Die Laudwelir steht, wenn sie versammelt ist, unter 
den Kriegsgesetzen. In ihrer Heimat steht sie unter den Orts- 
geriditen, welche in etwanigen Straferkenntnissen die Landwehr- 
männer indes nur mit solchen Strafen belegen können, die in den 
Kriegsgesetzen vorgeschrieben sind. Werden härtere Strafen not- 
wen£g, so zieht dies zugleich die Ausstossung aus der Landwehr 
nach sich. 

§ 75. Die Landwelu*ofliziere haben, wenn sie in ihrer Heimat 
sind, als Offiziere den Gerichtsstand der £xinuerten. 

§ 76. Bei bedeutenden oder wiederholten Dienstvergehtti, 
die sich einzelne Offiziere wider Erwarten zu Schulden kommen 
lassen, muss kiiegsrechtlich erkannt werden, und können die Krieges- 
reclite auch auf Entlassun^^ aus dem Dienst, welches alleuial den 
Verlust der Offizier-Prärogativen nach sich zieht, erkennen. 

§ 77. Bei den jährlichen Übungen, die das Iste und 2te 
. Aufgebot nacb § 55 zusammen hat, wird bei jedem der 2 Bataillone 
ein Ehrengericht von dem gesamten Offizier-Corps erwählt, w elches 
aus einem Kapitän und zwei Lieutenants besteht. Der Zweck 
desselben ist, alle die im Laufe des Jahres vorgefallenen noch 
nicht ausgeglichenen Angelegenheiten des Offizier-Corps beizulegen 
und die etwa vorfallenden Verstösse in der Führung einzelner In- 
dividuen zu rügen. Da, wo ein ganzes Offizier-Corps auf die Ent- 
fernung einzefier Mitglieder antragen müsste oder wo dies die 
Stabs-Offiziere und das Ehrengericht für n'ot'v^ lialten sollton, wird 
nach § 76 über ein solches Individuum kriegesrechtlich erkannt. 

§ 78. Offiziere sowohl als Landwehrniänner, die im Dienst 
iiivaiitic wurden, werden ebenso wie die InvaUden des stehenden 
Heeres behandelt 

§ 79. Diejenigen Offiziere, die nach erfüllter Di6n8<3)flicht 
ihren Abschied nachsuchen, können die Uniform forttragen. 

§ 80. Offiziere, die 20 Jahre bei der Landwehr gedient 
haben, treten in Hinsicht der Versorgung in die Rechte der Offi- 
ziere des stehenden Heeres. 

§ 81. Diejenigen Landwehrmänner, die in beiden Aufgeboten 
ihre Zat ausdienten, erhalten das Vorrecht, bei feierlichen Gelegt- 
heiten die Uniform tragen zu können. 

2^ 82. Bei einem jeden Land weh rre^anient wird eine Anzald 
(inadenthaler für diejenigen Landwehrniänner bestimmt, die in 
beiden Aufgeboten vorwurfsfrei gedient und in ihrem Alter der 
Unterstützung bedürfen. Sie gelaiigeii ülmgens zur Erhebung 
eines Gnadenthalers, wenn einer erledigt wird, nac^ ihrer Dienstzeit. 

Wir befehlen allen Unsern Behörden und Unterthanen, sich 
nach diesen Vorschriften zu achten. 

Urkundlich unter Unserer IlöchsteigenhSndigen Unterschrift 

und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin den 21sten Koveniber 1815. 

Friedricli Willi elm. 
C. Fürst v. Ilaideuberg. v. Schuckmaim. v. Boyeu. 
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12. Einrichtung eines Staatsrats. 1817 März 20. 

OMetssammlung 1817, S. 67—74. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
PreuBsen etc etc haben in Unserer Verordnung vom 27sten Ok- 
tober 1810 Toben Nr. 6], die verSnderte Ver&ssung der obersten 

Staatsbehörden betreffend, die Bestimmungen gegeben, nach welchen 
die obere Yerwaltunj^ llnscrs St;ints unter der Oberaufsicht und 
Kontrolle des Staatskanzlers gelülirt werden soll. Späterhin haben 
Wir durch einen Kabinets-Befehl vom Sten eTimi 1814 unter dem 
Vorsitz des Staatskanzlers ein Staatsministenuui angeordnet und 
dabei seine VerhSltnisse als solcher im ganzen nnverilndert ge- 
lassen, insoiiderheit aber verordnet, dass alle Berichte des Ministerii 
und der Minister an Uns ihm ohne Ausnahme zugeschickt werden 
sollen, damit er die Übersicht der ganzen Verwaltung behalte und 
Uns nötigenfalls seine Meinung darüber abgeben könne. W^ir 
haben ihm überlassen, Uns sodann nach Beschaffenheit der Gegen- 
stände diese Berichte selbst vorzulegen und Uns Vortrag daraus 
zu machen oder solches den Ministem oder den bei Unserm Mi- 
litär- und Civilkabinet angestellten vortragenden Personen zu 
übertragen. 

Alle diese Einrichtungen best<ätigen wir und wollen, dass sie 
auch fernerhin genau beobachtet werden. Wir setzen auch fest, 
dass jeder Staatsminister mit dem Ende des Februars eine Dar- 
stellung seiner Verwaltung im abgelaufenen Jahre an Uns ablege 
und bei dem Staatskanzler einreidie. 

Wir wollen aber nunmehr auch den schon in der ob- 
erwähnten Verordnung vom 27 sten Oktober 1810 und in Unserm 
KabineLsbefehl vom 3ten Juni 1814 bestimmten Staatsrat in Wirk- 
samkeit tieten lassen, nachdem die Hindernisse jetzt gehoben sind, 
die sieh derselben in den Begebenheiten der Zeit entgegengesetzt 
haben und die Organisati<m der verwaltenden Behörden soweit 
vorgeschritten ist, dass der Staatsrat den beabsichtigten Zweck 
erfÜUen kann. 

Diesemnach setzen wir Folgendes hiermit fest: 

1. Der Staatsrat wird den 30 sten März 1817 eröffnet und 
tritt von diesem Tage an in Wirksamkeit Er wird seine Sitzungen 
in Unserm Könighcheh Sdüosse m der Besidenzstadt Berlin halten. 

2. Der versammelte Staatsrat ist für Uns die höchste be- 
ratende Behörde; er hat aber durchaus keinen Anteil an der Ver- 
waltung. Zu seinem Wirkungskreise gehören die Grundsätze, nach 
denen verwaltet werden soll, mithin: 

a. Alle Gesetze, Verfassungs- und Verwaltungs-Nonnen, Pläne 
über Verwaltnngs-Geg^sfAnde, durch welche die Verwaltungs- 
Grundsätze abgeändert werden, und Beratungen über allge- 
meine Verwaltungs^Massregeln, zu welchen die Miuisterial- 
behörden verfassungsmässig nicht autorisiert sind, dergestalt, 
dass sämtliche Vorschläge zu neuen oder zur Aufhebung, 

7« 
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Abänderung und authentischer Deklaration von bestehenden 
Gesetzen hthI Einrichtungen duräi ihn an 'Uns zur banküon 
gelangen nmi>sen. 

Die Einwirkung der künftigen Landesreprfisentanten bei 
der Gesetzgebung wird durch die infol^ Unserer Verordnung 
vom 22sten Mai 1815 [oben Nr. 10 1 auszuarbeitende Ver- 
fiissungsurkunde nälier bestimmt werden, 
b. Streitigkeiten über den Wirkungskreis der Ministerien. 
, c Alle Gegenstände, welche durch schon bestellende gesetzliche 
> Bestimmungen vor den Staatsrat gehören (z. B. Entsetzung 

«nes Staatsbeamten § 101 Tit X. P. H L. R.). 
, d. Alle Saehen, welche Wir in einzelnen Fällen an den Staatsrat 
weisen werden, welches dem Befinden nach besonders in Ab- 
siclit ftnf die von Unsern l^nterthanen eingehenden Beschwerden 
über die Entscheidung der Ministerien geschehen winl. Wir 
werden jedesmal besümuien, ob die Sache dem Staatsrat zur 
Entscheidung überlassen wird oder ob Wir dessen Gutachten 
verlangen. 

Die auswärtige Angelegenheiten sollen nur dann an den 
Staatsrat gebracht werden,* wenn Wir es in wichtigen Fällen be- 
sonders verordnen. 

3. Den Vorsitz im Staatsrat werden Wir in solchen Fällen, 
wo Wir es für nötig erachten, Selbst führen; ausserdem aber haben 
Wur Unsem Staatskanzler bereits in der Verordnung vom 27sten 
Oktober 1810 unter Unsenn Befehl zum Prisidenten bestellt 
Er wird diesemnach die Beratungen leite. 
1. Der Staatsrat soll bestehen: 
I. Auö den Prinzen Unsers Hauses, sobald sie das achtzehnte 

Lebensjalir erreicht haben. 
IL Aus Staatsdienem, wekhe durch ihr Amt zu Bütgliedem des- 
selben berufen sind, für jetzt nSmlich: der Staatskanzler und 
Präsident des Staatsrats, Unsere Feldmarschälle, die die Xet- 
waltung leitenden wirklichen Staatsniinister, der Minister- 
Staatssekretär, welcher die Feder im Staatsrat füliren, die 
Protokolle und Ciutachten desselben zu fassen und das For- 
melle des Geschäftsganges zu besorgen haben wird; der Ge- 
neralpostmeister, der Chef des Obertribunals, der erste Prä- 
sident der Oberrechnungskanimer, Unser Geheimer Kabinets- 
' i'at, der den Vortrag in Militärsachen bei Uns habende Offizier, 
• , die kommandierenden Generale in Unsern Provinzen, jedoch 
nur daim, wenn sie besonders berufen werden, die Ober- 
, i Präsidenten in den Provinzen, jedoch ebenfalls uui dann, wenn 
^ sie besonders berufen werden. 

HL Aus Staatsdienern, welchen Unser besonderes Vertrauen Sitz 
und Stimme im Staatsrat beilegt Für jetzt bestimmen Wir 
dazu <lie in der Anlage A. aufgeführten Personen [niclu auf" 

getwnimen]. 

5. Diese bilden sämtlich das Plenum des Staatsrats und 
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wohnen den Sitzungen desselben regelmässig bei. wenn sie nicht 
abwesend und durch unvermeidliche Aj)lraitai!j^. daran.-bchmdert 
werden. Solchenfalls müssen sie dem FräfeRlÖirteh* Anzeigt* davon 
machen. Keine Sitzung kann statthifd^n«*. yfenji: •Bichi;-.wßfliigstens 
fun&ehn MitgUeder auflser den PrinzeirUMi1^BE(dse»2tige'^n.'ä^ 

6. Sämtliche Mitglieder des Staatsrats behalten ihre ihnen 
sonst in ihrem Dienstverliältnis beigelegten Titel. Ilang>'erhält- 
nisse werden im Staatsrat niclit beachtet. Ein jeder, ausser den 
Prinzen Unsers Hauses, nimmt seinen Sitz, wo er einen Platz 
offen tindet. Nur der Präsident hat einen bestimmten Platz, ihm 
ZOT Rechten Ideibt einer fdr den jedesmal Vortragenden oder 
Spredienden leer, und ihm znr Linken sitzt der Minister-Staats- 
sekretär. Besondere Besoldungen für die Mitgheder des Staatsrats 
als solche finden nicht statt Dem Mmister-Staatssekretär wird 
das nötige Hülfspersonal überwiesen werden. 

7. Zur gründlichen Erörterung der bei dem Staatsrate vor^ 
kommenden Gegenstände und zur Vorbereitung derselben für das 
Plenum, wo keine andere als völlig znr Entschddmig instruierte 
Sachen vorkommen dürfen, wird der Staatsrat in sieben besondere 
Abteilungen zerteilt: 1) für die auswärtigen Angelegenheiten, 2) für 

das Kriegswesen. für die Justiz, 4) für die Finanzen, 5) für • 
den Handel und tlie Gewerbe, 6) für die Gegeiiatäiide der Mini- • 
sterien des Innern und der Polizei, 7) für den Kultus und die 
öffentliche Erziehung. Einer besonderen Abteilung für die 6e- , 
setze bedarf es nicht, da die erwähnten entweder einzeln oder, 
wenn es der Gegenstand erfordert, zusammentretend den Zwe^^^ r,. 
der ehemaligen Gesetzkommission erfüllen. ' ' 

8. Jede dieser Abteilungen soll aus fünf Mitgliedern be- " / 
stehen. Die Mitglieder sollen zum Teil nicht in dem Zweige der ' ■ ' " 
Verwaltung angestellt sein, für deren Gegenstände die Abteilung« 
bestimmt ist Der erste im Bange führt in d^ Abteilung den f ^ { 
Vorsitz und leitet den Geschäftsgang. Er kann auf die Zuziehung 
fremder nicht zum Staatsrat gehörender Personen, als Staatsbeamte, 
Gelehrte, Kaufleute, Grundbesitzer, bei dem Prilsidcntcn antragen 

und dieser kann sie anordnen. Sie haben aber keine Stimme, 
sondern werden nur über einzelne Gegenstände gehört. 

9. Die fDr jetzt auf das Jahr 1817 zu Mitgliedern der sieben 
Abteilungen ernannten Personen erhellen aus der Anlage B \mcU 
au/ffetumtmen]. Wir behalten Uns vor, sie zu Anfang eines jeden 
Jahres zu verändern oder zu bestätigen. 

10. Die verwaltenden Staatsininister können in den Ab- 
teilungen, wo Bachen ihrer Verwaltungszweige vorkommen, gegen- 
wärtig sein und müssen einen Rat aus ihrem Departement auf 
jedem [!] Fall in dte Abteüung schicken, um Aber alles Auskunft zu 
geben. Weder dieser noch der Minister aber dürfen eine Stimme 
in der Abteilung führen. 

11. Der Vorsitzende <}pt Ai)teihuig übernimmt entweder 
selbst den Vortrag der eingehenden Bachen oder giebt ihn einem 
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seiner Mitarbeiter auf. \'or dem Vortrage müssen die Sachen 
bei siuii^yphen Jkütoji^ferti der Abteilung ziikulieren. 

^^«.•'KachvfcAiaikl^ gehaltenem Vortrage in der AbteOung 
wird .iiber..deji,.6figenstanch gestimmt, wobei die Mehrheit der 
St^M«ften|6RS^.heip^t>.;J^V. Vorsitzende bat gleich den Mitgliedem 
der Xbteüung nur eino Stimme. 

13. In den Abteilungen führt entweder der Vorsitzende oder 
dasjenige Mitglied, dem er es zu übertragen für gut findet, das 
Protokoll und fasst die Gutachten und anderen schriftlichen Au&ätze. 

14. Die Frfifungen und Gutachten der Abteflungen mfiSBen 
bei minder erheblichen Gegenständen spätestens in vierzehn Tagen^ 
bei wichtigeren Sachen aber in vier Woclien beendigt und dem 
Präsidenten übergeben sein. Wird längere Zeit erfordert, so sind 
ihm die Gründe anzuzeigen. 

15. Der Präsident bestiiinnt nach genoauuener Rücksprache 
mit dem Vorsitzenden der Abteilung den Beferenten, welcher das 
Gutachten dersell)en im Pleno des Staatsrats vortragen soll; das 
Gutachten muss aber jederzeit vollständig schriftlich abgefasst sein. 

16. Bevor <]a^ Giitaf Ilten in das Plenum gelangt. ^\ird der 
Entwurf zum Gesetz von dem Minister-Staatssekretär und einem 
vom Präsidenten zu bestimmenden Mitgliede der Justizabteilung 
in Absicht auf die Fassung geprüft, und Ausstellungen werden 
gemeinschafUich mit der betreffenden Abteilung berichtigt 

17. Die Vorsitzenden der Abteilungen des Staatsrats sind 
berechtigt, die über einen Gegenstand bei den Ministerial- oder 
andern Behörden verliandelten Akten oder Nachrichten einzufor- 
dern, damit die Abteilnng Kenntnis davon nehme. 

18. Gehört ein zu erörternder Gegenstand vor mehrere Ab- 
teilungen, so ordnet der Präsident eine gemeinschaftliche Be- 
ratung an. 

19. Die Prinzen ünsers KönigUchen Hauses können zu keiner 
Abteilung gehören. Sie sitzen und stimmen nur im Pleno des 

Staatsrats. 

20. Keine Sache kann im Staatsrate zur Erwägung kommen, 
die Wir demselben nicht Selbst zuweisen; jedoch sind die oben 
§ 2 unter b und c hievon ausgenommen, welche vom Präsidenten 
zum Vortrag gebracht und nach Befinde den Abteilungen zur 
Prüfung gegeben werden. 

21. Der Präsident bestinnnt die Reiliefolge, in welcher die 
Gegenstände und die Gutacliten der Abteilungen zur Verhandlung 
vor den versammelten Staatsrat gebracht werden sollen. Der Mi- 
nister-Staatssekretär unterrichtet hievon die Mtglieder, besonders 
aber den betreffenden Departementsminister und den Referenten. 

22. Ohne die Gegenwart des Präsidenten ist keine Sitzung 
des Staatsrats zulässig. In Bebinflenuigsföllen werden ^^'jr ihm 
ein Mitglied als Präsident substituiereu. In dringenden iällen 
soll er dieses selbst zu thun befugt sein, bis Unsere Bestimmung 
erfolgen kann. 
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23. Da es von den Arbeiten der Abteilungen abhängt, wie 
oft das Plenum des Staatsrats zusammenkommen muss, so werden 
Wir solches Selbst durch den Präsidenten zusammenberufen lassen. 
Die Abteilungen bestimmen ihre Versammlungen nach Massgabe 
ihrer Geschäfte. 

24. Die ReferentCH halten nach der vom Präsidenten be- 
sünunt(Mi und von dem Minister-Staatssekretär vermerkten Reihe- 
IViIge ihre Vorträge im Pleno. Sind die Mitglieder der Abteilung 
in ihr^ Ansichten nicht fibereinstimmend gewesen, so kann nach 
dem Vortrage ein ^litglied von der entgegengesetzten Meinung 
das Wort nehmen, die Gründe der Gegner gehörig erörtern und 
solche der Entscheidung des versammelten Staatsrats unter^Ye^fen. 
Nach den ^'orträ^'en der Mitglieder der Abteilung soll der Mi- 
nister, zu dessen Verwaltung der Gegenstand gehört, das Wort 
haben. Ist man allgemein einig, so wird der Beschluss vom Mi- 
nister-Staatssekretär zu Protokoll gefitsst Sind aber abweichende 
Meinungen, so müssen diejenigen, welche soldie auseinanderzusetzen 
wünschen, es dem Präsiih^nten anzeigen, -welcher sodann die Reihe- 
folge, nach welclier ein jeder seine Stimme ablegen kann, be- 
stimmen wird. Zuletzt fasst der Referent die verschiedenen ge- 
äusserten Memuuj^tü zu^auiiaeu und stellt jeden streitig gebliebeneu 
Gegenstand kurz und deutlich dar, worauf der Pr&sident abstim- 
men lässt. Die Mehrheit der Stimmen entscheidet. 

25. Bei gleicher Anzahl der Stimmen auf beiden Seiten giebt 
der Präsident durch die seinige den Ausschlag, und die Gutachten 
oder Beschlüsse werden nach der vorhandenen Mehrheit der 
Stimmen im Staatsrate abgefasst 

26. Der Minister-Staatssdoretfir yerzeichnet sie unter nament- 
licher Bemerkung der anwesenden Mitglieder m das Protokoll, 
welches von sämtlichen anwesenden Mitgliedern unterzeichnet wird. 

27. Bei Vertretungsfällen mnss da-^ Protokoll dem Präsi- 
denten nachträ^dicli durch den Minister-Staatssekretär zur Unter- 
schrift vorgelegt worden. 

28. Wenn Wir nicht Selbst anwesend im Staatsrate ent- 
sdieiden, wird Uns das Gutachten desselben durch Unsem Staate- 
kanzler vorgelegt Wir werden alsdann bestimmen, ob Wir den 
Beschluss des Staatsrats genehmigen oder die Genehmigung ver- 
M PiL^ern oder solchen mit Bemerkungen dem Staatsrate zur ander- 
weiten Beratunir zurückgeben. Die Gutachten des Staatsrats und 
die entworfenen Gesetze und Verordnungen sind ohne Ausnalime 
Unserer Bestätigung unterworfen und erhalten für die ausübenden 
Behörde nur dann Kraft, wenn Unsere Sanktion erfolgt ist Jedes 
Gesetz wird vom Präsidenten kontrasigniert und vom Minister- 
Staatssekretär l)eglaubigt. 

29. Wird erst mit den Ständen vcrliaiulelt, so geschieht 
■ dieses durch den Staatsrat, weldier eins oder iiieln^ere seiner Mit- 

. \ glicdcr dazu nach der Auswahl des Präsidenten deputiert. Nach 
( ' T ' ' ! Beendigung der Verhandlung wird Uns die Sache wieder vorgelegt 
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30. Die Beurlaubung der Mit^eder des Staatsrats geschieht 
nach den bestehenden Verordnungen entweder von Uns Selbet 
oder durch den Präsidenten. 

31. In den Monaten Juni, Juli und August \Yer(len die 
Sitzungen des ganzen Staatsrats suspendiert, wenn nicht dringende 
Angelegenheiten dessen Zuoaiiiinenl)erufung erfordern. Die Arbeiten 
in den Abteilungen können aber fortgehen. 

32. Wir beauftragen Unsern Staatskanzler, den Fürsten von 
Hardenberg, dafür zu sorgen, dass gegenwärtige Verordnung in 
allen ihren Teilen zur Ausführung gebracht werde. 

So geschehen und gegeben zu BerUn den 20. März 1817. 

Friedrich Wilhelm. 
C. Fürst Y. Hardenberg. 



13. Staatsschuldengesetz. 1820 Jan. 17. 

Gesotzsammlunp 1820, S. 9 — 16. 

Wir 1 1 i< h irl i Willielm, von Gottes Gnaden König von Preus- 
sen etc etc tinm ivund und erklären hiermit: Die bekannten Er- 
eignisse der letztem Zeit, sowie die Mannigfaltigkeit der daraus 
hervorgegangenen Verpfliditungen haben Uns von dem wegen 
Regulierung des gesamten Staatsscltulden- Wesens in dem Finanz- 
gesetze vom 278ten Oktober 1810 gestellten Ziele bis jetzt ent- 
fernt gehalten. 

Es sind zwar neben andern grossen Aufopferungen die Ver- 
heissungen dieses Gesetzes nicht nur rücksichtlich der regelmässigen 
Abtragung der laufenden und der Auszahlung der rfickstSndigen 
Zinsen, sondern aucli der Konsolidierung und Tilgung der dazu 
zunächst geeigneten Schulden selbst, insoweit es möglich war, be- 
ifMts in Erfüllung gebracht, und n])ir]oich wegen df^r Menge der 
noch vorzunehmenden Ermittelungen eine vollständige Übersicht 
der gesamten Staatsschuld früher nicht verschafft werden konnte, 
so haben Wir doch schon durch Unsere Ordre vom 7ten Mai 1818 
die Bildung eines Tilgungsfonds von einer Million Thaler jShrliGfa 
zur Einlösung der Staatsschuld-Scheine angeordnet. 

Wir sind nunmehr von dem gesamten Schuldenzustnnflc dos 
Staats unterriclitet und lial)cn dalier beschlossen, selbigen zur 
öffentlichen Kenntnis zu bringen. Wir hoffen dadurch und durch 
die von Uns beabsichtete künftige Unterordnung dieser Angelegen- 
heit unter die Keichsstande das Vertrauen zum Staate und zu 
seiner Verwaltung zu befestigen und unsern aufrichtigen Willen, 
allen Staatsgläubigem gerecht zu werden, um so unzweideutiger 
an den Tag zu legen, als Wir zugleiHi wogcni Siclierstellung sowie 
wegen regelmässiger Verzinsung und allniählicAer Tilgung aller 
Staatsschulden das Nötige nnwiderrutlich hiermit festsetzen: 

1. Nach dem anhegenden [weggelasiienj von Uns vollzogenen 
Staatsschulden-Etat betragen die von Unsern Vorfiüiren und in den 
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vorliängnisvolien Zeiten Unserer Rejiieriing zum wahren Bedürfhisse 
nnil zur Erhaltung des Staats entweder bereits gemachti^n oder, in- 
soweit die Verbriefung noch nicht erfolgt ist, noch zu machenden 
verzinslidieii aUgemetoen Staatsschulden die Summe von einmal- 
hundertundachtzig Millionen einundneunzig Tausend siebenhundert- 
undzwanzig Thalern. Diese Schulden sollen nicht nur von Uns, 
sondern auch von Unsem Nachfolgern in der Krone bis zu ihrer 
endlichen Tilgung unausgesetzt als Lasten des Staats und aller 
im Staatsverbande befindlichen Glieder betrachtet werden. 

2. Wir erklären diesen Staatsschulden-Etat auf immer für 
ffesdüossen. Über die darin angegebene Summe hinaus darf kein 
Staatsschuldachem oder irgend ein anderes Staatsschulden-Dokument 
ausgestellt werden. Sollte der Staat künftigliin zn seiner Erhal- 
i\m^ oder zur Fördeninn; des aUgemeinen Besten in die Notwendig- 
keit kommen zur Autiiaiiine eines neuen Darlehns zu schreiten, so 
kann solches um mit Zuziehung und unter Mitgarantie der künf- 
tigen reichsstündischen Versammlung geschehen. 

3. Für die sämtliche jetzt vorhandenen und in dem von 
Uns vollzogenen Etat angegebenen Staatsschulden und deren Sicher- 
heit, insoweit letztere nicht schon durch Spezial-Hvpotheken ge- 
währt ist, garantieren Wir hierdurch für Uns und Unsere Nach- 
folger in der Krone mit dem gesamten Vermögen und Eigentume 
des Staats, insbesondere mit den sämthchen Domänen, Forsten 
und säkularisierten GAtem im ganzen Um&nge der Monarchie mit 
Ausschluss derer, welche zur Aufbringung des jährlichen Bedarfs 
von 2 500 000 Ktl. für den Unterhalt Unserer Königlichen Familie, 
Unsern Hofstaat und sämtliche prinzliche Hofstaaten sowie auch 
für alle dahin gehörige Institute etc erforderlich sind. 

4. Die regelmässige Verzinsung dieser Schulden nach dem in 
den Dokumenten bestimmten Zinsfusse erfolgt in denselben Raten 
und aus densdben Kassen und Instituten wie bisher. Sollten Wir es 
in der Folge angemessen finden, Zinszahlungen, die gegenwärtig nur 
im Inlande erfolgen, auch auf auswärtigen Handelsplätzen leisten 
zu lassen, so behalten Wir Uns vor die Staatsschulden-Verwaltungs- 
behörde anzuweisen, solches durch die Seehandlung zu bewirken. 

5. Zur allmählichen Abtragung aller verzinslichen Schulden 
— insoweit solche nicht schon wie bei den Anleihen im Auslände 
durch besondere Verträge, bei denen es sein unabänderliches Be- 
wenden behält, anderweit festgesetzt ist — bewilligen Wir für 
immer ein Prozent jälirlich von der gegenwärtigen Höhe des 
Schul dkapitals zu einem allpcemeinen Tilgunt>st uds. Diesem Fonds 
treten auch die aus der aiiniälilichen Ablia^iuig der Schuld ent- 
stehenden Zmserspamisse hinzu, und zwar: 

a) bei den alten kurmärkschen landsduiftlichen Obligationen im 
Etat L Litt b. dem für diescll on angelegten besondem Tilgungs- 
plane gemäss ohne Unterbrechung bis zur erfolgten gänzlichen 
Kapitalstilgimg; ebenso 

b) bei den im Etat 1. Litt c aufgeführten besonders verbrieften 
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Schulden, unbeschadet des den resp. Gläubigern bei dieser 
Gattung von Schulden etwa zustehenden Kündigungsrechts. 
Dagegen aber findet 
c) bei den übrigen Schulden im Etat I. Litt. d. a 1 das Hinzu- 
treten der aus der allmählichen Kapitalstilgung entstehenden 
Zinsersparni? zu dem all i^em einen Tilgungsfonds nur in be- 
stimmten Fristen statt; znnitchst in den Jahren 1820 bis 1822, 
jedoch mit Hinzurecimunj^ der dmch die Schuldeülilguüg in 
den Jahren 1818 und 1819 schon erlangten Zinserspamisse; 
vom Isten Januar 1823 ab aber immer in Zeitabschnitten von 
10 auf einander folgenden Jahren,, um so den Bedarf zur 
Verzinsung \m Zeit zu Zeit zu vermindern und dadurch 
Unsern Unterthanen bei Entrichtung der Abgaben nach und 
nach Erleichterungen gewähren zu können. 

6. Ungeachtet nach Unserer Verordnung vom 27sten Okto* 
ber 1810 und selbst nach dem Inhalte der Staatsschaldscfaeine die 
Tilgimg der Staatsschulden durch sukzessive Verlosung erfolgen 
sollte, so hat doch diese Massregel in der zcithorigen Ausführung 
weder den Absichten des Staats noch den Erwartungen der (ie- 
samtheit der Staatsgläubiger entsprochen; und wir fin<len Uns da- 
her bewogen, hiermit festzusetzen, dass die im Eui iiLl. Litt. b. 
c d. e. aufgefQbrten Staatsschulden-Dokamente, soweit das fest- 
gesetzte Amortisationsquantum und die Zinsersparungen ausreichen, 
vorläufig nicht verloset, sondern, sowie es in den Jahren 1818 und 
1819 rücksichts der Staatsschuldscheine mit günstigem Erfolge 
geschehen ist, jährlich aufgekauft, eine Verlosung von Seiten der 
Staatsschulden- Verwaltungsbehörde aber erst dann eingeleitet wer- 
d^ soO, wenn die resp. Schuld-Dokumente an der BOrse oder 
sonst nidit mehr unter dem Nennwerte aufgekauft werden können. 

7. Zur regelmässigen Verzinsung und Tilgung überweisen 
Wir hiermit: 1) die sämtlichen Domänen- und Forst-Revenüen mit 
Rücksicht auf die Bestimmungen zu 3.; 2) den Erlös aus dem von 
jetzt ab nur gegen bares Geld zu bewirkenden Verkaufe von 
Staatsgütern oder Ablösungen von Domauialrenten, Erbpachtgeldern 
und andern Gnmdabgaben, Ittma, Zdienten, Diensten etc und 
8) die Salzrevenäen, soviel davon zur ausreichenden Ergänzung 
des Staatsschuldentilgungs-Kassenbedarfs erfordert wird. 

Die Einzahlung dieser Fonds geschieht von den Provinzial- 
kassen unter Verantwortlichkeit der denselben vorgesetzten Be- 
hörden olme die geringste Verkürzung in monatlichen Raten diiekte 
an die Staatsschulden-Tilgungskasse. Vom Isten Januar 1820 ab 
kann die Verausgabung vorstehender Intraden seitens der Provinzial- 
kassen nur durdi Quittungen der ebengenannten Kasse rechnungs^ 
mässig justifiziert werden. Von demselben Zeitpunkte ah können 
nur die bei den nach 2 für Veräusserungen von StaatsgfU(-rii, Ab- 
lösungen etc zu leistenden Zahlungen als gültig anerkannt werden, 
welche von der in den folgenden Abschnitten näher zu bezeichnen- 
den Staatssefauld^-Verwaltungäbehörde besdieinigt worden. Die 
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bisher bestandene Generaldomänen -Veräusserungskasse hört mit 
dem Isten Januar 1820 auf und die bei dersell)en verbliebenen 
Einnahme-Reste gehen hiernach ganz zu dem Staatsschulden- 
Verwaltungsfonds über. 

8. Unser Staatsrat hat bei Gelegenheit seines wegen der 
Verordnung über die rechtliche Natur der Domänen in den neuen 
und wieder eroberten Provinzen abGfeG:ebenen Gutachtens vom 
HOsten Junms 1818 bereits darauf angetragen, dass bei der fernem 
Ausführung des Domänenverkaufs eine besondere Behörde nieder- 
gesetzt werde, welcher die Verbindficfakeit obliege, fUr die Ver- 
wendung det Kanfgdder zur Sdraldentflgung zu sorgen. 

In B^cksichtigung dieses Antrages und zur Ausführung 
der in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Bestimmungen setzen 
Wir dalier eine von den übrigen Staats- und Finanzverwaltungen 
ganz abgesonderte Behörde unter der Benennung: ,,Hauptverwal- 
tung der Staatsschulden" hiermit ein. 

9. Diese Behörde soll aus einem Priteidenten und vier Mit- 
ghedern bestehen. Wir ernennen hierzu den wurklichen Geheimen 
Ober-Finanzrat Rother zum Präsidenten, den wirklichen Geheimen 
Ober-Finanzrat Domdechanten von der Schn^onl>i!rg zum Isten 
Mitgliede, den Landrat imd Domherrn von Pamissitz /um 2ten Mit- 
ghede, den hiesigen Stadtgerichts-Direktor Beelitz zum 3ten Mit- 
gliede und den Chef des hiesigen Handlungshauaes GeiMder Sdiick- 
1er, David Schidder, zum 4ten Mitgliede. 

In Zukunft und beim Abgange des Prftsidenten oder eines 
dieser ISIitirliodor werden Uns von der künftigen reich? ständischen 
Versammlung und bis zu deren Errichtung von dem Staatsrate 
drei Individuen zur Auswahl eines derselben vorgeschlagen. Dem 
Präsidenten liegt die Leitung des Ganzen ob, ausserdem aber 
haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugnisse und daher auch 
gleiche Verantwortlichkeit 

10. Diese Behörde ist Uns und der Gesamtheit der Staats- 
gläubiger dafür verantwortlich, dass nach '2 wn ln ein Staats- 
Schuldschein mehr noch andere Staatsschulden-DuKuninnte irgend 
einer Art ausgestellt werden, als der von Uns vollzogene Etat be- 
sagt. Über alle darin genannten Summen kann sie» insofern solches 
nodi nicht geschehen ist, Staata-Schuldseheine, jedoch immer nur 
in der bisherigen Form, oder, &lls es bei den schon im Etat auf- 
genommenen, aber noch in der Festsetzun'j begriffenen Schulden 
nötig werden sollte, andere Staatsschuld-Dokumente ausfertigen. 
Wir behalten Uns indessen hierbei vor, bei jedem einzelnen Titel 
näliere Anweisung darüber zu erteilen, an welche Behörden oder 
Personen die innerhalb der Etatssummen ausgefertigten Schuld- 
dokumente abgeliefert werden sollen. 

11. Sollte sich bei der für einzelne Schuldpositionen dem 
Ministerin des Schatzes ferner obliegenden enfilirlipn Feststellung 
ein ]\linderbedarf gegen die im Etat für dieselben Yoiiflnfig aus- 
geworfene Summe ergeben, so hat Uns die Staatsschulden- Vej wal- 
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tungsbehörde das Kapital, sobald dessen Ersparnis feststeht, nebst 
den künftigen Zinsen vom nächsten 21inszahlungs-Ternna ab behufs 
der Büdmig eines Staatsscbatzes insoweit zur Dispositioii zu stellen, 
iQs der Betrag desselben nicht zur Deckung etwaniger Erhöhungen 
bei der Featsäsung anderer Titel, die im Etat jetzt zu niedrig 
angenommen sein könnton, verwendet werden muss. Die bis zur 
wirklichen Überweisung des ersparten Kapitals aufgelaufenen Zinsen 
verbleiben dem allgemeinen Tilgungsfonds und sind, wenn es die 
Umstände erfordern, zur schnellem Ablösung der 5 sub b be- 
nannti^ besonders yerbrieften Schulden vorzugsweise bestunmt 

12. Die StaatsschuldeurVerwaltungsbehörde ist femer für die 
pünktliche Verzinsung und Tilgung der gesamten Staatsschulden 
nach der in den J:^; 1 und 5 gegebenen Vorsciirift verantwortlich 
und besonders veij^tiichtet, bei ihren Operationen auch den all- 
gemeinen Staatskredit möglichst zu berücksichtigen. 

13. Endlidi ist die Staatsschulden-Verwaltungsbehörde ver- 
pflichtet, der kttnftigen reichsständischen Versammlung alljähilidi 
Rechnung zu legen. Bis zur Einführung derselben tritt der Staats- 
rat an deren Stelle. Die Erteilung der Decharge behalten Wir 
Uns nach Massgabe des Uns von ersterer, vorläoiig aber von letz- 
tenn zu erstattenden Gutachtens vor. 

14. Bis die reichsstandische Versammlung zusammengetreten 
sein wird, soll statt ihrer eine Deputation des hiesigen Magistrats 
mit der Staatsschulden- Verwaltungsbehörde die eingelöseten Staats- 
schulden-Dokumente alljährlich nach erfolgtem Rechnungsscldusse 
in gemoinscliaftlichen \'erschluss nehmen und für deren abgeson- 
derte und sicliere Aufbewahrung bei dem Depositorio des Kaninier- 
gerichts Sorge tragen. Vor der Niederlegung werden jedoch jedes- 
mal die Kümmern und Lettern der eingelöseten Dokumente zugleich 
mit der Rechnungslegung der Verwaltungsbehörde zur öffentlichen 
Kenntnis gebracht werden. 

15. Der Präsident und die Mitglieder dieser Behörde werden 
wegen der vorstehenden zu übernehmenden Verpflichtungen und 
dass sie bei ihrer Verwaltung nach keinen andern, als den im 
gegenwärtigen Gesetze ausgesprochenen Grundsätzen verfahren 
wollen, durch Vnsem Justizminister auf dem Kammergerichte in 
Gegenwart einer Deputation des hiesigen Magistrats, der hiesige 
Börsenvorsteher und der Ältesten der Kaufmannschaft vereidet. 

16. Die jrtzt bei dem Ministerio des Schatzes bestehende 
Staatsschulden -Tügungskasse wird mit dem Ausfertigimgsbureau 
oder der sogenannten Kontrolle der Staaü>papiere nebst ihreni 
Personale und Gesdditen der Staatsschulden -Verwaltungsbehörde 
überwiesen und unter deren ausschliesslichen Befehl gestellt 

Die Regulierung des Bedürfnisfonds dieser Behörde über- 
tragen Wir hierdurch TTisonTi Staatskanzler und liVirrlnssen 
demselben solche respective durch Absetzung von dem bisherigen 
Etat des Srhatzministerii zu bewirken. 

17. Um der Staatsschulden-Verwaltungsbehörde zur Unter- 
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haltuiig einer ordnungsiiiässigen und übersichtlichen Buchführung 
alle nur möglichen Mittel zu gewähren, bei fortdauernden viel- 
jährigen Unterbleiben des Einzieliens lUlliger Zinsen von Seiten 
der Dihabo' der Sebulddokuiiieiite aber die Erreidiiuig dieses 
Zirecfcs mit mtnnigfaltigen Schwierigkeiten yerbanden ist, so fincton 
Wir es unumgänglich nötig, den Veijfihrungstermin bei ZinsrQdc- 
ständen von Staatsschuld-Dokumenten vom Tage (hv \'oll7ie!iung 
dieser Verordnung ab auf vier Jahre von der Vertailzeit an ge- 
gerechnet hierdurch festzusetzen. Diese Festsetzung beziehet sich 
jedoch nicht bloss auf die von jetzt ab verfallenden, sondern auch 
md die bisher yerfidienen und imeingezogen gebliebenen Zinsen 
dergestalt, dass das Recht zur Einforderung von Zinsrückständen 
der letztgedachten Art mit dem 1 stcn Januar 1824 ein für allemal 
erloschen ht. Die auf solche Art verjährten Zinssummon fnllon 
dem allgemeinen Tilgungsfonds zu, ohne dass vou Seiten der 
Interessenten späterhin irgend ein Anspruch in dieser Beziehung 
rechtlich begründet werden kann. 

18. Ausser den im § 1 benannten Schnlden ist der Staat 
auch noch verpflichtet, die sogenannten unverzinslichen Schulden 
mit einer Sinünie von elf Millionen zweihnndertundzweiundvierzig 
Tausend dreihundertundsiebenundvierzig Thaler Courant, welche 
aus den in Zirkulation befindlichen Tresor- und Thalerscheinen, 
den von Uns traktatenmässig übernommenen ehemaligen sächsischen 
KassenbiUets litt A. und aus einigen andern Titeln entstanden 
sind, zu decken. Für jetzt ist nur zum Umtausche der bei der 
Zirkulation untauglich werdenden unverzinslichen Pa[)iere der oben- 
erwähnten Gattungen ein Quantum zum Etat gebracht worden, 
dessen künttiger Betrag jedocii nach dem jedesmaligen liedürtnisse 
alljährlich festgestellt werden wird. 

19. Es sind femer noch die im Etat ang^orkten, zum 

gössten Teile mit den neu erworbenen oder wieder vereinigten 
indesteilen oder infolge der veränderten Staatsverwaltung auf 
Uns überkommenen Provinzial-Staatsschulden, welche sich auf den 
Passiv-Etat der resp. Rcgierungs-IIauptkassen befinden, jedoch zur 
definitiven Feststellunjx ihres Betrages hin mid wieder noch einer 
nälieren Prüiuiig bedürfen, mit 25914694 Rthlr. vorläufig er- 
mittelt worden. 

Das Schatzministerium wird sich mit Feststellung dersell)en 
auch ferner beschäftigen und, bis diese vollendet ist, was im Laufe 
des Jahres 1S20 geschehen muss, wird dasselbe auch die Verzin- 
sung mit den ihm dazu auf dem Haushaltungspiane überwiesenen 
Mitteln bewirken. 

Nach erfolgter definitiver Feststdlung des Betrages derselben 
sollen auch die Schulden dieser Art der allgemeinen Staatsschulden- 
Verwaltungsbehörde überwiesen und behufs ihrer gleichfalls ein- 
zuleitenden Amortisation, wo solche wie bei den sächsischen Zen- 
tralsteuer-Ob]iti;\tionen nicht schon besteht, die nähern Bestimmungen 
von Uns erlassen werden. 
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20. Bis zur Eirinlitun*^ eines solchen TilL':nnfi>foTi(l>i kann 
keine Kündig:ung von Seiten dt r diäubifier angeiiunimen werden. 
Solche wird nur in dem euizigea Falle nachgelassen, wenn Do- 
mänengüter etc, weldie diesen SehuM^ als Spezialhypoth^eii 
namenäidi versdirieben sind, f&r Bedmung des Staatsschulden- 
Tilgungsfonds veräussert werden. Dagegen müssen die auf den 
Provinzialetats stehenden Aktivkapitalien so viel als möglich ein- 
gezoj^en. l)esonders berechnet und nach Ablauf des Jahres 1820 
mit liücl\.>iclit auf die im § 5 des Gesetzes vom 9ten März v. J. 
enthaltene Bestimmung zur Befriedigung der resp. Gläubiger ver- 
wendet oder aber dem kfinftigen Amortisationsfonds der Provinzial- 
Staatsschulden ttberwiesen werden. 

21. Wenn einzelnen Provinzen und Kommunen verhältnis- 
mässige Aversionalzuschüsse zur Verzinsung und allmählichen Be- 
richtigung ihrer resp. Provinzial- und Kommunal-Kriegsschulden, 
wozu im Etat Lit f. Tit I. bereits die nötigen Mittel mit begrüfen 
sind, gewährt werden, so finden Wir für nötig, bei dieser die Ver- 
waltung des gesamten Staats-Schuldenwesens um&ssenden Verord- 
nung schon jetzt an jene Bewilligung die Bedingung zu knüpfen, 
dass hinsichts der Dotierung des Tilgungsfonds und der Amorti- 
sation der vorerwähnten Schulden keine den Gläubigern günstigere, 
als die in Absicht der allgemeinen Staatsschulden im § 5 zu c. 
vorgeschriebenen Bestimmungen getrofifeu werden. 

22. Indem Wir so für die hinreichende Sicherstellung, regel- 
mässige und pünktliche Verzinsung und allmShUche Tilgung aller 
Staatsschulden ohne Ausnahme vollständig gesorgt haben, wollen 
Wir, dass ih^ pesanitp Staats-Schulden wesen unausgesetzt nach 
vorstehenden Bestimmungen verwaltet werde. 

23. Auf die pünktliclie Befolgung dieser Verordnung in 
ihrffim ganzen Um&nge werden Wir AllerhOehst-Selbst unabUssIidL 
wachen, sowie Wir denn auch alle dabei beteiligten Staatsbehörden 
ffjüt die unbedingte und pünktliche Ausfuhrung derselben hindurch 
verantwortlicli machen. 

So geschehen und gegeben Berlin den Ilten Januai' 1620. 

Friedrich Wilhelm. 
C. Fürst V. Hardenberg. 



14. Anordnung von FrovinzialslÄnden. 

1823 Juni 5. 

Goeetisammliing 1828» 8. 129 fl 

Wir Friedrieh Wilhelm, von Gottes Gnaden Ednig von 
Preussen etc etc haben, um Unsern getreuen Unterthanen ein 
neues bleibendes Pfand landesväterlicher Huld und \'ertrauens zu 
geben, beschlossen, in Unserer Monai-chie die ständischen Verhält- 
nisse zu bejrründen und deshalb Provinzialstände im Geiste der 
älteren deutschen Verfassungen eintreten zu lassen, wie solche die 
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Eigentümlichkeit des Staats und das walire Bedürfnis der Zeit 

erfordern. 

Eiüe Kommission uutor dem Vorsitze ünsers Sohnes, des 
Kronprinzen Königliche Hoheit, ist von Uns beauftragt wordra, 
diese Angelegenheit vorzubereiten und darüber mit er&hmen 
Männern aus jeder Provinz in Beratung zu treten. Auf den von 
derselben an Uns erstatteten Berieht verordnen Wir: 

T. Es sollen Provinziaistände in Unserer Monarchie in Wirk- 
samkeit treten. 

n. Das Grundeigentum ist Bedingung der Standschaft 

m. Die ProvinzialstSnde sind das gesetzmässige Organ der 
verschiedenen Stände Unserer getreuen Unterthanen in jeder Provinz. 

Dieser Bestimmung gemäss werden Wir 1) die rJonetzcs-Ent- 
wüi-fe, welche allein die Provinz angehen, zur Beratung an sie ge- 
langen, ihnen auch, 2) so lange keine allgemeine// ständischen Ver- 
sammlungen stattlinden, die Entwürfe solcher allgemeinen Gesetze, 
welche Veränderungen in Personen- und Eigentumsrechten und 
in den Steuern zum Gegenstande haben, soweit sie die Provinz 
betreffen, zur Beratung vorlegen lassen; 3) Bitten und Beschwerden, 
welche auf das spezielle Wohl und Interesse der ganzen Provinz 
oder eines Teils derselben Beziehung hüben, von den Provinzial- 
ständen annehmen, solche prüfen und sie darauf bescheiden, und 
4) die Kommunal'Angelegenheiten der Provinz ihren Beschlüssen 
unter Vorbehalt Unserer Genehmigung und Au&icht überlassen. 

Dem gegenwärtigen Gesetze, das jedoch auf Neufchatel und 
Valangin keine Anwendung findet, wollen Wir für jede Provinz 
ein besonderes Gesetz, welches die Form und die Grenzen ihres 
ständischen A'erbaiideb bestimmt, nachfolgen lassen. Sollten Wir 
künftig in diesen besondeiu Gesetzen Abänderungen als wohlLhaUg 
und nützlich erachten, so werden Wür diese nur nach vorher- 
gegangenem Beirat der Provinziaistände treffen. 

Wann eine Zusammenberufung der allgemeinen Landstände 
erforderlich sein wird und wie sie dann aus den Provinzialständen 
hervorgehen sollen, darüber bleiben die weiteren Bestimmungen 
Unserer landesväterlichen Fürsorge vorbehalten. 

Urkundlich unter Unserer Hdch8tei|[enhSiidigen Unterschrift 
und Beidrückung Unseres grossen Kdni^cfaen Insiegeü. 

Gegeben B^lin den 5ten Juni 1823. 

Friedrich Wilhelm, 
von Schuckmann. 

15. Anordnung von Provinzialständen für die Mark 
Brandenburg und die Niederlausitz. 1823 Juli 1. 

Gesetzsammlang 1823. 8. 130—138. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 

PrenssoTi etc etc erteilen infolge des wejjen Anordnung: der Pro- 
vinziaibtände in Unserer Monarchie am oten Juni d. J. erlassenen 
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allgenieiiien Gesetzes [Nr. 14] für den ständischen Verband der 
Mark Brandenburg und des Markgraftums Niederlausit^ nach- 
stehende besondere Vorsdirifteii: 

1. Dieser Verband begreift 1) die Knrmark, 2) die Kea- 
mark, 3) die Niederlausitz. Zur Knrmark treten in ständischer 
Beziehung die Ämter Beizig, Dahme und .Tfitf^rboirk und die Herr- 
schaft Baruth. Mit der Neumark werden vf k iniut der Schwiebuser 
Kreis, imgleichen die Orte Schernieissel und Gi ochow. Zur Nieder- 
lausitz kommen die Ämter Finsterwalde und Senfteuberg. Sonst 
Riebt übmU die frflhere historische Begrenzung die Begel fQr 
Sesen ständischen VciIkui I mit alleinigem AuiraddiiSB der En- 
klaven, welche bei den Kreisen bleiben, zu denen die neue Ver- 
vraltungs-Einteilun'^ '^ie gelegt hat. 

2. Die Stände dieses Verbandes IjeRtchc]! und zwar I. der 
erste Stand a) aus dem Domkapitel zu Brandenburg, b) aus dem 
Grafen zu Solm&-Baruth, c) aus dem Herrenstande der Nieder- 
lausitz, d) aus der Bittersdiaft; IL der zweite Stand ans den 
StSdten; HI. der dritte Stand aus den flbrigen Gutsbesitzern, Erb- 
pftdltern und Bauern. 

3. Auf dem Landtage erscheint das Domkapitel zu Branden- 
burg durch einen aus seiner Mitte zu ernennenden Bevonmächtigteii 
und der Graf zu Sohus-Baruth mit der Befugnis, sich in erheb- 
lichen Verhinderungs-FSJlen durch ein Mitglied aus seiner Familie 
oder einen sonst geeigneten Bevollmäclitigten aus dem ersten 
Stande vertreten zu lassen. Alle übrigen Stände erscheinen durch 
Abgeordnete, welche von ihnen durch Wahl bestimmt werden. 

4. Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der im § 2 be- 
nannten Stände bestimmen Wir 

A. Ffir die Knrmark und zwar 
L fBr den ersten Stand 

1) das Domkapitel zu Brandenburg auf . 1 

2) den Grafen zu Solms-Baruth .... 1 

3) die Ritterschaft 2Ü 

n. für den zweiten Stand 14 

HL für den diitten Stand 8 

für die Kurmark auf . . 44 Mitglieder. 

B. Ffir die Neumark: 

I. für den ersten Stand 6 

II. für den zweiten Stand 4 

m. für den dritten Stand > . 2 

für die Neumark auf . .12 Mitglieder. 

C. für die Niederlausitz: 

I. für den ersten Stand 

1) der Herren 1 

2) der Ritterschaft 5 

n. für den zweiten Stand 4 

IIL für den dritten Stand ...... . . 2 

für die Niederlansitz auf . .12 Mitglieder. 
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Hieraus erjiiebt sich die Gesamtzahl von 68 Mitgliedern ffir 
diesen ^ranzen ständischen Verband. Die speziellere Verteihing 
der Abgeordneten jedes Standes wird eine besondere Verordnung 
festsetzen. 

5. Bei der Wählbarkeit der Abgeordneteii aller Stände zum 
Frovinzial-Landtage werden folgende Bedingungen vorausgesetzt: 
1) Grundbesitz, in auf- und absteigender Linie ererbt oder ;iiif 
andere Weise erworben und zehen Jahre lang nicht unter- 
broclien. Im \'ererl)ungsfalle wird die Zeit des Besitzes des Erb- 
lassers und des Erben zusauimengerechnet, 2) die Gemeinschaft 
mit einer der christlichen Kirchen ; 3) die Vollendang des dreissigsten 
Lebensjahres; 4) der unbescholtene Rnf. 6. Von der Bedingung 
des zehnjährigen Besitzes zu dispensieren behalten Wir Uns Aller- 
höchstsclbst vor. In Ansehung der Übrigen Bedingungen findet 
keine Dispensation statt. 

7. Das Reclit zu dem ersten Stande für die Ritterschaft als 
Abgeordneter gewählt zu werden wird durch den Besitz eines 
Ritterguts in der Provinz ohne Rücksicht auf die adelige Geburt 
des Besitzers begründet. Wir behalten Uns jedoch vor, den Besitz 
licdeutender Familien-Fidpilcommiss-Güter auf angemessene Weise 
hierbei zu bevorrechten, ^s. Der Besitz eines Ritterpoits in einer 
andern Unserer Provinzen wird auf die bestimmte Dauer von 
zehen Jahren augerechnet. 9, Wenn Geistliche, Militär- und Civil- 
beamte, die durch den mit vorstehenden Bedingungen verknüpften 
Besitz eines Ritterguts dem ersten Stande angehören, als Abgeord- 
nete desselben gewählt werden, so bedlSrfen sie der Beurlaubung 
ihrer Vorgesetzten. 

10. Als Abgeordnete des zweiten Standes können nur 
städtisclie Grundbesitzer gewählt werden, welche entweder zeitige 
McHgistratspersonen sind oder ein bflrgerliches Gew«i)e treiben. 
Bei den letztem muss der Grundbesitz mit dem Gewerbe zu- 
sammen einen nacli der Verscliiedenheit der Städte abzumessenden 
Wert haben, welclien die § 4 vorbehaitene besondere Verordnung 
bestuiunen wird. 

11. Bei dem dritten Stande wird zu der Eigenschaft eines 
Landtags-Abgeordneten der Besitz eines als Hauptgewerbe selbst 
bewirtschafteten Landguts erfordert, dessen Grösse eben&Us die 
besondere Verordnung f§ 4) festsetzen wird. 

1?. Die vorbemerkten BedinL'-nri'jon der Wähll)arkeit treten 
auch für die Befugnis zur Wahl ein mit dem Unterschiede, dass 
für die Wählenden oder Wahlmänner die Vollendung des vierund- 
zwanzigsten Lebensjahres genügt, und nicht zehnjähriger, sondern 
nur eigentümlicher Besitz ohne Rücksicht auf die bd dem dritten 
Stande nach § 11 zu bestimmende Grösse des Grundbesitzes er- 
forderlich ist Bei den Städten steht das Wahhrecht denjenigen 
zu, die den Magistrat wählen. 

13. Wenn, wie in einigen Städten der Niederlansitz, die Be- 
stellung der Magistiatsniiij^lieder einem Doniinio oder andern be- 

Altmann« Urkk. s. brandb.-preusti. Vertatnnnogagesch. Ii. 8 
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soiKler? T5erechti{?ten zusteht, so wird das Wahlrecht von den mit 
Grundeigentum angesessenen Bürgern ausgeübt. Die Wald des 
Landtags-Abgeordneten ist aber auch bei diesen Städten immer 
an die Bedingungen der Wählbarkeit gebunden, welche der § 5 
fOr alle drei Stfinde und der § 10 fttr die Städte festsetzt 

14. Das Wahlrecht nint die Wählbarkeit ruhen, wenn über 
das Vermögen dessen, dem diese Befugnisse zustehen, der Kon- 
kurs erötTnet ist, imgleichen ^väh^end eiiio^i nicht einer moralischen 
Person zuständigen gesellschaftlichen i^e^itzes. Bei dem ersten 
Stande hören Wählbarkeit und Wahlrecht auf, wenn durch Zer- 
Btflckelung die Eigenschaft eines Rittergutes vernichtet wird. 

15. In mehreren Kreisen Angesessene können in jedem der 
Kreise, in welchem sie ansässig sind, wählen und gewählt werden. 
Tn letzterem Falle l:)leil»t es dem Gew:11ilt(Mi überlassen, für pichen 
Kreis er eintreten will. 16. Ein Abgeordneter kann aucii jMitghed 
des Landtags einer andern Provinz sein, wenn die Zeit der Ver- 
sammlung es zulSsst 

17. Wer durch Wahl bestimmt ist, als Abgeordneter auf 
dem Landtage zu erscheinen, kann keinen andern rar sksh bevoll- 
mächtigen. 

18. Auch das Wahlrecht muss in Person ansgeül)t werden. 

19. Die Wahlen der Abpfeordneteu zum Landtage werden 
von dem ersten Stande auf Kreistagen nach bisheriger Observanz 
vollzogen. 

20. Jede einzelne derjenigen StSdte, welche durch die be- 
sondere Verordnung (§ 4) Viril-Stimmcn erhalten, wählt ihre Ab- 
geordneten zum Landtage in sich; alle übrige« Städte ohne ünter- 
scliied, ob sie Immediat- oder Mediatstädte sind, wählen in sich 
Wähler. Diese treten kollektiv in Wahlversammlungen nach Be- 
zirken zusammen und wählen die Landtags-Abgeordneten. Die 
Zahl der W ähler wird die bemerkte Verordnung nach der GrOsse 
der Stählte bestimmen. 

21. Von den Dorfgemeinden wählt eine jede nach ihrer für 
andere Dorfangelegenheiten hergebrachten Weise einen Wälder; 
die \\ äliler versammeln sich mit den Besitzern der einzeln liegen- 
den, zu keiner bestimmten Dorfgemeinde gehörenden Güter des 
dritten Standes, welche aber das Mass der WahUShigkeit (§11) 
haben müssen, bezirksweise zur Wahl des Bezirkswählers; die 
Bezirkswähler treten dann zusammen und wählen den Landtags- 
Abgeordneten. 

22. Die Zusammenlegaing der Bezirke sowohl für die kollektiv 
Wälllenden Städte als für den dritten Stand wii'd die besondere 
Verordnung (§ 4) festsetzen. 

2H. Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage geschehen • 
auf sechs Jahre dergestalt, dass alle drei Jahre die Hälfte der Ab- 
geordneten eines jeden St:iiides ausscheidet und alle drei Jahre 
zu neuen Wahlen geschritten wird. 24. Die für das; erste Alal 
Ausscheidenden werden nacii drei Jahren durch das Los bejjtimmt 
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Alle Auaatäkeidenden sind wieder wählbar. 25. Für jeden Abge- 
ordneten wird ^gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 26. Wenn 
bei den Wahlen zu W:ih1(Tn, Bezirks Wählern und Landtags- 
Abgeordneten gleiche Stimmen entstehen, so giebt die Stimme 
des Ältesten der Wählenden den Ausschlag. 

27. Alle Wahlen stehen unter der Aufsicht des Landrats, 
in dessen Kreise sie vorgenommen werden. Die Wahlen der Be- 
zirkswähler und der Landtags-Abgeordneten leitet er unmittelbar 

oder durch einen von ihm zu ernennenden Stellvertreter; die 
Wahlen in den einzelnen Städten und Dorfgemeinden aber 
werden ziiniu iist von der Orts- Obrigkeit geleitet. 26. Die ge- 
schehene \\ alii dei Wähler ist dem Landrat, die Wald der Beziiks- 
wähler nnd Landtags-Abgeordn^imi aber dem Landtagskommissarius 
mit Einsendung der Wahlprotokolle anzuzeigen. Letzterer hat za 
prüfen, ob solche in der Form nnd nach den Eigenschaften der 
Abgeordneten der Vorschrift gemäss geschehen sind. Nur wenn 
derselbe in dieser Beziehung Mängel lladett ist er berechtigtf eine 
andere Wahl zu verlangen. 

29. Den Vorsitzenden auf dem Landtage, welclieni Wir den 
Charakter als Laudtags-Marschall beilegen, sowie dessen Stellver- 
treter wollen Wir fUr die Dauer emes jeden Landtags ans den 
Mit^edem des ersten Standes Selbst ernennen. 

30. Für die ersten sechs Jahre werden Wir die Stände zum 
Provinzial-Landtage alle zwei Jahre berufen, nach Ablauf dieses 
Zeitraums aber ferner hierüber bestimmen. 31. Die Dauer des 
Landtags wird jedesmal nach den Umständen von Uns festgesetzt 
werden. 32. Die Ladung der Mitglieder zu dem für die Eröff- 
nung des Landtags bestimmten Tage geschieht zu gehöriger Zeit 
durch Unsern KommiBsarius. 33. Die Abgeordneten müssen sich 
spätestens an dem Tage vor der Eröffnung des Landtags einfinden 
und sich sowohl bei dem Kommissarius als dem Landtags-Mar- 
schall melden. 

34r. Der Provinzial-Landtag wird nach gehaltenem Gottes- 
dienste von Unserm Ivommissarius eröffnet. 35. Derselbe ist die 
Mittelsperson aller Verhandlungen; an ihn allein liaben sicli daher 
die Stände wegen jeder Aus&nft oder wegen der Materialien, 
deren sie für ihre Geschäfte bedürfen, zu wenden. Er teilt den 
Ständen in Gemässheit Unserer Instruktion die Propositionen mit 
und empfangt die von ihnen abziigelH?nden Erklärungen und Gut- 
achten, sowie ihre sonstigen Vorstellungen, Bitten und Beschwerden, 
ob. Den Beratungen wolini er nicht bei; er kann aber den Eiuü-itt 
zu mündlichen Eröffnungen verlangen oder eine Deputation zu sich 
entbieten, so wie die Stünde Deputationen an ihn absenden können. 
37. Er schliesst den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen des- 
selben ein und ])u]jliziert den hierauf zu erteilenden Landtags^ 
Abschied den Ständen. 

3ö. Bei Eröffnung des Landtags sowolil als zu Fassung 

6* 
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gültiger Beschlüsse müssen wenigf^tpns drei Vierteile der Gesamtp 
heit der Abgeordneten auf demsellM ii tzetrenwärtig sein. 

39. In der Versammlung nehmen die Mitglieder der drei 
Stände ihren Sitz nach der § 2 bestimmten Beih^olge. 

40. Sobald die Propositionen mitgeteilt sind, ernennt der 
Landtags-Marsdiall in der Plenar-Versammlung mit Beobachtung 
des Stimmenverhältnisses nach Verscliiedenheit der Gegenstände 
besondere Ansschussc, welche die an den Landtag gelangenden 
Angelegenhf^!t*^n zur Beratung und Beschhissnahme gehöris: vor- 
zubereiten liabcu. Das Direktorium dieser Ausschüsse luiut das- 
jenige Mitglied ans dem ersten Stande, welches der Landtags» 
Marschall dazu bestimmt 

41. Den Geschäftsgang auf dem Landtage leitet überhaupt 
der Landtags-Marscliall. Von seiner Anordnung hängt auch zu- 
nächst alles ab, was auf Ruhe und Ordnung in den Versammlungen 
Beziehung hat. Besonders hat er darauf zu sehen, dass die Be- 
ratungen und Arbeiten der Stinde möglichst beschleunigt werden. 

42. Ohne gültige Ursachen und Vorwissen des Landtags- 
Marschalls darf kein Mitglied aus der Versammlung wegbleiben; 
Verhinderung der ferneren Teilnahme nn dem Landtage durch 
Krankheit oiler andere dringende Ursachen fordert die Anzeige 
des Landta^is-Marschalls bei dem Landtags-Kommissarius, welcher 
alsdann sofort den Stellvertreter einberuft. 

43. Wenn ein Mitglied fiber einen besondem Gegenstand 
einen Antrag an die Versammlung richten will, so hat dasselbe 
solches vor der Versammlung schriftlich mit Bemerkung des Gegen- 
standes dem TjHidtags-Marschall anzuzeigen. Letzterer ruft dann 
den Ahgeordnctcn zur Haltung des Vortrags auf. Der Inhalt des- 
selben uiuss schriftlich zum Protokoll gegeben werden. 

44. Die Ab&ssung der ständischen Sdiiiften trägt der Land- 
tags-Marschall den hierzu geeigneten Mitgliedern des I^dtags 
auf. Jede solche Schrift wird in der Versammlung verlesen, und 
nacli der Verein i,i]nmjr über die Fassung die Keinschrift Yon dem 
Landtags-Marschall und den Ständen vollzogen. 

45. Alle Schriften, welche nicht einen Antrag an den Koni- 
missarius enthalten, sind au Uns zu richten und demselben durch 
eine ständische Deputation zu flbergeben. 

Iß. Die Mitglieder aller Stände der Marken und Nieder- 
lausitz bilden eine ungeteilte Einheit: sie verhandeln die Gegen- 
stände gemeinschaftUch. Zu einem gültigen IJeschlusse über solche 
Gegenstände, weiche von Uns zur Beratung an sie gewiesen oder 
ihrem Beschlüsse mit Vorbehalt Unserer Sanktion überlassen oder 
sonst zu Unserer Kenntnis zu bringen sind, wird eine Stimmen- 
mehrheit von zwei DritteQen erfordert; ist diese bei einer Sache, 
worQber von den Ständen das Gutachten erfordert worden, nicht 
vorhanden, so wird solches mit Angalie der Verschiedenheit der Mei- 
nungen ausdrücklich bemerkt. Alle anderen ständische/* Beschlüsse 
können durch die emfache Mehrheit ihre Bestimmung erhalten. 
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47. Bei Gegenständen, bei denen das Interesse der Stände 
gegen einander geschieden ist, findet Sonderling in Teile statt, 
sobald zwei Diitteile der Stimmen eines iStandes, welcher sich 
durch einen Bescfaluss der Mehrheit verletzt glanbt, darauf dringen. 
In einem solchen Falle verhandelt die Versammlung nicht mehr 
in der Gesamtheit, sondern nach den § 2 bestimmten Standen. 
Die auf diese Weise hervorgehende Verschiedenheit der Gutachten 
der einzelnen Stände wird dann zu Unserer Entscheidung: vorgelegt. 
Gegen Beschlüsse, welche die besondern Rechte des Domkapitels 
zu Brandenburg, des Grafen zu Solms-Baruth und der Standes- 
hezren der Niederlausitss berühren, bleibt ihnen der Rekurs an 
Uns vorbehalten. 

48. Wenn Gegenstände, welche das provinzielle Interesse 
eines der einzelnen in diesem ständisrhon Verbände begriffenen, 
im § 1 benannten Landesteile betretten, in der Gesamtberatung 
veriiaiidelt werden und die Stimmenmehrheit sich gegen dasselbe 
erklärt hat, so sind die Abgeordneten eines solchen Landesteils 
berechtigt, ihre abweichende Meinung mit Berufung auf Unsere 
Entscheidung zu den Landtags- Verhandlungen zu geben, worauf 
sie dann jederzeit besondem Bescheid erhalten werden. 

49. Bitten und Beschwerden der Stände können nur aus 
dem besonderen Interesse der Provinzen und der mit ihnen ver- 
bundenen emzelnen Teile hervorgehen. Individuelle Bitten und 
Beediwerden hat der Landtag gleich an die betreffenden Behörden 
oder an Uns unmittelbar zu verweisen; wenn aber Mitglieder des 
Landtags von Bedrüclamgen einzelner Individiif^n bestimmte Über- 
zeugung erhalten, so können sie bei dem Laniliage mit gehörig 
konstatierter Anzeige darauf antragen, dass derselbe sich für die 
Abstellung bei Uns verwende. 

50. Alle bei dem Landtage eingehenden sowie die von dem- 
selben ausgehenden Anträge müssen schrifÜicfa eingegeben werden. 
Sind die letztem einmal zurückgewiesen, so dürfen sie nur als- 
dann, wenn wirkücli neue Veranlassungen oder neue Gründe ein- 
treten und immer nur erst bei künftiger Berufung des Landtags 
erneuert werden. 

51. Die Stände stehen als beratende Versammlung ebenso- 
wenig mit den Ständen anderer Provinzen als mit den Kommunen 
und Kreisständen ihrer Provinz in Verbindung; es finden daher 
keine Mitteilungen unter ihnen statt. 

52. Die einzelnen Stfinde können ihren Al)geordneten keine 
bindende« Instruktionen erteilen; es steht ilmen aber frei sie zu 
beaulUagen, Bitten und Beschwerden anzubringen. 

53. Sobald der Kommissarius den Landtag geschlossen hat, 
ist das ständisdie Amt des Landtags-Marschalls beendigt, die land- 
standischen Beratungen hören auf und die Stände gehen ausein- 
ander, auch bleibt kein fortbestehender Ausschuss zurück. Für 
solche Gegenstände der laufenden ständischen Verwaltung aber, 
welche Wir den Ständen künftig übertragen werden, können sie 
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die geeigneten Personen wShlen und bestellen, insofern die Ge- 
schäfte solches fordern. 

54. Das ReBultat der Landtags-Verfaandlungen wird durch 
den Druck beliannt gemacht 

55. Zum Versairnnlungsort des Landtags bestunmen Wir 
Unsere Residenz Berlin. 

56. Die Landtags-Abgeordneten sollen angemessene Keise- 
kosten und Tagegelder erhalten. Das Weitere iiierüber, sowie 
wegen der aOgemeinen dnrdi den Landtag yeranlassten Kosten 
wird die besondere Verordnung (§ 4) festsetzen. 

57. Die in jedem der einzelnen Landesteile dieses stfin- 
(iischen Verbandes bestehenden Komnuinnl- Verhältnisse gehen auf 
die Gesamtheit desselben nicht tlber, v eini solches nicht durch 
gemeinschaltliclie Überemkunft beschlossen wird. Bis daiiin dauern 
daher die bisherigen Kommunal-Verfassungen dieser einzelnen Lan- 
desteile in ihrer observanzmassigen Einrichtung fort» und Wir ge- 
statten, dass ftlr diese Angelegenheiten auf vorgängige Anzeige 
bei Unserm Landtags-Kommissariiis und dessen Bewillignmg jähr- 
lich besondere Koniniunal-Landtage, jedoch mit verhältnismässiger 
Zuziehung von Abgeordneten aller Stände, welchen das gejjjen- 
wärtige Gesetz die Landstaiid&chaft beilegt, in Berlin, Küstrin und 
Lflbben gehalten werden. Die Beschlösse Aber VerSnderungoi in 
den Kommnnal-Einrichtungen und neue Kommunal-Auflagen be- 
dürfen Unserer Sanktion. Zur Festsetzung der deshalb nötigen 
näheren Bestimmungen und Ordnungen erwarten Wir die Vor- 
schläge des nächsten Landtags. 

58. Was die kreisständischen Versammlungen betriflft, so 
sollen solche, wo sie bis jetzt noch stattfinden, bis auf weitere An- 
ordnung femer bestehen und da, wo sie früher bestanden haben, 
wieder eingeführt werden. Von dem ersten Landtage, zu welchem 
dieser ständische ^>r11^lnd berufen werden ^^■ird, erwarten Wir die 
Vorschläge, wie die kreisständischen \'ersamnilungen mit den Mo- 
difikationen, weiche der Zutritt aller Stände erfordert, einzurichten 
sein werden. 

Urkundlich unter Unserer H5chsteigenhSndigen Unterschrilt 

und Beidrückung Unsers grossen Königlichen Insiegels. 
Gegeben Berlin den Isten Juli 1823. 

Friedrich Wilhelm, 
von Schuckmann. 

16. Büdung Ausschusses der Stände des 

Köiiigr(3ichs Preussen. 1842 Juni 21. 

GeseUsammlung 1842, S. 215—217; ib. 218 ff. die entsprechenden Ter- « 
Ordnungen für die übrigen prenssischen Provinzen. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc haben beschlossen, einen ständischen Ausschuss 
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aus Mitgliedern des Provinzial-Landtages, welche dessen besouderes 
Vertrauen besitzen, wählen zu lassen, um solchen in der Zwischen- 
zeit von einem Landtage znm anderen in geeigneten Fällen zu 
berufen und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten seines 
Rats zu bedienen. Wir verordnen daher nach eingeholtem Gut- 
achten Unserer getreuen Stände des Königreichs Prenssen was folgt: 

§ 1. Es soll im Knill irreich Prenssen sowie in allen übrigen 
Provinzen Unserer Monarchie ein Ausschuss ans den auf dem 
Provinzial-Landtag versammelten Ständen gebildet werden, der 
sich auf Unseren Bofelil zu versammeln hat, um Uns die Ge- 
legenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial''Landtage 
nicht versammelt sind, stSndiscdie Organe mit ihrem Gntaditen 
zu hören. 

§ 2. Die verfassungsmässige Wirksamkeit der Provinzial- 
Btände, wie solche durcli den Artikel III des allgemeinen Gesetzes 
vom oten Juni 1823 [Nr. 15] vorgeschrieben ist, erleidet durch 
den Ausschuss 1) keine Beeintr&chtigung. 

§ 3. Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr ein- 
treten, wenn die Ansichten der Landtage verschiedener Provinzen 
über einen von ihnen beratenen Gesetz>£ntwarf bedeutend von 
einander abweichen, oder wenn in der weiteren Beratung der 
Gesetze in den höheren Instanzen der Legislation neue Momente 
hervortreten und Wir es angemessen finden, durch ständische Or- 
gane eine Ausgleichung der verschiedenen Ansichten herbeizuführen. 

§ 4. Insbesondere aber noch soll Uns der einzuberufende 
Ausschuss ein ständisches Organ darbieten, mit dem Wir auch 

bei Gegenständen, welche bisher in der Regel an die Provinzial* 

stände niclit gelangt sind, sofern Wir dabei den Rat erfahrener 
Männer aus den Eingesessenen der Provinz einzuholen ffir unt 
linden werden, die anzunehmenden Hauptgrundsätze cinii Be- 
sprechung wollen unterwerfen lassen. Desgleichen beiialLeu Wir 
Uns vor, denselben auch bei den ersten Voriiereitungen zu allge- 
raeinen wichtigen Gesetzen zur gutachtlichen Äusserung aufzu- 
fordern, sowohl liiii ichts der Notwendigkeit dieser Gesetze im all- 
gemeinen als hinsiclitji der Richtung, welche bei Abfassung derselben 
zu befolgen sein möchte, insofern es dabei hauptsächlich auf Kennt- 
nis örtliclier Verhältnisse und praktische Erfahrung ankommt 

t; 5. Die Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses setzen 
Wir hierdurch auf zwölf fest Seine Zusammensetzung geschieht 
in der Art, dass für denselben vom Stande der Rittersdiaft 6 Mit- 
glieder, vom Stande der Städte 4 Mitglieder, vom Stande der 
Landgemeinden 2 Mitglieder zu wählen sind. 

§ 6. Der Landtags-Marschall, dessen Amt zu diesem Zweck 
künftig bis zur Eröffnung des nächstfolgenden Provinzial-Lnndtages 
fortdauern soll, ist jederzeit Mitglied und Vorsitzender <les Aus- 
schusses. Derselbe wird in die Zahl der Ausschussmitglieder vom 
Staude der Ritterschaft in der Art miteingerechnet, dass während 
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der Dauer seines Amtes von jenem ein Mitglied weniger zum 
Ausschüsse gewählt wird. 

§ 7. Die zu diesem Ausspliusso erforderlichen Wahlen er- 
folgen auf versammeltem Provinzial-Landtage von jedem Stande 
in sich mrh absoluter Stimmenmehrheit. Für jeden Stand werden 
soviel Slelivtiiüeler, als er Ausschussmit^dieder zu ernennen hat, 
in der Art gewäldt, dass jeder einzelne Walilakt ausdrücklich auf 
die Wahl des ersten, zweiten tu s. w. Stellvertreters des betreffenden 
Standes gerichtet und auf diese Weise die Reihefolge bestimmt 
wird, in welcher die Erwählten bei vorfallenden \'erhinderungen 
von Ausschnssiiiitgliedern eintreten sollen. Für den Fall der Be- 
hinderung des Landtags-Marschalls werden Wir einen Stellvertreter 
desselben aus den dem Stande der Kitterschaft angehörigen Mit- 
gliedern des Ausschusses ernennen. In seiner Eigenschaft als 
Ansschnsanit^ed wird dann der Landtags-MarschaU durch Ein- 
• berufung de^enigen Stellvertreters seines Standes, an dem die 
Reihe ist, ersetzt. Die AValilen eines jeden Standes werden durch 
den Landtags-Marschall als Wahl-Dirigenten geleitet. Dieselben 
bedürfen Unserer Bestätigung. 

§ 8. Die Dauer der Wirksamkeit der Mitglieder eines ge- 
wählten Anssdiiisses beschränkt sidi auf die Zwischenzeit von 
einem Provinzial-Landtage zum andern. Ein in den Ausschuss 
gewählter Abgeordneter bleibt, dessen ^Mitglied bis zur Eröffnung 
des nächsten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, für welche 
er als Landtags-Abgeordneter gewählt ist, inzwischen ablaufen sollte. 

g 9. Den zum Provinzial-Landtage versammelten Ständen 
bleibt überlassen, die Wahrnehmung der aucser dem Landtage vor- 
kommenden Geschäfte stSndischer Verwaltung, insofern sie nicht 
besondere Ausschüsse dazu bestiunnen sollten, dem nach den vor- 
stehenden Bestimmungen zu bildenden Ausschusse, auch nach dem 
Bpflfirfnisse einem innerhalb desselben zu bestellenden engeren 
Ausschusse oder auch nur einzelnen Mitgliedern zu übertragen. 
Im Fall die Stände von dieser Befugnis Gebrauch machen, be- 
dürfen ihre des^edlsigen Beschlüsse Unserer Bestätigung, und be- 
halten Wir Uns vor, alsdann auf ihren Antrag ^^egen des Zu- 
sammentritts des Ausschusses zu diesem Zweck und der Behandlung 
derartiger Geschäfte weitere Bestimmungen y.vL treffen. 

§ 10. Die Kosten der Ausschüsse werden in derselben Art 
wie die allgemeinen Landtagskosten aufgebracht 

Urkundlich unter Unserer HOchsteigenhSndigen Unterschrift 

und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin den 21. Juni l&i2. 

Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preussen. 
V. Bojen. Mühler. v. Bochow, v. Nagler. Rother. 
Gr. V. AlTensleben. Eichhorn. v.Thile. v. Savigny. Frh.T. Bfllow. 
y. Bodelschwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 
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17. Patent betr. die sföndischen Emiichtimgen. 

1847 Febr. 3. 

Geaetzsammlang 1847, S. 33 f. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc tibiin kund und fügen hiermit zu wissen: Seit 
dem Antritt Unserer Regierung haben Wir der Entwickelung t^ov 
ständischen Verhältnisse Unseres Landes stets Unsere besondere 
Sorgfalt zugewendet. Wü* erkennen in dieser Angelegenheit eine 
der wichtigsten Aufgaben des von Gott Uns verliehenen König- 
lichen Berufe, in welchem Uns das zwiefiidie Ziel vorgesteckt ist: 
die Bedite, die Würde und die Biadit der Uns von Unseren Vor- 
fahren ruhnireiclicn Andenkens vererbten Krone unversehrt Un- 
seren Nachfolgern in der Regierung zu bewahren, zugleicli aber 
auch den ^^etreuen Ständen Unserer Monarcliie diejenige Wirk- 
samkeit zu verleihen, welche im Einklang mit jenen Rechten und 
den eigentümlichen VerhSltnissen Unserer Monarchie dem Vater- 
lande eine gedeihliche Zuloinft zu sichern geeignet ist 

Im Hinblick hierauf haben Wir, fortbauend auf den von 
Unseres in Gott ruhenden Herrn Vaters M iiestät gegebenen Ge- 
setzen, namentlich auf der Verordnung über das Staatsschulden- 
wesen vom 17. Januar 1820 [Nr. 13] und auf dem Gesetze wegen 
Anordnung der Provinzialstände vom 5. Juni 1823 [Nr. 14] be- 
schlossen, was folgt: 

1) So oft die Bedfirfiiisse des Staates entweder neae Anleihen 

oder die Einführung neuer oder eine Erhöhung der bestehen- 
den Stenern erfordern möchten, werden Wir die Provinzial- 
stände drr Monarchie zu einem Vereinigten Landtage iiin 
Uns ver-amioeln, um für erstere die durch die Verordnung 
über ddü SuuiLsbciiuldenwesen vorgesehene ständische Mit- 
wirkung in Ansprach zu nehmen nnd zu letzterer Uns ihrer 
Zustimmung zu versichern. 

2) Den Vereinigten ständischen Ausschnss werden Wir fortan 
periodisrli ziisnnimenberufen. 

3) Dem \ eremigten Landtage und in dessen Vertretimg dem 
Vereinigten ständischen Ausschusse übertragen Wir: 

a) in Beziehung auf den ständischen Beirat bei der Gesetz- 
gebung diejenige Mitwirkung, welche den Frovinzialstfaden 
durch das Gesetz vom 5. Juni 1823 § III Nr. 2, solange 
keine alltionieinen ständischen Versammlungen stattfinden, 
beigelegt war; 

b) die durch das Gesetz vom 17. Januar 1820 vorgesehene 
ständische Mitwiikung bei der Verzinsung und Tilgung 
der Staatsschulden, sowdt soldie nicht der ständischen 
Deputation fOr das Staatsschuldenwesen übertragen wird; 

c) das Petitionsrecht über innere, nicht bloss provinzielle 
Angelegenheiten. 
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Alles dies nach näherer Vorschrift der Verordnungen \om 
heutigen Tage: über die Bildung des Vereinigten Landtages [Xr. 18], 
Aber die periodische Zuaammenberufung des Vereinigten ständischen 
Ausschusses und dessen Befugnisse [Nr. 19] und über die Bildung 
einer ständischen Deputation für das Staatsschuldenwesen [Nr. 20]. 

Tnflein Wir sonach über die ZusaufPii Unserp« IInrbstseli{ien 
Ilen ii \'aters Majestät hinaus die ErheluiiiL: neuer. >i>wie die Er- 
huliuüg der bestehenden Steuern an die im Wesuu deutscher Ver- 
ftssung begründete Zustimmung der Stünde gebunden und dadurch 
Unseren Untertbanen einen besonderen Beweis Unseres Köni^chen 
Vertraums gegeben haben, erwarten Wir mit derselben ZuT^r^dit 
auf ihre so oft erprobte Treue und Ehrenhaftigkeit, mit welcher 
Wir den Thron Unserer Väter bestiegen haben, dass sie Uns auch 
bei diesem wichti^^en Schritte getreulich zur Seite stehen und 
Unsere — nur auf des \ aterlandes Wohl gerichteten — Be- 
strebungen nach KrSften unterstützen werden, damit denselboi 
unter Gottes ^oiädigem Beistande das Gedeihen nicht fehle. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beiiTodnicktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin den 3. Februar 1847. 

Friedrich Wilhelm. 



18. Bildung des Yereinigten Landtags. 

1847 Febr. 3. 

Gesetnammlung 1847. S. 94^89. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc verordnen naioh vernommenem Gutachten Unseres 
Staatsministeriums im Verfolg Unseres die ständischen Einrich- 
tungen betreifenden Patents vom heutigen Ta«?e über die Bildung 
des Vereinigten Landtages [Nr. 17] wie folgt: 

§ 1, Wir werden die acht Provinziallandtage Unserer Mon- 
archie zu einem Landtage vereinigen, so oft dazu nach Inhalt 
Unseres vorerwfihnten Patents vom heutigen Tage ein Bedflrfiiis 
eintritt, oder wenn Wir es ausserdem wegen besonders wichtiger 
Landesangelegeiüieiten fflr angemessen erachten. Über den Ort 
der Versammlung des Vereinigten Landtages und deren Dauer, 
sowie über die Eröifnung und die Schliessung derselben werden 
Wir für jeden einzelnen Fall besondere Bestimmung treffen. 

§ 2. Wir erteilen den Prinzen Unseres Königlichen Hauses, 
sobald sie nach Vorschrift Unserer Hansgesetze die Grosiq'ährig- 
keit erreicht haben, Sitz und Stimme im Stande der Fürsten, 
Grafen und Herren auf dem Vereinigten Landtage. Ausserdem 
bilden den Herrenstand desselben: die zu den Provinziallandtagen 
berutenen vormaligen deutsclien Reiehsstände ( Fürsten und Grafen), 
die schlesischen Fürsten und Standeslierren und alle mit \'iril- 
stimmen begabten oder an Kollektivstimmen beteiligten Stifter, 
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FOrBteo, Grafen und Herren der acht Provinziallandtage. Die 

Prinzen Unseres Hauses können ffir fmzelne Yrrhinflonine:pf:i11ß 
einen anderen Prinzen des Hauses mit Führung üirer Stimmen 
durch eine von Uns zu genehmigende Vollmacht beauftragen. 
Von den übrigen Mitgliedern des Herrenstandes steht denjenigen, 
weldie sich anf den Provingialtendtagea durch BevoUmftehtigte 
vertreten lassen dürfen, diese Befugnis in gleicher Weise aach 
für den Vereinigten Landtag zu. 

In Ansehung der Organisation und Verstärkung des Herren- 
Standes behalten Wii- Uns weitere Entschliessung vor. 

§ 3. Die Abgeordneten der Kitterschaft, der Städte und 
Landgemehiden der acht Provinzen Unserer Monardiie erscheinen 
auf dem Vereinigten Landtage in gleicher Zahl wie auf den Pro- 
vinziallandtagen. 

§ 4. Dem Vereinigten Landtage übertragen Wir die im 
Artikel II der Verordnung über das Staatsschuldenwesen vom 
17. Januar 1820 vorbehaltene ständische Mitwirkung bei Staats- 
anleihen, und sollen demgemäss neue Darlehne, für welche das 
gesamte Vmndgen und Eigentum des Staats zur Sicherheit be- 
stellt wird (Artikel III der Verordnung vom 17. Januar 1820), 
fortan nicht anders als mit Zuziehung und unter Mt^trantte des 
Vereinigten Landtages aufgenommen werden. 

§ 5. Wenn neuo Darlehne von der im § 4 bezeichneten 
Art zur Deckung des Staatsbedürfnisses in Friedenszeiten bestimmt 
sind, so werden Wir soldie ohne Zustimmung des Vereinigten 
Landtages nicht au&ehmen lassen. 

§ 6. Wenn dagegen im Fall eines zu erwartenden oder be- 
reits aufgebrochenen Krieges zur Beschafifting des nötigen ausser- 
ordentlichen Geldbedarfs die in Unserem Staatsschatze und sonst 
vorhandenen Reservefonds nicht ausreichen und deshalb Darlehne 
aufgenommen werden müssen, die Einberufung des Vereinigten 
Landtages aber von Uns in Berflckaiditigung der obwaltenden 
politischen Verhältnisse nicht zuUssig befunden werden sollte, so 
soll boi Aufnahme jener Dnrlohno dio ständische ]\Iit^virkimg durch 
Zuziehung der Deputation für das Staatsschuldenwesen ersetzt 
werden. Den zu (]em gedachten Zwecke unter Zuziehung dieser 
Deputation aufgeiiomnienen Darlehuen steht ebenfalls diejenige 
Sidierhdt zu, welche im Artikel ni der Verordnung vom 17. Ja- 
nuar 1820 den Staatsschulden beigelegt ist 

§ 7. Ist ein Darlehn in der im § 6 bezeichneten Weise 
aufgenommen, so werden Wir, sobald Wir das Hindernis der Be- 
rufung des Vereinigten Landtages für beseitigt erachten, denpellien 
zusammenberufeu und ihm den Zweck und die Verwendung des 
Barlehns nachweisen lassen. 

AB, Ausserdem hat der Vereinigte Landtag: a) nach Ar- 
der Verordnung vom 17. Januar 1820 Uns die Kandidaten 
für die bei der Hauptverwaltung der Staatsschulden erledigten 
Stellen vorzuschlagen und b) nach Artikel XIII derselben Verord- 
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Illing die Rechnungen der Hauptverwaltung der Staatsschulden 
auf Grund der durch die Deputation für das Staatsschuldenwesen 
za bemkenden vorlänfigen Prflfang abzuneiimeii und Uns mittelst 
besonderer Gutachten zur Decharge vorzulegen. Wenn der Ter- 
einigte Landtag nicht versammelt ist, werden diese GeschSfte durch 
den Vereinigten ständischen Ausschuss besorgt 

§ 9. Ohne die Zustimmung des Vereinigten Landtages werden 
Wir (fie Einführung neuer Steuern oder eine Erhöhung der be- 
stehenden Steuersätze weder im allgemeinen noch in einer ein- 
zelnen Provinz anordnen. Von dieser Bestimmung bleiben jedoch 
die Eingangs-, Ausgangs- und DurefagangszöUe, sowie di^'enigen 
indirekten Steuern ausgenommen, deren Sätze, Erhebung oder 
Verwaltung den (legenstand einer Übereinkunft mit anderen Staaten 
bilden; auch iiat jene Bestimmung auf die Domänen und Regalien 
ohne Unterschied, ub die Verfügungen darüber die Einkünfte oder 
die Substanz betreffen, sowie auf Abgaben zu Provinzial-, Kreis^ 
oder Kommunalzwecken keine Beziehung. 

§ 10. Für den Fall eines Krieges behalten Wir Uns vor, 
ausserordentliche Steuern olme die Zustimmung des "Wreinigten 
Landtages auszuschreiben, wenn Wir dessen Zusammenberufung 
in Berücksichtigung der obwaltenden politischen Verhältnisse nicht 
zulässig befinden sollten. Li diesem Falle werden Wir aber, so- 
bald es die Umstände gestatten, spätestens sogleich nach Beendi- 
gung des Krieges dem Vereinigten Landtage den Zweck und die 
Verwendung der erhobenen ausserordentlichen Steuern nadi- 
weisen lassen. 

§ 11. Wird der Vereinigte Landtag zu einer der in den 
§§ 4 bis 10 bezeichneten Angelegenheiten einberufen, so sollen 
demselben jederzeit der Haupt-Pinanz-£tat und eine Übersicht 
des Staatshaushaltes für die Zeit von einer Versammlung zur an- 
deren zur Information vorgelegt werden. Die Feststellung des 
Haupt-Finanzetats, sowie die Bestimmung über die Verwendung 
der Staatseinnahmen und der dabei sich ergebenden Überschüsse 
zu den Bedürfnissen und zur Wohlfahrt des Landes verbleibt ein 
ausschliessendes Recht der Krone. 

§ 12. Wir behalten Uns vor, den nach dem Gesetze vom 
5. Juni 1823 erforderlichen ständischen Beirat zu den Gesetzen, 
welche Veränderungen in Personen- und Eigentumsrechten oder 
andere als die im § 9 bezeichneten Veränderungen in den Steuern 
zum Gegenstande haben, wenn diese Gesetze die ganze Monarcliie 
oder mehrere Provinzen betreflfen, in dazu geeigneten Fällen von 
dem Vereinigten Landtage zu erfordern, welcher denselben mit 
voller rechtlicher Wirkung zu geben befugt ist Sollten Wir Uns 
bewogen finden, ständischen Beirat über solche Änderungen der 
ständischen Verfassung zu erfordern, welclie nicht als die Ver- 
fassung einer einzelnen Provinz betreffend von dem Landtage 
dieser Provinz zu beraten sind, so werden Wir ein solches Gut- 
achten nur von dem Vereinigten Landtage einfordern, und bleiben 
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diesem alle auf dergleichen Änderungen bezüglichen stfindischen 
Verhandlungen ausschliessend vorbehalten. 

§ 13. Dem Vereini^rten Landta^^e steht das Recht zu, Uns 
Bitten und Beschwerden vorzutiagen, welche innere Angelegen- 
heiten des ganzen Staats oder mehrerer Provmzen belrc^, wo- 
gegen Bitten und Beschwerden, welche allein das Interesse der 
einzehien Provinzen betreffen, den Provinziallandtagen verbleiben. 

§ 14. Wenn der Vereinigte Landtag über eine Proposition 
wegen Aufnahme neuer Staatsanleihen (v:; 5) oder wegen Einfüli- 
rung neuer Steuern oder Erhöhung der bestehenden Steuersätze 
(§ 9) zu beschliessen hat, so tritt der Herrenstand mit den übrigen 
Ständen zu gemeinschaftlicher Beratung und Beschlusanahme zu- 
sammen. In allen andern Fällen erfolgt auf dem Vereinigten 
Landtage die Beratung und die Abstimmung des Herrenstandes 
in abgesonderter Versammlung. 

15. Jedem Mitgliede des Herrenstandes stellt auf dem 
Vereinigten Landtage eine volle Stimme zu. Wenn jedoch nach 
§ 14 der gegenwärtigen Verordnung der Herrenstand mit den 
flbrigen Ständen zu einer Versammlung sich vereinigt, so gebührt 
den dem Herrenstande des Vereinigtäi Landtages angehörenden 
Teilnehmern an Kuriat- und Kollektivstimmen nur diejenige Stimmen- 
zahl, die ihnen auf den Provinziallandtagen zusteht. 

§ 16. Die Beschlüsse werden in der Regel durch Stimmen- 
melurheit gefasst Bitten und Beschwerden dürfen nur dann zu 
Unserer Kenntnis gebracht werd^, wenn sie in beiden Versamm- 
lungen (in der Versammlung des Herrenstandes und in der Ver- 
sammlung der Al)geordneten der Ritterschaft, der Städte und Land- 
gemeinden) beraten sind und sich in jeder derselben mindestens 
zwei Dritteile der Stimmen dafür ausgesprochen haben. Wenn 
die gedachten beiden \'ersammlungen oder eine derselben bei Be- 
gutachtung eines Gesetzes sich gegen das Gesetz oder einzelne 
Bestimmungen desselben mit einer geringeren als der oben be- 
zeichneten Majorität erklären, so soll auch die Ansicht der Mi- 
norität zu Unserer Kenntnis pjebraclit werden. 

§ 17. Hält hei (Mncni Gcfrcnsfande, in Hinsicht dessen das 
Interesse der verschiedenen Stände oder Provinzen gegen ein- 
ander geschieden ist, ein Stand oder eine Provinz durch einen 
nach Vorschrift des § 16 zustande gekommenen Beschluss sich 
verletzt, so findet eine Sonderung in Teile statt, sobald eine Mehr- 
heit von zwei Dritteilen dieses Standes oder dieser Provinz es 
verlanizt. Tn ^^olclieni Falle beratet jener Stand oder jede Provinz 
für sich besonders und fxiebt ein besonderes Votum oder Ciutacliten 
ab; die daiaus hervorgehende Meinungsverschiedenheit wiid dem- 
nächst Uns zur Entsdheidnng vorgelegt Auch für andere Fälle 
behalten Wir Uns vor, von jedem der vier Stände oder jeder der 
adit I^vinzen des Vereinigten Landtages, wenn Wir es für an- 
gemessen erachten, abgesonderte Gutachten zu erfordern. 

§ 18. Für den Herrenstand des Vereinigten Landtages so- 
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wohl wie iür die Versammlung der Abgeordneten des Ritterstandes, 
der Städte und Landgemeinden werden Wir einen besonderen 
Marschall ernennen, welcher die Geschäfte zu leiten und in den 
VerMmmlungen den Vorsitz zu ftthren hat Jeder dieser beiden 
Marschfille ivird in Verhinderungsfallen durch einen in gleicher 
"Weise zu ernennenden Yize-Marschall vertreten. Wenn nach § 14 
der gegenwRrtijj^en ^'erord^llIl'i der Herrenstand mit den übrigen 
Ständen zu einer Versaininhmg sich vereinigt, so gebülirt die Ge- 
schäftsleitung und der Vorsitz dem Maiscliall oder Vize-Marschall 
des Herrenstandes. 

§ 19. Der Vereinigte Landtag steht mit den Kreisständen, 
Gemeinden nnd anderen Körperschaften, sowie mit den in ihm 
vertretenen Stünden und einzelnen Personen in keinerlei Greschäfts- 
vd bmduug, und rlfirfen dieselben den Abgeordneten weder In- 
struktionen nocli Aufträge erteilen. 

§ 20. Bitten und Beschwerden dürfen bei dem Vereinigten 
Landtage von andern als yon Mitgliedern desselben weder ange- 
bracht noch zugelassen werden. 

§ 21. Bitten und Beschwerden, welclie von Uns einmal 
zurückgewiesen worden sind, dürfen niclit von der nämlichen Ver- 
sammlung untl späterhin auch nur dann erneuert werden, wenn 
dazu neue Gründe sich ergeben. 

§ 22. Bei allen Beratungen des Vereinigten Landtages oder 
einzelner Stände oder Provinzen desselben (§§ 14 bis 17f kdnnen 
Unsere Staatsminister und ausserdem diejenigen Unserer Beamten, 
welchen Wir rlazn für die Dauer solcher V^ersammlungen oder für 
emzehie Sachen Auftrag erteilen, gegenwärtig sein und, so oft sie 
es nötig finden, das Wort verlangen. An den Abstinunungen 
nehmen dieselben keinen Teil, sofern sie nicht als Mitglieder des 
Vereinigten Landtages dazu berechtigt sind. 

§ 23. Der Geschfiftsgang auf dem Vereinigten Landtage wird 
durch ein von Uns zu vollzieTiendes Reglement geordnet werden. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedruckteni Königh'chen Insiegel. 

Gegeben Berlin den 3. Februai* 18-i7. 

Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preussen, 
V. Boyen. Mühler. Rother. Eiclüiom. v. Thilc. v. Savigny. 
V. Bodelschwingh. Graf zu Sto]V)erg. Uhden. Freiherr v. Canitz. 

Y. Düesberg. 

19. Yerordnung über die periodische Einberufung 

und die Befugnisse des Vereinigten ständischen 
Ausschusses. 184:7 Febr. 3. 

üestitzsaniinlung 1847, S. 40—42. 

Wir Fnudiich Wilhelm, von Oottes Gnaden König von 
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Preussen etc etc verordnen nach vernommenem Gutachten Unseres 
Staatsininisteriuiiis im Verfolg Unseres die standisrhen Einrich- 
tungen betreffenden Patents vom heutigen Tage über die jx i indische 
Zusammenbenifiing des Vereinigten ständischen Ausschusses und 
dessen Befugnisse wie folgt: 

§ 1. Die stSndischen Aussdiflsse der Provinziallandtagc 
treten zum Vereiitigten ständischen Ausschusse in der ihnen durch 
die Verordnungen vom 21. Juni 1842 [Nr. 16] gegebenen Einrichtung 
zusammen. Die vormals reichsunmittelbaren Fürsten in der Provinz 
Westfalen so^ie die in der Rheinprovinz sind berechtigt, aus ihrer 
Mitte je zwei Mitglieder zu dem Veremigten ständischen Aus- 
schüsse abzuordnen, welche an desm Yerhandlungen in P^^n 
oder durch Bevollmftcfatigte ans Mit^edem des Herrenstandes des 
Vereinigten Landtages teilnehmen können. Ausserdem soll dem Ver- 
einigten ständischen Ausschusse ans jeder der Provinzen Preussen, 
Brandenburg, Pommern und Posen ein von und aus den zu Viril- 
oder Kollektivstimmen berechtigten Mitgliedern des ersten Standes 
zu wählender Abgeordneter hinzutreten. Für die Provinz Pommern 
nimmt d^ FOrst zu Putbus, solange derselbe der dnzige Berech- 
tigte der angegebenen Art bleibt, diese Stelle ohne Wahl ein. Die 
Wahl der übrigen Ausschussmitglieder erfolgt auf dem Vereinigten 
Landtage nach Mas?«jahe der Verordnungen vom 21. Juni 1842 
durch die Vertreter der ein/einen Provinzen, in der Zwischenzeit 
von emem Vereinigten Landtage zum anderen aber wie bisher auf 
jedem ProvinziaSandtage. 

§ 2. Der Vereinigte stfindisclie Ausscbuss wird, so oft ein . 
Bedürfnis dazu eintritt, längstens aber vier Jahre nach dem Sdüiisae 
der jedesmaUgen letzten ^' er Sammlung desselben oder, wenn in- 
zwischen ein Vereinigter Landtag stattgefunden hat, innerhalb der- 
selben Frist nach dem Schlüsse des letzteren von Uns einberufen. 

§ 3. Den nach dem allgemeinen Gesetze wegen Bildung der 
ProvinzialstSnde vom 5. Juni 1823 forderlichen stSndischen Beirat 
zu den Gesetzen, welche Veränderungen in Personen- und Eigen- 
tumsrechten oder andere als die im § 0 dor Verordnung vom 
heutigen Tage ü})er die Bildung des Vereinigten Landtages be- 
zeiclmeten Veiänderungen in den Steuern zum Gegenstande haben, 
werden Wir, wenn diese Gesetze die ganze Monarchie oder mehrere 
Provinzen betreffen, der Begel nach von dem Vereinigten stSn- 
dischen Ausschusse erfordern und erteilen demselben hierdurch 
die Befugnis, solchen mit voller rechthcher Wirkung abzugeben. 
Die Vorschrift im Artikel III Kr. 2 des angeführten Gesetzes 
ündet durcli gegenwärtige Bestimmung ihre Erhuliirimg. Wie Wir 
aber in der die üiidung des Vereinigten Landtages betreffenden 
Verordnung vom heutigen Tage bereits vorbehalten haben, auch 
von diesem dergleichen Gutachten in dazu geeigneten Ffillen zu 
erfordern, so wollen Wir Uns gleichfalls vorbehalten, Gesetze der 
erwähnten Art, welche die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen 
betreffen, ausnahmsweise auch den Provinziallaudtagen zur Begut- 
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achtunp; vorzulegen, wenn dies aus besonderen (iiüiiden, nament- 
lich der Beschleunigung wegen rätlich erscheinen niöclite. 

§ 4. Der Vereinigte ständische Ausschuss hat in \'erti'etimg 
des Veremigten Landtages die im § 8 Unserer Verordnung vom 
heutigen Tage über die Bildung des Vereinigten Landtages be- 
zeichneten, das Staatsschuldeawesen betreffenden Geschäfte zu 
besorgen. 

§ 5. Das Pelitionsrecht steht dem Vereinigten stäiidiselien 
Ausschusse in demselben Umfange zu wie dem Vereinigten i^d- 
tage. Ausgenommen bimon bleiben jedoch alle Antrflge, welche 
Verftnderungen in der stSndischen Vemssung bezwecken. 

§ 6. Sollten Wir Uns bewogen finden, dem Vereinigten 
stfindischen Ausschusse Mitteilungen über den Staatshaushalt zu 
machen, so pollm dieserhalb die Vorschriften des § 11 der Yer- 
Ordnung ü))cr die Bildung des Vereinigten Landtages volle An- 
wendung finden. 

§ 7. Die Leitung der Geschäfte und den Vorsitz auf dem 
Vereinigten stfindischen Ausschusse führt ein von Uns zu er- 
nennender Marschall, welcher in Verhinderungsfallen durch einen 
in gleicher Weise zu ernennenden Vizemarschall vertreten wird. 

§ 8. Der Vereinigte standisdie Ausschuss beratschlagt als 
eine iiiigeteilte Versaminhing. Die np^^^^hlüsse in demselben werden 
der Kegel nach durch einfaclie Stininienmehrheit gefasst. Ritten 
und Beschwerden dürfen nur dann zu Unserer Kenntnis gebracht 
werden, wenn sich mhidest^s zwei DritteDe der Stimmen dafür 
ausgesprochen haben. Wenn der Vereinigte stSndische Ausschuss 
sich bei der Begutachtung eines Gesetzes gegen das Gesetz oder 
einzelne Bestimmungen desselben mit einer geringeren als der 
oben bozeiclmeten Majorität erklärt, so soll aucii die Ansicht der 
Minorität zu Unserer ivenntnis gebracht werden. 

§ 9. Die Provinziallandtage dürfen den einzelnen Ausschüssen 
keine Instruktionen und Aufträge für den Vereinigten stfindischen 
Ausschuss erteilen. 

§ 10. Die Vorschriften der §§ 17, 19, 20, 21, 22 und 23 
der Verordnung vom heutigen Tage über die Bildung des Ver- 
einigten Landtages finden auch auf den V^ereinigten ständischen 
Ausschuss volle Anwendung. 

Ui^ndlich unter Unserer Hödistdgenhfindigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen InsiegeL 

Gegeben Berlin den 3. Februar 1847. 

Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preussen. 
V. Boyen. Mühler. Botiier. Eichhorn, v. Thile. t. Savignj^. 
V. Bodäschwin^. Graf zu Stolberg. Uhden. Freiherr v. Canitz. 

y. Düesberg. 
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20. Bildung einer sföndisohen Deputation für das 
Staatsschnldenwesen. 1847 Febr. 3. 

Gesetzsainiülung 1847, S. 43 f. 

Wir Friedrich Willielin, von Gottes Gnaden König von 
Preusson etc eto verordnen nach vernommenem Gutachten Unseres 
Staatsiuinisteriunis im Verfolg Unseres die ständischen Einrich- 
timgcn bctretfendeu Patents vom heutigen Tage über die Bildung 
einer ständischen Deputation für das Staatsschnldenwesen wie folgt: 

1. Zur Ausübung der im § 6 der Verordnung vom heuti- 
gen Tage über die Bildung des Vereinigten Landtages vorbehalte- 
nen Mitwirkung bei der Aufnahme von Staatsanleihen für Kriegs- 
zeiten, sowie zur f'utlaufenden ständischen Mitwirknn«/ hei der 
\'er7in<nng und Til{4;ung der Staatsschulden soll eine ständische 
Deputation für das Staatsschuidenwesen gebddet werden. 

§ 2. Diese Deputation besteht aus acht Mitgliedern, von 
denen aus jeder der adit Provinzen eines von den Ständen dieser 
Provinz und zwar jedesmal auf die Dauer von sechs Jahren zu 
wählen ist. Die Wahl geschieht auf dem Vereinigten Landtajre. in 
der Zwischenzeit von einem Vereinigten Landtage zum andern aber 
auf den einzelnen Frovinzial-Landtagen nach Vorschrift des Regle- 
Uieuts über das \ erfaliren bei ständischen Wahlen vom 22. Juni 1842. 
Sie darf nur auf Personen gerichtet werden, welche Mitsdieder des 
betreffenden Landtaues sind. Wenn einer der Gewäldten diese 
Eigenschaft vor Ablauf der sechsjälirigen Wahlperiode verliert, so 
scheidet derselbe auch aus der Dej)utation mis. Wird jedoch sein 
Ausscheiden dadurch herbeigeführt, dass er nicht wieder zum 
Landtags-Abgeordneteu gewählt worden, so bleibt er bis zum 
nächsten Landtage Mitglied der Deputation. FQr jedes Mitglied 
der Deputation werden zwei Stellvertreter gewählt, deren einer 
dasselbe in Behinderungsföll^i, sowie im . Falle einc^s in der 
Zwischenzeit von einem liandtri'je zum andern eintretenden Ab- 
ganges zu ersetzen hat. Woi:« n der Wahl dieser Stellvertreter 
gelten die hinsichtlich der wirklichen Mitglieder erteilten Vor- 
schriften. 

§ B. Die Mitglieder der Deputation werden bei ihrer Ein- 
berufung auf die Erfüllung der ilmen obliegenden Pflichten vereidet 

§ 4. Zum Wirkungskreise der Deputation gehören ausser 
der ihr im § 6 der Verordnung über die Bildunp: des N'ereinigten 
Landtages übertragenen Mitwirkung bei Autnahnie von Kriegs- 
anleihen folgende Geschäfte: 1) Die Deputation hat nach \ orschrift 
des Artikels XIV. der Verordnung vom 17. Januar 1820 INr. 13] 
gemeinschaftlich mit der Hauptveifwaltung der Staatssdinlaen die 
eingelöseten Staatsschulden-Dokumente in Verschluss zu nehmen 
und deren Deposition beim Kammergericht zu bewirken. 2) Sie 
hat die Jahresreclinung über die Verzinsung und Tilgung der 
Staatsschulden, nachdem dieselbe zuvor von der Ober-Rechnungs- 

Altm»Biii UrUc. z. brandb.-prenBS. YerfMt«ang«g«sclt. IL 9 
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kammer revidiert worden, zu prüfen und das diuüber von dem 
Vereinigten I^andtage oder flem Vereinigt(!n ständischen Ausschusse 
bei dessen nächstem Zusammentritte nacli Artikel XTTI der Ver- 
ordnung vom 17. Januar 1820 an Uns zu erstattende (iutachteu 
vorzubereiten. 3) Sie ist befugt, bei Gelegenheit ihrer Versamm- 
Inngen ausserordentliche Revisicmen der Staatsschuldeii-Tilgimgs- 
IsBsae und der Kontrolle der Staatspapiere vorzunehmen. 

§ 5. Dio Deputation für (Ins Staatsschuldenwesen wird regel- 
mässig einmal im Jalire, ausserdem aber, so oft das Bedürfnis es 
erfordert, zusammenberufen; die Einberufung gescliieht durch den 
Minister des Innern. 

§ 6. Die Deputation erwählt bei ihrem jedesmaligen Zu< 
sammentritte aus ihrer Mitte einen VoraUasenden, welcher dem 
Minister des Innern angezeigt werden muss. Zu einem gültigen 
Beschlüsse der Df>y)Tit<ition ist die Anwesenheit von mindestens 
fünf Mitgliedern eriorderlich. 

Urkondlidi unter Unserer HöcbsteigenhSndigen Unterachrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin den 3. Februar 1847. 

Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preussen. 
V. Boyen. Mühler. Kotlier. Eiclihorn. v. Thile. v. Savigny. 
V. Boddsdiwingh. Graf zu Stolberg. Uhden. Freiherr v. Canitz. 

V. Dttesberg. 



21. Gesetz über die Fre^^se. 1848 März 17. 

Geeetwammlung 1848, S. 69—72. 

Wir Friedrich WOhelm, von Gottes Gnaden König von 

Preussen etc etc haben bereits im vergangenen Jalu-e bei der 
deutschen Bundesversammlung eine auf Zensurfreiheit beruhende 
Pressgesetz^eluing in Antrag gebracht. Nachdem inzwischen der 
Bundesbesclilusö vom 8. März d. J. ergangen, ein für alle 
deutsche« Bundesstaaten gemeinsames Pressgesetz aber, wie Wir 
es im Interesse deutsdier Einheit gewünscht hätten, für jetzt nicht 
zu erzielen gewesen ist, verordnen Wir unter Vorbehalt emes 
nach Anhörung des Vereinigten Landtages zu erlassenden Press- 
gesetzes auf den Antrag Unseres Staatsministerinms, was folgt: 

§ 1. Die Zensur wiid hiermit aufgehoben. Alle auf die 
Zensur bezügliclien Bestimmungen, Anordnungen, Einrichtungen 
und Strafvorschriften treten ausser ICraft 

§ 2. Die Entscheidung darüber, ob in Druckschriften oder 
vermittelst mechanisch vervielföltigter Bildwerke ein Verbrechen 
oder \'ergchen vcriiljt worden, und wer dafür strafbar sei, steht 
den oidentlichen (iericliteu zu. Dieselben haben hierbei lediglich 
nach den Voi-scliriften der in Unseren Staaten geltenden Stiaf- 
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gesetze sich zu achten. Sämtliche zur weiteren Verbreitung noch 
vorrätige Exemplare von Schriften oder Bildwerken, welche 
rechtskräftig für verbrecherisch erachtet worden, sind ganz oder 
teilweise zu vernichten. Aucii hierüber haben die Gerichte zu 
erkennen. 

§ 3. Auf jeder Druckschrift muss am Schlüsse der Name 
und Wohnort des Druck(TS, auf jedem mechanisch vervielÄltigt^ 

Bildwerke am Fusse der Name und Wohnort desjenijren, der die 
Vervielfältipfim^ bewirlit hat, angegeben werden. Ausserdem muss 
auf der Schrift oder dem Bildwerke, wenn sie, es sei mit oder 
ohne Übertragimg des Verlagsrechts, durch den Buch- oder Kunst- 
handel verbreitet werden sollen, der Name und Wohnort der mit 
der Verbreitung beauftragten Handlung genannt sein. 

§ 4. Für poriodisc^ erscheinende Schriften gelten folgende 
Bestimmungen: 

1) Wer fortan eine Zeitschrift in küizeieii od^T monatlichen 
Fristen herausgeben will, ist verphiclitci, vor der Herausgabe 

a) in einem dm Oberpräsidenten dnzureidienden Prospektus 
die Gegenstände, mit welchen sich die Zeitschrift be- 
schäftigen, die Zeitabschnitte, in denen sie erscheinen 
soll, sowie den Titel bestimmt anzugeben und 

b) eine Kaution zu bestellen, deren Höhe, wenn das Blatt 
sechsmal oder öfter wöchentlich erscheinen soll, wie folgt 
bestimmt wiid: für Städte, welche nach dem Gesetze 
Tom 30. Mai 1820 „wegen Entriditung der Gewerbe- 
steuer*' (Gesetzsammlung Seite 147) zur ersten Ab- 
teilung gehören, auf 4000 Rthlr.; für Städte der zweiten 
Abteilung auf 2000 Rthlr.; für Städte der dritten Ab- 
teilung auf 1000 Rthlr.; für die zur vierten Abteilung 
gehörentlen Ortscliaften auf 500 Rlliir. 

Für ein Blatt, welches weniger als sechsmal wöchentlich er- 
scheint, wird die Kaution aiu die HSlfte der oben gedachten 
Summen bestimmt Die Kaution ist bei der Regiemngs- 
Hauptkasse und zwar in Preussischen Staatsscliuhh Rheinen 
zum Nennwerte zu hinterlegen. Befreit von der Kuutionsbe- 
stellung bleiben die bei Erlass dieses Gesetzes bestehenden 
periodischen Blätter, sowie diejenigen, welche ausschliesslich 
mathematischen, naturwissenschaftlichen, geographischen, medi- 
zinischen, musikalischen oder rem gewerblichen Gegenständen 
gewidmet sind. 

2) Ausgeschlossen von dem Rechte zur Herausgabe periodischer 
Schriften sind nur diejenigen, welche wegen eines von ehr- 
loser Gesinnung zeugenden Verbrechens rechtskräftig zu einer 
Strafe vemrteflt sind. 

3) Eine periodische Schrift, welche wider die Bestimmung unter 
2 oder ohne vorangegaingene Erfüllung der unter 1 vorge- 
schriebenen Bedingungen erscheint, ist von der Folisseibehdrde 
zu unterdrücken. 

r 
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4) Wird der Herausgebor oder der Verlep^cr eines hei Erlass 
dieses Gesetzes bereits bestehenden periodisclien Blattes, welches 
in kürzeren als monatlichen Fristen erscheint, oder der Ver- 
treter des Herausgebers wegen eines TennHMst des Blattes 
begangenen Verbrechens oder Vergehens rechtskräftig ver- 
urteilt, 80 hat der Richter sogleicli auf Bestellung einer Kaution 
zu erkennen und diese nach den Vorschriften unter 1 h nbzn- 
messen. Bis zur Bestc^llung der vom Richter erkannten Kaution 
darf das Blatt niciit erscheinen. 

5) Beim Rückfall hat der Richter mit Rücksicht auf die Schwere 
des begangenen Verbrechens oder \'ergehcns neben der dafür 
zu erk^menden Strafe die ursprünglich (1 b) oder infolge 
eines Urteils (4) bestellte Kaution gimz oder einen Teil der^ 
selben für verfallen zu erklären und zugleich zu bestimmen, 
ob die Kaution zu erganzen oder die fernere Herausgabe des 
Blattes zu verbieten sei. 

6) Der Herausgeber einer in kürzeren als Monatsfristen erschei- 
nenden Zeitschrift ist verpflichtet, Entgegnungen, zu welchen 
sich die beteiligte Staatsbehörde veranlasst findet, in das 
nftchste Stfick des Bkttes kostenfrei aufzunebm^ und solchen 

Entgegnungen den Platz anzuweisen, an welchem sich der 
nn greifende Artikel befunden hat. Das^^elbe gilt von Entgeg- 
nungen solcher Privatperson on, welche in der Zeitschrift An- 
griffe erlitten haben. Übersteigt der Umfang der Entgegnung 
den Umfang des Artikels, auf welchen die Entgegnung sicli 
bezieht, so sind f&r die mehreren Zeilen Einrflckiuigsgebfihr^ 
zu zahlen. 

7) Am Ende jedes Stückes einer Zeitschrift ist der Herausgeber 
sowie der Verleger, wenn dieser vom Herausgeber verschieden 
ist, und der Drucker namhaft zu machen. 

§ 5. Der Verleger einer nicht periodischen Druckschrift, 
sowie derjenige, in dessen Kommission eine nicht periodische 
Druckschrift erscheint, imgleichen derjenige, welcher eine solche 
Scbiift, ohne sie in Kommission zu geben, im Selbstverlage er- 
scheinen lässt, ist verpflichtet, zugleich mit der Herausgabe des 
Werkes eine scliriftliclie Anzeige, welche den Titel des Werkes 
enthalten muss, bei der Orts- Polizeibehörde einzureichen, auch 
derselben auf ^'er]angen ein Exemplar der Druckschrift vorzulegen. 

§ 6. Wer eine der in den §§ 3, 4 und 5 ontbaltenen Be- 
stimmungen verletzt, verfällt in eine von den oidentlichen Ge- 
riditen zu erkennende Geldbusse von 5 bis 100 Btfalr. oder im 
Unvermdgensfiüle in eine verhfiltnismässige Gefibignisstrafe. 

§ 7. Die Polizeibehörden sind berechtigt, zur Verbreitung 
bestimmte Druckschriften oder Bildwerke, durch welche nach ihrem 
Ermessen ein Strafgesetz verletzt ist, voTlfinfig in Beschlag zu 
nehmen; sie müssen jedoch innerhalb 24 btunden nach der Be- 
schlagnahme die geriditliche Verfolgung beantragen. Das Gericht 
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hat über die Fortdauer oder Aufhcbun^^ <ler verhäugteu vorläuü- 
gen Beschlagnahme prhleiinigst zu befinden. 

§ 8. In Ansehimg des Debits der im Auslande erscheinen- 
den Zeitungen verbleiM es bis dahin, dass ein allgemeines deutsches 
Pressgesetz vereinbart sein wird, bei den bestehenden Vorschriften. 

§ 9. Alle Straüant welche wegen Übertretung der bisherigen 
Zensur-Vorschriften verwirkt und noch nicht verbüsst sind, werden 
hierdurch niedergeschlagen, und jedes dieserhalb eingeleitete Ver- 
fahien wird aufgehoben. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 

und beigedrucktem Königlichen InsiegeL 
Gegeben Berlin 17. März 1848. 

Friedrich Wilhelm, 
Prinz von i'rcusscn. 
T. Bother. Ekdihom. y. Thile. v. Savigny. v. Bodelschwingh. 
Gr. zu Stolberg. Uhden. Frh, v. Canitz, y. Bfiesberg. y. Rohr. 



22. Verordnung über einige Grundlagen der 
künftigen Verfassung. 1848 AprU 6. 

GoMtasammlnoff 1848, S. 87 f. 

Whr Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 

Preussen etc etc verordnen nach Anhörung Unserer zum Ver- 
einigten Landtage versammelten getreuen Stande auf den Antrag 
Unseres Staatsministeriiims was folgt: 

§ 1. In Erweiterung der Unserem Volke verliehenen Freiheit 
der Presse werden die im § 4 Nr. 1 des Gesetzes vom 17. März d. J. 
[Nr. 21] entludtenen Vorschriften über die Kautionsbestellung für 
die Herausgabe neuer Zeitungen aufgehoben. Die Vorschrift § 4 
Nr. 4 findet auch auf neue Zeitungen Anwendung. 

§ 2. Die Untersuchung und Bestrafnng aller Staatsverbrechen 
erfolgt fortan durch die ordentlichen Gerichte, und es wird jeder 
durch Ausnah nisgesetze dalur eingeführte besondere Gerichtsstand 
hierdurch aufgehoben. In dem Bezirke des Appellationsgerichts- 
hofes zu Cdln tritt auch bei politischen und Pressverbrechen sowie 
bei politisdien und Pressyergehen die Zuständigkeit der Ge- 
schworenengerichte ein. 

§ 3. Die Verordnungen vom 29. März 1844, betreffend das 
gerichtliche und Disziplinar-Str^f^ erfalireu gegen Beamte, sowie 
dajä bei Pensionierungen zu beoijachtende Verfalvren (Gesetzsamm- 
lung S. 77 und 90) treten in Beziehung auf den Richterstand 
ausser Kraft 

§ 4. Alle Preussen sind berechtigt» sich friedlich und ohne 

Wat!"en in geschlossenen Piäumcn zu versammeln, ohne dass die 
Ausübung dieses Rechtes einer vorgängigen i)olizeilichen Erlau! niis 
unterworfen wäre. Auch Versammlungen unter freiem Himmel 
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küiuieii, insofern sie für die ÖtienÜiche Sicherheit und Ordnung 
nicht gefahrbringend sind, von der Obrigkeit gestattet werden. 
Ebenso sind aUe Preussen berechtigtt zu solchen Zwecken, welche 
den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, sich ohne vorgängige poli- 
?:eiliclift Erlaubnis in Gesellschaften zu vereinigen. Alle das freie 
A ereinigungsrecht beschrankenden noch bestehenden ^setziicheü 
iieätunmung:en werden biomiit anftrchoben. 

I 5, Die Ausübung suiuii^liürgorhcher Rechte ist foitan von 
dem religiOaen Glaubensbekenntnisse unabhängig. 

§ 6. Den künftigen Vertretern des Yolä soll jedenfalls die 
Zustimmung zu allen Gesetzen sowie zur Festsetzung des Staats- 
haushalts-Etats und das Steuerbewiliigungsrecht zustehen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Kdniglichen Insiegel. 

Gegeben zu Potsdam den 6. April 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
' Camphausen. Gr. v. Schwerin, v. Auerswald. Bomemann. 
V. Arnim. Hansemann. v. Beyher. 



23. Schutz der zur Vereinbarung der Verfassung 
berufenen Versammlung. 1848 Juni 23. 

Qesetzsnmmlung 1848, S. 157. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Kf>nii/ von 
Preussen etc etc verordnen auf den Antrag der zur yereinharung 
der Preussischen \'ert'assung berufenen Versammlung nach An- 
hörung Unseres Staatsministeriums was folgt: 

Zum Schutze der zur Vereinbarung der Preussischen Ver- 
fassung berufenen Versammlung sollen nachstehende Bestimmun- 
gen sofort in Kraft treten: 

!^ 1. Krin Mitglied der Versamiiihmu kann für seine Ab- 
stimmungen oder für die von ihm in seiner Eigenschaft als Ab- 
geordneter ausgesprochenen Worte und Meinungen in irgend einer 
Wesse zur Rechenschaft gezogen werden. 

§ 2. Kein Mitglied der Versammlung kann während der 
Dauer derselben ohne ihre Genehmigung wegen einer mit Strafe 
bedrohten Handlung zur Verantwortnnp: gezogen oder verhaftet 
werden, ausser wenn es entweder l)ei der Ausübung der That 
oder binnen der nächsten 24 Stunden nach derselben ergriffen 
wird. Gleiche Genehmigung ist bei einer V erhaftung wegen Schulden 
notwendig. 

§ 3. Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied der Versamm- 
lung und jede Haft wird für die Dauer der Sitzung aufgehoben, 
wenn die Versammlung es verlangt. 
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Urkuüdlicli unter Unserer ITöchsteigeiihäudigen Unterschrift 
und beigednirktem Königlichen In^iegel. 

Gegeben Sanssouci den 23. Juni 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
Caniphausen. v. Auerswald. Bomemann. Hansemann. 
Erh. V. SchreckenBteiii. v. Fatow. Frh. v. Schleinitz. 



24 Gesetz zum Schatz der persönlichen Freiheit« 

1848 Sept. 24. 

GesetzRammlun^? 184S. S. 257—259. 

Wir Friedricli Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc etc verordnen zum Schutze der persönlichen Freiheit 
auf den Antrag der zur Vereinbarung der Yer&ssung berufenen 
Versammlung nach Anhörung Unseres Staatsministeriums was folgt: 

§ 1. Die persönliche Freiheit ist gewfihrldstet Eine Ver- 
haftung darf ausser dem Falle der Ergreifung auf frischer That 
nur kraft eines schriftliclien , die Beschuldigung sowie den Be- 
schuldigten bestimmt bezeichnenden richterlichen Befehls bewirkt 
werden. Dieser Befehl nmss entweder bei der Verhaftung oder 
spätestens innerhalb 24 Stunden dem Besdiuldigten zugestellt 
werden. Bei jeder Verhaftung ist in gleicher Frist das Erforder- 
liche zu veranlassen, um den Verhafteten dem zuständigen Richter 
vorzuführen. 

4^ 2. Ergreifung auf frischer That liegt vor, wenn der Thäter 
bei der Ausführung der strafbaren Handlung oder gleich nach 
derselben betroffen wird. Der Ergreifung auf frischer That werden 
diejenigen B^e gleichgestellt, in welchen jemand durch die öffent- 
liche Stimme als Thäter bezeichnet oder auf der Flucht ergriffen 
oder kurz nach der That im B^^^itz von Waffen, Gerätschaften, 
Schriften oder auderen Gegenständen betroffen wird, welche ihn 
als Urlieber oder Teilnehmer verdächtig machen. 

§ 3. Diese Bestimmungen 1 u. 2) bleiben ausser An- 
wendung auf Personen, welche zu ihrem eigenen Schutze oder, 
während sie die Ruhe, die Sittlichkeit oder die Sicher!) it uif den 
Strassen und an öffentlichen Orten gefährden, polizeilich in Ver- 
wahrung genommen werden. Diese Personen miis r-n jedoch 
spätestens Ijnmen 24 Stunden entweder in Freiheit gesetzt oder 
dem gewöhnlichen Verfahren überwiesen werden. 

§ 4. Jed^ Verhaftete muss binn^ 24 Stunden nach sdn^ 
Vorfimrung vor dem zuständigen Richter Ton demselben so ver- 
nommen werden, dass ihm die Anschuldigungsgrilnde initjgeteilt 
werden und ihm die Möglichkeit zur Aufklärung eines Missver- 
ßtändnisses gegeben wird. 

§ 5. Niemand darf vor einen anderen als den im Gesetz 
bezeichneten Richter gestellt werden. Ausnalnusgerichte und ausser- 
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ordentliche Kommissionen 'smd iiii&tatthaft. Keine Strafe kann 
aDgedroht oder verhängt werden als in Gemäösheit des Gesetzes. 

§ 6. Die Wohnung ist unverletzlich. WShrend der Nacht 
hat niemand das Recht, in dieselbe einzudringen, als in FSllen 
einer Feuer- oder Wassersnot, einer Lebensgefahr oder eines aus 
dem Innern der Wohnunp: hervorgegangenen Ansuchein Bei Tage 
kann wider den Willen des Hausherrn niemand eindiingen ausser 
infolge einer in amtlicher Eigenschaft ihm gesetzlich beigelegten 
Befugnis oder eines ihm von einer gesetzlidi dazu ermächtigten 
Behörde erteilten sduifUichen Auftrags. Haussuchungen dilrfen 
nur in den Fällen und nach den Formen des Gesetzes unter Mit- 
wirkung des Ilichters, der gericlitlichen Polizei und, wo die«o noch 
nicht eingeführt i=^t, der Polizeikonnnissaiien oder der Konimiinal- 
beliördc, wo eine solche aber nicht besteht, der Poli7Pil)eliörde des 
Orts geschehen und zwar unter Zuziehung des Augeschuldigten 
oder, fidls solche unmöglich, der Hausgenossen. 

§ 7. Das aus der Nachtzeit hergeleitete Verbot besteht fOr 
die Zeit vom 1. Oktober bis 31. März während der Stunden von 
6 Uhr aben(l^^ l)is 0 Uhr morgens und für die Zeit vom 1. April 
bis 30. Se})teniber wälirend der Stunden von 9 Uhr abends bis 
4 Uhr morgens. Auf diejenigen Orte jedoch, welche als Schlupf- 
winkel des Hazardspiels und der Aussdiweifungen oder als ge- 
wöhnliche Zufluchtsorte von V^recfaem durch den gemeinen Ruf 
bezeiclmet werden, und auf Wolmimgen der Personen, welche 
durch ein Straferkenntnis unter ))Cson(Icro polizeiliche Aufsicht 
gestellt sind, tindct das \Vrbot keine Anwendung. lu Petrcff der- 
jenigen Orte, in welclieu wälirond der Nachtzeit das Publikum ohne 
Unterschied zugelassen wird, bleibt es ausser Anwendung, solauj^e 
sie dem Publikum geöffiiet smd. 

§ 8. Im FaUe eines Krieges oder Aufruhrs kann, wenn die 
Volks\ ertretung nicht versammelt ist, durch Beschluss und unter 
\'erantwortlic]ikf'it des Staatsininisteriums die zeit- und distrikts- 
weise Suspend icrung des § 1 und § 6 gegenwärtigen Gesetzes 
provisorisch ausgesprochen werden. Die Volksvertretung ist jedoch 
in diesem Falle sofort zusamraenzuberufen. 

§ 9. Es ist keine vorgängige Genehmigung der Behörden 
nötig, um öffentliche Civil- ünd Müitfirbeamten wegen der durch 
Überschreitung ihrer Aiuts1)efuguisse verübten Verletzungen vor- 
stehender Bestimmungen gerichtlich zu belangen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhandigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen InsiegeL 

Gegeben Sanssouci den 24. Sept^ber 1848. 

Friedrich Wilhelm. 

V. Pfuel. Eichmann. v. Bonin. Kisker. Gr. v. Dönhoff. 
Für den Minister der geistlichen etc Angelegenheiten: 

V. Ladenberg. 
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26. , Verfassungsurkimde. 1848 Dez. 5. 

GeMtaammliitig 1848. S. 875—891. 

Wir Friediidi Wühehn, von Gottes Gnaden König von 

Preussen ete etc thnn kund und fügen zu wissen, dass Wir infolge 
der eingetretenen au^^f^rordentlichen \'eiiiältnisso, welche die beab- 
sichtigte Vereiiibaiung der Verfassung unmöghch gemacht und 
entsprechend den dringenden Forderungen des öffentlichen Wolils 
in möglichster Berücksichtigung der von den gewälilten YertieLeru 
des Volkes ausgegangenen nm&ssenden Vorarbeiten die nachfol- 
gende Ver&ssungsurkmide zu erlassen beschlossen haben, vorbe- 
haltlich der am Schlüsse angeordneten Revision derselben im or- 
dentlichen Wege der Gesetzgebung. 

Wir \ crkünden demnach die Verfassung für den Preussischen 
Staat wie folgt: 

Tit. I. V^om Staatsgebiete. 

Art. 1. Alle Landesteile der Monarchie in ilirem gegen- 
wärtigen Umfange bilden das Preussische Staatsgebiet. 

Art 2. Die Grenzen dieses Staatsgebietes können nur durch 
ein Gesetz verSndert werden. 

Tit. II. Von den Rechten dei I'reussen. 

Art. 6. Die ^'erfassung und das Gesetz bestimmen, unter 
welchen Bedingungen die Eigenschaft eines Preussen und die 
staatsbfii^ierlichen Rechte erworben, ausgeübt und verloren werden. 

Art. 4. Alle Preussen sind vor dem Gesetze gleich. Standes- 
vorrechte finden nicht statt. Die öffentlichen Ämter sind für alle 
dazu Befähigten gleich zugängHch. 

Art. 5. Die persönliche Freiheit ist gewährleistet Die Be- 
dingungen und Formen, unter welche eine Verhaftung zulässig 
ist, sind durch das Gesetz zum Schutze der persönlidien Freiheit 
vom 24. September laufenden Jahres [Nr. 24] bestimmt. 

Art. 6. Die Wohnung ist unverletzlich. Das Eindringen in 
dieselbe und Ilaussuchun^ien sind nur in den gesetzlich bestimmten 
Fällen und Formen gestattet. Die Besclilagnahme von Briefen 
und Papieren darf ausser bei einer Verhaftung oder Haussuchung 
nur auf Grund eines richterHeh^ B^ehles vorgenommen werden. 

Art 7. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen 
werden. Ausnahmegerichte und ausserordentliche Kommissionen, 
soweit sie nicht durch diese Verfassungsurkunde für zulässig er- 
kläi t werden, sind unstatthaft. Strafen können nur in Gemässheit 
des Gesetzes angedroht oder verhängt werden. 

Art. 8. Das Eigentum ist unverletzlich. Es kann nur aus 
Gründen des öffentlichen Wohles gegen vorgängige, in dringenden 
Fällen wenigstens vorläufig festzustellende Entschädigung nach 
Massgal)e des (lesetzes entzof^en oder beschränkt werden. 

Art. 9. Der bürgerliclie Tod und die Strafe der Vermögens- 
einziehung ündeu nicht statt 
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Art. 10. Die Freiheit der Auswanderung ist von Staats 
wegen nicht beschränkt. Abzu«rsgelder dürfen niolit erhoben werden. 

Art. 11. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Ver- 
einigung ZQ ReligionsrGeseUscluifteii (Art 28 und 29) und der 
gemeinsamen Öffentlichen Beligionsübung wird gewährleistet. Der 
Ocnuss der bürgerlichen nnd staatsbürgerlichen Rechte ist unab- 
hängig von dem religiösen Bekenntnisse und der Teilnahme an 
irgend einer Religionsgesellschaft. Den bürgerlichen und staats- 
bürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der Religions- 
freibeit kein Abbruch gesefaehen. 

Art 12. Die evangeHsche und die römiscfakatholisehe Kirche 
sowie jede andere Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten selbständig und bleibt im Besitz und Genu^^ der 
für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten 
Anstalten, Stiftungen und Fonds. 

Art 13. Der Verkehr der Religionsgesellschaften mit iliren 
Oberen ist ungehindert Die Bekanntmachung ihrer Anordnungen 
ist nur denjenigen Beschränkungen unterworfen, welchen alle übrigen 
Veröftentlichungen unterliegen. 

Art. 14. Über das Kircbon]>?itronat und die Bedingungen, 
unter welchen dasselbe aufzuheben, wird ein besonderes Gesetz 
ergehen. 

Art 15. Das dem Staate zustehende Vorschlags-, Wahl- 
oder Bestätigungsrecht bei Besetzung kirchlidier Stellen ist auf- 
gehoben. 

Art 16. Die bürgerliche Ofdtigkcit der Ehe wird durch 
deren Abschliessung vor den dazu bestimmten Civilstands-Beamten 
bedingt. Die kirchliche Trauung katm nur nach der Vollziehung 
des Civilaktes stattfinden. 

Art 17. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 

Art. 18. Der preussischen Jugend wird durch genügende 
öffentliche Anstalten das Recht auf allgemeine Volksbildung ge- 
währleistet Eltern und Vormünder sind verpflichtet, ihren Kin- 
dern oder Ptlegebefohlenen den zur allgemoinon Volkslfildung er- 
forderlichen Unterricht erteilen zu lassen uud müssen bich m dieser 
Beziehung den Bestimmungen unterwerfen, welche das Unterrichts- 
gesetz aufteilen wird. 

Art 19. Unterricht zu erteilen und Unterrichtsanstalten zu 
gründen, steht jedem frei, wenn er seine sittliche, wissenscli itt- 
liehe und technische Befähigung den betreffenden Staatsbehörden 
nachgewiesen hat 

Art 20. Die öffentlichen Volksschulen sowie alle übrigen 
Erziehung»- und Unterrichtsanstalten stehen unter der Aufeicht 
eigener vom Staate ernannter Bdiörden. Die öffentlichen Lehrer 
haben die Rechte der Staats diener. 

Art. 21. Die Leitung der niissrrr'n Angelegenheiten der 
Volksschule und die Wahl (ler Lehrer, welche ihre sitthche und 
technische Befäliigung den betreffenden Staatsbehörden gegenüber 
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zuvor nachgewiesen liaben müssen, stehen der Gemeinde zu. Den 
religiösen Unteri icht in der Volksschule besorgen und überwachen 
die betreffenden Religionsgesellschaften. 

Art 22. Die Mittel zur Errichtung, Untoiialtung und Er- 
weiterung der öifentlichen Volksschule werden von den Gemeinden 
nnd im FaUe des nachgewiesenen Unvermögens ergänzungsweise 
vom Staate aufgebüirht. Die auf besonderen Rechtstiteln be- 
ruiienden Verpflichtungen Dritter bleiben bestehen. In der öffent* 
liehen Volksschule wird der Unterrirlit unentgeltlicli erteilt. 

Art. 23. Ein beooiideres (rcset/ regelt das gesamte Unter- 
richtswesen. Der Staat gewährleistet den Volksschullehrern ein 
bestimmtes anskömmlicbes Gebalt 

Art 24. Jeder Preasse hat das Recbt durch Wort, Schrift, 

Druck und bildliche Darstellung seine Gedanken frei zu äussern. 
Die Pressfreiheit darf unter keinen Umständen und in keiner Weise, 
namentlich weder durch Zensur Tiorb durch Konzessionen iincl 
Sicherheitsbestellungen, weder durcii Staatsauf lagen noch durch 
Beschränkungen der Druckereien und des Buchhandels, noch endlich 
durch Postverbote und ungleichmässigen Postsatz oder durdi andere 
Hemmungen des freien Verkehrs beschränkt, suspendiert oder auf- 
gehoben werden. 

Art. 25. Vergehen, welche diircli Wort, Schrift, Druck oder 
bildliche Darstellung begangen werden, sind nacli den allgemeinen 
Strafgesetzen zu bestrafen. Vor der eifolgten Revision des Straf- 
reclits wird darüber ein besonderes vorläuhges Gesetz ergehen. 
Bis zu dessen Erscheinen bleibt es bei den jetzt geltenden allge- 
meinen Strafgesetzen. 

Art. 26. Ist der Verfasser einer Schrift bekannt und im 
Bereiche der richterlichen Gewalt des Staates, so dürfen Verleger, 
Drucker und Verteiler, wenn deien Mitschuld nicht durch andere 
Tliatsachen begründet wird, niclit verfolgt werden. Auf der Druck- 
schrift niuss der Verleger und der Drucker genannt sein. 

Art. 27, Alle Preussen sind berechtigt, sich ohne vorgängige 
obrigkeitliche Erlaubnis friedlich und ohne Walfeii in geschlossenen 
Bäumen zu versammehi. Diese Bestimmung bezieht sich mdit 
auf Versammlungen unter freiem Himmel, welche in allen Be- 
ziehungen der Verfügung des Gesetzes unterworfen sind. Bis zum 
Erlass eines solchen Gesetzes ist von Versammlungen unter freiem 
Himmel 24 Stunden vorher (irr Orts-Polizeibehörde Anzeige zu 
machen, welche die Versaniiuluug zu verbieten hat, wenn sie die- 
selbe fttr die öffoiflidie Sidierheit oder Ordnung gefibrlicfa erachtet 

Art 28. Alle Preussen haben das Recht, sich zu solchen 
Zwecken, welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesell- 
sdisften zu vereinigen. 

Art- 29. Die Bedingungen, unter welchen Korporationsrechte 
erteilt oder verweijjprt werden, bestimmt das Gesetz. 

Art 30. Das Tetitionsrecht steht allen Preussen zu. Petitionen 
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unter einem Gesamtuamen sind nur Behörden und Korporationen 
gestattet 

Art 31. Das Briefgeheimnis ist unverletzlich. Die bei straf- 
gerichtliehen Untersudmngw und in Kriegsfölloi notwendigen 6e- 
schrSnkungen sind dnreh die Gesetzgebung festzustellen. Dhb 
Gesetz bezeichnet die Beamten, welche für die Verletzung des 
Geheimnisses der der Post anvertrauten Briefe verantwortlich sind. 

Art 32. Alle Preussen sind wehrpflichtig. Den Umfiing 
und die Art dieser Pflicht bestimmt das Gesetz. Auf das Heer 
finden die in den §§ 5, 6, 27, 28 enthaltenen Bestimmungen in 
soweit Anwendung, als die militSrischen Disziplinar-Vorsdhriften 
nicht entgegenstehen. 

Art. 33. Die bewaffnete Macht besteht aus dem stehenden 
Heere, der Lixndwclir, der Bürfroi vrohr. Besondere Gesetze regeln 
die Art und Weise der Einstellung und die Dienstzeit 

Art 34. Die bewaffnete Macht kann zui' Unterdrückung^ 
innerer Unruhen und zur Ausführung der Gesetze nur auf Re- 
quisition der Civil-Behörden und in den vom Gesetze bestimmten 
Fällen und Formen verwendet werden. 

Art 35. Die Einrichtung der BQrgerwehr ist durch ein be- 
sonderes Gesetz geregelt 

Art 36. Das Heer steht im Kriege und im Dieiü^te unter 
der Miütär-Kriminal-Gerichtsbarkeit und unter dem Militär-Straf- 
Gesetzbudi; ausser dem Kriege und dem Dienste unter Beibehal- 
tung der Militär-Kriminal-Gerichtsbarkeit unter den allgemeinen 
Strafgesetzen, Die Bestimmungen über die militärische Disziplin 
im Kriege und Frieden, sowio dio nitheren Festsetzungen \\hov den 
Militär-Gerichtsstand bleil)en (.egenstand besonderer Gesetze. 

Art 37. Das stehende Heer darf nicht beratschlagen. Eben- 
sowenig darf es die Landwdir, wenn sie zusammenberdSDn ist 
Auch wenn sie nicht zusammenberufen ist^ sind Versammlungen 
und Vereine der Landwehr zur Beratung militfiriseher Befehle und 
Anordnungen nicht gestattot 

Art. 38. Die Enichtung von Lehen und die Stiftung von 
Familien-Fi(leikoiinüisr,en ist untersagt. Die bestehenden Lehen 
und Familien-FideikoHimisse sollen durch gesetzliche Anordnung 
in freies Eigentum umgestaltet werden. 

Art. 39. Vorstehende Bestimmungen (Art. 38) finden auf 
die Tlnonlehen, das Königliche Haus- und Prinzliche Fideikonnniss 
so^vi^ auf die ausserhalb des Staates belegenen Lehen iinrl die 
ehenjais reichsunmittelbaren Besitzungen und Fideikominisse, in- 
sofern letztere durch das deutsche Bundesrecht gewährleistet sind, 
zur Zdt keine Anwendung. Die Rechtsverhältnisse derselben 
sollen durch besondere Gesetze geordnet werden. 

Art 40. Das Rocht der freien Verfügung über das Grund- 
eigentum unterliegt keinen anderen Beschränkungen als denen der 
allgemeinen Gesetzgebung. Die Teill)arkeit des Grundeigentums 
und die Ablösbarkeit der Grundlasten wird gewährleistet Auf- 
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gehoben ohne Entschädigung' sind: a) die Gerichtsherrlichkeit, die 
gutsherrliche Polizei und ol i iul ( iflic lie Gewalt, sowie die gewissen 
Grundstücken zustehenden Uohcitsreclite und Privilegien, wogegen 
die Lasten und Leistungen wegfallen, welche den bisher Berech- 
tigten oblagen. Iiis zur Emauicrung der neuen Gemeindeordnung • 
bleibt es bei den bisherigen Bestimmungen hinsichtlich der Polizei- 
Verwaltung, b) Die aus diesen Befugnissen, aus der Schutzherr' 
lichkeit, der früheren Erbunterthänigkeit, der früheren Steuer- und 
Gewerbe -^'^erfassung herstamnionflon A-crpflichtungen. Bei erb- 
licher Überlassung eines Grundstückes ist nur die Übertragung 
des vollen Eigentums zulässig; jedocli kann auch hier ein fester 
ablösbarer Zins vorbehalten weiden. 

Tit m. Vom Könige. 

Art, 4L Die Person des Königs ist unverletzlich. 

Art. 42. Seine Minister smd verantwortlich. — Alle Re- 
gienings-Akte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegen- 
zeichnung eines Ministers, welcher dadurch die Verantwortliclikeit 
flbemimmt 

Art 43. Dem Könige allein steht die vollziehende Gewalt 
zu. Er ernennt und entlässt die Minister. Er befiehlt die Ver- 
kündiiinn^ der Gesetze und erlasst unverzüglich die zu deren 
Ausluhrung nötigen Verordnungen. 

Art. 44. Der König fülut den Oberbefehl über das Heer. 

Art 45. Er besetzt alle Stella in demsdb^ sowie in deik 
übrigen Zweigen des Staatsdienstes, insofern nicht das Gesetz ein 
Anderes verordnet. 

Art. 46. Der König hat rlas Recht. Krieg zu erklären, 
Frieden zu schliessen und Vertrage mit frenulen Regierungen zu 
errichten. Handcl-sverträge sowie andere Verträge, durch welche 
dem Staate Lasten oder einzelnen Staatsbürgern Verptiichtungen 
auferlegt werden, bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung 
der Kammern. 

Art 47. Der König hat das Recht der Begnadigung und 
Strafmilderung. Zu Gunsten eines wegen seiner Amtshandlungen 
verurteilten Ministers kann dieses Recht nur auf Antrag derjenigen 
Kammer ausgeübt werden, von welcher die Anklage ausgegangen 
ist Er kann ber^ts eingeleitete Untersuchungen nur am Grund 
eines besonderen Gesetzes niedersdilagen. 

Art 48. Dem Könige stdit die Verleihung von Orden und 
anderen mit Vorrechten nicht verbundenen Auszeichnung^ zu* 
Elr übt das Münzrecht nach Massgabe des Gesetzes. 

Art 49. Der König beruft die Kammern und schliesst ihre 
Sitzungen. Er kann sie entweder beide zugleich oder nur eine 
auflösen. Es müssen aber in einem solchen Falle innerhalb eines 
Zeitraums von 40 Tag!^ nach der Auflösung die Wähler und 
innerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen nach der Auflösung die 
Kammern versammelt werden. 
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Art 50. Der König kann die Kammern vertagen. Ohne 
deren Zustimmung darf diese Vertagung die Frist von 30 Tagen 
nicht übersteigen und während derselben Session nicht wieder- 
holt werden. 

Art 51. Die Krone ist den Köni^chen Haasgesetzen gemäss 
erblich in dem Mannastamme des Königlichen Hauses nach dem 
Bedite der Erstgeburt und der agnatischen linralfolge. 

Art. 52. Der König wird mit Vollendung des ISten Lebens- 
jahres volljährig. Er leistet in (Gegenwart der vereinigten Kammern 
das eidliche Gelöbnis, die Verfassung des Königreichs fest und 
unverbrüchUch zu halten und in Übereinstiniuiung mit derselben 
und den Gesetzen zn regieren. 

Art, 53. Ohne Einwilligung beider Kammern kann der 
König nicht zugleich Herrscher fremder Reiche sein. 

Art. '4. Im Fall der Minderjährigkeit des Königs veremigen 
sich l)ei(le Kammern zu einer Versammlung, um die Regentschaft 
und die Vormundschaft anzuordnen, insofern nicht schon durch 
ein besonderes Gesetzes für beides Vorsorge getroffen ist. 

Art 55. Ist der König in der Unmöglichkeit zu regiereu, 
so beruft der Nächste znr Krone oder derjenige, der nach den 
Hausgesetzen an dessen Stelle tritt, beide Kammern, nm in Ge- 
mässheit des Art. 54 zu handeln. 

Art. 56. Die Regentschaft kann nur einer PerRon fibrrtrnurn 
werden. Der Regent schwört bei Antretung der Regentscliatt einen 
Eid, die Verfassung des Königreichs fest und unverbrüchUch zu 
halten und in Üboremstimmung mit derselben tmd den Gesetzen 
zu regieren. 

Art. 57. Dem Kron-Fideikommiss-Fonds verbleibt die durch 
das Opsetz vom 17. Januar 1820 auf die Domänen und Forsten 
angewiesene Rente. 

Tit IV. Von den Ministern. 

Art. 58. Die Minister, sowie die zu ihrer Vertrotimg abge- 
ordneten Staatsbeamten liaben Zutritt zu jeder Kammer und müssen 
aul ihr V erlangen zu jeder Zeit gehört werden. Jede Kammer 
kann die Gegenwart der Sfinister verlangen. Die Minister haben 
in einer oder der anderen Kammer nur dann Stimmrecht, wenn 
sie Mitglieder derselben sind. 

Art. 59. Die Minister können durch Beschlnss einer Kammer 
wegen des Verbrechens der Verfassungsverletzung, der Bestechung 
und des Verrates angeklagt werden. Über solche Anklage ent- 
scheidet der oberste ( Jerichtshof der Monarchie in vereinigten Se- 
naten. Solange noch zwei oberste Gerichtshöfe bestehen, treten 
dieselben zn obigem Zwedce zusammen. Die näheren Bestim- 
mungen über die Fälle der Verantwortlichkeit, über das Ver- 
fahren und das Straimass werden einem besonderen Gesetze vor- 
behalten. 
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Tit V. Von den Kammern. 

Art 60. Die gesetzgebende Gewalt wird gemdnsdiafißich 
durch den KOnig und durdn zwei Kammern aushobt Die Übw- 
einstimmung des Königs mid Mder Kammern ist zu jedem Ge- 
setze erforderlich. 

Art. 61. Dem Könige sowie jeder Kammer steht das Recht 
zu, Gesetze vorzuscidaKen. Vorschläge, welche durch eine der 
Kammern oder durch den König verworfen worden sind, können 
in derselben Session nicht wieder vorgebracht werden. 

Art. 62. Die erste Kammer besteht aus 180 Mitgliedern. 

Art. 68. Die Mitglieder der ersten Kammer werden durch 
die Provinzini-, Bezirks- und Kroisvertreter erwählt. (Art. 104). 
Die Provinziai-, Bezirks- und Kreisvertreter bilden nach näherer 
Bestimmung des Wahlgesetzes die Wahlkörper und wählen die 
nadi der Bevölkerung anf die Wahlbezirke nllende Zahl der Ab- 
geordneten."') 

•) Bei der Revision l'^r Yprf:ispnn 'snrkii u bleibt zu orwägen, ob ein 
Teil der Mitglieder der ersten Kammer vom JbLuiiige zu eruennen und ob den 
Obeibfirgermeiatern der grossen Städte aowie den vertzetem der ünivenitätMi 
und AkademiDu der Wisscusohaften und der Kfinste ein Siti in der Eunmer 

einzuräumen sein moctite. 

Art 64. Die Legislaturperiode der ersten Kammer wird auf 
sechs Jahre festgesetzt. 

Art 65. Wählbar zum Mitgliede der ersten Kammer ist 
jeder Preusse, der das 40ste Lebensjahr vollendet, den Vollbesitz 
der bürgerlichen Rechte infolge rechtskräftigen richterlichen Er- 
kenntnisses nicht verloren und bereits fünf Jahre lang dem preussi^ 
sehen Staatsverbande angehört hat. 

Art 66. Die zweite Kammer besteht aus 350 Mitgliedern. 
Die Wahlbezirke werden nach Massgabe der Bevölkerung fest- 
gestellt 

Art. 67. Jeder selbständige Preusse, welcher das 24ste 
Lebensjahr vollendet, nicht den Vollbesitz der bürgerlichen Rechte 
infolge rechtskräftigen richterlichen Erkenntnisses verloren luit, ist 
in der (lenieinde. worin er seit sechs Monaten seinen Wohnsitz 
oder Aufenthalt liaL, atminiberechtigter Urwähler, insofern er nicht 
aus öffentlichen Mitt^ Armenunterstfitzung erhält"^) 

*) Bei der Revision der Verfassungsurkunde bleibt es zu erwägen, ob 
nicht ein antleror Wahlmodu.s, namentlich der der Eiuteiliinf? nach bostimmten 
Klassen für «Stadt und Land, wobei sämtlicbe bisherigen Urwähler mitwählen, 
vontoiehen sein möchte. 

Art. 68. Die Urwähler einer jeden Gemeinde wählen auf 
jede Vollzalil von 250 Seelen ihrer Bevölkerung einen Wahlmann. 

Art. 69. Die Abgeordneten werden durch die Wahlmänner 
erwählt. Die Wahlbezirke sollen so organisiert wei'den, dass min- 
destens zwei Abgeordnete von einem Waldkörper gewälüt werden. 

Art 70. Die Legislaturperiode der zweiten Kammer wird 
auf drei Jahre festgesetzt 

Art 71. Zum Abgeordneten der zweiten Kammer ist jeder 
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Preusse wählbar, der das dreissig?to Lcbonsjalir vollendet, den 
Vollbesitz der ))ürgcrlichen Rechte infolge reciitskrilftigen rirhter- 
lichen Erkenntnisses nicht verloren nnd bereits ein Jahr lang dem 
preussischen Staatsverbande angehört hat 

Art 72. Die Kammern werden nach Ablauf ihrer Legislatur- 
periode neu gewählt. Ein Gleiches geschieht im Falle der Auf- 
lösung. In beiden Fällen sind die bisherigen Mitglieder wieder 
wählbar. 

Art. 73. Das Nähere über die Ausfülirung der Wahlen zu 
beiden Kaiiinieru bestimmt das Wahl-Aust'ülu'ungsgesetz. 

Art 74. Stellvertxet^ f9r die Mit^eder der hdAm Kam- 
mern werden nicht gewählt 

Art. 75. Die Kammern werden dnrch den Kdnig regelmässig 
im Monat November jeden Jahres und ausserdem, so oft es die 
Umstände erlieischen, ein})«^rufen. 

Art. 76. Die Erolliiiing und die Schliessung der Kammern 
geschieht durch den König m Terson oder durch einen dazu von 
ilmi beauftragten Minister in einer Sitzung der vereinigten Kammern. 
Beide Kammern werden gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt und 
geschlossen. Wird eine Kamm^ aufgelöst, so wird die andere 
gleichzeitig vertagt 

Art. 77. Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mit- 
glieder und entscheidet darüber. Sie regelt iliren Geschältsgang 
durch eine Geschäftsordnung und erwählt ihren Präsidenten^ ihre 
Vizepräsidenten und Sdirifmlhrer. Beamte bedürfen keines Ur- 
laubs zum Eintritt in die Kammer. Durch die Annahme eines 
besoldeten Staatsamtes oder einer Beförderung im Staatsdienste 
verliert jedes Mitglied einer Kammer Sitz und Stimme in der- 
selben und kann seine Stelle nur durch eine neue Wahl wieder 
erlangen. Niemand kann Mitglied beider Kammern sein. 

Art 78. Die Sitzungen beider Kammern sind öffentlich. 
Jede Kammer tritt auf den Antrag ihres Präsidenten oder von 
10 Mitgliedern zu einer {^^eheimen Sitzung zusammen, in welcher 
dann zunächst über diopfm Antrag zu l)esclilic--en ist. 

Art. 79. Keine der beiden Kammern kann einen Beschkisb 
fassen, wenn nicht die Mehrheit ihrer Mitglieder anwesend ist 
Jede Kammer lu»t ihre Beschltlsse nach absoluter Stunmenmehr- 
heit» yorbdialtlich der durch die Geschäftsordnung för Wahlen 
etwa zu bestimmenden Ausnahmen. 

Art. RO. Jede Kammer hat für sich dn^ Recht, Adressen 
an den König zu richten. Niemand darf den ivammem oder einer 
der.^elben in Person eine Bittschrift oder Adresse überreichen. 
Jede Kammer kann die an sie gerichteten Schriften an die Mi- 
nister fiberweisen und von denselben Auskunft über eingehende 
Beschwerden verlangen. 

Art 81. Eine jede Kammer hat die Befugnis, l^ehnfs ihrer 
Information Kommissionen zur Untersuchung von Thatsachen zu 
eineunen. 
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Art 82. Die Mitglie(?er beider Kamniern sind prtrrter des 
ganzen Volkes. Sie stimmen hik Ii ihrer freien Überzeugung und 
sind an Aufträge und Instniktioiien nicht jrebunden. 

Art 83. Sie können weder für ihre Abstuanmngen in der 
Kammer noch für ihre daiin ausgesprochenen Meinungen zur 
Rechenschaft gezogen werden. Kein Mitglied einer Kammer kann 
ohne deren Genehmigung wälirend der Sitzungsperiode wegen 
einer mit Strafe bedroliten Handlung zur Untersuchung gezogen 
oder verhaftet werden, ausser wenn bei Ausübung der That 
oder binnen der nächsten 24 Stunden nach (lers(dben ergriffen 
wird. Gleiche Genehmigung ist bei einer Verhaftung wegen 
Schulden notwendig. Jedes Strafverfisduren gegen ein Mitglied der 
Kammon und eine jede Untersuchnngs- oder Givilhaft wird für 
die Dauer der Sitzung aufgehoben, wenn die betreffende Kammer 
68 verlangt 

Art 84. Die Mitglieder der ersten Kammer erhalten weder 
Keisekosten noch Diäten. Die Mitglieder der zweiten Kammer 
erhalten aus der Staatskasse Reisekosten und DifiTen nach Mass* 
gäbe des Gesetzes. Ein Verzicht hierauf unstaiiliait. 

Tit VI. Von der richterlichen Gewalt 

Art 85. Die richterliche Gewalt wird im Namen des Königs 
durch unabhängige, keiner anderen Autoritftt als der des Gesetzes 
unt^orfene Gerichte ausgeflbt Die Urteile werden im Namen 

des Königs ausgefertigt und vdlstreckt 

Art 86. Die Richter werden vom Könige oder in dessen 
Namen auf ihre Lebenszeit ernannt Sie können nur duK Ii Ku hter- 
spruch ans Gründen, weiche die Gesetze vorgesehen und bestiHimt 
haben, ihres Amtes entsetzt, zeitweise enthoben oder unfreiwillig 
an eine andere Stelle versetzt und nur aus den Ursachen und 
unter den Formen, welche im Gesetze angegeben sind, pensioniert 
werden. Auf die Versetzungen, welche durch Veränderungen in 
der Organisation der Gerichte oder ihrer Bezirke nötig werden, 
findet diese Bestimmung keme Anwendung. 

Art 87. Den Richtern dürfen andere besoldete Staatsämter 
nicbt flbertragen werden. Ausnahmen sind nur auf Grund eines 
Gesetzes zuU^sig. 

Art 88. Die Organisation der Gerichte wird durch das 
Gesetz bestimmt. 

Art 89. Zu einem Richteramte darf nur der berufen werden, 
welcher sich zu demselben nach Vorschrift der Gesetze befähigt hat 

Art 90. Gerichte für besondere Klassen von Angelegen- 
heiten, insbesondere Handels- und Gewerbegerichte sollen im Wege 
der Gesetzgebung an den Orten errichtet werden, wo das Bedürfnis 
solche erfordert Die Organisation und Zuständigkeit der Han- 
dels-, Gownrbe- mv] Militärgerichte, d^s Verfahren bei denselljen, 
die Ernennung ilirei- Mitglieder, die besonderen Verbältnisse der 

Altinann, Urkk. z. br»iiilb.-preusti. VerfatisDagag«acli. iL 10 
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letzteren und die Dauer ihres Amtes werden durch das Gesetz 

festgestellt. 

Art. 91. Die noch bestehenden beiden obersten Gerichtshöfe 
soUra zu emem einzigen vereinigt werden. 

Art. 92. Die Verhandlungen vor «lern erkennenden ( Berichte 
in Civil- und Strafsachen sollen öffentlich sein. Die Öffentlichkeit 
kann jedoch durch ein öifeiitlich zu verkündendes Urteil ausge- 
schlossen werden, wenn sie der Ordnung oder den guten Sitten 
Gefahr droht Auch in Civilsachen kann die Öffentlichkeit durch 
Gesetze beschränkt werden. 

Art. 93. Bei den mit schweren Strafen bedrohten Ver- 
brechen, bei allen politischen Verbredum und bei Pressvcr^^ehen 
erfolgt die Entscheidung über die Schuld des Angeklagten diirrli 
(Tesch>vorene. Die Bildung des Geschworenengerichts wird durch 
ein (iesetz geregelt. 

Art. 94. Die Konipetenz der Gerichte und Verwaltungs- 
behörden wird dnrch das Gesetz bestimmt Über Kompetenz- 
kontlikte zwischen den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden ent- 
scheidet ein durch das Gesetz bezeichneter Gerichtshof. 

Art 95. Fs ist keine vorgängige Genehmigung der Behörden 
nötig, um Ötleutiiche Civil- und Militärbeamte wegen der durch 
Überschreitung ihrer Amtsbefugnisse verübten Rechtsverletzungen 
geiichtlich zu belangen. 

Tit. VII. Von den Staatsbeamten. 

Art, 96. Die l)esonderen Rechtsverliältnisse der nicht zum 
Kichterstande gehörigen Staatsbeamten einschliessUch der Staats- 
anwälte sollen durch ein Gesetz geregelt werden, welches, olino 
die Regierung in der Wahl der ausföhrenden Organe zweckwicing 
zu besäurinken, den Staatsbeamten gegen wiUküilidie Entziehung 
von Amt und Einkommen angemessenen Schutz gewälirt. 

Art. 97. Auf die Anspräche der vor Verkündigung der Ver- 
fassun<^siirkunde etatsmässig angestellten StaatsVteamten soll im 
Staatsdienergesetz besondere Rücksicht genommen weiden. 

Tit VIII. Von der Finanzverwaltung. 

Art 98. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats mflssen 
für jedes Jahr im voraus \ oranschlagt und auf den Staatshaus- 
halts-Etat gebracht werden. ' Letzterer wird jährlich durch ein 

Gesetz festgestellt. 

Art. 99. Steuern und Abgalten für die Staatskasse dürfen 
nur, soweit sie in den biaatshaushalts-Etat aul^cnuiumeu oder 
durch besondere Gesetze angeordnet sind, erhobt werden. 

Alt. 100. In Betreff der Steuern können Bevorzugungen 
nicht eingeführt werden. Die bestehende Steuergesetzgebung wird 
einer Revision unterworfen und <labei jede Bevorzugung abge«ohfiflft. 

Art. 101. Gebüiiren können Staats- oder Kommunalbeamte 
nur auf Grund des Gesetzes erheben. 
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Art. 102. Die Aufnahme von Anleihen für die Staatskasse 
findet nur aut (irund eines Gesetzes statt. Dasselbe gilt von der 
Übernahme von Garant ieen zu Last(Mi des Staats. 

Art 103. Zu ELatsübersckreitungen ist die nachträgliche 
Genehmigung der Kammern erforderlich. Die Beehnungen Aber 
den Staatshaushalt werden von der Ober-Rechnungskammer geprüft 
und festgestellt Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt 
jeden Jahres einschliesslich einer Übersicht der Staatsschulden 
wird von der Ober-Rechnungskammer zur Entlastung der Staats- 
regierung den Kammern vorgelegt Ein besonderes Gesetz wird 
die Einrichtung und die Befugnisse der Ober-Rechnungskammer 
bestimmen. 

Tit IX. Von den Gemeinden, Kreis-, Bezirks- und 

P r 0 V i n z ial - Ve r 1) ä n d en. 

Art. 104. Das (iebiet des Preussischen Staates zerfällt in 
Provinzen, Bezirke, Kreise und Gemeinden, deren Vertielung und 
Verwaltung dardi besondere Gesetze unter Festhaltung folgender 
Grundsätze näher bestimmt wird: 

1) Über die inneren und besonderen Angelegenheiten der Pro- 
vinzen. Bezirke, Kreise und Gemeinden beschliessen aus ^^e- 
wähltiMi Vertretern bestehende Versammlungen, deren Be- 
schlüsse durch die Vorsteher der Provinzen, Bezirke, Kreise 
und Gemeinden ausgeführt werden. Das Gesetz wird die 
Falle bestimmen, in welchen die BescMflsse der Gemeinde-, 
Kreis-, Bezirks- und Provinzialvwtretung der Genehmigung 
einer liölieren Vertretung oder der Staatsregierung unter- 
worfen sind. 

2) Die Vorsteher der Provinzen, Bezirke und Kreise werden von 
der Staatsregierung ernannt, die der Gemeinden von den Ge- 
memdemitgliedem gewählt Die Organisation der Exekutiv- 
gewalt des Staates wird hierdurch nicht berührt 

3) Den Gemeinden insbesondere isteht die selbständige Verwal- 
tung ihrer Gern ein deim 'Gelegenheiten zn mit Einschluss der 
Ortspolizei. Den Zeit[)unkt imd die Bedingungen des Über- 
ganges der Polizeiverwaltung an die Gemeinden wird das 
Gesetz bestimmen. Die polizeilichen Funktionen könn^ in 
Städten von mehr als 30000 Einwohnern auf Staatsorgane 
übertragen wcnrden. 

4) Die Beratungen der Provinzial-, Bezirks-, Kreis- und Ge- 
meindevertretungen sind in der Regel ötfentlich. Die Aus- 
nahmen bestimmt das Gesetz. Über die Einnahmen und 
Ausgaben muss jährlich wenigstens ein Bericht veröffentlicht 
werden. 

AUgemeiue Bestimmungen. 

Art 105. Gesetze und Verordnungen sind nur verbindlich, 
wenn sie zuvor in der vom Gesetze vorgeschriebenen Form bekannt 

1/ 
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peniacht worden sind. Wenn flie Kammern nicht versammelt sind, 
können in dringenden Fällen unter Verantworüiclikeit des ge- 
samten Staatäministerioms Verordnungen mit Gesetzeskraft erlassen 
werden; dieselben sind aber den Kammern bei ihrem nSchsten 
Zasammentritt zur Genehmigung sofort vorzulegen. 

Art. 106. Die Verfassung kann auf dem ordentlichen Wege 
der Gesetzgebung abgeändert werden, wobei in jeder Kammer die 
gewöhnliche absolute Stimmenmehrheit genügt 

Art 107. Die Mitglieder der beiden Kammern und alle 
Staatsbeamten haben dem Könige und der Verfiussnng Treue und 
Gehorsam zu sdiwören. 

Art 108. Die bestehenden Steuern und Abgaben werden 
forterhoben, und alle Bestimm impfen der bestehenrtcn Gesetzbücher, 
einzelnen Gesetze und Verordnungen, welche der gegenwärtigen 
\'erfa».sung nicht zuwiderlaufen, bleiben iu Kraft, bis sie durch 
ein Gesetz abgeändert werden. 

Art 109. AUe durch dra bestehenden Gesetze angeordneten 
Behörden bleiben bis zur AusfiDhrung der sie betreffende or- 
ganischen Gesetze in Thätigkeit 

Art 110. Für den Fall eines Krieges oder Aufruhrs können 
die Art 5, 6, 7, 24, 25, 26, 27 und 28 der Verfassungsurkunde 
zeit- und distriktsweise ausser Kraft gesetzt werden. Die näheren 
Bestimmungen darüber bleiben einem besonderen Gesetze vorbe- 
halten. Bis dahin bewendet es bei den in dieser Beziehung b&- 
stdienden Vorschriften. 

Übergangs-Bestimmungen. 

Art III. Sollten durch die für Deutschland festzustellende 
Verfassung Abänderungen des gegenwärtigen Verfassungsgesetzes 
nötig werden, so wird der König dieselben anordnen und diese 
Anordnungen den Kammern bei ihrer nächsten Versammlung mit- 
tdien. Die Kammern werden dann Beschluss darüber fassen, ob 
die vorläufig angeordneten Abänderungen mit der deutschen Ver- 
fassung in Übereinstimmung stehen. 

Art 112. Die gegenwärtige Verfassung soll sofort nach dem 
ersten Zusammentritt der Kammern einer Revision auf don Wege 
der Gesetzgebung (Art 60 und 106) anterworÜBn werte. Das 
im Art 52 erwähnte eidliche Gelöbnis des Königs« sowie die vor- 
geschriebene Vereidung der beiden Kammern und aller Staats- 
beamten erfolgen sogleich nach vollendeter Revision (Art 107). 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beige druckteni Königlichen Int^if L^el. 

Gegeben Potsdam den 5. Dezember 1848. 

Friedrich Wilhelm. 
Graf V. Brandenburg, v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 

Rinteien. v. d. Heydt 
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26, Verordnung über die Wahl der Abgeordaeten 
zur zweiten Kammer. 1849 Mai 30. 

GeMteuuniiiliuig 1849» 8. 205—210. 

Wii- Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Prcussen etc etc verordnen in Ausführung der Artikel 67 bis 74 
und auf Grand des Artikels 105 der Verfiissungsurknnde [v. 1848: 
Nr. 25] auf den Antrag Unseres Staatsministeriums, oass statt 
des Wahlgesetzes für die Abgeordneten der zweiten Kammer vom 
6. Dezember 1848 die nachfolgenden näheren Bestimmungen mv 
Anwendung zu bringen sind: 

§ 1. Die Abgeordneten der zweiten Kainiaer werden von 
Wahlmfinnem in Wahlbezirken, die Wahlmänner ?on den Ur- 
Wühlern in Urwahlbezirken gewälilt 

§ 2. Die Zahl der in jedem Regierungsbezirke zu wählenden 
Abgeordneten weist das anliegende [weggelassen] Verzeichnis nach. 

§ 3. Die Bildung der Wnhlhozirkp nnfh ]\f!i^5^p:abe der 
durch die letzten allgemeinen Zählungen ermittelten i5e\ ()lkerung 
von den Regierungen dergestalt zu bewirken, dass von jedem 
Wahlkörper mindestens zwei Abgeordnete zu wählen sind. Kreise, 
die zu yerschied^en Begiemngsbezirken gehören, kOnnen aus- 
nahmsweise durch den Ober-Präsidenten zn einem Wahlbezirke 
vereinigt werden, wenn es nach der Lage und den sonstigen Ver- 
hältnissen der ersteren nötig erscheint. 

ß 4. Auf jede Vollzahl von 250 Seelen ist ein Wahlmann 
zu wäiiien. 

§ 5. Gemeinden von weniger als 750 Seelen, sowie nicht 
zu einer Gemeinde gehörende bewohnte Besitzungen werden von 
dem Lan^ate mit einer oder mehreren benadimuten Gemeinden 

zu einem Urwfihlbozirke vereinigt. 

§ 6. Gemeinden von 1750 oder mehr als 1750 Seelen 
werden von der Gemeinde-Verwaltungsbehörde in mehrere Ur- 
wahlbezirke geteilt Diese sind so einzurichten, dass höchstens 6 
Wahlmännw darin zu wählen sind. 

§ 7. Die Urwahlbezirke müssen, soweit es thunlich ist, so 
gebildet werden, dass die Zahl der in einem jeden derselben zu 
.wählenden Wahhnänner durch drei teilbar ist. 

§8. Jeder selbstständige Preusse, welcher das 24ste Lebensjahr 
vollendet und nicht den Vollbesitz der bürgerlichen Rechte inioige 
reehtskraffcigen riditerliehen ErkMntn&ses verlorai hat^ ist in der 
Gemeinde, worin er seit sechs Monaten seinen Wohnsitz oder 
Aufenthalt hat, stimmberechtigter Urwähler, sofern er nicht aus 
öffentlichen Mitteln Armenunterstützung erhält. 

§ 9. Die Militärpersonen des stellen den Heeres und die 
Ötauim-Mannschaftcn der Landwehr wählen an ihrem Standorte, 
ohne Rücksicht daraul, wie lange sie sich an demselben vor der 
Wahl aufgehalten haben. Sie bilden, wenn sie in der Zahl von 
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750 Mann oder darfiber zneanimenstehen, dnen oder mehrere be- 
sondere Wahlbezirke. Land wehrpflichtige, welche zur Zeit der 
Wahlen zum Dienste einberufen sind, wählen an dem Orte ihres 
Aufenthaltes fQr ihren Heimatsbezirk. 

§ 10. Die Urwähler werden nach Massgabe der von ihnen 
zu entrichtenden direkten Staatssteuem (Klassensteuer, Grund- 
steuer, Gewerbesteuer^ in 3 Abteilungen geteilt, und zwar in der 
Art, dass auf jede Aoteihing ein Drittefl der Gesamtsumme der 
Steuerbeträge aller Urwähler fällt Diese Gesamtsumme wird be- 
rechnet: n) ^emeindeweise, falls die Gemeinde einen Urwalilbezirk 
für sich 1 lüdet oder in mehrere Ur"\vahlbczirke geteilt ist (§ 6); 
b) beziiköweise, falls der Urwahibezirk aus mehreren Gemeinden 
zusammengesetzt ibt 5). 



selbe zunächst die etwa in Gemflssheit der Verordnung vom 4. 
April 1848 anstatt der indirekten eingeführte direkte Staatssteuer 
ein. Wo weder Klassensteuer noch klassifizierte Steuer auf 
Grund der Verordnung vom 4. April 1848 erhoben wird, tritt an 
Stelle der Klassensteuer, die in der Gemeinde zur Hebung kom- 
mende, direkte Kommunalsteuer. Wo auch eine solche ausnahms- 
weise nicht besteht, muss von der Gemeindeverwaltung nach den 
Grundsätzen der Klassensteuer-Veranlagnng eine ungefihre Ein- 
Schätzung liewirkt und der Betrag ausgeworfen werden, welchen 
jeder Urwähler danach als Klassensteuer zu zahlen haben würde. 
Wird die Gewerl)esteuer von einer Handelsgesellschaft entrichtet, 
so ist die Steuer behufs Bestijumung, in welche Abteilung die 
Gesellschafter gehören, zu gleichen Teilen auf dieselben zu 
repartieren. 

§ 12. Die erste Abteilung besteht aus deigenigen Ur- 
wählern, auf welche die höchsten Steuerbeträiie bis zum Belaufe 
eines Dritteiis der Gesamtsteuer 10) talhin. Die zweite Ab- 
teilung besteht aus denjenigen Urwälder^, auf welche die nächst 
niedrigeren Steuerbeträge bis zur Grenze des zweiten Dritteiis 
feilen. Die dritte Abteilung besteht ans den am niedrigsten be- 
steuerten UrwShleni, auf welche das dritte Dritteil ffillt In diese 
Abteilung gehOren auch diejenigen Urwähler, welche keine Steuer 
zahlen. 

§ 13. Solange der Grundsatz wegen Aufhebung der Ab- 
gabenbefreiung in Bezug auf die Klassensteuer und direkte Kom- 
munalsteuer noch nicht durchgeführt ist, sind die zur Zdt noch 
befreiten Urwähler m diejenigs Abteilung aufzunehmen, welcher 
sie angehören würden, wenn die Beh-eiungen bereits aufgehoben wären. 

§ 14. Jede Abteilung wählt ein Dritteil der zu wühlenden 
Wahlmänner. Ist die Zahl der in einem Urwalübezirke zu 
wählenden Wahlmänner nicht durch 3 teilbar, so ist, wenn nur 1 
Wahlmann übrig bleibt, dieser von der zweiten Abteilung zu 
wählen. Bleiben 2 Wahlmfinner übrig, so wühlt die erste Ab* 
teilung den einen und die dritte Abtdlung den anderen. 




erhoben wird, tritt für die- 
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§ 15. In jeder Gemeinde ist sofort ein Verzeichnis der 
stimm !>erechtigteu Urwähler (Urwahlerliste) aufzustellen, in welchem 
bei jedem einzelnen Namen der Steuerbetrag angegeben wird, den 
der Urwähler in der Gemeinde oder in dem aus mehreren Ge- 
meinden zusammengesetzten Urwahlbezirk zu entriehten hat Dies 
Verzeichms ist öffätlich ausznlegen und, dass dieses gesch^en, 
in ortsüblicher Weise bekannt zu machen. Wer die Aufstellung 
fftr unriclitig oder nnvollständig hält, kann dies innerhalb dreier 
Tage nach der Bekanntmachung bei der Ortsbehörde oder dem 
von derselben dazu ernannten Kommissar oder der dazu nieder- 
gesetzten Kommission schrilüicli anzeigen oder zu Protokoll geben. 
Die Entscheidung darflber steht in den Stfldten der Gemeinde- 
Verwaltungsbehörde, auf dem Lande dem Landrate zu. In Ge- 
meinden, die in mehrere Urwahlbezirke geteilt sind, erfolgt die 
Aufstellung der T^rw-ililorlisten nach den einzehien Bezirken. 

§ 16. Die Abteilungen (§ 12) werden seitens derselben 
Behörden festgestellt, welche die Urwahlbezirke abgrenzen 6, bi. 
Eben diese Behörden haben für jeden Urwahlbezirk das Lokal, 
in welchem die auf den Bezirk bezügliche Abteilungsliste öffent- 
lich auszulegen und die Wahl der Wahlmänner abzuhalten ist, zu 
bestimmen und den Wahlvorsteliei-. der die Wahl zu leiten hat, 
sowie einen Stellvertreter desselben für Verhinderun'rsfaile zu er- 
nennen. In Bezug auf die Berichtigung der Abteihing-^listen 
kommen die \ orschriften des § 15 gleichiuässig zur Auwendung. 

§ 17. Der Tag der Wahl ist von dem Minister des Innern 
festzusetzen. 

§ 18. Die Wahlmänner werden in jeder Abteilung aus der 
Zahl der stimmberechtigten Urwälder des Urwahlbezirks ohne 
Rücksicht auf die Abteilung gewählt Mit Ausnahme des Falles 
der Auflösung der Kammer smd die Walüen der Walibuänner 
fiir die ganze Leg^äaturperiode dergestalt gültig, dass bei einer 
erforderlich werdenden ErsatEwaU eines Abgeordneten nur an 
Stelle der inzwischen durch Tod, Wegziehen aus dem Urwahlbe- 
zirk oder auf sonstige Weise ausgeschiedenen Wahlnilinner neue 
zu wählen sind. 

§ 19. Die Urwähler sind zur Walü durch ortsübhche Be- 
kanntmachung zu berufen. 

§ 20. Der Wahlvorsteher ernennt aus der Zahl der Ur- 
wähler des Wahlbezirks einen Protokollführer sowie 3 bis 6 Bei- 
sitzer, welche mit ihm den Wahlvorstand bilden, und verpflichtet 
sie mittelst Handschla^rs an Eidesstatt. 

§ 21. Die ^Valllen erfolgen abteüungsweise durch Stimm- 
gebung zu Protokoll nach absoluter Meluheit und nach den Vor- 
schriften des Reglements (§ 32). 

§ 22. In der Wahlversammlung dürfen weder Diskussionen 
stattfinden noch Beschlüsse gefasst werden. Wahlstimmen, unter 
Protest oder \'or!ieli:ilt abgegeben, sind ungülti<^, 

§ 23. I'ri^u bi sich bei der ersten Abstimmung keine abso- 
lute Stimmenmeiirheit, so findet die engere Wahl statt. 
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§ 24. Der gewählte Wahlmann muss sich über die An- 
nahme der Walil erklären. Eine Annahme unter Protest oder 
Vorbelialt gilt als Alilelunnii: und zieht enie Ersatzwahl nach sich. 

§ 25. Das Frotoküii wird von dem W ah h erstände 20) 
unterzeichnet und sofort dem WaUkomnilsear (§ 26) für die 
Wahl der Abgeordnete eingereicht 

§ 26. Die Regierung ernennt den Wahlkommissar für jeden 
Wahlbezirk zur Wahl der Abgeorrlnoten und bestimmt den ^^ n!ik)i1, 

§ 27. Der Wahlkommissar lieruft die Wahlmimncr mittelst 
schriftlicher Einlaciung zur Walil der Abgeordneten. Er hat die 
Verhandlungen über die Urwahleu nach den V orschriften dicbcr 
Verordnung zu prflfen und, wenn er einzehie Wahlakte fftr un- 
gültig eraäten sollte, der Versammlung der Wahlmänner seine 
Bedenken zur endgültigen Entscheidung vorzutragen. Nach Aus- 
schhessung derjenigen Wahlmänner, deren Wahl für ungültig er- 
kannt ist, schreitet die Versammlung sofort zu dem eigentlichen 
Wahlgeschäfte. Ausser der vorgedachten Erörterung und £nt- 
Scheidung Aber die etwa gegen einzehe Wahlakte erhobenen Be- 
denken dürfen in der Versamnilung keine Diskussionen stattfindm 
noch Beschlüsse g^isst werden. 

§ 28. Der Tag der Wahl der Abgeordneten ist von dem 
Minister des Innern festzusetzen. 

§ 29. Zum Abgeordneten ist jeder Preusse wählbai", der 
das dreissigste Lebensjahr vollendet, den \ ollbesitz der btirger- 
lichen Be<mte infolge rechtskräftigen riditerlichen Erkenntnisses 
nidit verloren hat und bereits ein Jahr lang dem preussischen 
Staatsverbande angehört. 

§ 30. Die Wahlen der Abgeordneten erfolgen durch Stimm- 
gebung zu Protokoll. Der Protokollfühier und tlie Beisitzer 
werden von den Wahlmännem auf den A'orschlag des Wahl- 
kommisBarius gewählt und bilden mit diesem den Wahlvorstand. 
Die Wahlen erfolgen nach absoluter Stimmenmdu'heit Wahl- 
stimmen, unter Protest oder Vorbehalt abgegeben, sind ungültig. 
Ergiebt <\rh hei der ersten AVtstimmunr^' keine absolute Mehrheit, 
so wird zu einer engeren W alil ^'esdiniten. 

§ 31. Der gewählte Abgeordnete muss sich über die Annahme 
oder Ableiinuiig der auf Ilm gefallenen Walil gegen den Wahlkom- 
missarius «rklSren. Eine Annahme-Erklfinmg unter Protest oder 
Vorbehalt gilt als Ablehnung und hat eme neue Wahl zur Folge. 

§ 32. Die zur Ausführung dieser Verordnung erforderlichen 
nälieren Bestinimungen hat Unser Staatsministerium in einem zu 
erlassenden Reglement zu treffen. 

Urkundlich nnter T^nserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedruckteui Königlichen Insiegel. 
Gegeben Sanssouci den 30. Mai 1840. 

Friedrich Wilhelm. 
Gr. V. Brandenburg, v. Ladenberg. v. Manteuifel. v. Strotha. 

V. d. Heydt y. Rabe. Simons. 
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27. YerfassuugBurkimde^). 1850 Jan. 31. 

Geeetassammlung X850, 8. 17 ff. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden KMg von 

Preussen etc etc thon kund und fügen zu wissen, dass Wir, 
nachdem die von Uns untenn 5. Dez. 1848 [Nr. 25] vorbehaltlich 
der Revision im ordentlichen Wege der Gesetzgebung verkündigte 
und von beiden Kaiiimem Unseres Königreichs anerkannte Ver- 
fassung des preussischen Staats der darin angeordneten Revision 
unterworfen ist, die Verfassung in Übereinstimmung mit beiden 
Kammern endeiUtig festgestelit haben. 

Wir verkflnden demnach dieselbe als Staatsgnmdgesetz, 
wie folgt: 

Tit I. Vom Staatsgebiete. 

Art. 1. Alle Landesteile der Monarchie in ihrem gegen* 
wärtigen Umfange bilden das preussische Staats!?eV>iet. 

Art. 2. Die Grenzen dieses Staatsgebiets können nur durch 
ein Gesetz verändert werden. 

Tit II. Von den Rechten der Prenssen. 

Art 3. Die Vorfiissnng und das Gesetz bestimmen, unter 
welchen Bcdinirimgen die Eigensrhaft eines Preiissen und die 
staatsbürgerlichen Rechte erworben, ausgeübt und verlm en werflen. 

Art. 4. Alle Preussen sind vor dem Gesetze gloidi. 
Standesvorrechte tinden nicht statt''). Die öffentlichen Ämter sind 
unter Einhaltung der von den Gesetzen festgestellten Bedingungen 
fttr alle dazu Befähigten gleich zugänglich. 

Art 5. Die persönliche Freiheit ist gewährleistet Die Be- 
dingungen und Formen, unter welchen eine Beschränkung der- 
selben, insbesondere eine Verhaitung zulässig ist, werden durch 
das Gesetz bestimmt 

Art 6. Die Wohnung ist unverletzlich. Das Eindringen in 
dies^be und Haussndiungen, sowie die Beechkgnahme von Briefen 
und Papieren sind nur in den gesetzlich bestimmten Fällen und 
Formen gestattet. 

Art. 7. Niemand darf seinem gosetzlicheTi Richter ciitzoi^en 
werden. Ausnalimegerichte und ausserordentliche Kommissionen 
sind unstattliaft. 

Art 8. Strafim lätamen nur in Gemässhdt des Gesetzes an- 
gedroht oder verhängt werden. 

Art, 9. Das Eigentum ist unverletzlich. Es kann nur aus 
Gründen des öffentlichen Wohles gegen vorgängige, in dringenden 
Fällen wenigstens vorläufig festzustellende Entschädigung nach 
Massgabe des Gesetzes entzogen oder beschränkt werden. 



1) Dtirdi die BeichflgOMtMvbnii^ nmiiiivlir »turk modifisuct 

2\ VJher di Recht« def «Eomalig«!! BeidiiiiiunittQlbaniL b. Gm. t. 10. 

Juni lÖM (GS. S. 363). 
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Art 10. Der bürgerliche To4 und die -Strafe der VermdgenB- 
einziehung finden nicht statt. 

Art 11. Die Freiheit der Auswanderung kann von Staatä- 
wegen nxat in Besug auf die Wehrpflicht beschränkt werden. Ab- 
zugsgelder dflrÜBn nidit erhoben werden. 

Art 12. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Ver- 
einigung zu Religionsgesellschaften (Art. 30 und 31) und der 
gemeinsamen häuslichen und öttentliclien Religionsühung wird ge- 
währleistet Der Genuss der bürgerlichen und staatshürgeiliclien 
Rechte ist unabhängig von dein religiösen Bekeniunibse. Den 
bfirgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Aus- 
Übung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen. 

Art. 13. Die Religionsgesellschaften, sowie die geistlichen 
Gesellschaften, welche keine Korporationsrechte haben, können 
.diese Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen. 

Art 14. Die christliche Religion wird bei denjenigen Ein- 
richtungen des Staats, welche mit der Religionsübung im Zusam- 
menhange stehen, unbeschadet der im Art 12 gewährleisteten 
Religionsfreiheit, zum Grunde gelegt. 

Art. 15.*) Die evangelische und die römisch-katholische 
Kirche, sowie jede andere Religions^jesellschaft ordnet und ver- 
waltet ihre Angelegenheiten selbständig und bleibt im Besitz 
und Genuss der für ilire Kultus-, Unterriclits- und Wohlthätig- 
keitszwecke bestinunten Anstalten, Stiftungen und Fonds. 

Art 16.'') Der Verkehr der ReligionsgeseUschaften mit 
ihren Oberen ist ungehindert Die Bekanntmachung kirchlicher 
Anordnungen ist nur denjenigen Beschränkungen unterworfen, 
welchen alle übrigen N'eröffentlichungen unterliegen. 

Art 17. Über das Kirchenpatronat und die Bedingungen, 
unter welchen dasselbe aufgehoben werden kann, wird ein be- 
sonderes Gesetz ergehen. 

Art 18.*^ Das Emennungs-, \'orschlags-, Wahl- und Be- 
stätigimgsrecht bei Besetzung kirchlicher Stellen ist, soweit es dem 
Staate zusteht und nicht auf dem Patronat oder besonderen 
Rechtstiteln beruht, aufgehoben. Auf die Anstellung von Geist- 
lichen beim Militär und an öffentlichen Anstalten findet diese Be- 
stimmung keine Anwendung. 

Art 19. Die Einführung der Givilehe erfolgt nach Mass- 
gabe eines besonderen Gesetzes, was auch die Ftihrung der Civil- 
standsregister regelt 

Art 20. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 

Art 21. Für die Bildung der Jugend soll durch öffentliche 
Schulen genügend gesorgt werden. Eltern und deren Stellver- 
treter dfirÜBn ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nidit ohne den 
Unterricht lassen, welcher für die Onentlichea Volksschulen vorge- 
schrieben ist 



3) Aafgebobea durch Oea. v. 18. Jani 1875 (GS. 8. 259). 
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Art 22. Unterricht zu erteilen und Unterrichtsanstalten 
zu gründen und zu leiten, steht jedem frei, wenn er seine sitt- 
liche, wissenschaftliche und tcclmisclie iielähiguug den betr^enden 
Staatsbehörden nachgewiesen hat 

Art 23. Alle öffentlichen und Privat-Unterrichts- und Er- 
xtefaungsanstalten stehen unter der Ao&icht vom Staate ernannter 
Behörden. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte und Pflichten 
der Staatsdiener. 

Art 2i. Bei der Einrichtung der öffentlichen \'olksschulen 
sind die konfessionellen Verliilltnisse möglichst zu berücksichtigen. 
Den religiösen Unterricht in der Volksschule leiten die betreffen- 
den Reli^onsgeeeUschalten. Die Leitung der Süsseren Angelegen- 
heiten der Voltodiule steht der Gemeinde zu. Der Staat stellt 
unter gesetzlich geordneter Beteiligung der Gemeinden aus der 
Zahl der Befähip^ten die Lehrer der öffentlichen Volksschulen an. 

Art 25. Die Mittel zur Errichtun'^^ T^nterhaltun}-^ und Er- 
weiterung der öffentlichen Volksschule >vei den von den Genieuiden 
und im Falle des nachgewiesenen Unvermögens ergänzungsweise 
vom Staate au^bradit Die auf besonderen Rechtstitehi be- 
ruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben bestehen. Der Staat 
gewährleistet demnach den Volksscluillelirem ein festes, den 
Lokniverhältnissen angemessenes Einkommen. In der öffeutiicheu 
Volksscliule wii'd der Unterricht unentgeltlich erteilt 

Alt 26. Ein besonderes Gesetz regelt das ganze Unter- 
riehtswesoiL 

Art 27. Jeder Preusse hat das Recht, durch Wort, Sdirift, 
Druck und bildliche Darstellung seine Meinung frei zu äussern. 
Die Zensur darf nicht eingeführt werden, jede andere Beschrän- 
kung der Pressfreiheit nur im Wege der Gesetz[,'cbung. 

Art 28. Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder 
bildliche Darstellung begangen werden, sind nach den allgemeinen 
Strafgesetzen zu betrafen. 

Art 29. Alle Preussen sind berechtigt, sich ohne vorgängige 
obrigkeitliche Erlaubnis friedlich und ohne Waffen in geschlosse- 
nen Räumen zu versammeln. Diese Bestininiunp: bezieht sicli 
nicht auf Versammlungen unter freiem Himmel, welche auch in 
Bezug auf vorgängige obri^eitliche Erlaubnis der Verfügung 
des Gesetzes unterworfen smd. 

Art 30. AUe Preussen haben das Becht, sich zu solchen 
Zwecken, welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Ge- 
sellschaften zu vejeinitren. Das Gesetz regelt insbesondere zur 
AufrechÜiaitung der ölientlichen Sicherheit die Ausübung des in 
diesem und in dem vuibtcheiHlen Artikel (29) gewährleisteten 
Rechts. Politische Vereine können Beschränkungen und vorüber- 
gehenden Verboten im Wege der Gesetzgebung unterworfen werden. 

Art 31. Die Bedingungen, unter welchen Korporationsrechte 
erteilt oder verweigert werden, bestimmt das Gesetz. 

Art 32. Das Petitionsrecht steht allen Preussen zu. Pe- 
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titionen unter einem Gesamtnamea sind nur Behörden und Kor- 
porationen gestattet. 

Art. 8H. Das Briefgeheimnis ist unverletzlich. Die bei 
strafgorichtliolien Untersuchungen und in Kriegsfiillen notwendigen 
liesclu'änkuugen sinil durch die Gesetzgebung festzuätellen. 

Art 34. Alle Preussen sind wehrpflichtig. Den Umfang 
und die Art dieser Pflicht bestimmt das Gesetz. 

Art 35. Das Heer begreift alle Abteilungen des stehenden 
Heeres und der Landwehr. Im Falle des Krieges kann der König 
nach Masögabe des Gesetzes den i^ndsturm aufbieten. 

Art 36. Die bewaffiiete Macht kann zur Unterdrückung 
innerer Unruhen und zur Ausführung der Gesetze nur in den 
vom Gesetze bestimmten FfiUen und Fcurmen und auf Requisition 
der Civilbehörde verwendet werden. In letzterer Beziehung hat 
das Gesetz die Ausnahmen zu be??timmen. 

Art. 37. Der Militür^^ci irhtsstand des Heeres beschränkt 
sich auf Strafsachen untl wird durch das Gesetz geregelt Die 
Bestimmungeil über die MilitärdiszipUn im Heere bleiben Gegen- 
stand besonderer Verordnungen» 

Art. 38. Die bewaffnete Macht darf weder in noch ausser 
dem Dienste beratschlagen oder sich anders als auf Befehl ver- 
sammeln. Versammlungen und Vereine der Landwehr zur Be- 
ratung militärischer Einrichtungen, Befehle und Anordnungen sind 
auch dann, wenn dieselbe nicht zusammenberufen ist, untersagt. 

Art 39. Auf das Heer finden die in den Artikeln 5, 6, 29, 
30 und 32 enthaltenen Bestunmungen nur insoweit Anwendung, 
als die militSrisehea Gesetze und J>i8zipUnanrorschriffcen nicht 
entgegenstehen. 

Art. 40.*) Die Errichtung von Lehen und die Stiftung von 
Faniiiien-Fideikommissen ist untersac^t. Die bestehenden Lehen 
und Familien-Fideikommisse sollen duich gesetzUche Anordnung 
in freies Eigentum umgestaltet werdoi. Auf Familienstiftnngett 
finden diese Bestimmungen keine Anwendung. 

Art 41.*) Vorstehende Bestimmungen (Art 40) finden auf 
die Thronlehen, das Könip'liehe Hans- und Prinzliebe Fideikommiss, 
sowie auf die ausserhalb des »Staats belegenen Lehen und die ehe- 
mals reichsunmittelbaren Besitzungen und Fideikommisse, insofern 
letztere durch das deutsche Bundesrecht gewährleistet sind, zur 
Zeit keine Anwendung. Die Rechtsvoiiältnisse derselben sollen 
durch besondere (iesetze geordnet werden. 

Art 42.*) Das Recht der freira Verfügung über das Gnmd- 



4) Durch Gm. v. 5. Joni 1852 (GS. 8. 319) sind Art 40 a. 41, durch 
Ges. T. 14. April 1856 (Ga S. 358) ist Art 42 aiiiM>obeii und durah fol* 
gttode Bestimmnngen ersetzt: 

Art. 40. Die Errichtung von Lehen ist uateraagt Der in Bezug auf 
di« votJuwdeneii Lehen noeh beetehenda LehnsverbuiasoU dat€h geeetdiche 
Anocdnnng »ntffeldct weiden. 
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eigentum unterliegt keinen anderen Beschränkungen als denen der 
allgemeinen Gese&gebimg. Die Teilbarkeit des Gnmdeigentiim» 
und die Ablösbarkeit der Gnmdlasten wird gewährleistet. Fflr 
die tote Hand sind Besdiränkungeii des Rechts, Liegenschaften zu 
erwerben und über sie zu verfügen, zuiriss^^. Aufgehoben ohne 
Entschädigung sind: 1) (!ie rTerichtsherrlichkeit, die gutsherrliche 
Polizei und obrijikeitliche Gewalt, sowie die gewissen Grundstücken 
zublelieiideii Hoiieitsrechte und Privilegien; 2) die aus diesen Be- 
fugnissen, ans der Schntzherrlicfakeit, der frfiheren Erbunterthfinig- 
keit, der früheren Steuer- nnd Gewerbeverfassung herstammenden 
Verpflichtungen. Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die 
Gegenleistungen und Lasten weg, welche den bisheri^'^en Berech- 
tigten dafür oblagen. Bei erblicher Überlassung eines Grund- 
stückes ist nur die Übertragung des vollen Eigentums zulässig; 
jedoch kann auch hier ein fester ablösbarer Zins voibehalten werden. 
Die weitere AnsflUirung dieser Bestimmungen bleibt besonderen 
Gesetzen vorbehalten. 

Tit. IIL Vom Könige. 

Art. 4H. Die Person des Königs ist unverletzlich. 

Art 44. Die Minister des Königs sind verantwortlich. Alle 
Regierungsakte des Königs bedttrfen zu ihrer Gfiltigkdt der Gegen- 
zeichnung eines Ministers, welcher dadurch die Verantwortliehkeit 
fibemimmt 

Art, 45. Dem Könige allein steht die vollziehende Gewalt 
zu. Er ernennt und entlässt die Minister. Er belichlt die Ver- 
kündigung der Gesetze und erlässt die zu deren Ausführung nöti- 
gen Verordnungen. 

Art 46. Der Kl^nig fOhrt den Oberbefehl fk\m das Heer. 

Art 47. Der König besetzt alle Stellen im Heere sowie in 
rlpn übrigen Zweigen des Staatsdienstes, sofern nicht das Gesetz 
ein anderes verordnet 

Art 48. Der König hat das Recht, Krieg zu erklären und 
Frieden zu schliesseu, auch andere Vertiäge mit iremden Regie- 
rungen zu erriditen. Letztere bedfirfen zu ihrer Gültigkeit der 
Zustimmung der Kammern, sofam es Handelsverträge sind, oder 
wenn dadurch dem Staate Lasten oder einzelnen Staatsbflrgem 
Verpflichtungen auferlegt werden. 



Art. 41. Die BcstiaiLQuügeu dois Art. 4i) liudöu aut Thronlehen und 
auf die aasserhalb des Staates liegenden Lehen keine Anwendung. 

Art. 42. Ohne Entochldigong bleiben auffjohoben nach Massgabe der 
ergangenen besonderen Gesetze: 1. das mit dem Besitze gewisser Grundstüoke 
rwbnndeiie Becbt der Ausübang oder Übertragung der richterlichen Gewalt 
(Tit VI der Vert-UrV ) und dio aus diesem Keclite fiessenden Expmptionen 
und Abgaben; 2. die aus dem geriohts- und «chutzhenlicben Verbände, der 
Mheren Eibantertiiiiiigkeit, der frSlieran Straer^ und G«w«ri)»>yerf!uiii]iff 
herstammenden Verpflichtungen. Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch 
die Gegenleistangen u&d Laaten weg, welche dep bisher Berechtigten dafür 
oblagen. 
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Art. 49. Der König bat das Recht der Begnadigung und 
Strabnüderang. Zu Gunsten einefl wegen seiner Amtsbandlnngen 
veruiteüten llmisters kann dieses Recht nur auf Antrag deijenigen 

Kammer ausgeübt werden, von welcber die Anklage ausgegangen 
ist Der König kann bereits eingeleitete Untersuchungen nur auf 
ünind eines besonderen Gesetzes niederschlagen. 

Art. 50. Dem Könige steht die Verleihung von Orden und 
anderen mit Vorrechten nicht verbundenen Auszeichnungen zu. 
Er flbt das Mflnzrecht nadi Massgabe des Gesetzes. 

Art 51. Der König beruft die Kammern und schliesst ihre 
Sitzungen. Er kann sie entweder beide •^) zugleich oder auch nur 
eine auflösen. Es müssen aber in einem solchen Falle innerhalb 
eines Zeitraums von sechzig Tagen nach der Auflösung' die Wähler 
und innerhalb eines Zeitraums von neunzig Tagen nach der Auf- 
lösung die Kammern versammelt werden. 

Art 52. Der König kann die Kammern vertagen. Ohne 
deren Zustimmung darf diese Vertagung die Frist von dreissig 
Tagen nicht übersteigen und wfihrend derselben Session nicht 
wiederholt werden. 

Art. 53. Die Krone ist den Königlichen Ilausgesetzen gemäss 
erblich in dem Mannsstamme des Königlichen Hauses nach dem 
Rechte der Erstgeburt und der agnatischen Linealfolge. 

Art 54. Der König mrd mit Vollendung des achtz« Imten 
Lebensjahres volljähriji;. Er leistet in Gegenwart der vereinigten 
Kammern das eidhche Gelöbnis, die Verlassung des Königreichs 
fest und unverbrüchlich zu halten und in Übereinstimmung mit 
derselben und den Gesetzen zu regieren. 

Art 55. Ohne Einwilligung beider Kammern kann der 
Kdnig nicht zugleich Herrscher fremder Reiche sein. 

Art. 56. Wenn der König mindeijährig oder sonst dauernd 
verhindert ist, selbst zu regieren, so übernimmt derjenige voll- 
jährige Agnat (Art. 58), welcher der Krone am nächsten steht, die 
Regentschaft Er hat soiort die Kammern zu berufen, die in ver- 
einigter Sitzung über die Notwendigkeit der Regentschaft be- 
schliessen. 

Art 57. Ist kein volljähriger Agnat vorhanden und nicht 

bereits vorher gesetzliche Fürsorge für diesen Fall getroffen, so 
hat das StaatsministeriiiTn die Kammern zu berufen, welche in 
vereinigter Sitzung einen Regenten ervvälüen. Iiis zum Antritt 
der Regentschaft von Seiten desselben führt das Staatsniinisterium 
die Regierung. 

Art 58. Der Regent übt die dem KOnige zustehende Gewalt 
in dessen Namen aus. Derselbe schwOrt nadi Einrichtung der 

Regentschaft vor den vereinigten Kammern einen Eid, die "\'er- 
fassung des Königreichs fest und unverbrüchlich zu halten und in 
Übereinstimmung mit derselben und den Gesetzen zu regieren. 

5) Vgl. unten Antn. 7 ta Art 65—68. 
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Bis zu dieser Eidesleistung bleibt in jedem Falle das bestehende 
gesamte Staatsministeriiim für aUe Regierungahandltuigeii ver- 
antwortlich. 

Art. 59. Dem Kron-Fideikommissfonds verbleibt die durch 
das Gesetz voni 17. Januar 1820 auf die Einkünfte der Domänen 
imd Forsten angewiesene Eente. 

Tit IV. Von den Ministern. 

Art 60. Die Mim'ster sowie die zn ihrer Vertretnng abge- 
ordneten Staatsbeamten haben Zutritt zn jeder Kammer und müssen 

auf ilir Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. Jede Kammer 
kann die (Je'-ronwart der Minister verlangen. Die "Minister haben 
in einei uder der anderen Kammer nur dann Stimmrecht, wenn 
sie Mitgheder derselben sind. 

Art 61. Die Minister kOmien dnreh Besehlnss einer Kammer 
wegen des Verbrechens der Verftssnngsverletzung, der Bestechung 
und des Verrates angeklagt werden. Über solche Anklage en^ 
scheidet der oberste Gerichtshof der Monarchie in vereinigten Se- 
naten. So lange noch zwei oberste Gerichtshöfe bestehen, treten 
dieselben zu obigem Zwecke zusammen. Die uälieren Bestim- 
mungen über die Fälle der Verantwortlichkeit, über das Verfahren 
und Über die StraüBn werden einem besonderen Gesetze vorbehalten. 

Tit V. Von den Kammern"''). 

Art. 62. Die gesetzi^ebende Gewalt wird gemeinschaftlich 
durch den König und durch zwei Kammern ausgeübt Die Über- 
einstimmung des Königs und beider Kauuuern ist zu jedem Ge- 
setze erfordeilidi. Finanzgesetz -Entwürfe und Staatshanshalts- 
Etats werden zuerst der zweiten Kammer vorgelegt; letztere werden 
von der ersten Kammer im ganzen angenommen oder abgelehnt 

Art. ß:?. Nur in dem Falle, wenn die Aufrechteibnitiiiii: der 
ötientlichen Sicherheit oder die Beseitigung eines ungewülmlichen 
Notstandes es dringend erfordert, können, insofern die Kammern 
nicht versammelt smd, unter Verantwortlichkeit des gesamten 
Staatsministeriums Verordnungen, die der Ver&ssung nicht zu- 
widerlaufen, mit Gesetzeskraft erlassen werden. Dieselben sind 
a1)er den Kammern ))ei ihrem nfiehsten Zusammentritt zur Geneh- 
migung sofort vorzulegen. 

Art. 64. Dem Könige sowie jeder Kammer steht das Recht 
zu, Gesetze vorzuschlagen. Gesetzesvorscliläge, welche durch eine 
der Kammern oder den König verworfen worden sind, können m 
derselben Sitzungsperiode nidit wieder vorjo^bracht werden. 

Art 65.^ Die erste Kammer besteht: 
a) aus den grosiyiüuigen Königlichen Prinzen; 



6) Gr^, V. ?.0. Mai 1^5^ iGS. S. § 1. Die erste K:\mmpr wird 

fortan das Uorrenüaus, die zweite Kammer das Haus der Abj^eordueteu geuauat. 
. 7) An Stdl« der Art 65-68 amd dtuch Gee. v. 7. llai 1858 (GS. 8. 18i; 
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b) aus den Häuptern der ehemals unmittelbaren reichsständischeu 
Häuser in Preasseii — und ans den Häuptern deijenigen 
FamiKen, welchen durch KdnigUche Verordnung das nach der 
Erstgeburt und Linealfolge zu vererbende Recht auf Sitz und 
Stinime in der ersten Kammer beigelejrt wird. In dieser Ver- 
ordnung werden zugleich die Bedintriintren festgesetzt, durch 
welche dieses Recht an einen lM\stimmten Grundbesitz geknüpft 
ist Das Recht kmni durch Stellvertretung nicht ausgeübt 
werdoi und ruht wihrend der Hinderiälirigkeit o6et Yt^OureBd 
eines Dienstverhältnisses zu der Regierung eines nichtdeutschen 
Staats, ferner audi so lange der Berechtigte seinen Wohnsitz 
ausserhalb Preussen hat; 

c) aus solchen Mitgliedern, welclie der König auf Lebenszeit er- 
nennt. Ihre Zahl darf den zehnten Teil der zu a und b ge- 
nannten Mitglieder nicht übersteigen; 

d) ans neunzig Mitgliedern, welche in Wahlbezirken, die das 
Gesetz feststrflt, durch die dreissigfache Zahl derjenigen Ur- 
wähler (Art 70), welche die höchsten direkten Staatsstenem 
bezahlen, durch direkte Wahl nach Maßgabe des Gesetzes 
gewählt werden; 

e) aus dreissig nadi Massgabe des Gresetzes von den Gemeinde- 
räten gewählten Mitgliedern aus den grösseren Städten des 
Landes. 

Die Gesamtzahl der unter a bis c genannten Mitglieder 
darf die Zahl der unter d und e bezeichneten nicht übersteigen. 
Eine Auflösung der ersten Kammer bezieht sich nur auf die aus 
Wahl hervorgegangenen Mitglieder. 

Art 66. ') Die Bildung der ersten Kammer in der Art 65 
bestimmten Weise tritt am 7. August des Jahres 1852 ein. Bis 
zu diesem Zei^nnkte verbleibt es bei dem Wahlgesetze ffir die 
erste Kammer vom 6. Dezember 1848; 

Art. 67.^) Die Legislatur-Periode der ersten Kammer wird 
auf sechs Jahre festgesetzt 

Art. 68.') Wählbar zum Mitgliefle der ersten Kaiiiiner ist 
jeder Preusse, der das vierzigste LeL)euhjahr vollendet, den V^oll- 
besitz der bflrgfiarlichen Redite infolge rechtskrSitigen richterlichen 
Erkenntnisses nicht verloren und bereits fünf Jahre lang dem 
preussischen Staats verbände angehört hat Die Mitglieder der 
ersten Knmmer erhalten weder Reisekosten noch Diäten. 

Art. Die zweite Kainmer besteht aus dreihundert und 
iun^g^) Mitgliedern. Die Wahibezirite werden durch das Gesetz 

folgende Bestimmungen getreten: Die erste Kammer wird durch Konigl. An- 
ordnung gebildet, welche nur durch ein mit Zustimmung der Kammern zu 
erlassendes Gesetz abgeändert werden kann. Die erste Kammer wird zu- 
mamengesetzt aus Mitgliedwii, welebe der K&iAg mit erbUdwr Bttrechtigang 
oder auf Lebenszeit beruft 

8) Infolge der Gesetze v. 30. April 1851 (GS. S. 213: 352 Mitglieder), 
17. Mai 1867 (GS. S. 1481 ' 80 neue Abgeordnete aus den neuen Landesteilen) 
und 23. Juni 1876 (GS. S. 169: 1 Abg. liir Lawoboi«) beträgt die Zehl jetit iSS. 
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festgestellt. Sie können aus einem oder mehreren Kreisen oder 
aus einer oder mehreren der grösseren Städte bestehen. 

Art 70. Jeder Preusse, welcher das fönfundzwanzigste 
Lebeii^ahr vollendet hat und in der Gemeinde, in welcher er 
seinen Wohnsitz hat, die Befähiininfr zu den Genieindewahlen be- 
sitzt, ist stimmberechtigter Urwnhlr^-. AVer in rnoln-oren (ionicinden 
an den ( icnieindewahlen teilzunehmen berechtigt ist, darf das Recht 
als Urwähler nur in einer Gemeinde ausüben. 

Art 71. Auf jede Yollzahl von zweihundertundfonfzig Seelen 
der Bevölkerung ist ein Wahlmann zu wählen. Die Urwähler 
werden nach Massgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten 
Staatssteuern in drei Abteilunjren geteilt und zwar in der Art, 
dass auf jede Abteihinfr ein Dritteil der fJesanitsumme der Steuer- 
beträge aller Ur\Y:ihler fällt. Die ( lesamt.snmnie wird berechnet: 
a) gemeindeweise, falls die Gemeinde einen Urwahlbeziik für sich 
bfldet; b) bezirksweise, falls der Urwahlbezirk aus mehreren Ge- 
meinden zusammengesetzt ist. 

Die erste Abteilung besteht aus denjenigen Urwählern, auf 
welche die höchsten Steuerbeträge bis zum Belaufe eines Dritteiis 
der Gesamtsteuer fallen. Die zweite Abteilung l)esteht aus den- 
jenigen Urwählern, auf welche die nächst niedrigeren Steuerbeträge 
bis zur Grenze des zweiten Dritteiis fallen. Die dritte Abteilung 
besteht aus den am niedrigsten besteuerten Urwählern, auf welche 
das dritte Dritteil fiOlt 

Jede Abteilung wählt besonders und zwar ein Dritteil der 
zu w;ililen'1en Wahlmänner. Die Abteilungen können in nu^hrere 
Waliiverbaiide eingeteilt ^ver(len, deren keiner mehr als fünfiiundert 
Urwähler in sich scliliessen darf. Die Waiiinianner werden in 
jeder Abteilung aus der Zahl der stimmberechtigten Urwähler des 
Urwahlbezirks ohne Rücksicht auf die Abteilungen gewählt 

Art. 72. Die Abgeordneten werden dur( ii die Wahlmänner 
gewählt. Das Nähere fiber die Ausführung der Wahlen bestimmt 
das Wahlgesetz, welches auch die Anordnung für diejenigen Städte 
zu treffen hat, in denen an Stelle eines Teils der direkten Steuern 
die Mahl- und Schlachtsteuer erhoben wird. 

Art 73.^) Die Legislatur-Periode der zweiten Kammer wird 
auf drei Jahre festgesetzt 

Art 74. Zum Abgeordneten der zweiten Kammer ist jeder 
Preusse wählbar, der (las dreissigstc Lebensjahr vollendet, den 
Vollbesitz der bürgerlichen Rechte infolge reclitskräftigen richter- 
lichen Erkenntnisses nicht verloren und bereits drei Jahre dem 
preussischen Staatsverbande angehört hat'^ 

9) An Stelle des Art. 73 ist durch Gesetz v. 27. Mai 1888 {GS. 8. 1S71 
folgende Bestimmang getreten: Die Legislaturperiode des Hauses der Abg«- 
ovmeten dftneit fttnf J^hre. 

10) Durch Ges. v. 27- Marz 1872 (GS. S. 277) ist zu Art. 74 folgender 
Zusatz liiuzagetreten: Der Präsident und die Mitglieder der Ober-Recboungs- 
kauiiner können nicht Mitglieder eines der beiden Bäuscr des Landtages sein. 

Alitt nullt Vrltk. s. liniadb«-pr«iiB>. V«rfliwiingig««cli. II. 11 
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Art 75. Die Kammeni werden nadi Ablauf ihrer Legislatur- 
Periode neu gewählt. Ein Gleiches geschieht im Falle der Auf- 
lösunjj^. In beiden Fällen sind die msherigen Mitglieder wieder 
wählbar. 

Art. 76.") Die Kammern werden durrh den König regel- 
mässig im Monat November jeden Jahres mid uubserdem, so oft 
es die Umstfinde eiheischen, einberufen. 

Art. 77. Die Eröffnung und die Schliessung der Kammem 
geschieht durch den König in Person oder durch einen dazu von 
ihm beaTiftrauten "MinistfT in einer Sitzimg der vereinigten Kammern. 
Beide Kammern werden gleichzeitig berufen, eröflnet, vertagt und 
geschlossen. Wird eine Kammer aufgelöst, so wird die andere 
gleichzeitig \ ui t a^t. 

Art 78. Jede Kammer prüft die Legitimation üuer Mit- 
glieder und entsdieidet darflb^. Sie regelt ihren Geschäftsgang 
und ihre Disziplin durch eine Geschäftsordnung und erwählt ihren 

Präsidenten, ihre Vizepräsidenten und Schriftführer. Beamte be- 
dfirfon keine? Urlaubs zinii Kintritt in die Kammer. Wenn ein 
Kammennitglied ein besoldetes Staatsanit annimmt oder im Staats- 
dienste in ein Amt eintiitt, mit welchem ein höherer Rang oder 
ein höheres Gehalt verbunden ist, so verliert es Sitz und Stimme 
in der Kammer und kann seine Stelle in derselben nur durch 
neue Wahl wieder erlangen. 

Niemand kann Mitglied beider Kammern sein. 

Art. 79. Die Sitzungen beider Kammern sind öffentlicli. Jede 
Kammer tritt auf den Antrng ihres Präsidenten oder von zclm 
Mitgliedern zu einer geheimen Sitzung zusammen, in welcher dann 
zunächst über diesen Autrag zu beschliessen ist 

Art 80.*^ Keine d^ bdden Kammem kann einen Beschluss 
fiassen, wenn nicht die Mehrhdt der gesetzlichen Anzahl ihrer 
Mitglieder anwesend ist. Jede Kammer fasst ihre Beschlüsse nach 
absoluter Stimmenmehrheit vorbehaltlicli der durcli flie Geschäfts* 
Ordnung" für Waiden etwa zn l)estinnnen(len Ausnahmen. 

Art. 81. Jede Kammer hat für sich das Kecht Adressen an 
den König zu richten. Niemand darf den Kammern oder einer 
derselben in Person eine Bittschrift oder Adresse überreichen. 
Jede Kammer kann die an sie gerichteten Schriften an die Mi- 



11) An 8t(»Ue deä Art. 76 ist durch tiesetz v. IS. Mai Iöö7 {QU. & 
folgende Bratünmung getraten: IKe beiden Hinaer des Landtages der Mon- 
archie werden durch den König regelmässig in dem Zeiträume von dem Au- 
fange des Monats November jeden Jahres bis zur Mitte des folgenden Januar 
und ansserdem, so oft es die Umstände erheischen, einberufen. 

12) Ges. 30. Mai 1855 (GS. S. 316): Das Herrenhaus kauu keinen 
BeacUuM fassen, wenn nicht mindestens sechzig der nach Massgabe der Ter» 
Ordnung vom 12. Oktober 1854 zu Sitz uivl Stimme hcrufenen Mitglieder an- 
wesend sind. Der Art. bO der Yerfasauiigäurkundo ist angehoben, insoweit 
er dissem Gesetse inwiderliiift 
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nister überweisen und fon deDseibeo Auskauft Aber eingehende 

Beschwerden verlangen. 

Art. 82. Eine jede Kammer hat die Befugnis, behufs ihrer 
Information Kommisäionen zur Untersuchung von Thatsaeben zu 
ernennen. 

Art. 83. Die Mitglieder beidor Kammern sind Vertreter des 
ganzen Volkes. Sie stimmen nach ihrer freien Überzeognng und 
sind an Aufträge und Instruktionen nicht frebuTiden. 

Art. 84. Sie keimen für ihre Abstuiiinungea in der Kammer 
niemals, für ihre darin ausgesprocheneu Meinungen nur innerhalb 
der Kammer auf den Grund der Geschäftsordnung (Art 78) zur 
Bedienschaft gezogen werden. Kern Mitglied emer Kammer kann 
ohne deren Genehmigung während der Sitzungsperiode wegen einer 
mit Strafe bedrohten Ilandlimir mr T'ntersiichnnix gezogen oder 
verliaftet werden, ausser wenn es bei Ausübung der That oder 
im Laufe des nächstfolgenden Tages nach derselben ergiirieu wird. 
Gleiche Genelnnigung ist bei einer Verhaftung wegen Schulden 
notwendig. Jedes Straf?er&hren gegen ein Mitglied der Kammer 
und eine jede Untersuchungs- oder CivUhaft wird für die Daner 
der Sitzimgsperiode aufgehoben, wenn die betreffende Kammer es 
verlangt. 

Art. 85. Die Mitglieder der zweiten Kammer erlialten aus 
der Staatskasse Reisekosten und Diäten nach Massgabe des Ge- 
setzes.*^) Ein Verzicht hierauf ist unstatthaft. 

Tit. VI. Von der richterlichen Gewalt 

Art 86. Die richterliche Gewalt wu-d im Namen des Königs 
durch unabhängige, keiner anderen Autorität als der des Gesetzes 
unterworfene Gerichte ausgeübt Die Urteile werden im Namen 
des Königs ausgefertigt und vollstreckt. 

Art 87. Die Richter werden vom Könige oder in dessen 
Kamen aof ihre Lebenszeit emsnnt Sie können nnr durch 
Richterspruch ans Ortinden, welche die Gesetze vorgesehen haben, 
ihres Amtes entsetzt oder zeitweise enthoben werden. Die vor- 
läufige Amtssuspension, welche nicht kraff des Gesetzes eintritt, 
und die imtreiwillige Versetzung an eine andere Stelle oder in den 
Euhestaud können nur aus den Ursachen und unter den Formen, 
welche im Gesetze angegeben sind, und nur auf Grund eines rich- 
terlichen Besddusses erfdgen. Aul die Versetzungen, welche 
durch Veränderungen in der Organisation der Geridite oder ihrer 
Bezirke n ötig werden, finden diese BestimmungeD keine An- 
wendung '^). 



13) T/?l. Gesetz v. 24. Juli 1876 (GS. S. 175). 

14) Durch Gesetz v. 19- Februar 1879 (GS. S. 18) ist oin^ej^tflllt : 
Art. 87a. Bei der Bildung gemeinschaftlicher Gerichte für preudsiejche Ge- 
Uitotoile und Gebiete anderer Bundesstaaten sind Ab\roiehungeQ von den Be- 
«thnmmigen des Artik«U 86 und des ersten AbeaUea im Artikel 87 solisBig. 



Digitized by Google 



164 



27. Yer£Msiuig8arkunde ld50. 



Art 88.'*) Den Richtern dürfen andere besoldete Staats- 
aniter fortan nicht übertragen werden. Ausnahmen sind nur auf 
Gnmd eines Gesetzes zulässig. 

Art 89. Die Orgamsatron der Gerichte irird durch das 
Gesetz bestimmt 

Art. 90. Zu einem Richteramte darf nur der berufen werden, 
welcher sich zu demselben nach Vorschrift der Gesetze befähigt hat. 

Art. 91. Gerichte für besondere Klassen von Angelegen- 
heiten, insbesondere Handels- und Gewerbegerichte sollen im Wege 
der Gesetzgebung an den Orten errichtet werden« wo das Be- 
dfli&is solche erfordert Die Organisation und Zuständigkeit 
solcher Gerichte, das Verfahren bei denselben, die ICrnennimg ihrer 
^litgliodfr. dir hrsonderen Verhältnisse dor letzteren und die Dauer 
ihres Amtes werden durch das Gesetz iestgestellt. 

Art 92. Es soll in Preusseu nur ein oberster Gerichtshof 
bestehen. 

Art 93. Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte 
in Civil- und Strafsachen sollen öffentlich sein. Die öffenthchkeit 

kann jedoch durch einen öffentlich zu verkündenden Beschluss 
des (ierichts ausgeschlossen werden, wenn sie der Ordnung oder 
den guten Sitten Gefahr droht In anderen Fällen kann die Otfent- 
hchkeit nui' duicli Gesetze beschränkt werden. 

Art 94.'*) Bei den mit schweren Strafien bedrohten Ver> 
brechen, bei allen politisdien Verbrechen und bei aUen Pressvero 
gehen, welche das Gesetz nicht ausdrücklich ausnimmt, erfolgt die 
Entsdieidung über die Schuld des Angeklagten durch Geschworene. 
Die Bildung des Geschworenengerichts regelt das Gesetz. 

Art 95. Es kann durcli ein mit vorheriger Zustimmung 
der Kammern zu erlassendes Gesetz ein besonderer Schwurgerichts^ 
hof errichtet werden, dessen ZustSndig^eit die Verbrechen des 
Hochverrats und diejenigen schweren Verbrechen gegen die innere 
und äussere Sicherheit des Staats, w^elche ihm durch das Gesetz 
überwiesen werden, begreift. Die Bildung der Geschworenen bei 
diesem Gerichte regelt das Gesetz. 

Art 96. Die Kompetenz der Gerichte und Verwaltungs- 
behörden wird durch das Gesetz bestimmt Über Kompetouskon- 
flikte zwischen den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden entscheidet 
ein durch das Gesetz bezeichneter Gerichtshof. 

Art. 97. Die Bedingungen . unter welchen öffentliche Civil- 

und Militärbeamte wegen durch Überschreitung ihrer Amtshefiig- 
nisse verübter Rechtsverletzungen gerichtlich in Anspruch ge- 
nommen werden könneUi bestimmt das Gesetz. Eine vorgängige 



15) Aofgehoben durch Gesetz v. 30. April 1856 (GS. S. 297). 

16) Art. 94 u. 95 sind abgeändert durch Gesetz vom 12. Mai 1852 
(GS. 8. 249). Diese Abänderangen aiod ab«r wieder dmoh die $§ 78, 80^ 
131 Nr 1 dw G«ri«ht8TieTfiwniiigsgtt8etiM Tom 27. Junuur 1S77 ausser EraÜ 

getreten. 
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Genehmigung der vorgesetzten Dienstbehörde darf jedoch nicht 
verlangt werara. 

Tit VII. Von den nicht zum Richterstande gehörigen 

Staatsbeamten. 

Art. 98. Die besonderen Kechtsverhältnisse der nicht zum 
Richterstande gehörigen Staatsbeamten einschliesslich der Staats- 
anwlüte sollen durch ein Gesetz geregelt werden, welches, ohne 
die Regierung in der Wahl der ausfahrenden Organe zweckwidrig 
zu beschränken, den Staatsbeamten gegen willkürliche Entziehung 
von Amt und Einkommen angemessenen Schutz gewfihrt. 

Tit Vin. Von den Finanzen. 

Art 99. Alle Einnalimen und Ausgaben des Staats müssen 
für jedes Jahr un voraas veranschlagt und auf den Staatshaushalts- 
Etat gebracht werden. Letzterer wird jlihrlich durch ein Gesetz 
festgestellt 

Art. 100. Steuern und Ab^^aben für die Sta;itskR«?sf' dürfen 
nur, soweit sie in den Staatshaushalts-Etat autgenommen oder 
durch besondere Gesetze angeordnet sind, erhoben werden. 

Art 101. In betreff der Steuern können Bevorzugungen 
nicht eingefOhrt werden. Die bestehende Steuergesetzgebung 
wird einer Revision unterworfen und dabei jede Bevorzugung ab- 
geschaf^ 

Art 102. Gebühren Ic innon Staats- oder Kommunalbeamte 
nur auf Grund des Gesetzes erheben. 

Art. 103. Die Aufnahme von Anleihen für die Staatskasse 
findet nur auf Gnmd eines Gesetzes statt Dasselbe gilt von d«* 
Übernahme von Garantieen zu Lasten des Staats. 

Art 104. Zu Etats-Oberschreitungen ist die nachträgliche 
Genehmigriini? '1er Kammern erforderlich. Die Rechnungen üher 
den Stiuitsliausl»alts-Etat werden von der Ober-Uechnungskanimer 
gei>rüft und festgestellt. Die allgemeine Rechnung über den Staats- 
haushalt jeden Jahres einschliesslich einer Übersicht der Staats- 
schulden wird mit den Bemerkungen der Ober-Rechnungskammer 
zur EnÜastung der Staatsre.u^iernng den Kammern vorgelegt. Ein 
besonderes Gesetz wird die Einrichtung und die Bcd^gnisse der 
Ober-Eechnungskammer bestimmen. 

Tit IX. Von den Gemeinden, Kreis-, Bezirks- und 

Provinzial-Verbänden. 

Art 105.^^ Die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden, 
Kreise, Bezirke und Provinzen des preussischen Staats wird durch 



17) Ao SteUe des Art 105 ist dureh Gk». v. 24. tfai 1853 (OS. S. 2281 

folgende Bestimmung getreten: Die Vertretung und Verwaltung der Ge- 
meindeo, KreiBe und ProTinzen des Freussischen Staat« wird duroh besondere 
OesetM xüUwr beatimmt. 
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besondere Gesetze imter Festhaltung folgender Grundsätze näher 
bestimmt: 

1) Über die innem und besondem Angelegenheiten der Pro- 
vinzen, Bezirke, Kreise und Gemeinden beschliessen aus ge- 
wählten Vertretern bestehende Versammlungen, deren I^n- 
schlflsse durch die Vorsteher der Provinzen, Bezirke, Kreise 
und Gemeinden ausgeführt werden. D-da Gesetz wird die 
Fälle bestimmen, in wddien die Besdüflne dieeer Vertre- 
tangen der Genehmlgmig ^er höheren Vertretung oder der 
Staatsregierung unterworfen sind. 

2) Die Vorsteher der Provinzen, Bezirke und Kreise werden von 
dem Könige ernannt. Über die Beteiligung des Staats bei 
der Anstellung der Gemeindevorsteher und über die Aus- 
übung des den Gemeinden zustehenden Wahlrechts wird die 
Gmeindeonlnmig das Nflhm bestimmen. 

3) Den Goneinden insbesondere steht die selbständige Verwal- 
tung ihrer Gemeindeangelegenheiten unter gesetzlich geord- 
neter Oberaufsicht des Staats zu. Über die Beteiligung der 
Gemeinden bei Verwaltung der Ortspolizei bestimmt das Gesetz. 
Zur Aufrechterhaltung der Ordnung kann nach näherer Be- 
stimmung des Gesetzes durch Gemeindebeschluss eine Ge- 
meinde-Schutz- oder Bflrgerwehr errichtet werden. 

4) Die Befatungen der Provinzial-, Kreis- und Gemeindever- 
tretungen sind öffentlich. Die Ausnahmen bestimmt das Ge- 
setz. Über die Einnahnipn und Ausgaben muss wenigstens 
jährlich ein Bericht verödentiicht werden. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 106. Gesetze und Verordnungen sind verbindfidi, wenn 

sie in der vom Gesetze vorgeschriebenen Form bekannt gemacht 
\Nordon sind. Die Prüfung der Rechtsgültigkeit gehörig verkün- 
deter Königlicher Verordnungen steht nicht den Behörden, sondern 
nur den Kammern zu. 

Art. 107. Die Verfassung kann aui dem ordentlichen Wege 
der Gesetzgebung abgeändert werden, wobei in jeder Kammer die 
gewöhnlidie absolute Stimmenmehrlwit hei zwei Abstimmung^, 
zwischen welchen ein Zeitraum von wenigstens einundzwanzig 
Tagen liegen muss, genügt 

Art 108. Die Mitglieder der beiden Kammern und alle 
Staatsbeamte leisten dem Könige den Eid der Treue und des Ge- 
horsams und beschwören die gewissenhafte Beobachtung der Ver^ 
fasfiung. Eine Vereidigung des Heeres auf die Verfiissung findet 
nidit statt 

Art. 109. Die bestehenden Steuern und Abgaben werden 
forterhoben, und alle Bestimmungen der bestehenden (Tesetzbücher, 
einzelnen Gesetze und Verordnungen, welche der gegenwärtigen 
\ erfaäsuug nicht zuwiderlaufen, bleiben in Kraft, bis sie durch 
ein Gesetz abgeändert werden. 
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Art. 110. Alle durch die bestehenden Gesetze an i^coidneten 
Behörden bleiben bis zur Ausführung der sie betreilenden or- 
ganifidken Gesetze in Thätigkeit 

Art. III. Für den Fall eines Krieges oder Aufruhrs können 
bei dringender Gefahr fOr die öffentliche Sicherheit die Artikel 5, 
6, 7, 27, 28, 29, 30 und der Verfassungsurkunde zeit- und 
distriktsweise ausser Kraft gesetzt werden. Das Nähere bestimmt 
das Gesetz. 

Übergangsbestimmungen. 

Art 112. Bis zum Eriass des im Art 26 vorgesehenen Ge- 
setzes bewendet es hindchtiich des Schul- und Unterrichtswes^s 
bei den jetzt geltenden gesetzlichen Bestimmungen. 

Art. 113. Vor der erfolgten Revision des Strafrechts wird 
über Vergeiien, welche durch Wort, Schrift, Druck oder biltüiche 
Darstellung begangen werden, ein besonderes Gesetz ergehen. 

Art 114. >^ Bis xur Emanierung der neuen Gemeindeord- 
nung bleibt es bei den bisherigen Bestimmungen hinsichttich der 
Polizeiverwaltung. 

Art. 115. Bis zum Erlasse des im Artikel 72 vorgesehenen 
Wahlgesetzes bleibt die Verordniinf^ vom 30. Mai 1840, die Wahl 
der Abgeordneten zur zweiten Kammer betreffend, in Kraft. 

Art. 116. Die noch bestehenden beiden obersten Gerichts- 
hMe sollen zu einem einzigen vereinigt wwden. Die Organisation 
erfolgt durch ein besonderes Gesetz. 

Art. 117. Auf die Ansprüche der vor Verkündigung der 
Verfassungsurkunde etatsmässig angestellten Stantsbearaten soll im 
Staatsdienergesetz besondere Rücksicht genommen werden. 

Art 118. Sollten durch die für den deutschen Bundesstaat 
auf Grund des Entwurfs vom 26. Mai 1849 festzustellende Ver- 
fiissung Abänderungen der gegenwärtigen Ver&ssung ndtig werden^ 
so wird der König dieselben anordnen und diese Anordnungen 
den Kammern bei ihrer nächsten Versammhing mitteilen. Die 
Kammern werden dann Beschluss darüber fassen, ob die vorläufig 
angeordneten Ahamlerun^ren mit der Verfassung des deutschen 
Bundesstaats in Übereinstimmung stehen. 

Art 119. Das im Art 54 erwähnte eidlidie Gelöbnis des 
Königs sowie die vorgeschriebene Vereidigung der beiden Kam- 
mern und aller Staatsbeamten erfolgen sogleich nach der auf dem 
Wege der Gesetzgebung vollendeten gegenwärtigen Revision dieser 
Verfassung (Art 62 und 108). 

Urkundlich unter Unserer Höclisteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insieget Gegeben Gharlottenburg 
den 31. Januar 1850. 

Friedrich Wilhelm. 
Graf T. Brandenburg, v. Ladenberg. v. ManteuffeL v. Strotha. 
T. d. Heydt v. Rabe. Suoaons. v. ScUemitz. 

18) Aafgehoben durch Qemts t. Ii. Aprü 1856 (GS. S. 358). 
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28. Staatsschuldengesetz, 1850 Fehn 24. 

Gosetzaammluug IBoO, S. 57—61. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preusseu etc etc verordnea mit . Zustimmung der Kammern was 
folgt: 

§ 1. Die Hauptverwaltung der Staatsschulden ist eine von 
der aUgemeinen Finanzverwaltung abgesonderte selbstSndige Be- 
hörde, welche jedoch der oberen Leitung des Finanzministers in- 
soweit unterliegt, als dies mit der ihr nach § 6 dieses Gesetzes 
beigelegten Unabli:4nirip:keit vereinbar ist. Dieselbe ist unter die 
fortlaufende Aufsiclit einer besonderen Staatsscbulden-Kouimissiuu 
gestellt (§ 10). 

I 2. Die Hauptverwaltung der Staatsschulden soll fortan 
aus emem Direktor und drei Mitgliedern bestehen. Dieselben 
werden vom Kdmge ernannt Der Direktor darf nicht zugleidi 
Minister sein. 

§ 3. Dem Direktor liejjt die Leitung: des Ganzen, die Dis- 
ziplin über die der Hauptverwaltuiii^^ der Staatsschulden unter- 
geordneten Beamten und deren Anstellung ob; ausserdem aber 
haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugnisse und gleiche Ver- 
antworüichkeit. Die Bescfalflsse werden nach Stimmenmdirheit 
gefasst, bei Stimmengleichheit entsclieidet die Stimme des Direktors. 
In A erhinderungsMen wird der Direktor von dem ältesten Mit- 
gliede vertreten. 

§ 4. Der Ilauptverwaltunjj der Staatsschulden bleiben ij die 
Staatsschulden- liiguiigskasse, 2) die KontioUe der Staatspapiere 
untergeordnet 

§ 5. Der Hauptverwaltung der Staatsschulden liegt ob: 

a) die Verwaltung der Passivkapitalien des Staats, welche als 
alljreirieiiie oder provinzielle ^Staatsschulden ihr durch die Ver- 
orduuiig vom 17. Januar ISjJU wegen der künftigen Behand- 
lung des gesamten Staatsschuldenwesens [oben Nr. 13], durch 
die Order vom 2. November 1822 wegen Regulierung des 
von der Hauptverwaltung der Staatsschulden fibernommenen 
Provinzial-Sdiuldenwesens (Gesetz-Samml. S. 229) und durch 
den Erlass vom 25. April 1848 über die verzinshche Annahme 
fjeiwilliger Beiträge zur Bestreitung der Staatsbedürfnisse 
((lesetz-Samml. S. 117) zur Verzinsung und Til^'uug über- 
wiesen sind oder durch künftig zu erlassende Gesetze werden 
überwiesen werden; 

b) die Verwaltung der zu diesen Zwecken bestimmten Verzin- 
sungs-, Tilgungs- und Betriebsfonds und aller soiisti^^en ihr 
bis jetzt überwiesenen oder künftig zu überweisenden Fonds; 

c) die An- und AusfcrtiLninj?, Ausreichung: und l)ezieliun^^sweise 
Wif'dci üinziehunGT »ifi ^Staatsschulden-Dokumente im Falle der 
Auiuahme von Staatsanleihen nach Massgabe der dieselben 
anordnenden Gesetze; 
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d) die An- nnd Ausfertigung, Ausreichung und beziehungsweise 
Wiedoreinzielmng der Kassenanweisungen sowie die Aufsicht 
über den A'erkelir mit denselben in Gemässheit der Orders 
vom 21. Dezember 1824 (Gesetz-Sammlung S. 238), vom 
14 November 1835 (Gesetz-Sammlung 1836 S. 169), vom 
5. Dezember 1836 (Gesetz-Sammlung S. 318) und vom 9. Mai 
1837 (Gesetz-Sammlung S. 75), sowie des § 8 des Statuts für 
die ritterschaftliclie Privatbank in Pommern vom 24. Augast 
1849 (Gesetz-Sammlunfi .Seite 359); 

e) die Einregistrierung der Staatsgarantieen; 

f) die Ermittelung und Verfolgung der Fälschung oder Nach- 
ahmung aller als Gddzeidien nmlattfenden Papiere, wdche 
gesetzlich in den öffentlichen Kassen statt baren Geldes an- 
genommen werden müssen, insbesondere der Noten der 
preussischen Bank in Gninnssheit des BO der Bankordnung 
vom 5. Oktober 184B (( resetz-Sammluug S. 435). 

§ 6. Die Hauptverwaltung der Staatsschulden bleibt auch 
künftigbin unbedingt verantwortiich: 

a) in Bezug auf die An- und Ausfertigung und Ausreichung der 
verzinslichen und unverzinslichen Staatsschulden-Dokumente 
und der zu ersteren gehörigen Zinscoupons nach Massgabe 
der (iesetze ($5 5 a, c und d); 

b) tiir die Feststell iniü: nocii nicht aneikcuiiiter oder noch illi- 
quider rrovinzial-btaatsscliulden in Gemässheit des § 5 der 
Order vom 2. November 1822 wegen Regulierung des Pro- 
vinzial-Schulden Wesens (Gesetz-Sammlung S. 229); 

c) für die regelmässige Verzinsung der ihr überwiesenen Staats- 
schnldon und für die unverkürzte Verwendung der der Staats- 
schulden-Tilgungskasse zur Tilgung überwiesenen Fonds nach 
ihrem durch die Gesetze entweder für die Staatsschulden im 
allgemeinen oder für einzelne Klassen derselben besonders 
festgestellten Gesamtbetrage; insbesondere 

d) für die unverkürzte Verwendung der DomSnen-Verftusserungs- 
und Ablösungsgelder zur Schuldentilgung; 

e) für die T.öschung. Kassation und Aufbewahrung der einge- 
lösten verzinslichen und unverzinslichen Staatsschulden-Doku- 
mente bis zur gänzhclien Vernichtung derselben. 

In aUen fibrigen Bezidiungen hat dieselbe den Anordnungen 
und Anweisungen des Finanzministers Folge zu leisten, welchem 
sodann die Verantwortlichkeit für deren Inhalt obliegt 

7. Das Bedürfnis der Hauptverwaltung der Staatsschulden 
zur \ erzinsung und Tilgung der Staatsschulden und zur liestrei- 
tung der Verwaltungskosten wird für jedes Finanzjahr dui c)) den 
Staatshaushalts-Etat bestimmt. Insofern die durch die Vei Ordnung 
vom 17. Januar 1820 (Gesetz-Sammlung S. 9) oder durch künftig 
zu erlassende Gesetze der Staatsschulden -Tilgungskasse über- 
wiesenen besonderen Staatseinnahmen zur Verzinsung und Tilgung 
der Staatsschuld nicht ausreichen, hat der Finanzminister die zur 
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voUen Deckung dt s r>edOrfnisses erforderlichen bummea auf die 
bereitesten Staatsemkünfte anzuweisen. 

§ 8. £b verbleibt bei der dorch die Order yma 31. MSrz 
1827 genebmigteii Einrichtung, wonach die im § VII Kr. 1 bis S 
der Verordnung vom 17. Januar 1820 bezeichneten, der Staats- 
schulden-Tilgungskasse zum Behuf der regelmässigen Verzinsung 
und Tilgung der Staatsschuld überwiesenen Staatseinnahmen von 
den Regienmgs-Hauptkassen nicht direkt, sondern durch Vermitte- 
lung der General-Staatskasse in monaüidien Baten an die Staats- 
seholden-Tilgungskasse abgeliefert werden. 

§ 9. Der Direktor und die Mitglieder der Hauptverwaltung 
dnr Staatsschulden leisten sofort nach Erlass dieses Gesetzes und 
künftig vor Antritt ihres Amtes in ötfentliclier SitzuTi'^' fies Olior- 
Tribunals nachstehenden l^esonderen Eid: dass sie weder einen 
Staatjssciiuldschein noch ugend ein anderes Staatsschulden-Doku- 
ment fiber den in den bestehenden oder in Zukunft zu erbuBseüden 
Gesetzen bestimmten Betrag hinaus aussteDen oder durch andere 
ausstellen lassen, auch mit allem FklBS und allem Nachdruek 
darauf halten und dafür sorgen wollen, dass die ilirf^r A'orwaltung 
anvertraute Staatsschuld prompt und regelmässig^ verzinset, das 
Kapital aber in der darch die (Jesetze Yorges('iniel)enen Art ge- 
tilgt werde, und dass sie sich von Erfüllung dieser Pfiichteu und 
der ttbrigen ihnen mit eigener Verantwortlichkeit abertragenen 
Obliegenheiten durch keine Anweisungen oder Verordnungen irgend 
einer Art abhalten lassen wollen. 

§ 10. Die Staatsschulden-Kommission übt die fortliufonde 
Kontrolle über alle der Hauptverwaltung der Staatsschulden unter 
eigener Verantwortlichkeit übertragenen Geschäfte (§ 6). Sie be- 
fitäit aus drei Abgeordneten der ersten und drei Abgeordneten 
der zweiten Kammer und aus dem Präsidenten der Ober-Bech- 
nungskammer. 

§ 11. Die aus den Kammern zu ernennenden Mitglieder 
der Staatsschulden-Kommission werden mit absoluter Stiiinnen- 
mehrheit auf drei Jahre gewählt Wenn vor Ablauf dieser Zeit 
ein Mitglied aufhört Abgeordneter zu sein, so scheidet dasselbe 
aus der Kommission aus. Die in diesem Falle oder naxsh Ablauf 
der dreijährigen Amtsdauer Aussefaeidenden fungieren bis zum 
Eintritt ihrer Nachfolger. 

§ 12. Die Kommission wählt aus ihrer Mitte einen Vor- 
sitzenden und einen Stellvertreter desselben. Die Beschlüsse der 
KoniMiissioii werden nach Stimmennielirln it gefasst Zu einem 
Besdilubse ist die Anwesenheit von wenigstens vier Mitgliedern 
erforderiidi. 

§ 13. Die ans den Kammern gewählten Mitglieder der 
Staatsschulden^Kommission werden vom Präsidenten in öffentlicher 
Sitzang unter Hinweisung auf ihren als Abgeordnete geleisteten 



1) Duch Qefletz vom 2d. Januar 1879: des Obervenraltangsgericlits. 
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Eid (Art, 108 der Verfas8un<?s-Urlainde vom 31. Januar 1850), 
der Präsident der Ober-Rechnungskamraer aber in der ööeiiUichen 
Sitzimg des Ober-Tribunals*) unter Hinweisung auf seinen Amts- 
eid auf die Erfüllung ihrer besondern Obliegenheiten verpflichtet 

§ 14. Die Staatssehalden-KommissioB erhalt von der Haupt- 
verwaltung der Staatsschulden die Monats- nnd JahroB-AbBchlflsse 
sowohl der Staatschulden-Tilgungskasse Ober die zur Verzinsung 
und Tn<run«? der Staatssdiuld bestimmten Fonds als auch der 
Kontrulle der Staatspapiere und hat, so oft sie es für angemessen 
erachtet, wenigstens aber einmal halbjährlich ausserordentliche Re- 
visionen der Tilgungskasse und der Kontrolle der Staatspapiere 
vorzunehmen. Sie ist befugt» Aber alles, was den Bestand, die 
Verzinsung und Tilgung der Staatssehuld, sowie die Verwaltung 
der der Hauptverwaltung überwiesenen Fonds betrifft, von der 
leti^teren Auskunft zu erfordern un<l derselben ihre Bemerkungen 
und Ansichten zur Beschlussnahme mitzuteilen. 

§ 15. Bei dem jährlichen regelmässigen Zusammentritt der 
Kammern erstattet die Staatsschulden -Kommission den. beiden 
Kammern Bericht Aber ihre Thätigkeit, sowie tlber die Ergebnisse 
der unter ihre Au&kiit gestellten Verwaltung des Staatsschulden- 
wesens in dem verflossenen Jahre. Die Rechnungen der Staats- 
ßcfaulden-Tilgimgskasse werden, nachdem sie von der Ober-Kech- 
nungskammer revidiert und testgestellt worden sind, der Staats- 
schulden-Kommission zugestellt, welche dieselben zu prüfen und 
dmnftchst mit ihrem Beridite den Kammern zu flberrdehen hat 

§ 16. Die eingelösten verzinslichen Staatasdnüden -Doku- 
mente werden jährlich nadi erfolgtem Bechnungsschlusse von der 
Staatsscliuldeu-Kommission und von der Hauptverwaltung der 
Staatsschulden in gemeinschaftlichen Verschluss genommen und 
nach iliren Litern, Nummern und Geldbeträgen zur öffentlichen 
Kenntnis gebracht. Der gerichtlichen Niederieguüg derselben be- 
darf es nicht 

§ 17. Sobald die betreffenden Rechnungen der Staatsschulden- 

Tilgungskasse von den Kammern dechargiert worden sind, werden 
die eingelösten verzhisUchen Staatsschulden-Dokumente von Kom- 
missarien der Staatsschulden-Kommission und der Hauptverwaltung 
der Staatsscimldeu durch Feuer vernichtet und die Litern, Num- 
mern und Geldbeträge derselben öffentlicli angezeigt Auf gleiche 
Weise erfolgt die Vermcfatung der in Gemissheit des § V der 
Kabinetsorder vom 14. November 1835 (Gesetz-Sammlung I8S6 
S. 169) eingelösten, zur Cirkulation nicht mehr geeigneten Kassen- 
anweisungen, sobald sie in den Stammbüchern irclöscht sind. Die 
Immediat-Kommission zur Vernichtung eingelöster Staatspapiere 
wird aufgelöst. 

§ 18. Die §§ Vin bis XVI der Verordnung vom 17. Ja- 
nuar 1820 wegen künftiger Bebandlung des gesamten Staats- 
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sehn 1(1(11 Wesens [o))eii Nr. 13] sind aufgehoben. Die übn^^en lie- 
stiuiuiuügea derselben bleiben in Kraft, soweit sie durch das gegen- 
wSrtige Gesetz nicht geändert sind. 

Urkundlich unter Unserer Hdchsteigenhfindigen Unterschrift 
und beigedruckteni Königlichen Insiegel. 

Gegeben Charlotteuburg den 24. Februar 1850. 

Friedrich Wilhelm. 
Graf V. Brandenburg, v. Ladenberp;. t. Manteuffel. v. Strotha. 
V. d. Heydt y* Habe. Simons, v. Schleinitz. 

29. EiTisetzuiig des ovaiiG^. Obcr-Kirclionrats und 
Eessort-Keglement tür die evang. Kirchen* 
Verwaltung. 1850 Juni 29. 

OMetminiiiluitg 1850. 8. 8ia-846. 

Auf den in Gemässheit Mernes Erlasses vom 26. Janoar v. J. 

von Ihnen und der Abteilung des Ministeriums der geistlichen 
Anj^elegenheiten für die inneren evangelischen Kirchensachen er- 
statteten Bericht erteile Ich hierdurch dem vorgelejrton Entwürfe 
einer Gemeinde-Ordnung für die evanp^elischen Kirchengenieinden 
der östlichen Provinzen und den behufs der Einführung derselben 
vorgeschlagenen Massregeln Meine Genehmigung. Hiernächst be- 
stimme Ich, dass die Abteilung des Ministeriums der geistlichen 
Angelegenheiten fttr die inneren evangelischen Kirchensachen unter 
Beibehaltung der von ilir bisher ausgeilbten und durdi das an- 
liegende Ressort-Reghnnent näher bezeichneten amtlicln^n liefug- 
nisse in Zukunft die Bezeichnung „Evan^^elischer Ober-Kiichenrat'' 
führen soll. Es ist Mein Wille, dass die Einlüiirung der Gemeinde- 
Ordnung in den evangelischen Kirchengemeinden der tätlichen 
Provinzen nach den von Mir genehmigten GrundsAtzen unver^ 
züglich angebahnt werde, und Ich beauftrage dem gemäss den 
evangelischen Ober-Kirchenrat, in Vereinigunir mit Ilinen das dies- 
falls Erforderliche nnf?esäuint zu bewirken, (IrTniiächst aber über 
die Begründung der weiteren Entwiekelunpsstuien einer selbstän- 
digen evangelischen Kirchenverfassung mit Ihnen ferneren gemein- 
schaftlichen Bericht zu erstatten. — Der gegenwärtige Erlass ist 
nebst dem von Mir genehmigten Ressort-Reglement durch die Ge- 
setz-Sammlung zur öffentUchen Kenntnis zu bringen. 
Sanssouci den 29. Juni 1850. 

Friedrich Wilhelm. 
V. I^adenberg. 
An dea Minister der geistlichen etc Angelegenheiten. 

Ressort-Reglement 
für die evangelische Kirchen-Verwaltung. 
§ 1. Der evangelische Ober-Kirchenrat tritt an die Stelle 
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der durch den Allerhöchsten Erkss vom 26. Januar v. J. mit der 
Leitung der inneren evangelischen Kirchensachen beauftragten Ab- 
teilung dea Ministeriums der geistlichen Angelegenheiten. Es ge- 
hören mithin zum Ressort desselben folgende nach der Instruktion 
Yoiii 23. Oktober 1817, der Allerhöchsten Order vom 31. De- 
zember 1825 und der Verurdiiuug vom 27. Juni 1845 § 1 den 
Konsistorien überwiesene Angelegenheiten: 

1) das Synodalwesen; 

2) die Aufsicht Aber den Gottesdienst m dogmatischer und litur- 
gischef Beziehung, die Aufeicht Aber den Heligions-Unterricht 
nach Massgabe des zur Ausführung des Artikels 24 der Ver- 
fassungs-Urkimde vom 31. Januar 1850 ergehenden Unter- 
richtsgesetzes, die Anordnung kirchlicher Feste, (]pv Einweihung 
von Kii'chen und der Einräumung von Kirchen zu anderen 
als den stiftungsmässigen Zwecken; 

3) die Aufsicht über das kirchliche Prfifungswesen und die Vor- 
bereitung zum geistlichen Stande einschliesslich der Aufsicht 
über das Prediger-Seminar zu Wittenberg; 

4) die Beschwerden über Pfarrbesetzuniren imd die Besetzung 
niederer kirchlicher Ämter, sowie die Streitigkeiten über kirch- 
liche Präsentations- und Wahlrechte vorbehalüicli des Reclits- 
weges. — In den Angelegenheiten des landesherrlichen Pa- 
tronats verbleibt aber bis zur Herstellung einer selbständigen 
Kirchffliver&ssung das Becht der Entscheidung dem Ifinister 
unter der in ^ 5 Xr. 5 und 6 näher bestimmten Mitwirkung 
des evangelisclien Oi)er-Kirchenrats; 

5) die Aufsicht über Ordination, Einführung und Vereidigung 
der Geistlichen; 

0) die Aulsicht und Disziplin über die Geistlichen; 

7) die Emeritierungs-Angelegenheiten, die Verfügung über das 
Sterbequartal und das Gnadei^jahr, soweit diabei nicht die 
Staatsmittel in Anspruch genoinmen werden, sowie die vi- 
karische Verwaltung erledigter Ämter; 

8) die Beschw'M-den über Anmassung oder Verweigerung pfarr- 
amtlicher Handlungen seitens evangelischer Geistlichen, die 
Überhebung von Stolgebühren und die Streitigkeiten über 
Parochialberechtigungen ; 

9) die Bestätigung der oidit für die Vermdgensverwaltung be- 
stimmten niederen Kiichenbedienten, insbesondere der Pres* 
byter und Gemeindevertreter, wo solche erforderlich ist; 

10) die Erteilung kirchlicher Dispensationen; 

11) die Aufrechterhaltung der Kirchenzucht innerhalb der landes- 

gesetzlichen Grenzen ; 

12) die Kirchenvisitationen und die Beaulsicimgung der Pfarr- 
und der Superintendentur- Archive. 

In allen vorstehend bezeichneten Angelegenheiten übt der 
evangelische Ober-Kircheniat die Befugnisse der höheren Instanz 
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und das Redit der aUgemeuMii Anordnung innerlialb der be- 
stehenden Gesetze und Verordnungen aus. 

§ 2. Der evangelische Ober-Kirchenrat verwaltet die in § 1 

{j:(>iianntpn Sarbrn koUegialisch. Er steht in flirektem Verkehr mit 
den übrigen Behörden und berichtet unmittelbar an des Königs 
Majestät Derselbe hat jedoch General-Verfügungen im Konzept 
und Immediatberichte im Konzept und in der Reinschrift dem 
Sifimster vorzulegen, welcher auf der Reinschrift vermerken wird, 
dass er davon Kenntnis genommen habe. 

Sämtliche AiisfcTtitningen ergehen unter der Firma: „der 
Evangelische Ober-Kircheuraf' und werden von dem Vorsitzenden 
allein vollzogen. 

§ 3. Dem Minister der geistlichen Angelegenheiten verbleibt 
bis zu dem in der Allerhöchsten Order vom 26. Januar 1849 
(Gesetz-Sammlung S. 125) bc /< i< hneten Zeitpunkte der Herstellung 
einer selbständigen Kirchenverfassung die höhere Verwaltung der 
gegenwärtig den Provinzial-Regierungen übertragenen Süsseren An- 
gelegenheiten der evangelischen Kirche, so^Yie die zur Zeit noch 
zu seiner verfassungsmässigen Verantwortlichkeit gereichende \cr- 
waltung und Verwendung der Staatsfonds zu den bestimmten 
kirchlichen Zwecken. 

In ersterer Beziehung gehören zu dem Ressort des Ministers 
folgende Angelegenheiten: 1) die Regulierung des Interimistikums 
in streitigen Kirchen-, Pfarr- und Küsterbausachen; 2) die Auf- 
sicht über (liP Kirchenbüclier; '.]) die Sorge für die Anlegung nnd 
die Unterhaltung der Kuchhöfe; 4) die Aufsicht über das \'er- 
mögen der dem hmdeshorrliehen Patronat nicht unterworfeneu 
Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Institute, sowie die Aus- 
übung der landesherrlichen Aufsichts- und \'er\valtungsrochte m 
Ansehung des Vermögens der dpiii landesherrlichen Patronat 
unterworfenen Kirchen, kirchlichen JStittungen und Institute; 5) die 
Ernennung oder Bestätigung der für die Verwaltung des kircli- 
lichen Vermögens anzustellenden weltlichen Kirchenbedienten, sowie 
die Au&icht Ober deren amtliche und sittliche Fahrun^ und die 
damit verfassungsmässig verbundenen Disziplinarbefugnisse. 

§ 4. In den zu der Verwaltung des Ministers gehörenden 
FSllen, welche für den evangelischen Ober-Kirchenrat ein beson- 
deres Interesse darbieten, bleibt es dem Ermessen des Ministers 
vorbehalten, demselben die ihm wünschenswerte Kenntnis zu ge- 
währen, beziehentlich sein Gutachten zu erfordern, sowie es dem 
Ober-Kirchenrate vorbehalten sein soll, in solchen äussern Ange- 
legenheiten, von denen er eine wesentliche Einwirkung auf die ihm 
übertragene Seite der kirchlichen Verwaltung annehmen zu mtissen 
glaubt, Anträge an den Minister zu stellen. 

^ 5. In folgenden Fällen wird ein Zusammenwii ken des 
Ministers der geistlichen Angelegenheiten und des evangelischen 
Ober-Kirchenrats stattfinden: 
1) in den Angelegenheiten, in denen nach der Verordnung vom 
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27. Juni 1845 § S die Regierungen aiigewIeseD sind, sidi Bit 
den Konsistorien in Einvernehmen zu setzen, mithin wenn 
über das Voiiiandensein eines kirchlichen Bedürfnisses oder 
die Abmessung seines Umlangä Zweilei entstehen , ingleichen 
WO es sich um die Verwendung der bei der Yermögens-Ver- 
waltung einzelner KirdieOf kirclüichen Stiftungen md institiite 
sich ergebenden ÜbersdiftBee lia&delt; 

2) in den nach derselben Verordnung § 5 zum gemeinschaft- 
lichen Ressort der Regiemngen und Konsistorien crehnronflen 
Angelegenheiten, also: a) bei der Veränderung bestehen lcr 
oder Einfülming neuer Stolj^ebühren und Taxen, b) bei der 
Veränderung bestehender oder Bildung neuer i faixbezirke; 

3) bei Anstellungen oder Anordnung kommissariseher Be- 
schSftigangen in den Konsistorien, bei der Besetzung erledigter 
Superintendenturen, sowie bei Anstellung der Direktoren nnd 
Lehrer am Prediger-Seminar zn Wittenberg; 

4) bei dem Antrage auf Erteilung von Ord^ und Auszeich- 
nungen an Geistliche; 

5) in den Angelegenheiten des landesherrlichen Patronats; 

6) bei der Bewilligung von Unterstfltznngen an Geistliehe ans 
den dazu bestimmten Fonds. 

In allen diesen gemeinschaftlich zu erledigenden Sachen hat 
der evangehsche Ober-Kirchenrat den ihm ressortmässig gebühren- 
den Standpunkt in Beziehung auf die mneren Angelegenheiten der 
Kirche waiirzunehmen und zu vertreten. 

§ 6. In den in § 5 aufgeliShrteii FSUen erfi^gen die Ent- 
scheidongen ün Namen des Ministers nach vorgftngig erUffrtem 
Einverständnisse des evangeUschen Ober -Kirchenrats mid unter 
ansdrückhcher Erwähnung dieses Einverständnisses. 

§ 7. Der e\ aMgehsche Ober-Kirchen rat hat in Vereinigung 
mit dem Ministei- die Organisation der Kirchengemeinden anzu- 
bahnen und das zuj' Begründung einer selbständigen evangelischen 
Kirchenverfiissung weiter Eiforderlidie zn beantragen. 



30. Städteordnung für die sechs östlichen Pro- 
viussen der Monarchie. 1Ö53 Mai 30. 

Gesetzsammlang 1853, S. 261—290. 

Wir Ftiedrieh Wilhelm, von Gottes Gnaden König von' 
Preussen etc etc verordnen unter Zustimmnng beider Kammern, 

was folgt: 

§ 1. Die gegenwärtige Städte-Ürdnung soll in den bisher 
auf dem Provinzial-Landtage im Stande der Städte vertretenen 
Stfidten der Provinzen Prenssm, Brandenburg, Pommern^ Schle- 
sien, Posen und Sachsen zur Anwendung kommen, desgleichen 
in den im Stande der StSdte nicht vertretenen Ortschaften dieser 
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Provinzen, in welchen bisher eine der beiden Städte-Ordnungen 
vom 19. November 1H08 [Nr. 3] und vom 17. März 1831 {ge- 
golten hat. In Ansehung? derjenigen im Siaiide der Städte auf 
den Provinzial-Landtagen nicht vertretenen Ortschaften (Flecken), 
wo bisher weder eine dieser Städte-Ordnungen gegolten, noch die 
Ifindliche Gemeindefverfossung bestanden hat, bleibt die nShere 
Festsetzung ihrer Gemeinde Verhältnisse mit Berücksichtigung der 
Vorschriften im Titel VIII der jjep^enwärtigen Städte-Ordnung der 
Bestimmung de? Königs nach Anliörunir des Provinzial-Landtages 
vorbehalten. Wegen der Städte in Neuvorpommern und Kügen 
ergeht ein besonderes Gesetz. 

Tit I. Von den Grundlagen der städtischen Verfassung. 

§ 2. Den städtischen Gemeindebezirk (Stadtbezirk) bilden 
alle diejenigen Grundstücke, welche demselben bisher angehört 
haben. Grundstücke, welche bisher noch keinem Gemeinde- odei- 
selbständigen (nitsbezii'ke angehört liaben, können nach ^'enlell- 
mung der Beteiligten und nach Anhörung des Kreistages unter 
Genehmigung des Ministers des Innern mit dem Stadtbezirk 
vereinigt werden. Eine Vereinigung emes ländUchen Gemeinde- 
oder eines selbständigen Gutsbezirks mit einer Stadtgemeinde 
kann nur unter Zustimmung der Vertretungen der beteiligten 
Gemeinden sowie des beteiligten Gutsbesitzers nacii Anlnirung 
des Kreistages mit Genehmigung des Königs erfolgen. Die Ab- 
trennung einzelner Grundstticke von einem Stadtbezirk und deren t 
Vereinigung mit einem angrenzenden Gememde- oder selbständigen 
Gutsbezirk, sowie die Abtrennung einzelner bisher zu einer andern 
Gemeinde oder zu einem selbständigen Gute gehörender Grund- 
stücke und deren Vereinigung mit einem angrenzenden Stadtbezirk 
kann nach Anhörung des Kreistages mit Genelnnigung des Mi- 
nisters des Innern vorgenommen werden, wenn ausser den Ver- 
tr^ungen der beteiligten Gemdnden und den betefligten Gutsbe- 
sitzern auch, die Eigentümer jener Grundstöcke darin einwilligen. 
In Ermangelung der Einwilhgung aller Beteiligten kann eine Ver- 
änderung dieser Art in den Gemeinde- oder (nitsbezirken nur in 
dem Pralle, wenn dieselbe im öffentlichen Interesse als notwendiges 
Iledürfnis sich ergiebt, und alsdann nur mit Genehmigung des 
Ivumga nach Vernehmung der Beteiligten und nach Auhui ung des 
Kreistages stattfinden. In allen vorstehenden Fällen ist der Be- 
schluss des Kreistages vor Einholung der höheren Genehmigung 
den Beteiligten naehrichtlich mitzuteilen. Wo und soweit infolge 
einer derartigen Veränderung eine Auseinandersetzung zwischen 
den Beteiligten sich als notwendig ergiel)t, ist solche im Ver- 
waltungswege zu bewirken. Wird liierbei eine ÜbereinkunU der 
Beteihgten vermittelt, so genügt die Genehmigung der Regierung; 
im Falle des Widerspruches entscheidet der Minister des Innern, 
rrivatrecfatliche Verhältnisse dürfen durch dergleichen Verände- 
rungen niemals gestört werden. Eine jede solche Veränderung 
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ist durch da^ Amtsblatt bekannt zu ^niirhen, Veränderungen, 
welche bei Gelegenheit einer Gemeinheitsteiiuug vorkommen, unter- 
liegen diesen Bestimmungen nicht. 

§ 3. Alle Einwohner des Stadtbezirks mit Ausnahme der 
servisberecbtigten MiUtiirperBonen des aktiven Dienststandes ge- 
hören zur Stadtgemeinde. Als Einwohner werden diejenigen be- 
trachtet^ welche in dem Stadtbezirk nach den Bestimmungen der 
Gesetze ihren Wolm^itz haben. 

J5 4. Alle Einwohner des Stadtbezirks sind zur Mitbenutzung 
der öffentlichen Gemeinde-Anstalten der Stadt berechtigt und zur 
Teilnahme an den städtischen Gemeindelasten nacli den Vor- 
schriften dieses Gesetzes verpflichtet Die Bestimmungen besonderer 
Stiftungen, welche mit dergleit In n städtischen Gemeinde-Anstalten 
verbunden sind, sowie die hinsichtlich solcher Anstalten auf be- 
sonderen Titeln beruhenden Privatr^rlite werden hierdurch nicht 
berührt Wer, ohne in dem Stadtbezirke zu wohnen, daselbst 
Grundbesitz hat oder ein stehendes Gewerbe betreibt, ist dennoch 
verpfliehtet an denjenigen Lasten teilzunehmen, welche aitf den 
Grundbesitz oder das Gewerbe oder auf das aus jenen Quellen 
fliessende Einkommen gdegt sind. Dieselbe Verpflichtung haben 
jnristisclie Personen, welche in dem Stadtbezirke Grundeigentum 
besitzen oder ein stehendes (ieworbe betreiben. Wo stfultische 
Gemeinde-Ab^2;aben durch Zuschläge zur Klassen- oder klassihzierten 
Einkommensteuer erhoben werden, müssen alle diejenigen, welche 
im Stadtbezirk sich aufhalten, um dort ihren Unterhedt zu er- 
werben, sobald sie daselbst eine dieser Steuern zu entrichten 
haben, auch die gedachten Zuschläge zahlen. Wo eine Kommunal- 
steuer anderer Art eingeführt ist. sind dergleichen Personen bei 
einem Aufentlialt von mehr als drei Monaten im StadrlH zirk vom 
Ablauf des dritten Monats an zu jener Steuer beizuiiagen ver- 
pflichtet Zu den auf den Grundbesitz oder auf das stehende 
Gewerbe gelegten Lasten sind auch die in § 3 erwähnten MiiitSr- 
personen verpflichtet, wenn sie im Stadtbezirk mit Grundeigen- 
tum angesessen sind oder ein stehendes Gewerbe treiben. Von 
anderen direkten Gemeinde-Abgaben und Lasten sind dieselben 
mit Ausnahme der Militärärzte rücksichtlicli ihres Einkommens 
aus einer Civilpraxis frei; von Verbrauchssteuern bleiben nur die 
Militfir-Speise-Einrichtungen und ähnliche Anstalten in dem bis- 
herigen Um&nge befreit Inwieweit zu den Gemeinde-Abgaben 
und Lasten auch Waldungen herangezogen werden können, ist 
nach den besonderen Verhältnissen derselben zu den (Gemeinden 
zu bemessen. Der Provinzial-Landtaii hat (btrüber nähorr« Be- 
stimmungen zu treffen, welche der (4eiieliiiiigung des Königes be- 
dürfen. Bis zum Erlass solcher Bestimmungen können Waldbe- 
sitzer zu den Gemeinde-Abgaben und Lasten in höherem Masse 
als seither nicht herangezogen werdoi. Die im § 2 des Gesetzes 
vom 24. Februar 1850 (Ges.-Samml. S. 62) bezeichneten ertrags- 
unfähigen oder zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche be- 
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stimmten Grundstücke sind nach Massjiabo der Kabinetsorder 
vom S.Juni 1834 ((Jes.-Samml. S. 87), die Dienst^Tundstücke der 
Geistlichen, Kirchendiener und Elementai'SchuUehrer aber über- 
haupt von den Gemeinde-Auflagen befreit Zeitweihge Be- 
freiungen von Gemeinde- Abgaben und Leistungen für neu bebaute 
6nui£äicke sind zulässig. Alle sonstige/«, nicht persönlichen Be- 
freiungen können von den Stadtgemeinden abgelöst werden und 
hören auf, \\vm\ die Entschädigung festgestellt und gezahlt ist; 
bis dahin bestehen dieselben in ihrem bisherigen Unifange fort, 
erstrecken sich jedoch nur auf den gewohnüchen Zustand, nicht 
auf ausserordentliche Leistungen, äe Befreiung und der An- 
spruch auf Entsclifidigung erlöschen, wenn sie in Städten, wo die 
Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 bereits eingeführt ist, 
nicht binnen Jahresfrist nach deren Einführung bei dem (iemeinde- 
vorstand (Magistrat) angemeldet sind und in den anderen Städten 
nicht binnen Jahresfrist nach Einführung der gegenwärtigen 
Städte-Ordnung bei deniselljen angemeldet werden. Die Entschä- 
digung wird zum zwanzigfachen Betrage des Jahreswertes der 
Befreiung nach dem Durchschnitt der letzten zehn Jahre vor der 
Verkündigung dieser Städte-Ordnung geleistet. Steht ein anderer 
Entschädigungs-Massstab durch s])ozielleu Kechtstitel fest, so hat 
es hierbei sein Bewenden. Der Entschädigungsbetrug wird durch 
Schiedsrichter mit Ansscliluss der ordentlichen Rechtsmittel fest- 
gestellt; von diesen wird der eine von dem Besitzer des bisher 
befi^ten Grundstücks, der andere v<m der Gemeindevertretung 
ernannt. Der Obmann ist, wenn sich die Schiedsrichter über 
dessen Ernennung nicht verständigen können, von der Aufsichts- 
behörde zn ernennen. Die (Jeistlichen, Kirchendiener und Ele- 
nientaischullehrer bleiben von den direkten persönhchen (iemeinde- 
Abgaben hinsichtlich ihres Diensteinkomniens insoweit befreit, als 
ihnen diese Befreiung zur Zeit der Verkündigung der Gemeinde- 
Ordnung vom 11. März 1850 zustand. Geistliche und Schullehrer 
bleiben von allen persönlichen Gemeindediensten, soweit dieselben 
nicht auf ihnen gehörigen Grundstücken lasten, befreit; Kirchen- 
diener insoweit, als ilinen diese Befreiung zur Zeit der Verkündi- 
gung der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 zustand. Alle 
übrige« persönliche// Befreiungen sind ohne Entschädigung aufge- 
hoben. Wegen der Besteuerung des Diensteinkonunens der Be- 
amten smd die Vorschriften des Gesetzes vom 11. Juli 1822 
(Gesetz-Sauimlung S. 184) und der Kabinetsorder vom 14. Mai 
18ii2 (Gesetz-Sammlung S. 145) anzuwenden. Durch die in diesen 
(besetzen bestimmten (ieldbeiträge sind die Beamten zugleich von 
persönlichen Diensten frei. Sind sie jedoch Besitzer von Grund- 
stücken oder betreiben sie ein stehendes Gewerbe, so müssen sie 
die mit diesem Grundbesitz resp. Gewerbe verbundenen persön- 
lichen Dienste entweder selbst oder für den Fall der Verhinderung 
durch Stellvertreter leisten. 

§ 6. Das Bürgerrecht besteht in dem Becbte zur Teihiahme 
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an den \Vahlen, sowie in der Befaliigunfj zur Üljernalmie unbe- 
soldet or Ämter in der Gemeindeverwaltung und zur Gemdnde- 
vertretuDg. 

Jeder »elbständige Preusse erwirbt dasselbe, wenn er seit 
einem Jahre 1) Einwohner des Stadtbezirks ist und zur Stadtge- 
meinde gehört (§ 3), 2) keine Armenimterstfltzung aus öffentlichen 

Mitteln empfangen, 3) die ihn betreffenden Gemeinde-Abgaben 
gezahlt lint und ausserdem 4) entweder n) ein Wohnhaus im 
Stadtbezirk f>esitzt (ij lö) oder h) ein stellendes GerwerV)« selb- 
ständig als iiaupterwerbsquelle und in Städten von luehr als 
10000 Einwohnern mit wenigstens zwei Gehülfen selbständig be- 
treibt oder c) zur klassifizierten Einkommensteuer veranlagt ist 
oder d) an Klassaisteuer einen Jahresbetrag von mindestens vier 
Thalern entriclitet. In den mahl- und schhichtsteuerpflichtig^n 
Städten sind statt dessen die Einwohner von dem Magistrat naeli 
den Grundsätzen der Klassensteuerverania<4un'j: einzuschätzen; 
es können jedoch auch die Stadtbehördeu be^.chll^'^^en , an die 
Stelle des Klassensteuersatzes von mindestens vier Tiiaiern ein 
jährliches Emkommen treten zu lassen, welches betrügt: in StUdten 
von weniger als 10000 Einwohnern 200 Rthlr., in Städten von 
10000 bis 50000 Einwohnern 250 Rthlr^ in Städten von mehr 
als 50000 Einwohnern 300 Rthlr. 

Steuerzalilungen, Einkommen, Haus- und Grundbesitz der 
Ehefrau werden dem Ehemann, Steuerzahlungen, Einkommen, 
Haus- und Grundbesitz der minderjährigen, beziehungsweise der 
in väterlicher Gewalt befindlichen Kmder dem Vat^r angerechnet 
In den Fällen, wo ein Haus durch Vererbung auf einen andern 
übergeht, kommt den) Erben bei Berechnung; der Dauer des ein- 
jährigen Wohnsitzes die Besitzzeit des Erblassers zu gute. Als 
selbständig wird nach vnlh ndeiem vierundzwanzigsten Lebens- 
jahre ein jeder betraciitet, iler einen eigenen Hausstand hat, so- 
fern ihm nicht das VerfQgungsrecht Uber sein Vermögen oder 
dessen Verwaltung durch richterliches Erkenntnis entzogen ist 
Inwiefern über die Erlangung des Bürgerrechts von dein Magistrat 
eine Urkunde (Btirgei brief) zu erteilen ist, bleibt den statutarischen 
Anordnungen vorbehalten. 

§ 6. N'erlegt ein Bürger seinen Wohnsitz nach einer andern 
Stadt, so kann ihm das Bürgerrecht in seinem neuen ^Vüiulort, 
wenn sonst die Erfordernisse zur Erlangung desselben vorhanden 
sind, von dem Bfagistrate im Einverständnisse mit der Stadtver* 
ordneten-Versammlung 12) schon vor Ablauf eines Jahres ver- 
liehen werden. Diese Bestimninngen finden auch auf den Fnll 
Anwendung, wenn der Besitzer eines einen besonderen Gutsbe- 
zirk bildenden (iutes oder ein stimmberechtigter Einwohner einer 
Landgemeinde seinen Wohnsitz nach einer Stadt verlegt. Der 
Magistrat ist hn Einverständnis mit der Stadtverordneten-Vw- 
sammlung befugt, Männern, welche sich um die Stadt verdient 
gemadit habe», ohne Rttcksicht auf die oben gedachten besonderen 
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Erfor«lorni«Jse (hs Ehren bfirfrrrrrrht zu erteilen, wodurch keine 
Städtischen \ eri'riirlitune;eii eiitstelu^n. 

§ 7. Wer intoige rechtskräftigen Erkenntnisses der bürgerUchen 
Elire verlustig geworden (§ 12 des Strafgesetzbuches), verliert 
dadurch auch das Bürgerrecht und die Beföhigung, dasselbe zu 
erwerben. Wenn durch rechtskräftiges Erkenntnis die Ansfibung 
bürgerlichen Ehrenrechte untersagt ist (§ 21 des Strafgesetz- 
buches), der ist während der dafür in dem Erkenntnisse festge- 
setzten Zoit von der Ausübung? des Bürf^errechts ausgeschlossen. 
Ist gegen einen Bürger wegen eines \'erbrechens die Versetzung 
in den Anklagestand oder wegen eines Vergehens, welches die 
Untersagung der An&abung der bürgerlichen Ehrenrechte nach 
sich ziehen mnss oder kann« die Verweisung an das Strafgericht 
ausgesprochen oder ist derselbe zur gerichtlichen Haft gebracht, 
so ruht die Ausübung des ilini zustehenden Bürgerrechts so 
lange, bis die gerichtliclie Untersuchung beendigt ist Das Bürger- 
recht geht verloren, soljaid eines der zur Erlangung desselben 
vorgeschriebenen Erfordernisse bei dem bis dalün dazu Berech- 
tigten nicht mehr zutrifft Verftllt ein Bürger in Konkurs, so 
verliert er dadurch das Bürgerrecht; die Befähigung, dasselbe 
wieder zu erlangen, kann ihm, wenn er die Befriedigung semer 
Gläubiger nachweist, von den Stadtbehörden verliehen werden. 

§ 8. Wer in oiner Stadt seit einem Jahre mehr a!? einer 
der drei höchstbesteuerten Einwohner sowohl an direkten Staats- 
ais an Gtiiiieinde-Abgaben entrichtet, ist, aucli ohne im Stadtbe- 
zirke zu wolmen oder sich daselbst aufzuhalten, berechtigt, an 
den Wahlen teilzunehmen, ialls bei ihm die flbrigen Erfordernisse 
dazu vorhanden sind. Dasselbe Recht haben juristische Personen, 
wenn sie in einem solchen Masse in der Gemeinde besteuert sind. 

§ 9. Die Stadtgemeinden sind Korporationen; denselben 
steht die Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten nach näherer 
Vorschrift dieses Gesetzes zu. 

§ 10. In den Städten wird ein Magistrat (kolletrialischer 
Gemeindevorsland) und eine Stadtve^ordneten-^'e^sanlmiung ge- 
bildet, welche nacli nälierer \'orschrift dieses Gesetzes dieselben 
vertreten. Der Magistrat ist die Obrigkeit der Stadt und ver* 
waltet die städtischen Gemeinde-Angelegenheiten. Die Anenahmen 
bestimmt Tit VIU. 

§ 11. Jede Stadt ist befugt, besondere statutarische Anord- 
nungen zu treffen V) ühor solche Angelegenheiten rlcr Stadtge- 
meinden, sowie über >o\v\u3 Reclite und Ptlicbten ihrer Mitglieder, 
hinsichtlich deren das gegenwärtige Gesetz \ erschiedenheiten ge- 
stattet oder keine ausdrücklichen Bestimmungen enüiält; 2} über 
sonstige eigentOmliche Verhältnisse und Einrichtungen, insbe- 
sondere hinsichtlich der den gewerblichen Genossenschaften bei 
Einteilung der stimmfähigen Bürger tmd bei Bildung der Wahl- 
versammlungen und der städtischen Vertretung zu gewährenden 
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angemessenen Berücksichtigung. Dergleichen Anordoimgea be- 
dürfen der Bestätigung der Regierung. 

Tit II. Von der Zusammensetzung und Wahl 
der Stadtverordnetea- Versammlung. 

§ 12. Die Stadtrerordneten-Versammlung besteht aus 12 Wir 

gliedern in Stadtr^enieiTuleii von weniger als 2 500 Einwohnern, 
aus 18 in Gemeinden von 2 500 bis 5 000 Einwohnern, 
„ 24 „ „ „ 5001 10000 „ 
„ 30 „ „ „ 10001 „ 20000 „ 
„ 36 „ „ „ 20001 ^ 30000 „ 
„ 42 „ „ M 30001 „ 50000 „ 
„ 48 „ „ „ 50001 „ 70000 „ 
„ 54 „ „ „ 70 001 „ 90000 
„ 60 „ „ „ ^JOOOl „ 120000 
In Gemeinden von mehr als 120000 Einwohnern treten für 
iede weiteren 50 000 Einwohner sechs Stadtverordnete hinzu. Wo 
die ZM der Stadtverordneten bisher eine andere gewesen ist, 
verbleibt es bei dieser Zahl, bis durch statutarische Anordnung, 
welcher überhaupt abweichende Festsetzungen über die Zahl der 
Stadtverordneten vorbehalten werden, eine ÄTidcrimp: uetrotfen ist. 

§ 13. Zum Zweck der Wahl der Stadtverordneten werden 
die stiuiinfälügen Bürger (§§ 5 bis 8) nach Massgabe der von 
ihnen zu entrichtenden direkten Steuern (Gemeinde-, Kreis-, Be- 
zirks-, Provittzial- und Stsats-Abgaben) in drei Abteflongen ge- 
teilt In den Städten, wo die Maüü- und Schladitsteuer besteht, 
werden diejenigen stimmfähigen Bürger, welche zur Pt:\nts-Ein- 
kommenstoner nicht herangezogen werden, von dem Magistrat nach 
den Grundsätzen der Klassensteuer-Veranlagun<^ eiiigesciiätzt und 
der Betrag, welcher danach als Klassensteuer zu zahlen sein würde, 
bei den vorstehend gedaditen Steuern mitbereehnet Doch kOnnen 
auch die StadtbehOrden in den gedachten Stidten beschliessen, die 
Bildnng der drd Abteilnngen nach Massgabe des Einkommens 
der stimmfähigen Bfli irer zu bewirken. 

Die erste Abteilung besteht aus denjenigen, auf welche die 
höchsten Beträge bis zum Belauf eines Drittels des Gesamtbe- 
trages der Steuer aller stimmialii^en Bürger fallen, oder welche 
das höchste Einkommen bis zum Behiuf eines Drittels des Ge- 
samteinkommens aller stimmfähigen Bfirger besitzen. Die übrigen 
stimmföhigen Bfirger bilden die zweite und dritte Abteilung; die 
zweite reicht bis zum zweiten Drittel der Gesamtsteuer, beziehungs- 
weise des Gesamteinkommens aller stimmfähigen Bürger. In die 
erste, beziehungsweise zweite Abteilung gehört auch derjenige, 
dessen Steuerbetiaj^ oder Einkommen nur teilweise in das erste, 
beziehungsweise zweite Dritteil f&llt 

Steuern, die für Grundbesitz oder Gewerbebetrieb in einer 
andern Gemeinde entrichtet werden, sowie die Steuern für die im 
Umherziehen betriebenen Gewerbe sind bei der Bildung der Ab- 
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teiliingen nicht anzurcclmeii. Kein Wähler kann zweien Abtei- 
luiif^en zugleich angehören. Lässt sich weder nach dem Steuei- 
betrage oder Einkommen noch nach der alphabetischen Ordnung 
der Namen bestimmen, urelcher unter mehren WAMot zu einer 
bestimmten Abteiluag zu rechnen ist, so entSK^ieidet das Los. 
Jede Abteilung wählt ein Drittel der Stadtverordneten, ohne dabei 
an die Wälder der Abteilung gebunden zu sein. 

§ 14. Gehören zu einer Abteilung: mehr als fünfhundert 
Wähler, so kann die Wahl derselben nach dazu gebildeten Walil- 
bezirken geschehen. Enthält eine Stadtgemeinde mehrere Ort- 
schaften, so kann dieselbe mit Rflcksicht hierauf in Wahlbezirke 
eingeteilt werden. Die Anzahl und die Grenzen der Wahlbezirke, 
sowie die Anzahl der von einem jeden derselben zu wählenden 
Stndtverordneten werden nach MasFfj:nbe '1er Zahl der Stimm- 
lähigen lidr^er von dem Ma^ristrat festgesetzt. 

§ 15. Bei btadtgeniciuden, welche mehrere Ortschaften ent- 
halten, kann die Regierung nach Verhältnis der Einwohnerzahl 
bestimmen, wie viel Mitglieder der Stadtverordneten-Versammlung 
aus jeder einzelnen Ortschaft zu wählen sind. 

$ IG. Die Hälfte der von jeder Abteihmg zu wählenden 
Stadtverordneten muss aus Hausbesitzern {Ei^^entfmiern, Niess- 
braucliem und solchen, die ein erbliches Besitzrecht haben) be- 
stehen. 

§ 17« Stadtverordnete können nicht sein: 1) diejenigen Be- 
amten und die Mitglieder deijenigen Behörde, onrch welche die 

Aufsicht des Staats (iber die Stä(lte ausgeübt wird (§ 76); 2) die 
Mitglif der Magistrats und alle besoldeten Gemeindebeamten; 
die Ausnahmen bestimmen die 72 und 73; 3) Geistliche, Kirchen- 
diener und Elenientarlehrer; 4j die richterlichen Beamten, zu denen 
jedoch die technischen Mitglieder der lluadeis-, Gewerbe- und 
ähnlicher Gerichte nicht zu zählen sind; 5) die Beamten der Staats- 
anwaltschaft; 6) die Polizeibeamten. Vater und Sohn sowie Brüder 
dürfen nicht zugleich Mitglieder der Stadtverordneten-Versammlung 
sein. Sind dergleichen Verwandte zugleich erwählt, so wird der 
ältere allein zugelassen. 

§ 18. Die Stadtverordneten werden auf sechs Jahre gewählt. 
Jedoch verliert jede Wahl ihre Wirkung, sobald einer der Fälle 
eintritt, in denen nach den Bestimmungen im § 7 der Gewählte 
des Bttrgerrechts verlustig geht oder von der Ausübung desselben 
für eine gewisse Zeit ausgeschlossen wird. Tritt einer der Fälle 
ein, in denen nach jenen Bestimmungen die Ausübung des Bürger- 
rechts ruhen muss, so ist der Gewählte zugleich von der Teil- 
nahme an den Geschäften der Stadtverordneten-Versammlung einst- 
weilen bis zum Austrage der Sache ausgeschlossen. Alle zwei 
Jahre scheidet ein Dritteil der Mitglieder aus und wird durch neue 
Wahlen ersetzt. Die das erste und zweite Mal Aussdieidenden 
werden für jede Abteilung durch das Los bestimmt. 

§ 19. Eine Liste der stimmfähigen Bürger, welche die er- 
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forderlichen Eigenschaften derselben nachweist, wird von dem 
MajüHstrat geführt und alljiilulirh im Juli berichtigt. Die Liste 
wild Tiach den Wahlal)teiluugeü und im Falle des § 14 nach den 
AVaiiiuezirken eingeteilt. 

g 20. Vom 1. bis 15. Juli schreitet der Magistrat zur l>e- 
richtigang der Liste. Vom 15. bis znm 30. Juli wird die Liste in 
einem oder mehreren zu öffentlicher Kenntnis gebrachten Lokalen 
in der Stadtgemeinde offengelegt Während dieser Zeit kann jedes 
Mitglied der Stadtgemeindc pfciren die Richtigkeit der Liste bei dem 
Magistrat Einwendungen erheben. Die Stadtverordneten-Versamm- 
lung hat (iarüi)er bis zum 15. August zu beschliessen ; der Beschluss 
bedarf der Zustimmung des Magistrats; versagt dieser die Zustim- 
mung, so ist nach Vorschrift des § 36 zu ver&hren. Ist in diesem 
Falle über die Einwendungen von der Regierung entschieden, so 
findet eine Berufung an letztere von Seiten desjenigen, welcher die 
EinwendiiTip^en erhol len hat, nicht weiter ^tatt; in allen andern Fällen 
stellt deniiseiben nmerhalb zehn Tagen nach Mitteilung des Be- 
schlusses der Stadtveroidneten der Rekurs an die Regierung zu, 
welche binnen vier Wochen ohne Zulassung einer weiteren Be- 
rufung entscheidet Soll der Name eines einmal in die Liste auf- 
genommenen Einwohners wieder ausgestrichen werden, so ist ihm 
dieses ncht Tapfe vorher von dem Magistrate unter Angabe der 
Gründe mitzuteilen. 

^ 21. Die Wahlen zur regelmässipfen Ergänzung der Stadt- 
veronineten-Versauuiiluiig finden alle zwei Jalire im November 
statt. Bei dem zunächst vorhergehenden wöchentlichen Haupt- 
gottesdienst ist auf die Wichtigkeit dieser Handlung hinzuweisen. 
Die Wahlen d« dritten Al)teilung erfolg!^ zuerst, die der ersten 
zuletzt. Anssergew-ölinliche Wahlen zum Ersätze innerhalb der 
Wahijjeriüde ausgescliiedencr Mitglieder müssen angeordnet werden^ 
wenn die Stadtverordneten-Versammlung oder der Ma^iistrat oder 
die Regierung es für erforderlich erachten. Der Ersatzmann bleibt 
nur bis zum Ende derjenigen sechs Jahre in Thätigkeit, auf welche 
der Ausgeschiedene gewählt war. Alle Ergfinzungs- oder Ersatz- 
wahlen werden von denselben Abteilungen und Wahlbezirken (§ 14) 
vorgenommen, von denen der Ausgeschiedene gewählt war. Ist 
die Zahl der zu wählenden Stadtverordneten nicht durch drei teil- 
bar, so iüt, wenn nur einer übrig bleibt, dieser von der zweiten 
Abteilung zu wählen. Bleiben zwei übrig, so wählt die erste Ab- 
teilung den einen und die dritte Abteilung den andern. Die in 
den §§ 19 — 21 bestimmten Termine können durch statutarische 
Anordnunpren abgeändert werden. 

vi 22. Der Magistat hat jederzeit die nötige Bestimmung zur 
Ergänzung der erforderlichen Anzahl von Hausbesitzern (§ 16) zu 
tretfen. Ist die Zahl der Hausbesitzer, welche zu wäJden sind, 
nicht durch die Zahl der Wahlbezirke teilbar, so wird die Ver- 
teflung auf die einzelnen Wahlbezirke durch das Los bestimmt 
Mit dieser Beschränkung können die ausscheidenden Stadtverord- 
neten jederzeit wiedergewählt werden. 
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§ 23. \'ierzeiiii Tage vor der Wahl ^veIcle^ dio in der Lissto 
(§§ 19 und 20) verzeichneten Wähler durch den Mayisüat zu den 
vielen mittelst schriftlicher Einladiuig odor ortsflblicher Bekaont- 
roachnng beruleii. Die Einladung oder Bekanntmachiing mnss das 

Lokal, die Tage und die Stunden, in welchen die Stimmen bei dem 
Wahlvorstande abzugeben sind, genau bestimmen. 

§ 24. Der W'ahlvorstand besteht in jedem Walilhezirk aus 
dem Bürgermeister oder einem von diesem ernannten Stellvertreter 
als Vorsitzenden und aus zwei von der Stadtverordneten- Versamm- 
lung gewählte Beisitzer. Ffir jeden Beisitzer vird Ton der Stadt- 
verordneten- Versammlung ein SteUvertreter gewShlt 

§ 25. Jeder Wähler muss dem Wahlvorstande mündlich und 
lant zu Protokoll crkb'iren, wem er seine Stimme geben will. Er 
bat so viele Personen zu bezeichnen, als zu wälüen sind. Nur 
die in § 8 erwähnten juristischen oder ausserhalb des Stadtbezirks 
wohnenden liöclistbesteuerten Personen können ihr Stimmrecht 
durch BevollmSchtigte ausfiben. Die BevollmSchtigten mttssen selbst 
stimmfittiige Bürger sein. Ist die VoUmaclit nicht in beglaubigter 
Form ausgestellt» so entscheidet Ober die Anerkennung derselben 
der Wahlvorstand endgültig. 

§ 26. Gewählt sind diejenigen, welche bei der ersten Ab- 
stimmung die meisten Stimmen und zugleich absolute Stimmen- 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten haben. 
Wenn sich bei der ersten Abstimmung nicht rar soviel Personen, 
als zu wälilen sind, die absolute Stimmenmehrheit ergeben hat, 
wird zu einer zweiten Wahl geschritten. Der Walilvorstand stellt 
die Namen derjenigen Personen, ^vclclir Tiächst den gewählten die 
meisten Stimmen erhalten haben, so\\<it zusammen, dass die 
doppelte Zahl der noch zu wählenden Mitglieder erreicht wii'd. 
Diese Zusammenstdlung gilt atedann als die Liste dec WIhlbaren. 
Zu der zweiten Wahl werden die Wähler durch eine das Ergebnis 
der ersten Wahl angebende Bekanntmachung des Wahl Vorstandes 
sofort oder spätestens innerhall) acht Tagen aufgefordert Bei der 
zweiten Wahl ist die absolute Stinmieninehrbeit nicht erforderlich. 
Unter denjenigen, die eine gleiche Anzaiil von Stimmen erhalten 
haben, giebt das Los den Ausschlag. Wer in mehreren Abteilungen 
oder Wahlbezirken gewShlt ist, luit zu erklären, welche Wahl er 
annehmen will. 

§ 27. Die Wahlprotokolle sind .vom Wahlvorstande zu unter- 
zeichnen und vom Magistrate aufzubewahren. Der Magistrat liat 
das Ergebnis der vollendeten Wahlen sofort bekannt zu machen. 
Gegen das stattgehabte Wahlverfahren kann von jedem stimm- 
laliigen Bürger innerhalb zeiiii Tagen nack der Bekanntmachung 
bei der Regierung Beschwerde erhoben werden. Bei erheblichen 
Unregelmässigkeiten hat die Begierung die Wahlen auf erfolgte 
Beschwerde oder von Amts wegen innerhalb zwanzig Tagen nach 
der Bekanntmachung durch eine motivierte Entscheidung für un- 
gültig zu erklären. Für einen Ungültigkeitsgruad ist es nicht zu 
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erachten, wenn die der betreffenden geistlichen Behörde anlioim- 
/n (gehende Hinweisung auf die Wichti^eit der Wahl (§ 21) unter- 
blieben ist. 

§ 28. Die bei der regelmässigen Ergänzung neu gewälilten 
Stadtverordneten treten mit dem An&ng des nächstfolgenden Jahres 
ihre Verrichtungen an; die Ausscheideiiden bleiben bis zur Ein- 
führung der neugewihlten Mitglieder in Thfttigkeit. Der Magistrat 
hat die Einfflhrnng der Gewälilten und deren Verpflichtung durch 
Handschlag an Eidesstatt anzuordnen. 

Tit III. Von der Zusammensetzung und Wahl des 

Magistrats. 

§ 29. Der Magistrat besteht aus dem Bürj[,'ermeister, einem 
Beigeordneten oder zweiten Bürgermeister als dessen Stellvertreter, 
einer Anzalil von Schöffen (Stadträten, Itatsherren, Ratsmännern) 
und, wo das Bedfirfois es erfordert, noch aas einem oder mehreren 
besoldeten Mitgliedern (Syndikus, Kämmerer, Schulrat, Baurat ct<;). 
Es gehören zum Magistrat in Stadt^remcindcn von weniger als 

2500 Einwohnern 2 Schöffen, 
2500 bis 10000 „ 4 „ 
10001 „ 30000 „ 6 „ 
30001 „ 60000 „ 8 „ 
60001 „ 100000 „ 10 
Bei mehr als 100000 Einwohnern treten für jede weiteren 
50000 Einwohner zwei Schöffen liinzn. Wo die Zahl der Mit- 
glieder dos Magistrats bisher eino andere ge\Yesen ist, verbleibt es 
bei dieser Zahl. I)is durch statutarische Anordnung, welcher über- 
haupt abweiciieiide Festsetzungen über die Zahl der Magistrats- 
Mitglieder vorbehalten werden, eine Andening getroffen ist 

§ 30. Mitglieder des Magistrats können nicht sein: 1) die- 
jenigen Beamten und die Mitgli« dor derjenigen Behörden, durcli 
welciio fli> Aufsicht des Staats über die Städte ausgeübt wird (§ ir)); 

2) die Stadtverordneten, ingleichen Gemeinde-Unterbeamte und in 
Städten über 10000 Seelen die Gemeinde-Einnehmer (§ 5(3 Nr. 6); 

3) Geistliche, Kirchendiener und Lehrer an ötfentlichen Schulen; 

4) die richterlichen Beamten, zu denen jedodi die technischen 
Mitglieder der Handels-, Gewerbe- und ähnlidier Gerichte nicht 
zu zählen sind; 5) die Beamte der Staatsanwaltschaft; 6) die 
Polizeibeamten. 

^';ltcr und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn, Brüder 
und Sehwäger dürfen nicht zngleicli Mitglieder des Magistrats sein. 
Entsteht die Schwägerschaft im Laufe der \Vahlperiode, so scheidet 
dasjenige Mitglied ans, durch welches das Hindernis herbeigeführt 
worden ist. ^'ater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn 
sowie Brüder dürfen nicht zugleich Mitglieder des Magistrats und 
der StadtvororflnptfMi-^'pr^amnilung sein. 

Personen, weiche die in dem Gesetze vom 7. Februar 1835 
(Gesetz-Sammlung Seite 18) bezeiclineteu Gewerbe betreiben, können 
nicht Bürgermeister sein. 
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§ 31. Der l^oi'j-pordnotc und die Schöffen (§ 29) werden 
auf sechs Jahre, der Bürgermeister und die übrigen besoldeten 
Magistrats-Mitglieder dagegen auf zwölf Jalire von der Stadt ver- 
ordneten>Versammlimg gewShlL Auch können Beigeordnete mit 
Besoldimg angestellt werden, und erfolgt in diesem Falle deren 
Wahl gleichfalls anf zwölf Jalire. Alle drei Jalire scheidet die 
Hälfte der Schöffen ans und \N'ird durch neue Wahlen ersetzt. 
Die das erste Mal Ausscheidenden werden durch das Los bestiinnit. 
Die Ausscheidenden können wiedergewählt werden. Wef^eii der 
aussergewöhnlichen Ersatzwahlen koiiiuit die Bestimmung ^ 21 
zur Anw^dung. 

§ 32. Für jedes zu wählende Mitglied des Magistiats wird 
besonders abgestimmt Die Wahl erfolgt durch Stimmzettd. AMrd 
die alisolute Stimmenmehrheit bei der ersten Abstimmung nicht 
erreicht, so werden diejenigen vier Personen, auf welche die meisten 
Stimmen gefallen sind, auf eine engere Wahl geltraclit. Wird auch 
hierdurch die absolute Stininienmelirheit nicht erreicht, so findet 
unter denjenigen zwei Personen, welche bei der zweiten Abstim- 
mung die meisten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl statt. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

!^ 'VI Die gewählten Bürgermeister, Beigeordneten, Schöffen 
und besoldeten Magistrats -Mitglieder bedürfen der Bestätigung. 
Die Bestätigung steht zu: 1) dem Könige hinsichtlich der Bürger- 
meister und Beigeordneten in Städten von mehr als 10000 Ein- 
wohnern; 2) der Begierung hinsichtlich der Bttrgermeister und 
Beigeordneten in Städten, welche nicht Über 10000 Einwohner 
haben, sowie hinsichtlich der Schöffen und der besoWeten Magi- 
strats-Mitglieder in allen Städten olme Unterschied ilirer Grösse. 

Wird die Bestätigung versagt, so schreitet die Stadtverord- 
neten-Versammlung zu einer neuen Wahl. Wird auch diese Wahl 
nicht bestätigt, so ist die Regierung berechtigt, die Stelle einst- 
weilen auf Kosten der Stadt kommissarisch verwalten zu lassen. 
Dasselbe findet statt, wenn die Stadtverordneten die W^ahl ver- 
weigern oder den nach der ersten Wahl nicht Bestätigten wieder 
erwählen sollten. Die kommissarische Verwaltung dauert so lange, 
bis die Wahl der Stadtverordneten-Versammlung, deren wieder- 
holte Vornahme ihr jederzeit zusteht, die Bestätigung des Königs, 
beziehungsweise der Regierung erlangt hat 

§ 34. Die Mitglieder des Magistrats werden vor ihrem Amts- 
antritt durch den Bürgermeister in öffentlicher Sitzung der Stadt- 
verordneten-Versammlung in Eid und Pflicht genommen: der Bür- 
germeister wird vom Kegiernii jspräsidciiteii oder einem von diesem 
zu ernennenden Kommissar in öffentlicher Sitzung der Stadtver- 
ordneten-Versammlung vereidet. Magistrats-Mitgliedcrn, welche ihr 
Amt mindestens neun Jahre mit Ehren bekleidet haben, kann in 
Überemstimmung mit der Stadtverordneten- Versammlung von dem 
Magistrat das Prädikat „Stadtidtester'* verliehen werden. 
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Tit. IV. Von den Versammlungen und Geschäften der 

S t ?i cl t \' 0 r n r fl n p t e n . 

ß 35. Die Stadtverordiieieii-Versaiiiniluiig hat über alle Ge- 
meinde-Angelegenheiten zu beschliessen, soweit dieselben nicht 
aussdilieBSueh dem Magistrate llbainesen smd. Sie giebt ihr Gut- 
achten über alle Gegenstifnde ab, welche ihr zu diesem Zwecke 
durch die Aufsichtsbehörden vorgelegt werden. Über andere als 
Gemeinde-Anp:elegenheiten dfirfen die Stadtverordneten mir dann 
beraten, wenn solrhe durch besondere Gesetze oder in einzelnen 
FJillen durcli Auiti'äge der Aulsichtsbehördc nn sie gewiesen sind. 
Die Stadtverordneten sind an keinerlei InstrukLiuu oder Auiuäge 
der WShler oder der Wahlbezirke gebunden. 

§ 36. Die Beschlüsse der Stadtverordneten bedflrfen, wenn 
sie solche Angelegenheiten betreffen, welche durch das Gesetz dem 
Magistrate zur Ausführung übervies^^rt sind, der Zustimmung des 
letztern. Versagt dieser die Zustimmung, so hat er die (iründe 
dieser Versagung der Stadtverordneten-Versammlung mitzuteüeu. 
Erfolgt liierauf keine Verständigung, zu deren Herbeiführung so- 
wohl von dem Magistrate als den Stadtverordneten die Einsetzung 
einer gemeinschaftlichen Kommission verlangt werden kann, so ist 
die Entscheidung der Begierung einzuholen. — Die Stadtverord- 
iioton-Versammlnng darf ihre Beschlüsse in keinem Falle selbst 
zui' Ausführung bringen. 

§ 37. Die Stadtverordneten -Versammlung kontrolliert die 
Verwaltung. Sie ist dalier berechtigt, sich von der Ausführung 
ihrer Besddüsse und der Verwendung aller Gemeinde-Einnahmen 
Überzeugung zu verschaffen. Sie l^nn zu diesem Zwecke von 
dem Magistrat die Einsicht der Akten verlangen und Ausschüsse 
ans ihrer Mitte ernennen, zu welchen der Bürgermeister ein Mit- 
glied des Magistrats abzuordnen l)efugt ist. 

§ 38. Die Stadtverordneten -Versammlung wählt jShrlich 
einen Vorsitzenden sowie einen Stellvertreter desselben und dnen 
Schriftführer sowie einen Stellvertreter desselben aus ihrer Mitte; 
doch kann audt die Stelle des Schriftführers ein von den Stadt- 
verordneten nicht aus ihrer Mitte gewählter, in öffentlicher Sitzung 
hierzu von dem Bürgermeister vereideter Protokollffihrer vertreten. 
Diese ^\ ahieu erfolgen in dem § 32 vorgeschriebenen Verfahren. 

Die Stadtverordneten versammeln sich, so oft es ihre Ge- 
sdidfte erfordern. Der Magistrat wird zu allen Versammlungen 
eingeladen und kann sich durch Abgeordnete vertreten lassen. 
Die Stadtverordneten können verlangen, dass Abgeordnete des 
Magistrats dabei anwesend sind. Der Magistrat muss gehört werden, 
80 oft er es verlangt. 

§ 39. Die Zusammeuberufung der Stadtverordneten geschieht 
durch den Vorsitzenden; sie muss erfolgen, sobald es von einem 
Viertel der Mit^eder oder von dem Magistrat veilangt wird. 

§ 40. Die Art und Weise der Zusammenberufung wird ein 
für sJlemal von der Stodtverordneten -Versammlung festgestellt 
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Die Ziisammenberufung erfolcct unter Angabe der Gegenstände der 
Verhandlung; mit Ansnalime dringender Fälle muss dieselbe we- 
nigstens zwei freie Tage vorher statthaben. 

§ 41. Durch Beschluss der Stadtverordneten können auch 
regelmässige Sitzongstage festgesetzt, es müssen jedoch auch dann 
die Gegenstfinde der Verhandlung mit Ausnahme dringender Fälle 
mindestens zwei freie Tage YOrher den Stadtverordneten und dem 
Magistrat angezei^^ werden. 

§ 42. Die Stadtverordneten -\ ersaramlung kann nur be- 
schliessen, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder zugegen ist 
Eine At^nahme hiervon findet statt, wenn die Stadtverordneten, 
zum zweiten Haie zur Verhandlung Aber denselben Gegenstand 
zusammenberufen, dennoch nudit in genügender Anzahl erschienen 
sind. Pci der zweiten Zusammenherufung muss auf diese Be- 
stimmung ausdrückiicli hingewiesen werden. 

§ 43. Die Beschlüfise werden nach Stimmenmehrheit gefasst. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
Wer nicht mitstimmt, wird zwar als anwesend betrachtet, die 
Stimmenmehrheit wird aber lediglich nach der Zahl der Stimmenden 
festgestellt. 

^5 \i. An Verhandlnngon über Rechte und Verpflichtungen 
der Stadtgemeinde dai-f derjenige nicht teilnehmen, dessen Interesse 
mit dem der Gemeinde in Widerspruch steht Kann wegen dieser 
Ausschliessung eine besehlussfähige Versammlung nicht gehalten 
werden, so hat der Magistrat oder, wenn auch dieser aus dem 
vorgedachten Grunde einen gültigen Beschluss zu &ssen nicht 
befugt ist, die Aufsichtsbehörde für die Wahrung des Gemeinde- 
Interesses zu sorgen und nötigenfalls einen besonderen Vertreter 
für die Stadtgemeinde zu bestellen. 

Sollte ein Prozess der Stadtgemeinde gegen alle oder mehrere 
Mitglieder des Magistrats aus Veranlassung ihrer Amtsführung 
notwendig werden, so hat die Regierung auf Antrag der Stadt- 
verordneten-Versammlung zur FQhmng des Prozesses einen Anwalt 
zu bestellen. 

§ 45. Die Sitzungen der Stadtverordneten sind öffentlich. 
Für einzelne Gegenstände kann durch besonderen Beschluss, welcher 
in geheimer Sitzung gefasst wird, die Öffentlichkeit ausgeschlossen 
werden. Die Sitzungen dürfen nicht in Wirtshäusern oder SchSnken 
gehalten werden. 

§ 46. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet 
und schliesst die Sitzungen und handliabt die Ordnung in der 
Versammlung. Er kann jeden Zuhörer aus (bm Sitzungszimmer 
entlernen lassen, welcher öffentliclie Zeichen dcb IW italls oder des 
Missfallens giebt oder Unruhe irgend einer Art verursacht. 

I 47. Die Beschlüsse der Stadtvmrdneten-Versammlung 
und die Namen der dabei anwesend gewesenen Mitglieder smd in 
em besondms Buch einzutragen. Sie werden von dem Vor- 
sitzenden und wenigstens drei Mitgliedern unterzeichnet. Dem 
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Magistrnt müssen alle Beschlüsse der Stadtvoroi din ten, auch die- 
jenigen, welche ihm durch das Gesetz zur Ausführung nicht über- 
wiesen sind, nütgeteilt werden. 

§ 48. Den Stadtverordneten -Versammlungen bleibt über- 
lassen, unter Zustimmung des Magistrats eine GesdUiitsordniing 
abzufassen und darin Zuwiderhandlungen der Mitglieder ^gen die 
zur Aufrechterhaltung der Ordnun<x gegebenen Vorschriften mit 
Strafen m belp^ren; diese Strafen können nur in Geldbussen bis 
zu fünf Tlialern und bei mehrmals wiederholten Zuwiderhand- 
lungen in dt ]- nuf eine q:ewisse Zeit oder für die Dauer der Wahl- 
periode zu verliiiiigeiideii AusschUessuug aus der Versammlung 
bestehen. Versagt der Magistrat seine Zustimmung, so tritt das 
im § 36 vorgeschriebene Verfehren ein. 

§ 49. Die Stadtverordneten beschliessen über die Benutzung 
des Gemeindevermogens ; die Deklaration vom 26. Juli 1847 (Ge- 
setzsammlung Seite 327) bleibt dabei massgebend. Über das Ver- 
mögen, welches nicht der Gemeinde-Korporation in ihrer (iesamt- 
heit gehört, kann die Stadtvcrordneten-Versaniuilung nur insofern 
beschliessen, als sie dazu durch den Willen der Beteiligten oder 
durch ronstlge Rechtstitel berufen ist Auf das Vermögen der 
Korporationen und Stiftungen haben die zur Stadtgemeinde ge- 
hören dm Einwohner (§ 3) als solche und auf dasjenige Vermögen, 
welciies bloss den Hausbesitzern oder anderen Klassen der Ein- 
wohner gehört, haben andere Personen keinen Anspruch. In An- 
sehung der Verwaltung und Verwendung des Vermögens der 
Stiftungen bewendet es bei den stiftungsmSssigen Bestimmungen. 
Soweit es hierb^ auf den Begriff von Bürger ankommt, sind die 
Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes (§ 5) an sich selbst 
nicht massgebend. 

§ 50. Die Genehmigung der Regierung ist erforderlich: 
1) zur V eräusserung von Grundstücken und solchen Gerechtsamen, 
welche jenen gesetzlieh ^eiehgpBsteUt shid; 2) zur Veräussening 
oder wesentlichen Veränderung von Sachen, welche einen beson- 
dern wissenschaftlichen, historischen oder Kunstwert haben, na- 
mentlich von Archiven ; 3) zu Anleihen, durch welche die Gemeinde 
mit einem Schuldenbc^tand belastet oder der bereits vorhandene 
vergrössert wird, und 4) zu Veränderungen in dem Genüsse von (je- 
meindenutzungen (Wald, Weide, Heide, Torfstich und dergleichen). 

§ 51. Die freiwillige Veränsserung von GrundstSdcen u. s. w. 
(§ 50 Nr. 1) darf nur im Wege der Lizitation auf Grund einer 
Taxe stattfinden. Zar Gültigkeit der Lizitation gehört: 1) ein- 
malige Bekanntmachung durch das Amtsblatt des Regierungs- 
bezirks und die für BekanntmachuTiiren des Magistrats tiblichen 
ülfentlichen Blätter; 2) eine Frist von sechs Wochen von der Be- 
kanntmachung bis zum Lizltaüons-Termine und 3) Ablialtung dieses 
Tennins durdi eine Justiz- oder Magistratsperson. 

Bas Ergebnis der Lizitation ist der Stadtverordneten-Ver- 
sammlung mitzttteflen, und kann nur mit deren Genehmigung der 
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Zuschlag erteilt werden. In besonderen Fällen kann die Regie- 
rung auch den \'erkauf aus freier Hand sowie einen Tausch 
statten. sobald sie sich überzeugt, dass der Vorteil der Gemeinde 
dadurch gefördert wird. Für die Hjpothekenbehörde genügt zuiü 
Nachweise, dass der Vorsclinft dieses Paragraphen genügt worden, 
die Bestätigung des Vertrages durch die Begiening. 

§ 52. Durch Gemeindebeschluss kann die Erhebung eines 
Einzngsgeldes angeordnet und von dessen Entrichtung die Nieder- 
lassung in der Gemeinde (§ 4 des Gesetzes vom 81. Dez. 1812, 
Kr. 2317) abhängig gemacht werden. Ausserdem kann von allen, 
sowohl von den Keuanzielieiiden als von denen, welche der Ge- 
meinde bereits augehörig sind, bei der Begründung eines selb- 
ständigen Hausstandes eine Abgabe (Eintritts^ oder Hausstands- 
geld) gefordert und von deren Entrichtung die Teihiahme an dem 
Bttrg^recht (§ 5) abhfingig gemacht vardai. Die Teihiahme an 
den Gemeindenutzungen (§ 50 Nr. 4) kann ausserdem von der 
Entrichtung einer jährlichen Abgabe und anstatt oder neben der- 
sell)en von Entrichtung eines Kinkaufsgeldes abhfingig gemacht 
werden, durch deren Entrichtung aber die Ausübung des Bürger- 
rechts niemals bedingt wird. 

Alle derartige/« Beschlflsse bedürfen der Genehmigung der 
Regierung. Die mit dem Besitze emzehier Grundstücke verbun- 
denen oder auf sonstigen besonderen Bechtstitehi beruhenden 

Nutzungsrechte sind den Bestimmungen (bVsf*^ Paragraphen nicht 
unterworfen. Beamte, welche infolge dienstlicher ^'ersetzung ihren 
Aufenthalt im Stadtbezirk nehmen, sind zur Entrichtung des Ein- 
zugsgeldes iui(i ilvs na\is^.tiui(l>geldes nicht verbundeii. 

§ 53. Soweit die Einnahmen aus dem städtischen Vermögeu 
nicht hinreichoi, um die durch das Bedürfnis oder die Yerpflidi- 
tungen der Gemeinde erforlichen Geldmittel zu beschaffen, können 
die Stadtverordneten die Aufbringung von Gememdesteuem be- 

ßchliessen. Diese können bestehen: 

I. in Zuschlägen zu den Staatssteuern, wobei folgende Bestim- 
mungen gelten: 

1) die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherzielien darf 
nicht beiastet werden; 

2) bei den Zusdilfigen zur klassifizierten Einkommensteuer 
muss jedenfolls das ausserhalb der Gemeinde belegene 
Grundeigentum ausser Berechnung bleiben; 

3) die Genehmigung der Regierung ist erforderlich: a) für 
nllo Zuschläge zur Einkommensteuer; b) ffii Zuschläge 
zu den übrigen direkten Steuern, wenn der Zuschlag ent- 
weder fünfzig Prozent der Staatssteuern übersteigen oder 
nicht nach gleichen Sätzen auf diese Steuern verteilt 
werden soll. Zur Freihissung oder geringeren Belastung 
der letzten Klassensteuerstufe bedarf es (Öeser Genelmii- 
gung nicht; c) für Zuschläge zu den indirekten Steuern. 



biyiiizoa by Google 



30. Stidteoxdniuig 18SS. 



191 



II, in besonderen direkten oder indirekten Oenieindesteuern, 
welclie der (Jciit iiiiiigung der Regierung bedürfen, wenn sie 
neu eingeführt, erhöht oder in ihren Grundsätzen verändert 
werden sollen. 

Bei besonderen Kommnnal-EinkommenBtetteni ist jeden&lls 
die sub I 2 erwähnte Beschrinkong massgebend. Die bestehenden 

dii f l:ten Komnnmal - Einkommensteuern werden einer erneuten 
Trülung und Genehmigung der RoLnrinng unterworfen. In den 
über die Erhebung von Konnuunalsteueni zu erlassenden, von der 
Regierung zu geneliniigenden Regulativen können Ordnungsstrafen 
gegen die Kontravenienten bis auf Höhe ron. 2^ Thalern ange- 
ordnet werden. 

§ 54. Die Gemeinde kann durch Beschluss der Stadtver- 
ordneten zur Leistung von Diensten i Hnnd- imd Spanndiensten) 
behufs Ausführung von Gemeindearbeiten vcrptliclitet werden; die 
Dienste werden in (ield abgeschätzt, die Verteilung gesclneht 
nach dem Massstabe der Gemeinde-Abgaben oder in deren Er- 
mangelung nadi dem Bfassstabe der direkten Steuern. — Ab> 
weiclmngen von dieser Verteilungsart bedürfen der Genehmigung 
der Regierung. Die Dienste können mit Ausnahme von Notfällen 
durcli tau.i'lirlie Stellvertreter ;ibgeleistet oder nach der Abschätzung 
an die (lenieindekasse bezahlt werden. 

>5 55. Die in Bezug auf die Behandlung der Gemeindewal- 
dungen für die einzelnen Landesteile erlassenen Gesetze und Be- 
stunmungen bleiben in Kraft, bis ihre Abfinderung im gesetzlidien 
Wege erfoigt sein wird. 

Tit. Y. Von den Geschäften des Magistrats. 

56. Der Magistrat hat als Ortsobrigkeit und Gemeinde- 
Verwaltungsbehörde insbesondere folgende Geschäfte: 

1) die Gesetze und Verordnungen sowie die Verfügungen iler 
ihm vorgesetzten Behörden auszufahren; 

2) die Beschlösse der Stadtverordneten -Versammlung vorzube- 
reiten und, sofern er sicli mit denselben einverstanden erklärt, 
zur Ausführung zu bringen. Der Magistrat ist verpflichtet, 
die Zustimmung und Ausführung zu versagen, wenn von den 
Stadtverordneten ein Beschluss gefasst ist, welcher deren Be- 
fugnisse überschreitet, gesetz- oder rechtswidrig ist, das Staats- 
wohl oder das Gemeinde-Interesse verletzt In FfiUen dieser 
Art ist nach den Bestimmungen im g 36 zu verfahren; 

3) die städtischen Gemeinde-Anstalten zu verwalten und die- 
jenigen, für ^xdche besondere Verwaltungen eingesetzt sind, 
zu beaufsichtigeil; 

4) die Einkünfte der Stadtgemeinde zu verwalten, die auf dem 
Etat oder besonderen Beschlüssen der Stadtverordn^m be- 
ruhenden Einnahmen und Ausgaben anzuweisen und das Rech- 
nungs- und Kassenwesen zu überwachen. Von jeder regel- 
mässigen Kassenrevision ist der Stadtverordneten- Versammlung 
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Kenntnis zu geben, damit sie ein Mitj^lied oder mehrere ab- 
ordnen könne, nm diesem Geschäfte beizuwohnen ; hei nii^ser- 
ordenthcheu Ka^s( nrevisionen ist der Vorsitzende oder ein 
von demselben em für allemal bezeichnetes Mitglied der Stadt- 
verordneten- Versammlung zuzuziehen; 

5) das £igentnm der Stadtgemeüide zn verwalten und ihre Rechte 
zu wahren; 

6) die Gemeindebeamten, naclidem die Stadtverordneten darüber 
vernommen worden, anzustellen und zu beaufsichti^ren. Die 
Anstellung erfolgt, soweit es sich nidit um voi überquellende 
Dienstleistungen handelt, auf Lebenszeit; diejenigen Unter- 
beamten, welche nur zu medianischen Dienstleistungen be- 
stimmt sind, können jedoch auf Kfindigung angenommen 
werden. Die von den Gemeindebeamten zu leistenden Kau- 
tionen bestimmt der Magistrat nach Anlinnini: der Stadtver- 
ordneten-Vorsainmhin'j. In Städten bis zu iOUOO Einwohnern 
(§ 30, 2) können die Geschäfte des Gemeinde-Einnehmers nach 
Vernehmung der Stadtverordneten-Versaniiülung und mit Zu- 
stimmung der Regierung dem KSmmerw ftbertragen werden; 

7^ die Urkunden und Aktäi der Stadtgemeinde au&ubewahren; 

8) die Stadtf^omeinde nach aussen zu vertreten und namens der- 
selben mit Behörden und Privatpersonen zu verhandeln, den 
Schriftwechsel zu führen und die Gemeine-Urkunden in der 
Urschrift zu vollziehen. Die Ausfertigungen der Urkunden 
werden namens der Stadtgemeinde von deui Bürgermeister 
oder seinem Stellvertreter gültig unterzeichnet; werden in den- 
selben Verpflichtungen der Stadtgemeinde übernommen, so 
muss noch die Unterschrift eines Magistrats-Mitgliedes hinzu- 
kommen; in Fällen, wo die Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
erforderlich ist, muss dieselbe in beglaubigter Form der ge- 
dachten Ausfertigung beigefügt werden; 

9) die stadtischen Gemeinde-Abgaben und Dienste nach den Ge- 
setzen und Beschlüssen auf die Verpflichteten zu verteilen 
und die Beitreibung zu bewirl^en. 

§ 57. Der Magistrat kann nur beschliessen, wenn mindestens 
dio TTfilfte, in Stadtgemeinden, welche mehr als 100000 Einwoliner 
haben, mindestens ein Dritteil seiner Mitglieder zugegen ist Die 
Beschlüsse werden nach Stimmenmelirheit gefasst. Bei Stimmen- 
gleichheit ist dte Stimme des Vorsitzenden entscheidend. Den 
Vorsitz führt der Bürgermeister oder sein Stellvertreter. Der 
Vorsitzende ist verpflichtet, wenn ein Beschluss des Magistrats 
dessen Befugnisse überschreitet, gesetz- oder rechtswidrig ist, das 
Staatswoh! oder das Gemein-Interesse verletzt, die Ausführung 
eines soklien Beschlusses zu beanstanden und die Entscheidung 
der Regierung einzuholen. Der Beigeordnete nimmt auch ausser 
dem Falle der Stellvertretung an den Verhandlungen und Be- 
schlüssen teil. Bei Beratungen über solche Gegenstände, welche 
das Privat-Interesse eines Mitgliedes des Magistrats oder seiner 
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Angehörifren horüliren, iiiiiss dasselbe sich der Teilnahme an der 
Beratung und Abstinunung enthalten, auch sich wäiirend der Be- 
ratung aus dem Sitzungszimmer entfernen. 

§ 58. Der BQrgermeist«' idtet und beaufsichtigt den ganzen 
Geschäftsgang der städtischen Verwaltung. In allen Fällen, wo 
die vorherige Beschliissnahnie durrli den Ma^'istiat einen nach- 
teiligen Zeitverhist verursachen würde, niuss der Bürgermeister 
die dem Ma-ristrat obliegenden Geschälte voilänfig allein besorgen, 
jedoch dem toteren in der näciisten Sitzung behufs der Bestäti- 
gung oder anderweitigen Beschlussnahme Bericht erstatten. Zur 
Erhaltung der nötigen Disziplin steht dem Bürgermeister das 
Recht zu, den Gemeindebeaujten Geldbussen bis zu drei Thalem 
und ausserdem den untern Beamten Arreststrafen bis zu drei Tagen 
aufzulegen 15, 19 und 2ü des Gesetzes vom 21. Juli 1852, 
Gesetz-Sammlung Seite 4b5j. 

4} 59. Zur dauernden Verwaltung oder Beaufsichtigung ein- 
zelner GeschSftszweige, sowie zur Erledigung vorttbergehender Auf- 
trSge können besondere Deputationen entweder bloss aus Mitglie- 
dern des Magistrats oder aus Mitgliedern beider Gemeindebehörden 
o ler aus lotzteren und ans stiminfTihken Bürgern gewählt werden. 
Zur Bildniig gemischter Depntanonen ans beiden Stadtbehörden 
ist der übereinstininiende Bescliluss beider erforderlich. Zu diesen 
Deputationen und Kommissionen, welche übrigens in allen Be- 
ziehungen dem Magistrate untergeordnet sind, werden die Stadt- 
verordneten und stimmfJihigen Bürgel- ^ on der Stadtverordneten- 
Versammlung gewählt, die Magistrats-Mitglieder dagegen von dem 
Bürgermeister ernannt, welclier anrli niiter letzteren den Vor- 
sitzenden zu bezeichnen hat. Durch statutarische Anordnungen 
ivuuuen nach den eigentümlichen örtlichen Verhältnissen besondere 
Festsetzungen über die Zusammensetzung der bleibenden Verwal- 
tungs-Deputationen getroffen werden. 

?J 60. Städte von grösserem Umfange oder von zahlreicherer 
Bevölkerung werden von dem IMagistrat naeli Anliörung der Stadt- 
verordneten in Ortsbezirke geteilt. Jedem Bezirk wird ein Be- 
zirksvorsteher vorgesetzt, welcher von den Stadtverordneten aus 
den stiunnfäiiigeu Bür^iein des Bezirks auf sechs Jahre erwählt 
und vom Magistrat bestätigt wird. In gleicher Weise wird für 
d^ Fall der Verhinderung des Bezirksvorstehm ein Stellvertreter 
desselben angestellt. Die Bezirksvorstehar sind Organe des Ma< 
gistrats und verpflichtet, seinen Anordnungen Folge zu leisten, 
ihn namentlich in den örtlichen Geschäften des Bezirks zu unter- 
stützen. 

§ 1)1. Jedes Jahr, bevor sich die Stadtverordneten- Versamm- 
lung mit dem Haushaltsetat beschäftigt, hat der Magistrat in öffent- 
licher Sitzung derselben über die Verwaltung und den Stand der 
( lemeinde- Angelegenheiten einen vollständigen Bericht zu erstatten. 
Tag und Stunde werden wenigstens zwei freie Tage vorher in der 
Gemeinde bekannt gemacht. 

Alinfton, Urkk. s. bnndb.-pranss. YerfMiianftgMch. II. IS 
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§ 62. Der Bürgermeister hat nach näherer Beötiiiuiiuiig der 
Gesetze folgende GeschSfte zu besorgen: 
I. wenn die Handhabung der Ortspolizei nicht Königlichen Be- 
hörden übertragen ist: 1) die Handhabung der Ortspoüzei; 
2) die ^'errichtung eines Hülfsbeaniten der gerichtlichen Polizei; 
'S) die \'errichtungen eines Polizeianwalts voil)(;lialtlicli der 
Befupmis der Behörde, in den Fällen 2 und o andere lieaiuten 
mit diesen Geschäften zu beauftragen. Dem Bürgermeister 
am Bitze eines Gerichts kann die Vertretung der Polizei- 
anwaltschaft bei dem Gericht auch fOr die übrigen Gemeinden 
des Gerichtsbezirks gegen angemessene Entschädigung über- 
trauen werden, in deren Hinsicht nähere Bestimmungen vor- 
behalten bleiben, 
n. alle örtlichen Geschäfte der Kreis-, Beziiks-, Provinzial- und 
allgemeinen Staatsverwaltung, namentlich auch das Führen der 
Personenstandsregister, sofern nicht andere Behörden dazu 
bestimmt sind. 

p]inzehie dieser unter I und II erwälinteii Geschäfte können 
mit Genehniigung der Kegierung einem andern Magistrats-Mit- 
gliede übertragen werden. 

§ 63. In betreff der Befugnis der Stadtbehörden, ortspoiizei- 
liche Verordnungen zu erlassen, kommen die darauf bezüglichen 
Gesetze zur Anwendung. 

Tit. VI. Von den Gehältern und Pensionen. 

64. Der Nornialetat aller Besoldinmen uird von dem 
Ma>iistrat entworfen und von den vStadtvcrordneten festgesetzt. Ist 
ein isormal-Besoldungsetat überhaupt nicht oder nur für einzelne 
Teile der Verwaltung festgestellt, so werden die in solcher ViTeise 
nicht vorgesehenen Besoldungen vor der Wahl festgesetzt Hin- 
sichtlich der Bürgermeister und der besoldeten Magistrats-Mit- 
gheder unterliegt die Festsetzung der Besoldungen in allen Fällen 
der Genehmigung der Regierung. Die Regierung ist ebenso be- 
fugt als verpflichtet zu verlangen, dass ihnen die zu einer zweck- 
mässigen Verwaltung angentessenen Besoldungsbeträge bewilligt 
werden. Den Beigeordneten, insofiBrn ihnen nicht eine Besoldung 
besonders beigelegt ist (§ 81), können mit Genehmigung der Re- 
gierung feste Entschädigungsbeträge bewilligt werden. Schöffen 
und Stadtverordnete erhalten weder Gehalt noch Remuneration, 
und ist nur die Vergütung barer Auslagen zulässig, welche für sie 
aus der Ausrichtung von Aufträgen entstehen. 

§ 65, Den Bürgermeistern und den besoldeten Mitgliedern 
des mgistrats sind, sofern nicht mit G^iehmiguug der Regierung 
eine Vereinbarung wegen der Pension getroffen ist, bei eintretender 
Dienstunföliigkeit, oder wenn sie nacli abgelaufener Wahlperiode 
nicht wiedergewalilt werden, fol^^eude Pensionen 7.u <:ewähren: 
des Gelialts nacli (Jjäliriger Dienstzeit, '/g des Gehalts nach 
12jäliriger Dienstzeit, des Gehalts nach 24 jähriger Dienstzeit 
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Die auf Lebenszeit angestellten besoldeten Oenioindebeamtcn er- 
halten, insofern nicht mit dem Beamten ein anderes verabredet 
worden ist, bei eintretender Dienstuntaliigkeit Pension nach den- 
selben Grundsätzeiit welche bei den unmittelbaren Staatsbeamten 
zur Anwendung kommen. Über die Pensionsansprfiche der Bfirger- 
meister, der besoldeten Magistrats-Mitglieder und übrigen besol- 
deten Geiiieindebeamten entscheidet in streitigen Fällen die Re- 
gierung, (legen den Beschluss der Regierung, soweit derselbe 
sich nicht auf die Thatsache der Dienstunfäliigkeit oder darauf 
bezieht, welcher Teil des Diensteinkommens als Gehalt aiizu- 
sßhen sei, findet die Berufung anf richterliche Entscheidung statt 
Ungeachtet der Berufung sind die festgesetzten Beträge vorläufig 
zu zalden. Die Pension fallt fort oder ruht insoweit, als der 
Pensionierte durch andenveitige AnstellnTiir m Staats- oder Ge- 
meindedienste ein Einkommen oder eine neue Pension erwirbt, 
welche mit Zurechnung der ersten Pension sein früheres Einkommen 
übersteigen. 

Tit VII. Von dem Gemeindehaushalte. 

§ 66. Über alle Ausgaben, Einnahmen und Dienste, ^veklle 
sich im voraus bestimmen lassen, entwirft der Magistrat jährhch, 
spätestens im Okti )l»cr «^nen Haushaltsetat. Mit Zustimmung der 
Stadtverordneten kann lüe Etatsperiode bis auf di-ei Jalu-e ver- 
längert werden. Der Entwurf wird acht Tage lang nach vorheriger 
y^kündignng in einem oder mehren von dem Magistrat zu be- 
stimmenden Lokalen zur Einsicht aller Einwohner der Stadt offen 
gelegt und alsdann von den Stadtverordneten festgestellt. Eine 
Abschrift des Etats wird sofort der Aufsichtsbehörde eingereicht. 

§ 67. Der Magistrat hat dafür zu sorgen, dass der Haushalt 
nach dem Etat geführt werde. Ausgaben, welche ausser dem Etat 
geleistet werden soUen, bedflrfen der Genehmigimg der Stadtrer- 
ordneten. 

§ 68. Die Gemeinde -Abgaben und die Geldbeträge der 
Dienste 54). sowie die Abgaben für die Teilnahme an den 
Nutzungen 52) und die sonstigen (ienieinde^etalle werden von 
den bäumigen im Steuer-Exekutionswege beigetrieben. 

§ 69. Die Jalurcsrechnung ist von dem Einnehmer vor dem 
1. Ifai des folgenden Jahres zu legen und dem Magistrat einzu- 
reichen. Dieser hat die Rechnung zu revidieren und solche mit 
seinen Erinnerungen und Bemerkung df^n Stadtverordneten zur 
Prüfung, Feststeilung und P'ntlastung vorzulegen. 

70. Die Feststellung der Rechnung muss vor diiui i. Oktober 
bewirkt sein. Der Magistrat hat der Aufsichtsbehörde sofort eine 
Abschnft des Feststellungsbesdilusses vorzulegen. Dnrdi statu- 
tarisdie Anordnungen können auch andere Fristen, als vorstehend 
fOr die Legung und Feststellung der Rechnung bestimmt sind» fest- 
gesetzt werden. 

§ 7L Über alle Teile des Vermögens der Stadtgemeinde 
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hat der Magistrat Lagerbnch zu führen. Die darin vorkom- 
menden VerSndeningen w€»den den Stadtverordneten bei der Bech- 
nnngsabnahme zur Erklfirung vorgelegt 

TitVIII. Von der Einrichtung der städtischen Verfassung 
ohne kollegialischen Gemeindevorstand fflr Städte, 
welche nicht mehr als 2500 Einwohner haben. 

§ 72. In Stfidten von nicht mehr als 2600 Emwohnem kann 

anf Antrag der Gemeindevertretung unter Genehmigung der Re- 
gierung die Einrichtung getroffen werden, dass 1) die Zahl der 
Stndtverordneten bis auf sechs vermindert und 2) statt des Magi- 
strats nur ein Bürgermeister, welcher den Vorsitz in der Stadt- 
verordneten-Versammlung mit Stimmrecht zu führen hat, und zwei 
oder drei Schöffen, welche den Bürgermeister zu unterstützen und 
in VerhindenmgsfUlen zu vertreten haben, gewihlt werden. 

§ 73. Wird eine Einrichtung nach Massgabe der Bestimmung 
unter 2 in § 72 getroffen, so gehen alle Rechte und Pflichten, 
welche in den Vorschriften der Titel I bis VIT dem Mapistrat bei- 
gelegt sind, Hilf den Bürgermeister mit denjenigen Modiükationen 
Über, welclie sich als notwendig daraus ergeben, dass der Bürger- 
meister zugleich stimmberechtigter Vorsitzender der Stadtverord- 
nete-Versammlung ist. Demselben steht insonderheit em Recht 
der Zustimmung zu den Beschlüssen der Stadtverordneten nicht 
zu: er ist aber in den im zweiten Satze unter 2 dos § 56 be- 
zeichneten Fällen die Ausführung fler Beschlüsse der Stadtver- 
ordneten-Versammlung zu beanstanden und, wenn diese bei nocli- 
maliger Beratung bei ilirem Beschlüsse behairt, die Entscheidung 
der Regierung einzuholen verpflichtet. — Im übrigen finden bei 
den Städten, welche die gedachte Einrichtung angenommen haben, 
die Vorschriften der Titel I bis VII gleichfalls, jedoch mit der 
Massgabe Anwendung, dass die Schöffen zugleich Stadtverordnete 
sein können und dass es genügt, wenn die Beschlüsse der Stadt- 
verordneten-^>rsannnhln^ (§ 47) nur von dem Vorsitzenden und 
einem Mitgliede unterzeichnet werden. 

Tit. IX. Von d er Vcrpf] ichtung zur Annahme von Stellen 
und von dem Ausscheiden aus denselben wegen Ver- 
lustes des Bürgerrechts. 

§ 74. Ein jeder stimmfähiger Bürger ist verpflichtet, eine 
unbesoldete Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Veitretung 
anzunehmen, sowie eine angenommene Stelle mindestens drei Jahre 
lang zu versehen. 

Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung einer solcfaea 
Stelle bereclitigen nur folgende Entschuldigungsgründe: 1) an- 
haltende Krankheit: 2) Geschäfte, die eine häufige oder lange 
dauernde Abwesenheit mit sich bringen ; 3) ein Alter über sechzig 
Jahre; 4) die früher stattgehabte Verwaltung einer unbesokleten 
Stelle f&r die nächsten drei Jahre; 5) die Verwaltung eines an- 
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(leren öffentlichen Amtes ; 6) ärztliche oder wundärztliche Plraxis; 

7) ponstirje besondere Verhnhnisso, wolclio nach dem Ermes«;en 
der Stadtverordneten-\'eri5aiumlung eine gültige Entscheidung be- 
gründen. Wer sich ohne einen dieser Entschuldi^jungsgründe 
weigert, eine unbesoldete Stelle in der Gemeindeverwaltung oder 
Veitretang anzunehmen oder die noch nicht drei Jahre lang ver- 
sehene Stelle ferner zu versehen, sowie deijenige, welcher sich der 
Verwaltung solcher Stellen thatsächlich entzieht, kann durch Be- 
srhluss der Stadtverordneten auf drei bis sechs Jahre der Aus- 
übung des Bürgerrechts verlustig erklärt und um ein Achtel bis 
ein Viertel stärker zu den direkten Genitniideal)';aben lierangezogen 
werden. Dieser lieschluss bedarf der Bestätigung der Aufsichts- 
behörde (§ 76). 

§ 75. Wer eine das Bürgerrecht voraussetzende Stelle in 
der "Verwaltung oder Vertretung der Stadtgemeinde bekleidet, 
scheidet aus derselben aus, wenn er <le> Bürgerrechts verlustig 
geht; im Falle des ruhenden Bürgerrechts tritt die Suspension 
ein (§ 7). Die zu den bleibenden Verwaltungs-Deputaiionen ge- 
wählten stimmfähigen Bürger 59) und andern von der Stadt- 
verordneten-Versammlung auf eme bestimmte Zeit gewählten un- 
besoldeten Gemeindebeamten, zu denen jedoch die Schöflfen nicht 
zu rechnen sind, können durch einen übereinstimmenden Beschluss 
Magistrats und der St^dtverordnetpu nuch vor Ablauf ilirer 
^Vahlperiode von ilu-em Amte entbunden werden. 

Tit. X. Von der Oberaufsicht über die Stadtverwaltung. 

§ 76. Die Au&icht des Staates Aber die städtischen 6e- 
m^de-Angdegenheiten wird, soweit nicht durch die Vorschriften 

dieses Gesetzes* ein anderes ausdrückHch bestinunt ist, von der 
Kegierung. in den höheren Instanzen von dem Oberpräsidenten 
und dem Minister des Innern ausgeübt. Beschwerden über Ent- 
scheidungen in Gemeinde -Angelegenheiten müssen in allen In- 
stanzen innerhalb einer Präklusivfrist von vier Wochen nach der Zu- 
stellung oder Bekanntmachung der Entscheidung eingelegt werden, 
insofern nicht die Einlegung des Rekurses durch di^es Gesetz 
an eine andere Frist jf^knüpft ist (§ 20). 

§ 77. Wenn die iStadtvorordneten einen Beschluss gefasst 
haben, welcher deren Befugnisse überschreitet, gesetz- oder rechts- 
widrig ist oder das Staatswold verletzt, so ist die Aufsichtsbehörde 
ebenso befugt als verpflichtet, den Vorstand der Stadtgemeinde zur 
vorläufigen Beanstandung der AusfQhrung zu veranlassen. Dieser 
hat hiervon die Stadtverordneten zu benachrichtigen und über den 
Gegenstand des Beschlusses sofort an die Regierung zu berichten. 
Die Regierung hat sodann ihre Entscheidung unter Anführung der 
Gründe zu geben. 

§ 78. Wenn die Stadtverordneten es unterlassen oder ver- 
weigern, die der Gemeinde gesetzlich obliegenden Leistungen auf 
den Haushaltsetat zu bringen oder ausserordentlich zu genehmigen, 
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80 lässt die Regierung unter Anführung des Gesetzes die Ein- 
tragung in den Etat von Amts wegen bewirken oder stellt be- 
ziehungsweise die ausserordentliche Ausgabe fest 

§ 79. Bureh Kdnigtiehe Verordnimg anf den Antrag des 
Staat^mistetimns kann eine Stadtverordr« t< n-Versammlimg auf- 
gelöst werden. Es ist sodann eine Neuwalü derselben anzuordnen 
und muss diese binnen sechs Monaten vom Tage der Auflösungs- 
Verordnung an erfolgen. Bis zur Einlührunj^ der neugewählten 
Stadtverordneten sind deren Verrichtungen durch besondere von 
dem Minister des Innern zu bestellende Kommisfiarien zu besorgen. 

§ 80. In betreff der IMenstvergehen der BOrgermetster, der 
Mitglieder des Vorstandes und der sonstigen Gemeindebeamten 
kommen die darauf bezttgUcben Gesetze zur Anwendung. 

Tit XI. Ansfübrungs- und Übergangsbestimmungen. 

§ 81. Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Bestimmungen werden von dem Minifiter des Lmem getroffen. 

§ 82. In StSdten, wo die Einführung der Gemeindeordnung 
vom 11. März 1850 bereits beendigt ist, tritt die gegenwärtige 

Städteordnung sogleich nacli ihvpv Verkruidiirun^'- in Kraft und an 
die Stelle jener Genieindeorduung; die auf Grund der letzteren 
gewählten liürsernieister. Beigeordneten, Schöffen und alle anderen 
besoldeten und unbesoldeten Gcineindebeamten, sowie die Mit- 
glieder des Gemeinderats, diese ais Stadtverordnete, verbleiben 
jedoch in ihren Stellen bis zum Ablaufe der Periode, für welche 
sie gewählt worden sind, und behalten, soweit sie eine besoldete 
Stelle bekleiden, ihi e bisherigen Besoldungen und Pensionsansprüche. 

§ 83. In Städten, wo die Eintühriing der Geiiieindeordnuug 
vom 11. März 1850 bis zur Einsetzung des Gemeindeiats gediehen 
ist, bleiben die Mitglieder desselben in iluen Stellen als Stadt- 
verordnete bis zum Ablaufe der Periode, für welche sie gewfihlt 
worden sind ; im übrigen ist sowohl dort als in allen anderen 
Städten, für welche diese Städteordnung noch gegeben ist (§ 1), 
nach den Vorschriften derselben mit der Einführung der städtischen 
Verfassung und Verwaltung zu verfahren. 

§ 84. Die seitherigen nicht gewählten und nicht ausdrück- 
lich auf Kündigung angestellten Oberbürgermeister und Bürger- 
meister, welche bei Einnihrung der gegenwärtigen Stftdteordnung 
weder in ihren Ämtern und Einkttnftan belassen noch anderweitig 
mit gleichem Einkommen angestellt werden, haben, sofern nicht 
für diesen Fall bereits friiiier eine andere vcrhindliche Bestimmung 
getrolFen worden ist, einen Anspruch auf Pension. Diejenigen 
dieser Beamten, welche auf Kündigung angestellt sind, von welcher 
jedoch observanzmässig niemals oder doch nur aus besonderen 
Grfinden Gebrauch gemacht worden ist, sind den lebenslänglich 
angestellten Beamten gleichzusetzen, wenn nicht einer der Grfinde 
eintritt, aus welchen die Kündigung vorbehalten ist. Bloss vor- 
läufig und kommissarisch ohne Zeitbestimmung angestellten Be- 
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amten st^t dieser Ansprncli erst nach sechsjähriger Dienstzeit 
zu. Wenn ein solcher Beamter demnächst von der Stadt für die- 
^e]hf^. Steile auf Zeit gewählt worden ist, so wird «oine Dienstzeit 
behufs der Feststellunfj; seiner Pensionsberechtigung von der Zdt 
des Eintritts in die kommissarische Dienstleistung gerechnet 

Die Pension beträgt nach kürzerer als zwölQähriger Dienst- 
zeit V4t it&<ih zwOlf- oder mehr als zw^ihriger Di^stzeit Vti luidi 
vierundzwanzigjähriger Dienstzeit seitiierigen reinen Dien^ 

einkommens. "VVas als solches anzusehen, wird im Verwaltungs- 
wep;e endjzültii: fest^^esetzt» Die Pension M\t insoweit fort oder ruht, 
als der Pensionierte durch anderweitige Anstellung im Staats- oder 
Gemeindedienst ein Einkommen oder eine neue Pension erwirbt, 
weldie mit Znredmung der eisten Pensfon sdn irflherea Ein- 
kommen übersteigen. Die Pensionen werden von den Stadtge- 
meinden, in weläen die Beamten gegenwärtig angestellt sind, 
geleistet. 

Alle vorstehend nicht bezeichneten Genieindcbeaniteu sind 
in ihren Ämtern und Einiainlten zu belassen und behalten ihre 
bisherigen Pensionsaiisprtiche. 

§ 85. Der Zeitpunkt, mit welchem m den einzelnen im § 83 
erwähnten Städten die Einführung gegenwärtiger Städteordnung 
beendi^'t sein wird, ist durch das Amtsblatt des Begierungsbezirks 
ZU]- öffentlichen Kenntnis zu bringen. Von diesem Zeitpunkte an 
treten für die betreffenden Städte die bisherigen Gesetze und Ver- 
ordnungen über die Verfassung der Stadtgemeinden ausser Kraft. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhfindigen Unterschrift 

und beigedi ucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Charlottenburg den 30. Mai 1853. 

Friedrich Wilhelm. 
V. Aluüteuiiel. v. d. Heydt. Simons, v. Raumer. v. AYestphalen. 

V. Bodelschwingh, v. Bonin. 



3h Zusanunensetzung und Bildung des Herren- 
hauses. 1854 Okt. 12. 

Ge8e*«-Saromlung 1854. S. 541^4. 

Wir Friedricli Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preusscn etc etc verordnen im Verfolg des Gesetzes vom 7. Mai 
1853 (Gesetz-Sammlung Seite 181), betreHend die Bildung der 
£rsten Kammer, was folgt: 

1. Die Erste Kammer besteht: 1 ) ans den Prinzen Unseres 
KönigiiHiOTi TInnses, welche Wir, sobald sie in Gemässheit Un eror 
Hans,i^es<'tze die; Grossjährigkeit errciclit haben, in die Erste 
Kuninier zu berufen Uns vorbehalten; 2) aus Mitgliedern, welche 
mit erblicher Berechtigung, 3) aus Mitgliedern, welche auf Lebens« 
zeit von Uns berufen sind. 
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S 2. Mit eiblicher Berecliti^img gehören zur Ersten Kammer: 
i) die Häupter der Fiirstliclien Häuser von Holienzollern-Hechingen 
und Hohenzollern-Siguiai iiigen ; 2) die nach der Deutschen Bundes- 
Akte vom 8. Juni 1815 zur Standschaft beiechtigten Häupter der 
vormaligen Deutschen reichsständischen Häuser in Unseren Landen; 
3) die übrigen nach Unserer Verordnung vom 3. Februar 1847 
zur Herren-Kurie des Voreinijitcn Landtags berufenen Fürsten, 
Grafen und Herren. Ausserdem gehören mit erblicher Beretliti- 
gung zur Ersten Kammer diejenigen Personen, wek'lien das erl)- 
Üche Kecht auf Sitz uud Stimme in der Ersten Kammer von 
Uns durch besondere Vmrdnung verlidien wbd. Das Bedit 
hierzu wird in der durch die Verieihungs-Urkunde festgesetzten 
Folgeordnung vererbt. 

3. Als Mitglieder auf Lebenszeit wollen Wir berufen: 1) 
Personen, welche Uns in (ieniässheit der f'>l'^onden Paragraphen 
präsentiert werden; 2) die Inhaber der vier grossen Landes-Ämter 
iui Königreich Preussen; 3) einzelne Personen, welche Wir aus 
besonderem Vertrauen ausersehen. Aus denselben wollen Wir 
nKron^Syndici" bestellen, welchen Wir wichtige Rechtsfragen zur 
Begutachtung vorlegen, im gleichen die Prüfung und Erledigung 
rechtlicher Angelegenhrit» n des Hauses anvertrauen werden. 

§ 4. Das Präsentationsrccht steht zu: 1) den nach Unserer 
Verortlnung vom 8. Feliruar 1817 zur Herren-Kurie des Ver- 
einigten Landtags berufenen Stiftern; 2) dem für jede Provinz zu 
bildenden Verämde dm* darin mit Rittergütern angesessenen 
Grafen fßr je einen zu Präsentierenden; 3) den Verbänden der 
durch ausgebreiteten Familienbesitz ausgezeichneten Geschlechter, 
welche Wir mit diesem Pcclit begnadigten: l) den N'^erbänden des 
alten und des befestigten (irundbesitzes ; '>} einer jeden Landes- 
üniversität; 6) deiyenigen Städten, welchen Wir dieses Kecht be- 
sonders beilegen. 

§ 5. Die von den Stiftern zu präsentierenden Vertreter 
werden von den Mitgliedern derselben aus ihrer Mitte, die von 
den Universitäten zu präsenti(>rendcn von dem akademischen 
Senate aus der Zahl der ordentliciien Professoren, die von den 
Städten zu präsentierenden von dein Magistrate oder in Ermange- 
lung eines koUegialischen Vorstandes von den übrigen kommunal- 
venassungsmässigen Vertretern der Stadt aus der Zahl der Ma- 
gistrats-Mitglieder erwählt. 

§ 6. Die nälieren rcglementarischen Bestimmungen wegen 
Bildung der Verbände des alten und des l»efestigten Grundbesitzes 
— Land^cliafts-Bczirke -~ (§ 4 Nr. 4) und wegen Ausübung des 
Präsentation srechts (§ 4 Nr. 1 bis ß) werden von I'ns erlassen. 

§ 7. Das Kecht auf Sit2 uud Stimme in der Ersten Kammer 
kann nur von preusdsdien Untertiianen ausgeübt werden, welche 
sich im Vollbesitze der bürgerlichen Rechte befinden, ihren Wohn* 
sitz innwhalb Preussen haben und nicht im aktiven Dienste 
eines ausserdeutschen Staates stehen* Ferner ist dazu — ausser 
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bei den Prinzen Unseres Kdniglichen Hauses — ein Alter von 

dreissig Jahren erforderlich. 

§ 8. Das Kecht der Mitgliedschaft der Ersten Kammer er- 
lischt bei ileiyenigen Mitgliedern, welche in Gemässheit der §^ 4 
bis 6 präsentiert werden, mit dem Verluste der Eigenscbaft, in 
welcher die Präsentation erfolgt ist 

§ 9. Das Reclit der Mitglie<lschaft der Ersten Kammer geht 
ausser den Fällen der §§ 12 und 21 des Straff]fesetzbuchs ver- 
loren, wenn die Kammer durch einen von Uns bestätigten Be- 
schluss einem Mitglicde das Anerkenntnis unverletzter Ehren- 
haftigkeit oder eines der Würde der Kammer entsprechenden 
Lebenswandels oder Verhaltens versagt 

§ 10. Wenn die Kammer mit Rficksicht auf eine gegen ein 
Mitjrlied eingeleitete Untersuchung oder aus sonstigen wichtigen 
Gründen der Ansicht ist, dass demselben die Ausübung des Rechts 
auf Sitz und Stimme zeitweise zu untersagen sei, so ist zu dieser 
Massregel Unsere Genehmigung erforderUch. 

§ 11. Hat ein Mitglied der Ersten Kammer das Bedit d« 
Mitgliedschaft verloren, so wird, fiills dieselbe auf erblicher Be- 
rechtigung beruht, wegen der Wahl eines anderen Mit^edes der 
betreffenden Familie von Uns Bestimmung getroffen werden. 
Wenn ein solches Mitglied in Gcmässheit der 4 bis C prä- 
sentiert worden ist, so werden Wir eine anderweite Präsentation 
anordnen. 

Urkundlich unter Unserer HOehsteigenbfindigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Sanssouci den 12. Oktober 1854. 

Friedrich Wilhelm, 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons, v. liaumer. v. Westphalen. 
V. Bodelschwingh. Gr. v. Waldersee. 

32. Gesetz betreffend die Erteilung der Indemnitilt 
in Bezug auf die Führung des Staatshaushalts 

vom Jahre 1862 ab und die Er mächtig luig zu den 
Staatsausgaben für das Jahr 1866» 1866 Sept. 14. 

Gcsotz-Sammlunj; 1866, S. 568 f. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc 
verordnen mit Zustimmung beider Häuser des Landtages der 
Monarchie was folgt: 

1. Die dem gegen\säitigeu Gesetz als Anlagen beigefügten 
Übersichten [taeht <£giedruekt] der Staats-Einnahmen and Aus- 
gaben sollen für die Jahre 1862, 1863, 1864 und 1865 statt des 
verüassungsinfissigen und aiyährlich vor Beginn des Etatjahres 
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zu vereinbarenden Süiatshaushalts-Gesetzes als Grundlajjen für 
CÜeBeclmungslegung und die Entlastung der Staatsrej^ierung dienen, 

2. Der Staat sreperung wird in Bezug auf die seit dem 
Beginn des Jahres 1862 ohne gesetzlich festgestellten Staatshaas- 
haltfr-Etat gefOhrte Verwaltung, vorbehaltUch der Bescfaluss&ssmig 
des Landtages über die Entlastung dm* Staatsregienmg nach Vor- 
legung der Jahresrechnungen, Indemnität erteilt, dergestalt, dass 
es rficksichtlich der Verantwortlichkeit der Staatsre^erunp so <x(^- 
halten werden soll, wie wenn die Verwaltung in der erwälinten 
Zeit auf (iriind gesetzlirh festprestellter und reclitzeitig publizierter 
Staatßhaushalts-Etats gefülirt worden wäre, 

3. Die Staatsregierung wird ffir das Jahr 1866 zu den 
Ausgaben der laufenden Verwaltung bis zur Höhe von 154 
Müliooen Thaler ermächtigt 

4. Die Staatsregienmpr ist verpflichtet, eine Nachweisung 
über die Staats-Einnahnien und Ans^mben des Jahres 1866 im 
Laufe des Jalires 1S67 dem Landtage vorzulegen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhindigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königliche InsiegeL 

Gegeben Berlin den 14. September 1866. 

Wilhelm. 

Gr. V. Bismarck-Schönhausen. Frh. v. d. Heydt, v. Roon. 
Gr. V. Itzenplitz. v. Möhler, (ir. zur Lippe. v. Selchow. 

Gr. zu ^Ulenburg. 



33. Gesetz betreffend die Yereinigung des König- 
reichs Hannover, des Kurfürstentums Hessen, des 
Herzogtums Nassau und der freien Stadt Frankfurt 
mit der Freussischen Monarchie. 1866 Sept. 20. 

Gesetzsammlung 1866, S. 555 f. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc 
verordnen mit Zustimmung beider Häuser des L^ndtajres, was folgt: 

§ 1. Das Königreich Hannover, das Kurfürsteutum Hessen, 
das Herzogtum Nassau und dto freie Stadt Frankfurt werden in 
Gemässheit des Artikels 2 der Verfossungs-Urkunde für den 
preussischen Staat mit der preussischen Monarchie für immer 
vereinigt 

§ 2. Die preussische Verfassung tritt in diesen Landes- 
teilen am 1. Oktober 18B7 in Kraft. Die zu diesem l^ehufe not- 
wendigen Abiüiderungs-, Zusatz- und Ausführungs-Üestinuaungen 
werden durch beaondm Ges^e fesipestellt 

§ 3. Das Staatsministerium wird mit der AnsfKhniDg des 
gegenwirtigen Gesetzes beauftragt 
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Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhfindigen Unterschrift 

und bei^^edrucktem Königlichen lusiegel. 

Gegeben Berlin den 20. September 1866. 

Wilhelm. 

Gr. V. Bismarck-Schönhausen. Frh. v. d. Heydt, v. Roon. 
Gr. V. Itzenpiitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 

Gr. zu Enlenburg. 



34. Einführung der allgemeinen Wehr^^tiicht in 
den neuen Landesteilen. 1866 Okt. 13. 

GesetzsaromluQg 1866, S. 646. 

Auf den Ikrirht des Staatsministeriums vom 10, Oktober d. J. 
bestimme Ich hiermit, wie fol^: 

1. In den Landesteilen, welche durch das Gesetz vom 20. 
September d. J. der preussischen Monarchie einverleibt worden 
Bind, sowie in den Herzogtflmem Schleswig und Holstein wird 
hierdurch die allgemeine Wehrpflicht nach Massgftbe der fttr die 
flbrigen Provinzen des preussischen Staates gültigen Bestimmungen 
eingeführt Die Dieiistptlirlit in den neuen Landesteilen hat mit 
dem 1. Januar des Kalenderjahres zu beginnen, in welchem der 
Verpflichtete das 21ste Lebensjahr vollendet. 

2. In den Herzogtümern Schleswig und Holstein sind die 
im Jahre 1842 und später geborenen Wehrpfliditigen nacfatrSglich 
zum Dienst heranzuziehen. 

3. Die nach den bisher in den betreffenden Landesteilen 
gültig prewesenen Wehrpflichtgesetzen zum Diensteintritt irelangten 
Mannschaften haben ihre Pflichten nach Massgabe dieser (besetze 
zu erfüllen. Dagegen bleiben diejenigen, welche nach jenen 
Landesgcsetzcu bereits vom Militärdienst befreit worden sind, 
auch femeiiiin von der persönlichen Ableistung der Diens^icht 
entbunden. 

4. Die rücksichtlich des einjährig-freiwilligen Dienstes be- 
stehenden Bestimmungen treten für junge Leute von Bildung mit 
der Massfxabe in Kraft, dass den bis incl. 1808 ptiichtig werdenden 
der spezielle Nachweis dei* wissenschaftlichen Bildung erlassen wird. 

5. Der Kriegs- und Marineminister, sowie der Minister des 
Innern smd mit der Ausführung dieser Verordnung beauftragt 
und werden dieselben hierdurch zu^eich ermftchtagt, die noch 
notwendig werdenden speziellere Übergangsbestimmungen und 
Deklarationen zu erla«<son. 

Schloss Babeisberg, den 13. Oktober 1866. 

Wilhelm. 

Frh. T. d. Heydt Gr. v. Itzenpiitz. Gr. zur Lippe, v. Sdchow. 

Gr. zu Eulenburg. 
An das Staatsministerium. 
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85, Einrichtung der Ober-Becbnungskammer. 

1872 März 27. 

Gcaetz-äammlang 1Ö72, S. 27d— 2d4. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Prenssen etc 

verordnen auf Grund des Artikels 104 der Ver&ssungs-Ürkunde 
mit Zustimmung beider Häuser des Landtages Unserer MonarchiOt 

was folgt: 

§ 1. Die Ol)or-Rochnungskainmer ist eine dem Köuige uu- 
mittelbar untergeoi diieLe, den Ministern gegenüber selbständige 
Behörde, welche die Kontrolle des gesamten Staatshaushalts durdi 
Prüfung und FeststeUung der Beduiungen Ober Einnahmen und 
Ausgaben von Staatsgeldern, über Zugang und Abgang von 
Staatseigentum und über die Verwaltung der Staatsschulden zu 
iahreu hat. 

!? 2. Die Ober-iiechnunjiskauinier l)esteht aus einem Prä- 
sidenten und der erforderlichen Zahl von Direktoren und Räten. 
Dieselben werden von dem Könige ernannt, der Prüsident auf 
den Vorschlag des Staatsministeriums, die Direktoren und Rite auf 
den Vorschlag des Präsidenten der Ober-Rechnungskammer unter 
Gegenzeichnung dos Vorsitzenden des Staatsmini st eiinnis. 

§ 3. Vater unti Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn, 
Brüder und Schwäger dürfen nicht zugleich Mitglieder der Ober- 
Kechnungskaninier sein. 

§ 4. NebenSmter oder mit Bemuneration verbundene Neben- 
beschätigungen dfirfen dem Präsidenten und den Mitgliedern der 
Ober-Reclmungskammer weder übertragen noch von ihnen über- 
nommen werden. Ebensowenig können die gedachten Beamten 
Mitgheder eines der Häuser des Liindtages sein. 

§ 5. Die Mitglieder der Ober-Ilcchnungskammer unter- 
liegen den Vorschriften der Gesetze über die Dienstvergehen der 
Richter u. s. w. vom 7. Blai 1851 (Gesetz-SammL S. 218) und 
vom 26. März 1856 (Gesetz-Samml. S. 201) unter folgenden 
näheren Bestimmungen. Das Obertribunal ist das zuständige 
Diszij)linnr'j:pn>lit für den Präsidenten, die Direktoren und die 
übrigen Mitglieder der Ober-Reclniungskaninier. Die im § 13 des 
Gesetzes vom 7. Mai 1851 vorgeschriebene Mahnung an Direktoren 
und Räte der Ober-Rechnungskammer zu erlassen, steht dem 
Präsidenten derselben zu. Die im § 58 ebendaselbst vorgeschriebene 
Verrichtung wird in Ansehung des Präsidenten der Ober-Rech- 
nungskanimer von dem ersten Präsidenten des Obertribunals auf 
Grund eines Beschlusses di^'scs Gerichtshofes (§ 59 a. a. 0.), in 
Ansehung der librigen Mitglie lt r von dem Präsidenten der Ober- 
Rechnungskaiunier wahrgenoiunien. Die unfreiwillige Versetzung 
eines Mitgliedes der Ober-Rechnungskammer kann mit Beibe- 
haltung seines Ranges in ein richterliches oder in em anderes 
Amt der höheren Verwaltung, für welches dasselbe die gesetzliche 
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Qiiaiitikation besitzt, erfolgen. Der in Gemässhcit des § 54 des 
Gesetzes vom 7. Mai 1851 vorzulegende Befehl wird vom Staiits- 
ininistenuui erlassen. In dem Falle des § 63 a. a. 0. wird der 
Beschluss, wenn jer den Prflsidenten betrifit, dem Staatsministeriuni, 
wenn er andere Mitglieder der Ob^-Hecfanungskammer betrifft^ 
dem Präsidenten derselben übersendet Im übrigen stehen dem 
Präsidenten der Ober-Rerhniingskammer in Beziehnn*; auf die 
Mitglieder gleiche Befugnisse zu, wie dem Justizminister in Be- 
ziehung auf richterliche Beamte zustehen. 

§ (). Alle Beamten der Ober-Rechnuugskaninier mit Aus- 
schluss der Mitglieder ernennt der Prfisident nnd Übt Aber die- 
selben die Disziplin mit den Befugnissen ans, welche den Ministem 
rücksichtlich der ihnen untergeordneten Beamten zustehen. Die 
entscheidende Disziplinarbehörde für dieselben ist die Ober-Rech- 
nungskammer, welche im Plenum unter Teilnahme von mindestens 
sieben Mitgliedern einschliesslich des Vorsitzenden und im übrigen 
nach dem für das Obcrtribunal gültigen Disziplinarverfahren, in 
der Sache aber nach den Vors<mriften des Gesetzes über die 
Dienstvergehen der nichtrichterlichen Beamten vom 21. Jnli 1852 
(Gesetz-Samnil. S. 465 flf.) endgültig entscheidet. 

g 7. Der Geschäftsgang bei der Ober-Rechnungskammer 
wird durch ein Regulativ sreregelt, welches auf Vorschlag der 
Ober-Rechnungskammer und des Staatsministeriums durch König- 
liche Verordnung erlassen und dem Landtage zur K^ntnisnahme 
mitgeteilt wird. In dem BegnUttiv sollen besonders auch die Be- 
stimmungen enthalten sein, welche zur Geschäftsleitnng des Prä- 
sidenten erforderlich sind. Bis zum Erlass dieses Regulativs 
blcihon die l»isher ergangenen Instruktionen über den Geschäfts- 
gang insoweit ni ivraft. als sie mit den in diesem (iesetz festge- 
stellten Grundiätzen kollegialischer Beratung und den üljrigen 
Yoredirilten dieses Gesetzes vereinbar sind. 

. § 8. Die Ober-Bedmnngskamroer fiisst ihre Beschlüsse nach 
Stimmenmehrheit der Mitglieder einschliesslich des Vorsitzenden, 
welcher bei gleicher Teilung der Stimmen den Ausschlag giebt. 
Die kollcgialische Beratung und Beschlussfassung ist jedenfalls er- 
forderlich, wenn 1) an den König Bericht erstattet, 2) die für die 
Häuser des Landtages bestimmten Bemerkungen (§ 18) festgestellt, 

3) allgemeine Grundsfitze aufgestellt oder bestehende abgeändert, 

4) allgemeine Instruktionen erlassen oder abgeändert, 5) über An- 
ordnungen der obersten Verwaltungsbehörden Gutachten abgegeben 
werden sollen. 

§ 9. Der Revision durch die Ober-Rechnungskammer unter- 
liegen zuvörderst alle diejenigen Rechnungen, durch welche die 
Ausführung des festgestellten Staatshaushalts-Etats (Art 99 der 
Verfiissungsurkunde^ und der sämtlichen £tat8 und sonstigen 
Unterlagen, auf welchen derselbe beruht, dargethan wird, insbe- 
sondere also: 1) die Rechnungen der Staatsbehörden. StaatsbetrieVjs- 
anstalten und staatlichen Institute über Einnahmen und Ausgaben 
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von Staatst'eldern; 2) soweit nicht in einzelnen Fällen statutarische 
oder vorüagsinässige Bestini uiuugen eine Aufnahme begründen, 
die Bedmungen aller derjenigen nicht staatlichen Institute, welche 
aus Staatsmitteln unterlialten werden oder verfinderliche Znsciifisse 
nach Massgabe des Bedürfnisses ans der Staatskasse erhalten oder 
mit Oe\vährle^^^t^Ill• des Stiiates verwaltet werden, 8ol»ald und so 
lange diese (laiatitie verwirklicht werden soll. 

Der Obel -Kechnnngskanniier wird namentlich unter Auf- 
hebung der entgegenstehenden Anordnungen die Revision der von 
der Seehandlung gelahrten Balanzen und Bücher fibertragen. Hin- 
sichtlich der Bedmungen der Preussischen Bank bewendet es vor- 
läufig bei den bestehenden Anordnungen. Die Rechnungen der 
Kasse fler Ober-Rechnnnjxskammer werden von dem Präsidenten 
derselben revidiert und mit den Revisionsbemerkungen den beiden 
Häusern des Landtages zur Prüfung und Decharge vorgelej^t. 
Ausgenommen von der Revision durch die Ober-Rechnungskammer 
sind allein die Bedmungen über die in dem Etat fOr das Bnreau 
des Staatsniinisteriums zu all^^emeinen politischen Zwecken und in 
dem Etat des Ministeriums des Innern zu geheimen Ausgaben im 
Interesse der Polizei ausgesetzten Fonds. 

§ 10. Zur Revision der Ober-KeclniiinLiskammer gelangen 
ferner: 1) die Rechnungen der Staatsbehörden, Staatsbetriebs- 
anstalten und staatlichen Institute über Naturalien, Vorräte, Ma- 
toialien und überhaupt das gesamte nicht in Gelde bestehende 
Ei<.'entum des Staates; 2) die Rechnungen deijenigen ^titute, 
Anstalten, Stiftungen und Fonds, ^Yelclle lediglich von Staatsbe- 
hörden oder durch von Staats wegen angestellte Beamte ohne 
Konkurrenz der Interessenten bei der Rechnungsabnahme und 
i^uutiurung verwaltet werden, gleichviel ob sie Zuschüsse vom 
Staate ermilt^ oder nicht 

Inwieweit den zu 1 erwShnten Bedmungen die Inventarien 
beizufügen sind oder nur deren regelmässige Führung nachzu- 
weisen ist, bleibt der Bestimmnnp: der Ober-Reclmungskammer 
nadi Verschiedenheit der Kassen und Institute überlassen. 

11. \on den in den j^j^ 9 und 10 bezeichneten Recluiuiii^en 
ist die Ober-Rechnungskammer berechtigt, diejenigen, welche von 
untergecn^eter Bedeutung smd, innerhalb der bisher bestandenen 
Grenzen von ihrer regelmässigen Prüfung anszuschliessen und die 
Revision sowie die Dechargierung derselben den Verwaltungs- 
behörden zu überlassen, bis darüber bei eintretendem Bedürfnis 
durch Königliche Veror(Uiung anderweitige \'erfügimg getroffen 
wird; die Ober-Rechnnnii^skammer soll jedoch von Zeit zu Zeit 
dergleichen Rechnungen und Nach Weisungen einibrdern, um sich 
zu fiberzeugen, dass die Verwaltung der Fonds, worflber sie ge- 
führt werden, vorschriftsmSssig erfolge. Etwaige Abänderungen 
in dem Verzeichnis der zur Zdt von der regelmässigen Prüfung 
der Ober-Rechnungskammer ausgeschlossenen Rechnungen smd 
dem Landtage jedesmal in kürzester Frist zur Kenntnis zu bringen. 
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§ 12. Die Revision der Rechnuiigeu ist ausser der Rech- 
nungsjustifikation noch besonders darauf zu richten: a) ob bei der 
Erwerbung, der Benutzung und der Yeräusserung von Staatseigen- 
tum und bei der Erhebung' und Verwendung der Staataeinkfinfte, 

Abgaben und Steuern nacli den bestehenden Gesetzen und Vor- 
schriften unt( r ijjenauer iJeachtung der massgebenden Verwaltungs- 
grundsätze verlahren worden ist; b) ob und wo nach den aus (len 
Rechnungen zu beurteilenden Ergebnissen der Verwaltung zur Be- 
förderung des Staatszweckes AbSnderungen nötig oder ratsam sind. 

§ 13. Die Ober-Rechnungskammer ist berechtigt» von den 
Behörden jede bei Prüfung der Rechnungen und Nadiweisungen 
für erforderlich erachtete Auskunft, sowie die Einsendung der l)e- 
zügliclien 15ücher und Schriftstücke, auch von den Provinzial- und 
den (leiisLll)en untergeordneten Behörden die Einsendung von 
Akten zu verlangen. Der Präsident der Ober-Rechnungskainmer 
ist befugt, Bedenk«! und Erinnerungen gegen die Rechnungen an 
Ort und Stelle durch Kommissarien erörtern zu lassen, auch zur 
Informationsemziehung über die Einzelheiten der A'erwaltnng Kom- 
missarien abzuordnen. Ebenso steht ihm das Recht zu, ausser- 
ordentliche Kassen- und Magazinrevisionen 7ii vemnlassen. In 
diesem Falle sowie in allen Fällen der Abbeiidung eines Kom- 
missarius hat er jedoch dem betretfenden Verwaltungs-Chef davon 
vorherige Mitteilung zu madien, damit .dieser sich an den Ver- 
handlungen durdi einen seinerseits abzuordnenden Kommissarius 
beteiligen kann. 

^ 14. Alle Verfügungen der obf^i sten Staatslyehrtrden, durch 
weh 1 IC in Beziehung auf Einnahmen oder Ausgaben des Staats 
eine allgemeine Vorschrift gegeben oder eine schon bestehende 
abgeändert oder erläutert wird, müssen sogleich bei ihrem Ergehen 
der Ober-Rechnungskammer mitgeteilt werden. Allgememe An- 
ordnungen der Behörden über die Kassenverwaltung und Buch- 
führung sind schon \or ihrem Frlass zur Kenntnis der Ober- 
Rechnungskammer zu bringen, damit (liese]l>e -nif etwaige Be- 
denke?], welche sich aus ihrem Standi)unkte ergeben, aufmerksam 
maciicn kann. Die Vorschrüten über die formelle Einrichtung der 
Jabresrecfattung und Justifikatorien werden von der Ober-Rech- 
nungskammer erlassen. Dieselbe hat sidi darüber zwar vorher 
mit den beteiligten Departements-Chefs in Verbindung zu setzen, 
bei obwaltender Meinungsverschiedenheit steht Ihr aber die ent- 
scheidende Stimme zu. Von allen auf die Rechnungslegung be- 
züglichen Beschlüssen eines der beiden Häuser des Landtages ist 
der Ober-Rechnungskammer mi ivuiinLnisnalaae Mitteilung zu 
machen. 

§ 15. Die Terinhie zur Einsendung der Rechnungen und 
die Fristen zur Erledigung der dagegen aufgestellten Erinnerungen 
werden von der Ober-Reclinungskammer festgestellt. 

§ 16. Die Provinzial- und die ihnen gleichstehenden unter- 
gebenen Behörden sind der Ober-Rechnungskammer iu allen Au- 
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gelegenheiten des Ressorts derselben untergeordnet Die Ober- 
Eechnungskammer ist befugt, ihren Verfügungen nötigenfidls durdi 
Stiafbefehle innerhalb der tat die obersten Verwaltuni^behdrden 
gesetzlich bestimmten Grenzen die schuldige Folgeleistung zu 
sichern, auch etwa vorkoTnmende Unangemessenheiten in f^ledi- 
gung ihrer Erlasse zu rü^^en. 

§ 17. Die Ober-RechnungskamTiier ei teilt den reclmungs- 
führenden Beamten, wenn sie ihren \ ei bindhciikeiten voliständüg 
genügt und die aufgestelltai Erinnerungen erledigt haben, eine 
Decharge mit den in den §§ 146 bis 153, Teil I, Titel 14 des 
Allgemeinen Landrechts einer Quittung beigelegten Wirkungen. 
Stellen sich Vertretungen des Rechnungsführers oder anderer Ke- 
amten bei der Rerlinungsrevision heraus, deren Deckung fliiich 
die Notatenbe^ni Wertung nicht nachgewiesen wir«! . <• li u die 
Ober-Rechuungskaramer die weitere Verfolgung, weiche von der 
vorgesetzten BehMe zu betreiben ist, nötigonfolles durch Ein« 
tragung in das Soll der Einnahmen anzuordnen. 

§ 18. Die nach Vorschrift des Artikels 104 der Verfassungs» 
Urkunde mit der allgemeinen Rechnung Über den Staat^htmshalt 
jeden Jahres von der Staatsregicrung dem Landtage vorzulegenden, 
von der Ober-Rechnungskammer unter selbständiger unbedingter 
Verantwortlichkeit aufzustellenden Bemerkungen müssen ergeben: 
1) ob die in der Rechnung aufgeführten Beträge in Einnahme und 
Ausgabe mit demjenigen flbereinstimmen, wdche in den von der 
Ober-Rechnungskammer revidierten Kassenrechnungen in Einnahme 
und Ausgabe nachgewiesen sind. '2) ob und inwieweit bei der 
Vereinnahmung und Erhebung, l)ei der \ erausgabung oder Ver- 
wendung von Staatsgeldern oder bei der Erwerbung, Benutzung 
oder Veräusserung von Staatseigentum Abweichungen von den 
Bestimmungen des gesetzlich festgestellten Staatstoushalts -Etats 
oder der von der Landesvertretung genehmigten Titel der Spezial- 
etats ( § 19 ) oder von den mit einzelnen Positionen des Etats ver- 
bundenen Bemerkungen oder von den Bestimmungen der auf die 
Staatseinnahmen und Staatsausgaben oder auf die Erwerbung. Be- 
nutzung oder Veräusserung von Staatseigentum bezüglichen Gesetze 
stattgerunden haben, insbesondere 8) zu welchen Etatsüberschreitun* 
gen im Sinne des Artikels 104 der Verfiissungsurkunde 19)» 
sowie zu velchen ausseretatsmässigen Ausgaben die Genehmigung 
des Landtages nocli nicht !»eigebrac]it ist. 

§ 19. Etatsüberschreitungen im Sinne des Artikels 104 der 
Verfassungsurkunde sind alle Mehrausgaben, welche gegen die 
einzelnen Kapitel und Titel des nach Artikel 99 a. u. O. festge- 
stellten Staatshaushalts-Etats oder gegen die von der Landesver- 
tretung genehmigten Titel der Speziaietats stattgefunden haben, 
soweit nicht einzelne Titel in den Etats als übertragbar aus- 
drücklich bezeichnet sind unrl bei solchen die Mehrausgaben bei 
ehiem Titel durch Minderausgaben bei anderen ausgcghchen 
werden. Unter dem Titel eines Speziaietats ist im Sinne dieses 
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Cfosetzes zu verstehen jede Position, welche einer selbständigen 
Besdilussfassung der Landesvertretung unterlegen hat und als 
Gegenstand einer solchen im Etat erkennbar gemacht worden ist. 
In die zur Vorlegung an den Landtag gelangenden Spezialetats 
sind fortan, zuerst in die Etats für das Jahr 1873, bei den Be- 
sohlungsfonds die Stellenzahl und die Gehaltssätze, welche für die 
Disposition über diese Fonds masP'^obend sind, aufzunehmen. 
Eine Nacbwoisung der Etatsüberschreitun<(en und der ausseretats- 
mässigen Ausgaben ist jedesmal ini näxihsten Jalire, nachdem sie 
entstanden sind, den Häusern des Landtages zur nachträglicheu 
Gcmefamigung vorznlegen. Die Erinnenmg«! dar Bedi&migs- 
iegung werden durch diese Genehmigung nicht berührt 

§ 20. Nadi Ablauf eines jeden Geschäftsjahres erstattet die 
Ober-Rechnungskammer dem Könige einen Berif^bt fiber die Er- 
gebnisse ilirer Gescbäftsthätigkeit, welchem zugleich ihre gutacht- 
lichen Vorschläj^e beizufttj?en sind, ob und inwieweit nach den 
aus den Rechnungen sich ergebenden Resultaten der Verwaltung 
zur Beförderung der «Staatszwecke im Wege der Gesetzgebung 
oder der Verordnung zu treffende Bestimmungen notwendig oder 
ratsam erscheinen. 

§ 2L Alle durch frfdiere Gesetze und Verordnungen er- 
lassenen BestinnniiiiLi^n. soweit sie dem gegenwärtigen Gesetze 
zuwiderlaufen, treten ausser Kraft 

Urkundlich unter ITnscrer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigecirucivteni Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin den 27. März 1872. 

. Wilhelm. 

FQrst T. Bismarck. Gr. v. Boon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt Camphausen. Falk. 

36. Kreisordnung für die Provinzen 

Preussen, Jirandeiiburg, Pommern, Posen, Schlesien 
und Sachsen. 1872 Dez. 13. 

Gesetz-Sammhinf,' 1872. S. 661—713. - Diese Kreisoidnaug ist später 
durch die vom 19. Marz 1881 ersetzt worden. 

Wir Willieliu, von Gottes Gnaden König von Preussen etc 
verordnen mit Zustimmung beider Häuser des Landtages fQr die 
Provinzen Preussen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien 
und Sachsen, was folgt: 

Erster TiteL Von den Grundlagen der Kreisverfassung. 

Erster Abschnitt Von dem Umfimge und der Begrenzung 

der Kreise. 

§ 1. Die Kreise bleiben in ihrer gegenwSrtigen Begrenzung 

als Verwaltungsbezirke bestehen. 

§ 2. Jeder Kreis bildet nach näherer Vorschrift dieses 

▲ItBABii, Drkk. B. bnuidb.-pfaittM. VerfiwMagBg«>6^> U. 14 
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Gesetzes einen Kommunalverband zur Selbstverwaltung seiner 
Angelegenheiten mit den Rechten einer Korporation. 

§ 3. Die Veränderung bestehender Kreisgienzen und die 
Büduiig neuer, sowie die Zusannneniegung nielnerer Kreise er- 
folgt durch Gesetz. Die in Folge einer derartigen VerSuderung 
«forderliche Auseinuidersetzung zwischen dm beteiligten Kreisen 
ist im Verwaltungswege zu bewirken. Streitigkeiten, welche 
hierbei entstehen, unterliegen vorbehaltlich der Bestimmung im 
§ 5 der Entscheidung des \'erwaltungsgerichts (§§ 187 ff.). Ver- 
änderungen solcher Gemeinde- oder Gutsbeziiksgrenzen, welche 
zu^eich Kreisgrenzen sind, zi^en die YerSnderung diesw Kreis- 
greanzen und, wo die Kreis- und Wahlbezirksgrenzen znsammen- 
raHen, auch die Veränderung der letzteren ohne Weiteres nach 
sich. Eine jede Veränderung der Kreisgrenzen ist durch das 
Amtsblatt bekaimt zu machen. 

§ 4. StUdte, welche mit Aussdiluss der aktiven Militär- 
personen eine Einwohnerzald von mindestens 25000 Seelen haben 
und gegenwärtig emem Landfa^se angehören, sind befugt, für 
sich einen Kreisverband, Stadtkreis (§ 169) zu bilden und zu 
diesem Behufe aus dem bisherigen Kreisverbande auszuscheiden. 
Auf den Antrag der Stadt wird dieselbe diirc]! den Minister des 
Innern für ausgeschieden erklärt Es ist jedoch zuvor in allen 
Fällen eine Auseinandersetzung darüber zu treffen, welchen An- 
teil die ausscheidende Stadt an dem gemeinsamen Aktiv- und 
PassiTvenndgen des bisherigen Kreises, sowie etwa an fort- 
dauernden Leistungen zu gemeinsamen Zwecken der beiden neuen 
Kreise zu übernehmen hat. Kommt eine Einigunf^; der Beteiligten 
nicht zu Stande, so entscheidet über die Streitpunkte das Ver- 
waltungsgericht 

§ 5. Privatrechtliche Verhältnisse werden durch Verände- 
rungen der Kreisgrenzen (§§ B, 4) nicht berflhrt 

Zweiter Abschnitt Von den Kreisangehörigen, ihren Rechten 

und Pflichten. 

§ 6. Angehörige des Kreises sind mit Ausnalimc dei nicht 
angesessenen servisberechtigten Militärpersonen des aktiven Dienst- 
standes alle diejenigen, welche innerhalb des Kreises einen 
Wohnsitz haben. 

§ 7. Die Kreisangehdngen sind berechtigt: 1) zur Teil- 
nahme an der Verwaltung und Vertretung des Kreises nach 
näherer Vorschrift dieses Gesetzes, 2) zur Mitbenutzung der 
öffenthchen Einrichtungen und Anstalten des Kreises. 

§ 8. Die Kreisangehörigen sind verpflichtet, unbesoldete 
Amter in der Verwaltung und Vertretung des Kreises zu über- 
nehmen. Zur Ablehnung oder sur früheren Niederlegung solcher 
Amter berechtigen folgende Entschuldigungsgründe: 1 ) anhaltende 
Kranklieit: 2) Geschäfte, die eine häufige oder lange dauernde 
Abwesenheit vom Wohnorte mit sich bringen; 3) das Alter von 
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60 Jahren; 4) die Verwaltung eines unmittelbaren Staat?nmte?; 
5) sonstige besondere Verhältnisse, weiche nach dem Ermessen 
des Kreistages eine gültige Entschuldigung begründen. Beträgt 
die Amtsdauer mehr als drei Jahre, so kann das Amt nach Ab- 
lauf von drei Jahren niedergelegt werden. Wer ein unbesoldetes 
Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Kreises während der 
vorgeschriebenen regelmässigen Amtsdauer versehen hat, kann 
die Übernahme desselben oder eines fj:1cirhartijrnii für die nächsten 
drei Jahre ableliiien. Wer sich oiine emen cler vorbezeichneten 
Entschuidiguügögrüüde weigert, ein unbesoldetes Amt in der Ver- 
waltung oder Vertretang des Krdses zu flbemelimen oder das 
fibemommene Amt wührend der vorgesdiriebenen regdmässigen 
Amtsdaner zu versehen, sowie deijemge, welcher sidb der Ver* 
waltung solcher Ämter trotz vorhergegangener AuflForderung seitens 
des Kreisausschusses thatsäehlich entzieht, kann für einen Zeit^ 
räum von drei bis sechs .hiliren der Ausübung seines Rechtes 
auf Teilnahme an der \eitietimg und Verwaltung des Kreises 
fOr verlustig erkUürt und um em Achtd bis ein Viertel sUbrker 
als die übrigen Kreisangehörigen zu den Kreisab^ben herange- 
zogen werden. Die Entscheidung erfolgt, sofern der Kreistag den 
Ablehnenden für nicht entschuldigt erklärt, durch den Kreisaus- 
schuss mit Vorbehalt der Berufung an das Verwaltungsgericht 
In dem Verfehren nimmt ein vom Kreistage gewählter Kommifi- 
sarius die Obliegenheiten des Klägers wahr. 

§ 9. Die Kreisangehörigen sind Terpflichtet, zur Befiriedi- 
gung der Bedflj&isse des Kreises Abgaben au^nbringen, kuofsm 
der Kreistag nicht beschliesst, diec;e Bedürfnisse aus dem Ver- 
mögen des Kreisas oder aus sonstigen Einnahmen zu bestr^ten 
(§ 116 Nr. 3). 

§ 10. Die Verteilung der Kieisabgaben daii nach keinem 
anderoi Massstabe als naeh dem VeriitttoiBse der von den Kroffl- 
angehöligen zu entrichtenden direkten Staatssteuem, beziehungs- 
weise der Mahl- und Schlaebtsteuer und zwar nur durch Zu- 
schläge zu denselben, beziehungsweise zu den nach §§ 14 und 15 
zu ermittelnden iin gierten Steuersätzen der Forensen, juiistisehen 
Personen etc erfolgen. 

Die Grund-, Gebäude- und die von dem Gewerbebetriebe 
auf dem {Mten Lande aufkommende Gewerbesteuer der Klasse 
A I ist hi^bei mindestens mit der Hälfte uad höchstens mit dem 
vollen Betrage desjenigen Prozentsatzes heranzuziehen, mit welchem 
die Klassen- und klassitizierte Einkommensteuer l^elastet wird. Im 
übrigen kann die Gewerbesteuer von der Heran/:u bung ganz frei 
gelassen, darf aber keineuialls dazu mit einem höheren Prozent- 
sätze als die Grund' und GebMesteuer teangezogen werden. 
AuageaäikMraen von der Heganrieiiung bleibt dfe Oewerbeatraer 
vom Hansiergewerbe. 

Die drei untersten Stufen der Klassensteuer (§ 9 zu a des fle- 
«etzes vom 1. Mai 1851, Gesetz-Samml S. 1^3) Ifiönnen von der 
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Heranziehung zu den Kreisabgaben ganz freigelassen oder dazu 
mit einem geringeren Prozentsatze als die übrigen Stufen der 
Klassensteuer und die klassitizierte Kinkummensteuer herangezogen 
werden. In diesem Falle ist den mahl- und schlachtBteaerpmiefa- 
tigen StSdten ein yerhiltnismäBsiger Erlass an ihiem Gesamtantefle 
an den Kreisabgaben zu gewäliren. 

Für die mahl- und schlachtsteuerpflichtigen Städte ist bei 
Verteilung der Kreisabgaben die Einkommensteuer nur nach 
Abzupr der Mahl- und Schlachtsteuer vergtitigung von 20 Thalem 
(§ 2 zu b des Gesetzes vom 1. Mai 1851), düe Maid- und Schlacht- 
Steuer aber mit der Massg^be in Asw«idnng zu bringen, dass 
die MahlstBuer nur mit zwei Dntteilen ihres Rohertrages heran- 
gezogen werden darf. Haben diese Stfidte eine Militärbevölke- 
rung, so ist von der nach Vorstehendem ermittelten Summe eine 
nach Verhältnis der Militarbevölkerung zur Civübevölkerung za 
bemessende Quote abzusetzen. 

Von dem hiernach ermittelten Betrage der Malü- und Schlacht- 
Steuer noch einen Abzug bis hlkdistens zwanzig Prozent zu be- 
scMessen, bleibt der Kreisvertretung überlassen. 

§ 11. Unter Anwendung des nach diesen Grundsätzen f§ 10) 
vom Kreistage beschlossenen Vertoiluntrsmassstabcs wirrl das Kreis- 
abgaben-Soll für die einzelnen (iememden iiiid r^elbstimdigen Gnts- 
bezirke im ganzen bereichnet und denselben zur Unterverteiluiig 
auf die einzelnen Steuerpflichtigen nach demselben Massstabe zur 
Einziehung sowie zur AbÜBhrung im ganzen an die Krets-Kom- 
munaUoisse überwiesen. 

Den Städten bleibt die Bo^rhliissnahme darüber, v.'io ihre An- 
teile an den Kreisabgaben aufgebracht werden sollen, vorbehalten. 

§ 12. Der Mas: vtul>, nach welchem die Kreisabgaben zu ver- 
teilen sind, ist für jeden Kreis bis zum 30. Juni 1874 ein für alle- 
mal festzustellen und demnftcfast unverSndert zur Anwendung zu 
bringen. Der Kreistag ist jedoch befugt, hierbei zu den Kreis- 
abgaben für Verkehrsanlagen die Grund- und Gebäudesteuer, sowie 
die von dem Gewerbebetriebe auf dem platten Lande aufkommende 
Gewerbesteuer der Klasse A I innerhalb der im § 10 festgesetzten 
Grenzen mit einem höheren Prozentsatze als zu den übrigen Kreis- 
abgaben heranzuziehen, beziehungsweise nach Massgabe des § 10 
Ansatz 3 die drei untersten Stufen der Klassensteuer von der 
Heranziehung zu diesen Kreisabgaben ganz freizulassen oder dazu 
mit einem geringeren Prozentsatze heranzuziehen. 

Kommt ein Lnilti'jfer Kreistagsbeschluss Über den Vertciluiigs- 
massstab innerhall > der festgesetzten Zeit nicht zustande, so werden 
bis zur Herbeüüiirung dieses Bescldusses die Kreisabgabcu aul 
die sftmtUdiai direkten Staatssteuem mit Aussdduss der Hausier- 
gewerbesteuer und auf die MaM- und Scfalacbtsteuer nach Mass- 
gäbe des § 10 Absatz 1 und 4 gleichmä^sig verteilt 

Der Kreistnji kann den festgestellten Massstab von fünf zu 
fünf Jahren einer Kevision unterziehen. 
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Wo gegenwärtig mit Königliclier Oenelimigung zu bestimm- 
ten Zwecken Kreisabgaben nach besonderer Verteilungsart er- 
hoben werden, behält es dabei bis zum 31. Dezember 1875 sein 
Bewenden, sofern nicht der Kreistag schon in der Zwischenzeit 
audi hierftür den Übergang zu dem nadi dem gegenwärtigen Ge- 
setze festgestettten Maswtabe für die Verteilimg der Kreiflabgaben 
beschliesst. Vom 1. Januar 1876 ab tritt der nach diesem Gesetze 
festzustellende Massstab (Absatz 1 and 2) Ka(Ak für die bezeich- 
neten Abgaben von selbst in Kraft. 

§ 13. Sofern es sich um Kreiseiiinchtungen handelt, welche 
in besonders hervorragendem oder in besonders geringem Masse 
einzdnen Kreisteilen zu gute kommen, kann der Krdstag be- 
schliessen, für die Kreisangehörigen dieser Kreüteile eine nach 
Quoten zu bemessende Mehr- oder Minrlerbelastung eintreten zu 
lassen. Die Mehrbelastung kann nach Massgabe der Beschlüsse 
des Kreistages durch Naturalleistungen ersetzt werden. 

§ 14. Diejenigen physischen Personen, welche, ohne in dem 
Kreise einen Wohnsitz zu haben, beziehungsweise in demselben 
zu den peraönfiehen Staatsstenem veranlagt m sm, in demselben 
Grundeigentum besitzen oder ein stehendes Gewerbe oder ausser- 
halb einer Gewerkscliaft Bergbau betreiben (Forensen) mit Ein- 
schluss der nicht im Kreise wohnenden Gesellschafter einer offenen 
Hantlelbgesf lls( )iaft oder einer Kommanditgesellschaft (Artikel 85 
und 150 des Ailgeiiieinen Deutschen Handelsgesetzbuchs^ sind ver- 
pflichtet» zu denjenigen Kreisabgaben beizutragen, welcne auf den 
Grundbesitz, das Gewerbe, den Bergbau oder das ans diesen 
Quellen fliessende Einkommen gelegt werden. 

Ein Gleiches gilt von den juristische?! Personen, von den 
Kommanditgesellschaften auf Aktien und Aktien :^( s(^llscliaften f Ar- 
tikel 173 und 207 drs Handelsgesetzbuchs), sowie lierjrgewerk- 
schaften, welche im Kreibc Grundeigentum besitzen oder ein flehen- 
des Gewerbe oder Bergbau betreiben. 

Der Fiskus kann zu den Kreisabgeben wegen seuies aus 
Grundbesitz, Gewerbe- und Bergbaubetrieb fliessenden Einkommens 
nicht herangezogen, dagegen mit der Grund- und Gebäudesteuer 
um die Hälfte desjenigen Prozentsatzes stärker belastet werden, 
mit weichem die Klassen- und kkbsilizierte Einkonimensteuer dazu 
herangezogen wird. Im Falle des § 12 (Absatz 2) tritt diese Be- 
histung auch ohne Beschluss des Kreistages ein. 

Bergwerksbesitzer, welche in dem Umfange ihres Bergwerks- 
betriebes den in der Klasse A I der Gewerbesteuer veranlagten 
Gewerbtreiben den gleichstehen, sind zu den Steuersätzen der 
Klasse A I einzuschätzen und nach Massgabe dieser Einschätzung . 
zu den Kreisabgaben heranzuziehen. 

§ 15. Die Einschätzung der Forensen, der Ber^erksbe- 
sitzer, der Kommanditgesellschaften auf Aktien, der Aktiengesell- 
schaften und der juristischen Personen zu den Kreisabgaben er- 
folgt, soweit sie zu den der Verteilung der letzteren zum Grande 
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gelegten Staatssteuern (§ 10) mVht ^chon unmittelbar herangezogen 
sind, von dem Kreisausschuss nacli den für die Veranlagunp dieser 
Staatssteuern bestehenden gesetzlichen Vorschriften unter Anwen- 
dung des für die Kreisabgaben bestimmten Anteilsverhältnisses. 

§ 16. Kiemand dan Ton demselben Emkommen in yer- 
sehiedenen Kreisen zu den Kreiaabgaben herangezogen werden. 
Es muss daher dasjenige Einkommen, welches einem Abgaben- 
pflichtipfen an«; pcinem ausserhalb des Kreises brlcpenen Grund- 
eigeiitume oder aus seinem ausserhalb des Kreises stattfindenden 
bewerbe- oder Bergbaubetriebe zuiiiesst, bei Feststellung des im 
Kreifle zb Tennlagenden Einkommens deaaetbea mseer Berecli* 
niin^ gelassen werden. Dies geschieht durch Abeeteang der be- 
zflglichen EinkoHmiensquotc von dem zur Staatssteuer veranlagten 
Gesamteinkommen und durch Terhältnismäsaige Herabsetzung des 
festgestellten Steuersatzes. 

§ 17. Die dem Staate jorehörigen, zu einem öffentlichen 
Dienste oder Gebrauche bestimmten Liegeübciiatlen und Gebäude, 
die kdnig^chen Schlosser, sowie die im § 4 zn c mid d des Ge* 
setzes Tom 21. Mai 1861, betreffend die anderweite Regelung der 
Grundsteuer (Gesetz-Samml. S. 253) und die im § 3 zu 2 bis 6 
des Gesetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die Einführung einer 
allgemeinen Gebäudesteuer (Gesetz-Samml. S. 317), bezeichneten 
Grundstücke und Gebäude sind von den Kreislasten befreit. 

§ 18. Bis zur anderweiten gesetzlichen Regelung bleiben 
die läenstgnradstftdce der Geistliraen, Kirchendiener und Ele- 
mentarschuTlehrer gleichfalls von den Ereislasten befreit Auch 
ist bis zu dieser Regelung die Besteuerung des Diensteinkommens 
der unmittelbaren und mittolbaren Staatsbeamten nur in soweit 
zulässig, als die Beiträge derselben zu den Bedürfnissen der Ge- 
meinde ihres Wohnorts nicht bereits das in Gemässheit der §g 2 
und 3 des Gesetzes vom 11. Juli 1822 (Gesetz-Samml. S. 184) 
bestimmte Maximum erreichen und auch dann nur innerhalb der 
Grenzen des im § 3 a. a. 0. bestimmten höchsten Satzes. Ebenso 
findet drr § 10 des Gesetzes vom 11 Juli 1822 auf die Heran- 
ziehung zu den KreiRab^^aben Auwendung. 

§ 19. Beschwerden der Gemeinden und einzelner Kreisan- 
gehörigen wegen ihrer Heranziehung oder Veranlagung zu den 
Kreisabgaben unterliegen mit Vorbehalt der Bestimmungen der 
§§ 78 und 79 Tit 14 T. II des Allgemeinen Landredits und 
des Gesetzes vom 24. Mai 1861, betreffend die- Erweiterung des 
Rechtsweges f Gesetz-Samml. von 1861, S. 211 ff.), der ETitsrbeidimg 
des Verwaltuii^strerichts; jedoch sind Beschwerden wegen Über- 
bürdung zuvor beim Kreisausschusse (§§ 130 ff.) zur nochmaligen 
Prüfung und Entscheidung anzubringen. 

Dritter Abschnitt. Kreis-Statuten und Reglements. 

§ 20. Jeder Kreis ist l)efugt: 1) zum Erlasse besonderer 
statutarischer Anordnungen über solche Ang^egenheiten des 
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Kreises, hinsichtlich deren das gegenwärtige Gesetz Verschieden- 
heiten gestattet (§§ 104 Absatz 2, 108 Absatz 1 und 109) oder 
das Gesetz auf statutarische Regelung verweist, sowie über solche 
Angelegenheiten, deren Gegenstand nicht durch Gesetz geregelt 
ist; 2) zum Erlasse Yon Reglements fiber besondere Einrichtungen 
des Kreises. 

Zweiter Titel. Von der Gliederuui^ uüd den Ämtern 

des Kreises. 

Erster Abschnitt Allgoneine Bestimmungen. 

§ 21. Die Krdse» mit Ausnahme der StadUoreise (§§ 4 und 
169), zerfallen in Amtsbezirke, beziehungsweise in Staate und 
Amtsbezirke. 

Die Anitsbezirke bestehen aus einer oder mehreren Land- - 
gemeinden oder ans einem oder mehreren Gutsbezirken, be- 
ziehungsweise aus i.ainlut niüiiiden und Gutsbezirken. 

An der Spitze der \ erwaltung des Kreises steht der I^d- 
lafh, an der Spitze der Yerwaltang des Amtsbezirkes der Amts- 
vorsteher, an der Spitze der Verwaltung der Gemeinde der Ge- 
meindevorsteher. Für den Bereich eines selbständigen Gutsbe- 
zi rk^ führt der Gutsv<Mrsteher die dem GmneindeTorsteher ob- 
liegende Verwaltung. 

Zweiter Abschnitt Von dem Gemeindevorsteher- 
und dem Schöffenamte, sowie von der Ortsrerwaltnng der 

selbständigen Gutsbezirke. 

§ 22. Der Gern ein de vorstand besteht an? dem Gemeinfle- 
vor'^tchor (Schulze, Scholze, Richter, Dorfrichter) und z\vei Sciii)ffen 
(Schoppen, Gerichtsniänner, Gerichts- oder Dorfijoscliworejie i, 
welche den Gemeindevorsteher in den ihm obliegenden Amts^e- 
schifften zu unterstütze und in BehinderungsfiÜlen zu vertreten 
haben. 

Wo die Zahl der Mitglieder des Gemeindevorstandes nach 
den bestehenden Bestimmungen eine grössere ist, verbleibt es bei 

derselben. 

Auch kann auf Antrag der Gemeinde die Zahl der Schöffen 
durch den Kreisausschuss nach Anhörung des Amtsvorstehers 
vermehrt werden. 

§ 23. Der Gemeindevorsteher und die Schöffen werden 
von der Gemeindeversammlung, beziehungsweise der Gemeinde- 
vertretung aus der Zahl der stimmberechtigten Gemeindomitglieder 
durch absohlte Stimmenmelirlieit gewählt. 

Vater und Sohn dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder des 
Gemeindevorstandes sein. 

Die Wahlen erfolgen nach nShmr Vorsdirift des diesem 
Gesetze beigefügten Wahlreglements. 

§ 24. Die Wahl der Gemeindevorsteher und der Schöffen 
erfolgt auf sechs Jalure. 
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§ 25. Wegen der \'erprtichtuiig zur Übernahme, sowie 
wegen der Gründe für die Ablehnung des Amtes eines Gemeinde- 
Torstehero oder Schöffen und wegen der Folgen einer ungerecht- 
fertigten Ablehnung finden die Vorschriften des § 8 mit der 
Massgabe entsprechende Anwendnng, dass an die Stelle des Kreis- 
tage? flio Gcnieindeversammlung, beziehungsweise die Gemeinde- 
vertretung und an die Stelle des Kommissaiius des Kreistages 
der Gemeindevorsteher tritt und dass statt einer Erliölmng der 
Kreisabgaben eine solche für die Gemeindeabgaben beschlossen 
werden kann. 

§ 26. Die gewflUten Gm^ndermteher und Schöffen be- 
dürfen der Bestätigung durch den Landrat 

Vor der Bestätigung ist der Amtsvorsteher mit seinem Gut- 
achten zn hören. 

Die Bestätigung kann unter Zustimmung des Kreisausschusses 
versagt werden. 

Wird die Bestätigung versagt, so ist eine Neuwahl anzu- 
ordnen. Erhält auch diese die Bestätigung nicht, so ernennt der 
Landrat auf den Vorschlag des Amtsvorstdiers unter Zustimmung 
des Kreisausschusses einen Stellvertreter auf so lange, bis eine 
erneuerte Wahl die Bestätigung erlangt hat. 

Dasselbe findet statt, wenn keine Wahl zu struKle kommt. 

§ 27. Die Gemeindevorsteher und die Schöücn werden vor 
ihrem Amtsantritte von dem Landrate oder in seinem Auftrage 
von dem Amtsvorsteher vereidigt 

§ 28. Die Gemeindevorsteher haben Anspruch auf Ersatz 
ihrer Wen Auslagen und auf die Gewährung einer mit ihren 
amtlichen MtÜbewaltungen im billigen Verhältnisse stehenden Ent- 
schädigung. 

Die Aufbringuncr derselben liegt der r,oineinde ob. 
Alle fortlaufenden Geld- und Naturall ( i träge des Gutsherrn 
zur Remuneration des Gemeindevorstehers lallen fort. 

Landdotationen, welche für die Verwaltung des Schulzenamts 
ausgewiesen sind, können auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes 
nidit zurflckg^ordert werden. Sind solche Landdotationen allein 
oder in Verbindung mit Geld- oder Natural-Beiträgen von dem 
Gutsherrn gewährt, so ist derselbe berechtigt, hierfür von dem 
Gemeindevorsteher aii^h ferner die Wahrnehmung der Gntsvor- 
stehergescliäite, beziehungsweise die Vertretung hierbei in dem 
bisherigen Umfange (§ 31 Absatz 3) zu fordern. 

Der Gutsherr wie die Gemeinde kann die Lösung eines 
derartigen Verhältnisses gegen Fortfall der Geld- und Natural- 
Bcdträ^ und gegen Entschädigung für die Landdotati(men ver- 
langen. Der Gemeinde steht dabei das Recht zu, statt der Ge- 
währung einer Entscliädigung die Landdotation herauszugeben. 

In betreff der Auseinandersetzung koninien die Vorschriften 
der §§ 41 bis 45 mit der Massgabe zur Anwendung, dass zu den 
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im ersten Absätze des § 45 er>Yälmten Kosten auch die Guts- 
herren nichts beizutragen haben. 

Die Schöffen haben ihr Amt in der Regel unentgeltlich zu 
verwalten und nur auf den Ersatz barer Auslagen Anspruch. 

§ 29. Der Gemeindevorsteher ist die Obrigkeit des Ge- 
meindebezirkes und, sofern er nicht zuf^leich selbst Amtsvorsteher 
ist 56 Absatz 5), das Organ des Amtsvorstehers für die Polizei- 
verwaltung. 

Der Gemeiiidevursteher hat vermöge dessen das Eecht und 
die Pflicht, da, wo die Erhaltung der öffentliduni Rohe» Ordnung 
und Sicherheit ein sofortiges polizeiliches Einschreitai notwendig 
macht, das dazu Erforderliche vorläufig anzuordnen und ausführen 

zu lassen (§ 79). 

§ 30. Der Gemeindevorsteher hat das Recht und die 
Pflicht: 1) der vorläufigen Festnahme und Verwahrung einer 
Person nach den Vorschriften des § 2 zu i und § 6 des Gesetzes 
zum Schutze der persönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850 
(Gesetz-SammL S. 45). Er hat aber von einer solchen Festiiahme 
sofort und spfttesteus innerhalb zwölf Stunden dem Amtsvorsteher 
Anzeige zti machen, welcher Ober die Aufrechterhaltung der Ge- 
wahrsam ungesäumt zu entscheiden und das Weitere nach den 
Vorschriften des angeführten Gesetzes anzuordnen hat; 2) die 
unter Polizeiaufeicht stehenden Personen zu beaufsichtigen; 3) die 
ihm vom Amtsvorst^er, der Staats- oder Polizeianwaltschaft auf- 
getragenen polizeilichen Massregeln auszuführen und Verhandlungen 
aufzunehmen; 4) die in den §§ 8 flf. des Gesetzes über die Auf- 
nahme neu anziehender Personen vom 31. Dezeml^er is^4'2 fOe- 
setZ'Samml für 1843, S. 5) vorgeschriebene Meldung entgegenzu- 
nehmen. 

§ 31. Für den Bereich eines selbständigen Gutsbezirks ist 
der Besitzer des Guts zu den Pflichten und Leistungen ver* 
bunden, welche den Gemeinden für den Bereich ihres Gemeinde- 
bezirkes im öffentlichen Interesse gesetzlich obliegen. 

Derselbe hat insbesondere die in den §§ 29, 30 und 79 
aufgefülnten obrigkeitüchen Befugnisse und Ptiichten entweder in 
Person oder durch einen von ihm zu bestellenden, zur Übernahme 
des Amtes befiihigten Stellvertreter auszufibra. Der letztere muss 
seinen beständigen Aufenthalt im Gutsbezhrke oder in dessen un- 
mittelbarer Nähe haben. 

F« können jedoch auch ausser dem im § 28 Absatz 4 vor- 
gesehenen Falle seitens des Besitzers des (Tuts sämtliche oder 
einzelne Gutsvorstehergeschäfte an den \ oisteher einer benach- 
barten Gemeinde unter beider Zustimmung gegen eine angemessene 
Entschädigung übertragen werden. 

Ehefrauen werden rttcksichtlich der angefahrten Rechte und 
Pflichten durch den Ehemann vertreten, Kinder unter väterlicher 
Gewalt durch den Vater, Pflegebefohlene durch ihren Vormund 
oder Kurator. 
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§ 32. Die Bestellung eines Stellvertreters muss erfolgen, 
wenn 1) das Gut einer juristischen Person, einer Aktiengesell- 
schaft oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien gehört oder 
wenn mehrere MitiMsifeEer sieh nieht darOber efaugen, wer TOn 
ihnen ^ Geschäfte des Gutsvorstehers wahrnehmen soll; 2) der 
Gutsbefiitzer kein Angehöriger des deutschen Reichs ist; 3) der- 
selbe nicht seinen beständigen Aufenthalt im Gutsbezirke oder in 
dessen unmittelbarer Nähe hat oder 4) wecren Krankheit oder 
aus anderen in seiner Person liegenden Gründen ausser stände 
ist| die Pfiiditen eines Gntsvoistehers ra erfttOen. 

Für die von dem Hauptgate entfernt gelegenen Teile eines 
selbständigen Gntsbezirkes kann von dem Kreisaussdiusse die 
Bestellun^r bo^ondf^rer Stellvertreter angeordnet werden, sofern 
dies für eine ordnungsmässige örtliciie ^'erwaltung erforderlich ist 

§ 33. Der Gutsbesitzer, bezieliuiigaweise der Stellvertreter 
wird in seiner Eigeoschaft als Gutsvorsteher von dem Landrate 
bestätigt. Die Bestätigung kann unter Zostmimnng des Kreis- 
ftüSBchusses versagt werden. 

Der Gutsvorsteher wird vor seinem Amtsantritte von dem 
Landrate oder in dessen Auftrage von dem Amtsvorsteher vereidigt. 

ß 34. Unterlässt der Besitzer des Guts in den im § '62 an- 
gegebenen Fällen, oder wenn ihm die Bestätigung als Gutsvorsteher 
vmagt worden ist, die Bestellung eines Stellvertreters oder be- 
findet er sidi im Konkurse oder befindet er sich nicht im Besitze 
der bfirgerlichen Ehrenrechte» so steht dem Landrate unter Zu- 
stimmung des Kreisausschusses die Enienniing des SteUvertreters 
auf Kosten des Besitzers zu. 

§ 35. Hijihichüich der Dienstvergehen der Gemeindevor- 
steher, Schöifen und Gutsvorsteher finden die Vorbclirüten des 
Gesetzes yom 21. Juli 1852 (G^etas-Samml. S. 465) mit der Mass- 
gabe Anwendung, dass 1) an die Stelle der BezirKsregierung der 
Kreisausschuss, an die Stelle des Präsidenten der Bezirksregie- 
rung der Landrat, an die Stelle des vorgesetzten Ministers der 
Vorsitzende des Verwaltungsgerichts und an die Stelle des Staats- 
ministeriums das Verwaltungsgericht tritt; 2) das Verfaliren mit 
Rücksicht auf den Ausfall der Voruntersuchung nur durch Beschluss 
des Kreisausschusses eingestellt werden kann; 3^ das Gutachten 
des Disziplinarhofes nicht einzuholen ist; 4) die Verhandlung vor 
dem Verwaltungsgerichte in mündlichem Verfahren stattfindet; 
5) ein Vertreter der Staatsanwaltpriiaft für die Berufungsinstanz 
von dem Vorsitzenden des Verwaltmigsgerichts ernannt wird; 6) Be- 
schwerden über Disziplinarveriiiguügen des Landrats der Entschei- 
dung des Verwaltungsgerichtfi unterliegen. 

Dritter Abschnitt Aufhebung der mit dem Besitze gewisser 
Grundstücke verbundenen Berechtigung und Verpflichtung zur 
Verwaltung des Schulzenamtes. 

§ 86. Die mit dem Besitze gewisser Grundstücke verbundene 
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Berechtignng nnd Verpflichtung zur Verwaltung des Schvlzen- 
(fiicfater-) Amtef! ist arifi^ohoben. 

§ 37. Infnl-^'e der Aufhebung der im § 36 jsredachten Be- 
rechtigung imd \ erpdichtuiig treten auch diejenigen Festsetzungen 
ausser Kraft, welche infolge der Zerstücklung von Lehn- und 
Erbsdiukengfitem nadi § 16 des Geseties vom 3. Januar 1845 
(Gesetz-SamniL S. 25) über die Verbindung der Verwaltung des 
Schnlzenamtes mit dem Besitze eines der Teile cIps zerstfirkelten 
Grundstücks oder die Ausweisung eines auskömmlichen iSchulzen- 
gehalts in Grundstücken oder in Geld, beziehungsweise die Ver- 
teilung des Geldbeitrages aui die einzelnen Tremistücksbesitzer 
getroffen worden sind. 

§ 38. Grundstücke^ Gerechtigkeiten und Einkünfte, welche 
den Schulzengutsbesitzem erweislich von der Gemeinde selbst für 
die Amtsverwnltnng verliehen sind, fallen an die Gemeinde zurück. 

§ 39. Ebenso hören diejenigen Vorrechte und Befreiungen 
auf, welche dem Schulzengutsbesitzer für die Verwaltung des 
Schnlzenamtes in Beziehung auf die aus dem Kommunalverbande 
oder aus anderen Verbfinden, z. B. dem Kirchen- und Scfaulver* 
bände, entspringenden Dienste und Abgaben der Gemdnde oder 
deren Mitgliedern gegenüber bisher zustanden. 

Auf weitere Verplitiginipfen hat die Gemeinde keinen Anspruch. 

§ 40. Die JJezieli Hilgen zwischen dem Besitzer des Öchulzen- 
guts und dritten Personen werden von den Vorschriften dieses 
Gesetzes niebt berfihrt 

In keinem Falle können jedoch Grundstücke, Gerechtigkeiten 
oder B^eiungen, welche dem Schulzengute, wenngleich mit Be- 
ziehung auf die dem Besitzer zustehende Verwaltung des Schulzen- 
arates, von Dritten, insbesondere von dem Landesherrn oder von 
Gerichts- oder Gutsliciren, sei es bei der Fundation des Schulzen- 
guts oder später, olme ausdrücklichen Vorbehalt des Widerrufs 
verliehen worden smd, sowie die etwa an Stelle der verliehenen 
Gerechtigkeiten und Freiheiten getretenen Landabfindungen oder 
sonstigen Entsehftifigungen von den Verleihern oder deren Hechts- 
nachfolgen! in Anpprneh '^'enommen und zurückgefordert werden. 
Dieselben verbleiben vielmehr dem Schulzengutsbesitzer auch nach 
Aufhebung der mit dem Schulzengute verbundenen Amtsverwaltung. 

§ 41. Die nach den 38 und 39 etwa erforderliche Aus^ 
etnandersetzung zwischen der Gemeinde und dem Schnlzengnts- 
besitzer wird durch einen von dem Kreisauascbusse zu ernennenden 
Kommissarius bewirkt 

Der über die Auseinandersetzung aufzunehmende Kezess 
unterliegt der Prüfung und Bestätigung des Kreisausnc husses. 

§ 42. Entstehen bei dem Auseinandersetzungsverialiren (§ 41) 
Streiti^eiten darüber, ob mit einem Grundstücke die Verpflichtung 
zur Verwaltung des Sehulzenamtes verbunden ist, oder ob und 
welche Grundstücke, Gerechtigkeiten, Vorrechte oder Befreiungen 
der in den §§ 38 und 39 gedaditen Art zurückzagewfihren, be- 



Digitized by Google 



220 



36. EreisordDong 1872. 



ziehungsweise aufzuheben sind, oder wird die Vollziehung des Re- 
zesses von den Beteiligten verweipjert, so sind die Verhandlungen 
zum weiteren Verfiihren und zur Entscheidung an die betrefifende 
AnseinandersetziingsbehOFde abzugeben. 

Auf eine Appellation von der Entscheidung der General- 
kommission, beziehungsweise des betreffenden Spruchkollegiums 
für landwirtschaftliche An «Gelegenheiten des Retrierungsbezirks er- 
kt nnt das Revisionskoiiegium- für Landeskultursachen endgültig 
und hndet gegen dessen Entscheidung weder ein ordentliches noch 
ein ausaerordentlicheB Beclitsmittel statt 

Vor der Entscheidung in erster und zweiter Instanz ist das 
Gutachten des Kreisausschusses einzuholen und den Beteiligten 
zur Erklärung mitzuteilen. 

^ 48. Ist das Auseinandersetzungsverfahren zufolge § 42 
auf ilie Auseinandersetzungsbehorde übergegangen, so steht dieser 
Behörde auch die Aufnahme, Prüfung und Bestätigung des Re- 
zesses zu. 

§ 44. In betr^ des Yer&hrens (§§ 41—43) sowie der Wir- 
kung und Ausführung der Rezesse gelten die hinsichtlich der 
Ablösung der Rpalb'^tpn und der Regulierung der gutsherrlichen 

Verhältnisse bestehenden Vorschriften. 

§ 45. Zu den Kosten, welche die Au^fnbnmg der in diesem 
Gesetze den Kreisausschflssen und deren Kouiuiissarien übertrage- 
nen Geschäfte verursacht, haben die Gemeinden und die Schulzen- 
gutsbesitzer nichts beizutragen. 

Für das Verfahren bei den Auseinandersetzungsbehdrden 
gelten die für dieselben besteh^den Kostenbestimmungen. 

Vierter Abschnitt Von den Amtsbezirken und dem Amte der 

Amts Vorsteher. 

§ 46. Die Polizei wird im Namen des Königs au^eilbt 
Die gutsherrliche Polizoiirewalt ist aufgehoben. 
§ 47. Behufs Verwaltung der Polizei und Walii-nehmung 
anderer öffentlicher Angelegenheiten wird jeder Kreis mit Aus- 
schluss der StSdte in Amtsbezirke geteilt 

§ 48^ FOr die Bildung der Amtsbezirke gelten folgende 
Grundsätze: 

1) Jeder Amtsbezirk soll thunlichst ein räumlich zusammen- 
hängendes und abgerundetes Flächengebiet umfassen, dessen 
Grösse und Einwohnerzahl dergestalt zn bemessen ist, dass 
einerseits die Erfüllung der durch das ( iesetz der Amtsver- 
waltung auferlegten Aufgaben gesichert, andererseits die Un- 
mittelbariceit und die emrenamtUdto Ausfibung der Midien 
Verwaltung nicht erschwert wird. 

2) Gemeinden, welche eüie den Bestimmungen des Gesetzes ent- 
sprerliende Amtsverwaltung aus eigenen Kräften hor/u^^tollen 
vermögen, sind, wenn nicht die örüiche Lage die Zuschiagung 
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anderer Gemeinde- oder Gutsbezirke notwendig macht, auf 
ihren Antrag zu einem Amtsbezirke zu erklären. 

3) Gutsbezirke von abgesunderter Lage, welche ohne wesentliche 
Unterbreehung dn rftumlich zusammenh&igendes Gebiet von 
erheblichem Flächeninhalte umfassen, können auf Antrag ohne 
Rücksicht auf ihre Einwohnerzahl unter den übrigen Voraus- 
setzungen der Kümmern 1 und 2 zu Amtsbezirken erklärt 
werden. 

4) Alle übrigen Gemeinden und GuLsbezirke werden zu Amts- 
bezirken vereinigt Insbesondere sollen Gemeinden und Guts- 
bezirke, welche eine örtlich verbundene Lage haben, zu einem 
und demselben Amtsbezirke gehören. 

Bei Abgrenzung der zusammengesetzten Amtsbezirke ist 
möglichst darauf zu achten, dass die innerhalb der Kreise be- 
stehenden Verbände (Kirchspiele, Schul verbände, Wegebau- 
bezirke u. s. w.) nicht zeiTissen werden. 

§ 49. Die Bildung der Amtsbezirke, sowie die etwa er- 
forderliche Abänderung derselben erfolgt nach Aiiiiuning der Be- 
teiligten auf Vorschlag des nach diesem Gesetze gewählten Kreis- 
tages durch den Minister des Innern. 

Die Revision und endgültige Feststellung, sowie jede spätere 
Abänderung derselben findet nach näherer Vorschrift der zu er- 
lassenden Provinzialordnung statt. 

Veränderungen solclier (ieineinde- oder Gutsbezirksgreuzen, 
welche zugleich Amtsbezirksgrenzen sind, ziehen die Veränderung 
der letzteren ohne weiteres nach sich. 

§ 50. Die Ormkd der Amtsverwaltung in den Amtsbeziricen 
sind nach näherer Vorschrift dieses Gesetzes der Amtsvorsteher 
und der Amtsaussdiuss. 

§ 51. Für die Bildung des Amtsausschusses gelten bis zum 
Erlass der Landgemeindeordnung folgende Bestimmungen: 

1) In den zusammengesetzten Amtsbezirken besteht der Amts- 
ansschuss aus Vertretern snmtlicher zun) Amtsbezirke gehörigen 
Gemeinden und seibstän(iigen Gutsbezii-ke. 

Die Vertretung der Gemeinden erfolgt zunächst durch 
den Gemeindevorsteher, sodann durch die Sdiöflkn und, wenn 
auch deren Zahl nicht ausreidit, durch andere von der Ge- 
meinde zu wähl^de Mitglieder. 

Die Zahl der von jeder Gemeinde zu entsendenden Ver- 
treter, sowie der jedem Gutsbezirke einzuräumenden Stimmen 
wird mit Rücksicht auf die Steuerleistun gen und die Ein- 
wohnerzahl durch ein nach Anhörung der Beteiiij^teii auf den 
Vorsddag des Kreisausschusses von dem Kreistage zu er- 
lassendes Statut geregelt 

Jede Gemeinde und jeder Gutsbezirk ist wenigstens 
durch einen Abgeordneten zu vertreten. 

2) In deiyenigen Amtsbezirken, welche nur aus einer Gemeinde 
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bestehen, uimmt die GemeindeversaniiiilimEr, beziehiinirsweise 

Gemeindevertretung^ tlie Geschäfte des Amtsausschusbe» \v;ihr. 
3) In deiyenigen Amtsbezirken, welche nur aus einem Gutbbe- 

zirke bestahen, ÜQlt der AmtsaiiBschuss weg. 
§ 52. Zu den Befugnissen des Amt^usschusses gehört: 1) 
die Kontrolle sämtlicher und die Bewilligung derjenigen Ausgaben 
der Amtsverwaltung, welche vom Amtsbezirke aufgebracht werden 
(§§ 69 und 70, Absatz 4); 2) die Beschlussfassung über diejeniuen 
Polizei Verordnungen, welche der Amtsvorsteher unter Mitwirkung 
des Anitsausschusses zu erlassen befugt ist (§ 62); 3) die Äusse- 
rung über Abinderungen des Amtsbezirkes (§ 49); 4) die Be- 
stellung, sowie die Wahl besonderer Kommissionen oder Kom- 
missarien zur Vorbereitung und Ausfülirunfr von Beschlüssen des 
Amts'iui^schusses; 5) die Beschlussfassung über soiistifrc ATip;e- 
legenheiten, welche der Amts Vorsteher aus dem Kreise seiner 
Amtsbefugnisse dem Amtsausschusse zu diesem Zwecke unterbreitet. 

§ 53. Die zu einem Amtsbezirke gehörigen Gemeinden und 
Gutsbeziike sind befugt, dnrcb fibereinstimmendea Beschlnss 
einzelne Kommunalangelegenheiten dem Amtsbezirke zu überweisen. 

Handelt es sich liierbei um Aufbringung von Abgaben 
seitens des Amtsbezirks, deren Aufbrin^Minf^sniassstab nicht j^esetz- 
lich feststeht, so muss sich die Übereiübtuüniung der Beteiligten 
auch auf den Aufbringungsniassstab erstiecken. 

Über solche dem Amtsbezirke überwiesene Eommunalange- 
legenheiten steht alsdann die Beschlussfiassung dem Amtsaus- 
scfiusse zu. 

§ 54. Der Amtsvorsteher beruft den Amtsaussrlnipj^ und 
führt den Vorsitz mit vollem Stimmrechte. Die Sitzungen des 
Amtsausschusses sind öffeuthch. Für einzelne Gegenstände kann 
durch einen in geheimer Sitzung zu fassenden Beschluss die 
Oflfentlichkeit ausgeschlossen werden. 

Der Amtsau sschuss kann nur beschliessen, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist Eine Ausnahme hiervon 
findet statt, wenn die Mitglieder 7A\m zweiten Male zur Verhand- 
lung über denselben Gegenstand berufen, dennoch nicht in be- 
schlussfähiger Anzalü erschienen smd. Bei der zweiten Berufung 
muss auf diese Bestimmung ausdrüddich hingewiesen werden. 

Die Besddüsae des Amtsansachnfises werden nadi Mehrheit 
der Stimmen geCnsst Bei Stimmengleichheit gQt der Antrag als 
abgel^t 

§ 55. Für die nach näherer Vorsdirift dieses rTcsotzes den 
(xenieiDdeii und Gutsbezirken gemeinsamen Angelegenheiten stehen 
dein Aiutsverbande die Keclite einer Korporation zu. Die Kor- 
poration wird nach aussen durch den Amtororsteher vertreten. 

Urkunden, welche das Amt verpflichte sollen, sind von dem 
Amtsvoratdier und mindestens einem Mitgliede des Amtsaus- 
schusses unter Anführung des betreffende Beschlusses des Amts* 
ausschusses zu voUzi^eu. 
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§ 56. Der Amtsvorsteher wird von dem Oberpräsidenten 
ernannt 

Die Ernennung erfolgt auf Grund von Vorscfalfigen des Kreis- 
tages, in welche ans der ZaU der Amtsangehörigen die zu Amts- 
vorstehem befähigten PerBonen au&nnehmen sind. 

In welclier Art eine Vervollständigung dieser Vorschlüge er- 
folgen kann, bestimmt die Provinzialorrlniing. 

Die Ernennung erfolgt auf sechs Jahre. Der Amtsvorsteher 
wird von dem Laudrate vereidigt 

In denjenigen Amtsbezirken, welche nur aus einer Gemdnde 
oder emem selbständigen Outsbezirke bestehen, ist der Gememde-, 
beziehungsweise Gutsvorsteher zugleich Amtsvorsteher. 

§ 57. Für j>flrn Amtsbezirk -^vird n-Ach den für die Ernen- 
nung des Amts Vorstehers geltenden Bestimmungen (§ 56) ein 
Stellvertreter des Letzteren ernannt. 

Ist der Amtsvorsteliei an der Wahrnehmung seiner Amts- 
geschSlte verhindert, so hat der Stellvertreter dieselben za über- 
nehmen; der Landrat ist hiervon zu benachriditigen, sobald die 
Verhinderung länger als drei Tage dauert 

Friedigt sich da?? Amt des Amtsvorstehers, so tritt bis zur 
Ernennung s( ines Nachfolgers der btellveitreter für ihn ein. 

Fmdet sich im Amtsbezirke keine zur Ernennung als Stell» 
Vertreter geeignete Person, so hat der Kreisausschuss die Stell- 
vertretimg einstweilen einem der benadibarten Amtsvorsteher oder 
nach vorherigem Einvernehmen mit der städtischen Vertretung 
dem Bürgermeister einer benachbarten Stadt zu übertragen. Eine 
gleiche Anordnung erfolgt für den Fall des gleichzeitigen Abganges 
oder der gleichzeitigen Behinderung des Amtsvorstehers und seuies 
Stellvertreters. 

Ist der AmtsTorsteha* bei der Erledigung eism Amtsge- 
sohAftes persönlich bettiligt, so hat der Kreisaniraebuss den Stell* 
Vertreter oder einen der benachbarten Amtsvorsteher damit zu 
betrauen. 

In den Gemeinden, welche einen eigenen Amtsbezirk bilden, 
vertritt nach der Bestimmung des Kreisausschusses einer der 
Schöffen den Gemeindevorsteher in seiner Eigenschaft als Amts- 
vorsteher. 

§ 58. Ist nach der Erklärung des Kreistages für einen Amts^ 

bezirk weder eine zum Amtsvorsteher geeignete Person zu er- 
mittehi noch die zeitweilige Wahrnehmung der Amts Verwaltung 
durch den Vorsteher eines benachbarten Anitsbezirk<\s oder durch 
den liüigermeister einer benachbarten Stadt thunlidi, so bestellt 
der Obararflaidfint auf Vorschlag des KrebHUisscbusseB einen kom- 
missarischen Amtsvorsteher. 

Für die Übernahme der V^waltung eines benachbarten 
Amtsbezirkes durch einen Bürgermeistar ist die Zustimmung der 
stadtischen Vertretung erforderlich. 

Solern die VerhStaisse es gestatten, kann ein kommissarisdier 
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Amtsvorsteher mit der Verwaltung zweier oder mehrerer Amts- 
bezirke gleichzeitig brauftragt werclen. 

§ 59. Der Anitsvorstelier verwaltet: 1) die Polizei, insbe- 
sondere die Sichoiieits-, Ordnungs-, Sitten-, Gesmidheits-, Gesinde^, 
Armen-, Wege-, Wasser-, Feld-, Forst-, Fischerei-, Gewerbe-, Bau-, 
Feuer-Polizei u. s. w., soweit sie nicht durch besondere Gesetze 
dem Landrate oder anderen Beamten übertragen ist; 2) die 
sonstigen ötTentlichen Angelegenheiten des Amts nach näherer 
Vorschrift dieses Gesetzes. 

§ 60. Der Amtsvorsteher hat das Kocht und die Pflicht, 
da, wo die Erhaltung der ftffenttichen Ordnung, Ruhe und Sieher- 
heit sein Einschreiten notwendig macht, das Erforderliehe anzu- 
ordnen und ausführen zu lassen (§ 79). 

§ 61. In Beziehung auf die öflFentlichen Wege hat der 
Amtsvorsteher dafür zu sorgen, dass dieselben im vorschrifts- 
mässigen Zustande erhalten werden und dass der Verkehr auf 
denselben nicht behmdert werde. Sind dazu Leistungen erforder- 
lich, so hat er den Pflichtigen zur ErflUIung seiner Verbindlich- 
keiten binnen einer angemessenen Frist aufzufordern und, wenn 
die Verbindlichkeit nicht bestritten wird, nach fruchtlorsem Ab- 
lauf der Frist das zur Erhaltung des gefährdeten oder zuv Wieder- 
herstt Uung des unterbrochenen Verkehrs Not\vcjHUge für Rech- 
nung des Verpflichteten zur Ausführung zu bruigen. Eben dies 
liegt ihm auch ohne Yorgängige Auffdrderunff des Verpflichteten 
ob, wenn dergestalt Ge&hr im Verzuge ist, dass die Ausführung 
der vorzunehmenden Arbeit durch den Verpflichteten nidit abge- 
wartet werden kann. 

Wird die Verptiichtung zu einer Handlung oder Leistung in 
Beziehung auf den Wegebau, welche im Interesse des öffentlichen 
Verkehrs notwendig ist, von dem dazu Aufgeforderten in Abrede 
gestellt, 80 hat der Amtsvorsteher, wenn nach seinem pfliefatge- 
mässen Ermessen die Arbeit bis zur Feststellung der Verpflichtung 
nicht aufgeschoben werden kann, wegen Ausführung des Not- 
wf^ndigen Anordnung zu treffen, zugleicli aber eine Instruktion 
der streitigen Verhältnisse mit Zuziehung der Beteiligten vorzu- 
nehmen. Wird dabei die Notwendigkeit einer Leistung an sich 
oder in dem geforderten Masse bestritten oder ist es streitig, ob 
ein Weg em Öffentlicher oder ein Privatweg sei, so ist in dem 
kontradiktorischen Ver&hren das dffentlicfae Interesse durch den 
Amtsvorsteher wahrzunehmen. 

Orhören flio Beteiligten verschiedenen Amtsbezirken, be- 
ziehungsweise Amts- und Stadtbezirken des Kreises an, so be- 
stimmt der Kreisausschuss denjenigen Amtsvorsteher, beziehungs- 
weise Bflrgermeister, welcher die notwendigen Anordnungen zu 
treffen, die Instruktion zu führen und im kontradiktorischen Ver^ 
fiihren das öffentliche Interesse wahrzunehmen hat. 

Der Amtsvorsteher, beziehungsweise der Bürgermeister hat 
die geschlossenen Verhandlungen, wenn eine gütäche Kegulierang 
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nicht gelingt, mit gutachtlichem Berichte dem Kreisausschusse 
vorzulegen, welcher die im § 135 unter Nr. II, 1 vorgesehene 
resolutorische Entscheidimg trmt Die für die Chausseen geitendcai 
Vorschriften werden durch die yorstehenden Bestimmmigen nidit 
berührt 

§ 62. Das durch die 5 ff. do« rJosetzos vom 11. März 
1850 (Gesetz-Samml. S. 265) der Ortspoiizeibeliörde für den Um- 
feng einer Gemeinde erteilte Recht zum Erlass von Polizei-Straf- 
veiordnungen wird anf dffli Amtsvorsteher mit der Massgabe 
flbertragen, dass er nicht nur f&r den Um&ng einer einzelnen 
Gemeinde od^ eines einzelnen Gutsbezirkes, sondern auch für 
den Umfang mehrerer Gemeinden oder Gutsbezirko und für den 
Umfang des ganzen Amtsbezirkes unter Zustimmung des Amts- 
ausschnsses, auch im Falle des § 7 des Gesetzes, derartige Ver- 
ordnungen zu erlassen befugt ist. Verfügt der Amtsausschuss die 
Zustimmung, so kann dieselbe auf Antrag des Amtsvorstehers 
durch den Kreisausschnss ergänzt werden. 

§ 63. Der Amtsvorsteher hat in den seiner Verwaltung an- 
heimfallenden Aiip^elegenlieiten das Recht der vorläufigen 8traf- 
festsetzung nacli den N'orschriften des Gesetzes vom 14. Mai 1852 
(Gesetz-Samml. S. 245). 

§ 64. Die poHzcuricliterlichen Befugnisse des Amtsvorstehers 
sowie das Verfohren in Polizei-Kontraventionssachen vor demselben, 
beziehungsweise vor einem Schöffengerichte werden durch ein be- 
sonderes Gesetz geregelt. 

§ 65. Die Gemeinde- und Gut^^ orstände sind verbunden, 
den Anweisunpfen und Aufträgen des Aiutsvorsteliers, welche der- 
selbe m Gemässheit seiner gesetzlichen Befugnisse in Dienstange- 
legenheiten an sie erlässt, nachzukommen^ und könn^ hierzu von 
ihm nach Massgabe des § 83 durch Zwangsmassregebi angehalten 
werden. Ein Ordnungsstrafrecht steht dem Ämtsvorsteher gegen 
dieselben jedoch nicht zu. 

Ingleichen haben die Gendarmen den Requisitionen des Amts- 
vorstehers in ]iolizeilichen Angelegenheiten zu genügen. Der Dienst- 
aufsicht des Amtsvorstehers unterliegen sie nicht 

§ 66. Der Landrat und der Kreisausschuss sind befngt, fttr 
die Gesdiäfte der allgemeinen Landes- und Kreis-Kommunalver- 
waltung, sowie bei Beaufsichtigung der Kommunalangelcfronl iton 
der zu dem Amtsbezirke goliörigen Gemeinden imd Gutsbezirke 
die vermittelnde und begutachtende Thätigkeit des Amtsvorstehers 
in Anspruch zu nehmen. 

§ 67. Beschwerden über die Verfügungen des Amtsvorstehers 
unterliegen vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen der §§ 79 
bis 83 und 185 der Entscheidung des Kreisausschusses. 

Die Aufsicht über die Geschäftsführung des Amtsvorstehers 
führt der Landrat als Vorsitzender des Kreisausschusses. 

§ 68. Hinsichthch der Dienstvergehen des Amtsvorstehers 
finden die Bestimmungen des § 155 mit der Massgabe Anwendung, 

Altmann, Urkk. s. bzandb.-pTeasn. VerfsuBang^sgescU. II. 15 
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dass das Recht, eine Ordnungsstrafe gegen den Amtsvorstelier lest- 
zusetzen, dem LanUrate niclit zuätcht 

§6d. Der AmtsTorsteher ist bereehtigtigt, dne Amtsimkosten- 
EotschSdigimg zu beansprndieii, welche nacli Anhörung der Be- 
teiligten von (lern Kreisausschusse als ein Pauschquantmn fest* 
gesetzt wird. In gleicher Weise erfolgt die Festsctznng der einem 
kommissarischen Anitsvorsteher zn gewährenden Remuneration. 

§ 70. Als Beitrag zu den Kosten der Amtsverwaltung über- 
weist der Staat den Kreisen diejenigen Summen, welche er infolge 
des gegenwärtigen Gesetzes durch das Eingehen der Königliehen 
Polizeiverwaltungen, durch den Wegfall der Schulzenremunerationen 
und anderer Polizei-Verwaltungskosten an den im Staatshaushalts- 
Etat für fl:is .Talir 1873 für ebengenannte Zwecke veranschlagten 
Ausgaben ternerliin ersparen wircl. 

Die Verteilung des für jede Provinz festzustellenden Betrages 
auf die einzelnen Kreise erfolgt nach Massgabe des Bedürfoisses 
durch die Proiinzialvertretung, bessiehungsweise durch eine von 
dieser zu erwShlende Kommission. 

Ausserdem ^vir(l der Staat für die den Kreisen, bezielumgs- 
weise Amtsbezirken durch die Wahrnehmung von Geschäften der 
Staatsverwaltung erwachsenden Ausgaben besondere Fonds über- 
weisen. Das hierüber zu erlassende Gesetz wird über den Betiag 
und die Y^teilung dieser Fonds nfthere Anordnungen treffen. 

Soweit die Kosten der Amtsverwaltung durch die vom Staate 
überwiesenen Beträge ihre Deckung nicht hnden, trfigt dieselben 
das Amt 

In den zusammengesetzten Amtsbezirken gilt für die Auf- 
bringung der Verwaltungskosteu in Ermangelung einer Verein- 
barung unter den Beteiligten der Massgabe dieses Gesetzes in dem 
Kreise für die Kreisabgaben festgestellte Massstab. 

§ 71. In denjenigen Gemeinden und Gutsbezirken, welche 
einen Amtsbezirk für sich bilden, werden die Kosten der Amts- 
vcrwaltung gleich den übrigen Kommunalbedürfnissen aufgebracht. 
Solche Amtsbezirke haben keinen Anspruch auf die vom Staate ge- 
währten Fonds. 

§ 72. Unterlässt oder verweigert ein Amtsausschuss die Be- 
willigung von Ausgaben, zu dermi Leistung das Amt gesetzlidi 
verpflichtet ist, so stellt der Kreisausschuss diese Ausgaiben ausser- 
ordentlich fest 

§ 73. Die von den Amtsvorsteliern in Gemässheit des Ge- 
setzes vom 14. Mai 1852 ( Gesetz-Samml S. 245) endgültig fest- 
gesetzten Geldbussen und Konhskate, sowie die von denselben 
festgesetzten Exekutivgeldbussen werden — soweit nicht in An- 
sehung gewisser Übertretungen besonders bestimmt ist, wohin die 
durch dies^ben verwirkten Geldbussen oder Konfiskate fliessen 
Follen — zur Amtskasse, beziehungsweise zu den Kassen der einen 
eigenen Amtsbezirk bildenden Gemeinden und (iutsbezirke ver- 
cmnahmt und zur Deckung der Kosten der Amtsverwaltung mit- 
verwendet 
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Fünfter Abschnitt Von dem Amte des Landrats. 
§ 74. Der Landrat wird vom Könige ernannt Die Kreis- 
versammlimg ist jedoch befngt, für die Besetzimg eines erledigten 

Landratsamtes aus der Zahl der Grundbesitzer und der Aintsvor- 
steher des Kreises geeignete Personen in Vorschlag zu l)ringen. 

§ 75. Behufs Stellvortn'tünp- tks T^anrlrnts wprdfm von dem 
Kreistage aus der Zahl der Kreisangehörigen zwei Kiüisdeputierte 
auf je sechs Jahre gewählt Dieselben bedürfen der Bestätigung 
des OberprSsidenten. Sie sind von dem I^drate m vereidigen. 

Für kürzere VerhindeningsfiUle kann der KreissekretSr als 
Stellvertreter eintreten. 

§ 70. Der Landrat führt als Organ der Staatsregif^rnni^ die 
Geschäfte der allgemeinen Landesverwaltung im Krf^ise und leitet 
als \'orsitzender des Kreistages und des Kreisausschusses die Kom- 
munalverwaltung des Kreises. 

§ 77. Soweit die Rechte und Pflichten des Landrats nicht 
durch das gegenwärtige Gesetz abgeändert sind, beh^t es bd den 
darüber bestehenden Vorschriften auch femer sein Bewenden. 

Dciugemäss hat der Landrat auch ferner die gesamte Polizei- 
verwaltuim im Kreise und in dessen einzelnen Amtsbezirken, Ge- 
meinden und ( 'Utsbezirken zu überwachen. 

§ 78. Der Landrat ist befugt, unter Zustimmung des Kreis- 
ausschusses nach Massgabe der Vorschriften des Gesetzes Ober 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Gesetz-Samml. S. 265) 
für mehrere Amtsbezirke oder für den ganzen Umfang des Kreises 
gültige Polizeivorschriften zu erlassen und gegen die Nichtbefolgiuig 
derselben Geldstrafen bis zum Betrage von 10 Thalern anzuiüohen. 
Das durch die §§ 5 beziehungsweise 9 des Gesetzes vom 11. März 
1850 der Bezirl^regierung, beziehungsweise <tem Regierungspräsi- 
denten beigelegte Recht: über die Art der Yerkfindigung der 
ortspolizeilichen Vorschriften, sowie über die Formen, von deren 
Beobachtung die (jültigkcit derselben abhängt, die erforderlichen 
Bestimm ungt^Ti zu erlassen sowie ortspolizeiliche Vorschriften ausser 
Kraft zu setzen, steht denselben in gleichem Umfange auch fortan 
bezüglich der kreispolizeilichen Vorschriften zu. 

Sechster Abschnitt. Von dem Zwangsverfahren der Behörden 

des Kreises. 

§ 79. Der Landrat, der Amtsvorsteher und der Orts- (Ge- 
meinde-, Guts-) Vorsteher können in Ausübung ihrer Polizeigewalt 
die dnrcli ihre goset:^lichcn Befugnisse gerechtfertigten Anordnungen 
durch Anwendung dei gesetzlichen Zwangsmittel durchsetzen. 

Kann die zu erzwingende Handlung durch einen Dritten ge- 
leistet werden, so ist die Behörde befugt, dieselbe durch einen 
D litten ausführen zu lassen, den Betrag der Kosten vorläufig zu 
bestimmen und im Wege der Exekution von dem Verpflichteten 
einzuziehen. 

Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen Dritten 

15* 
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geleistet oder soll eine Unterlassung erzwungen werden, so ist die 
Behörde berechtigt, Geldbussen (und zwai- der Landrat bis zur 
Höhe von 50 I^alenif der AmtsvorBteher bis zur Hdhe Ton 
20 Thalern, der Ortsvmsteher bis zur Höhe von 1 Thaler) anzu- 
drohen und festzusetzen. Der Festsetzung muss immer eine 
gt^fÜiche Androhung mit einer bestimmten Frist vorangehen. 

Die Bestimmungen des vorhergehenden Absatzes finden auch 
bei Handlungen, die durch einen Dritten geleistet werden können, 
in den Fällen Anwendung, in welchen es feststeht, dass der Ver- 
pflichtete nicht im stände ist, die ans der Ansfähnmg durdi einen 
Dritten entstehenden Kosten zu tragen. 

Unmittelbarer Zwang darf unbeschadet der Bestimmungen 
des Gesetzes zum Schutze der persönlichon Frnihrit Toni 12. Fe- 
bruar 1850 (Gcsetz-SammL S. 45) nur angewemki werden, wenn 
die getrotfene i\jiordnung ohne einen solchen undurchführbar ist 

Gleiche Befugnisse wie den Amtsvorstehem stehen den Po- 
lizeiverwaltem in den zn Landkreisen gehörigen StSdten zn. 

§ 80. Sowohl gegen die Anordnung als gegen die Fest- 
setzung der Strafe kann innerhalb 10 Tagen nach Zustellung des 
Erlasses Berufung eingelegt werden. 

Die Berufung erfolgt an den Kreisaussclmss und, wenn der 
Erlass von dem Landrate ausgegangen ist, an das Verwaltungs- 
gericht Gegen die Entsdieidung des Kreisaussehusses findet 
feinere Benmmg an das Verwaltungsgericht statt 

Darüber, ob im Sinne des § 6 des Gesetzes über die Zu* 
lässigkeit des Rechtsweges in Bezielmn? auf polizeiliche Ver- 
fügungen vom 11. Mai 1842 (Gesetz-Saninil. für 1842, S. 192 ff.) 
eine Verfügung als gesetzwidrig oder unzulässig aufzuheben ist, 
entscheidet in betreff der Verfügungen des Gemeinde- und Amts- 
Yorstehers der Kreisausschuss, beziehungsweise das Yerwaltungs* 
gericfat, in betreff der Verfügungen des Iiandrats das Vermil- 
tungsgericht 

§ 81. Die Verfügung kann des Widerspruchs ungeachtet 
zur Ausfühnmg gebracht werden, wenn diese nach dem Ermessen 
der Behörde ohne Nachteil für das Gemeinwesen nicht ausgesetzt 
bleiben kann. 

§ 82. Die endgültig festgesetzten Geldbussen, welche nicht 

beiz Lif reiben sind, hat der Kreisausschuss auf Antrag der Behörde 
und nach Massgabe der Vorschriften der §§ 28 und 29 des 
Sti-afgesetzbuchs für das Deutsche Reich vom 15. Mai 1871 in 
Haft umzuwandeln. Gegen den Beschluss kann innerhalb 10 
Tagen Berufung an das Verwaltungsgericht eingelegt werden. 

§ 83. Wegen der Zwangsmassregeln, welche der Amtsvor- 
Steher gegen die Gemeinde- und die Gutsvorstände (§ 65) ver- 
hängen darf, gelten die Vorscliriften des § 79 Absatz 2 bis 5 
und die §§ 80 und 81. Eine Umwandlung der Geldbussen in 
Haft findet nicht statt 
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Dritter TiteL Von der Yertretung und Verwaltung 

des Kreises. 

Erster Abschnitt. Von der Zusainrncüsetzung des Kreistages. 

§ 84. Die Kreis Versammlung (der Kreistag) besteht in 
Kreisen, welche unter Ausschluss der im aktisen Älilitärdienste 
stehenden Personen 25000 oder weniger Einwohner haben, aus 
25 MitgUedem. In Kr^en mit mehr als 25000 bis za 100000 
Einwolmern tritt filr jede Vollzahl von 5000 und in Kreisen mit 
mehr als 100000 EinwohnGflrn für jede über die letztere Zahl 
überschiossende VoUzahl von 10000 Einwohnern je ein Ver- 
treter hinzu. 

§ 85. Zum Zwecke der Wahl der Kreistags-Abgeordueten 
werden drei Wahlverbfinde gebildet und zwar: a) der Wahlverband 
der grösseren ländlichen Gruudbesitzer, b) der Wahlverband der 

Landgemeinden und c) der Wahlverband der Städte. 

In Kreisen, in welchen keine Stadtgemeinde vorhanden ist, 
scheidet der Wahlverband der Städte aus. 

Für Kreise, welche nur aus einer oder melireren Städten 
bestehen, gelten die Vorschriften der iüü und 171 bis 175 
dieses Gesetzes. 

§ 86. Der Wahlverband der grösseren ländlichen Grund- 
besitzer besteht aus allen denjenigen zur Zahlung von Kreisab- 
gaben verpflichteten Grundbesitzern mit Einschluss der juristischen 
Personen, Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf 
Aktien, welche von ihrem gesamten, auf dem platten Lande inner- 
halb des Kreises belegenen Grundeigentume den Betrag von 
mindestens 75 Tlialem an Grund- und Gebäudesteuer entrichten, 
beziehungsweise zu entrichten haben würden, wenn sie nach Mass- 
gabe der Gesetze vom 21. Mai 1861 (Gesetz-Samml. S. 253 und 
317) zur Grund-, beziehun-^swcise Gebäudesteuer veranlagt w:b-cn. 

Nach Erlass der Provinzialordnung bleibt den Provinzialver- 
tretungen überlassen für ihre Provinz oder auch für einzelne 
Kreise derselben den Betrag von 75 Thalem aof den Betrag von 
100 Thalem zu erhöhen oder bis auf den Betrag von 50 Thialern 
zu mnässigen. 

Für einzelne Kreise der Provinz Sachsen darf diese Erhöhung 
bis zu dem Betrage von 150 Tbalern erfolgon. 

Dem Wahlverbande der grosseren ländlichen Grundbesitzer 
treten diejenigen Gewcrbtreil)en(len und üergwerksbesitzer hinzu, 
weldie wegen ihrer auf dem platten Lande innerhalb des Kreises 
betriebenen gewerblichen Unternehmungen in der Klasse A. I der 
Gewerbesteuer mit dem Mittelsatze veranlagt sind (§ 14 Absatz 4). 

§ 87. Der Wahlverband der Landgemeinden umfasst: 1) 
sämtliche Landgemeinden des Kreises; 2) sämtliche Besitzer selb- 
ständiger Güter mit Einschluss der juristischen Personen, Aktien- 
gesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien, welche 
nicht zu dem Verbände der grosseren Grundbesitzer (§ 86) ge- 
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hören; 3) diejenigen Gewerbtreibenden und Bergwerhsbesitzer, 
welche wegen ihrer auf dem platten Lande innerhalb des Kreises 
betriebenen gewerblichen Unternehmungen in der Klasse A. I 

unter dem Mittelsatze veranlagt sind. 

§ 88. Der Wahlverband der Städte umfasst die Stadtge- 
meinden des Kreises. 

§ 89. Die nach § 84 dieses Gesetzes jedem Kreise nach 
Mas^be seiner Bevölkerungsziffer zustehende Zahl von Kreis- 
tags-Abgeordneten wird auf me drei Wahlverbände der grösseren 
Grundbesitzer, der Landgemeinden und der Städte nach folgenden 
Grundsätzen verteilt: 1) Die Zahl der städtischen Abgeordneten 
wird nach dem \'erliäUni^se der städtischen und ländlichen Be- 
völkerung, wie dasselbe durcii die letzte ali^^emeine Volkszäldung 
festgestellt worden ist, bestimmt Die Zahl der städtischen Abge- 
ordneten darf die Hälfte und in denjenigen Kreisen, in welchen 
nur eine Stadt vorhanden ist, eiu Drittel der Gesamtzahl aller 
Abgeordneten nicht übersteigen. 2) Von der nach Abzug der 
städtischen Abgeor<ineten übrig bleibenden Zahl der Kreistags- 
Abgeordneten erhalten die Verbände der grösseren Grundbesitzer 
und der Landgemeinden ein jeder die Hälfte. 

§ 90. Bleibt die vorhandene Zahl der in dem Wahlverbande 
der grösseren Grundbesitzer Wahlberechtigten (§ 86) in einem 
Kreise unter der ihrem Verbände nach § 89 zukommenden Ab- 
geordnetenzahl, 9,o wählt dieser Verband nur so viele Abgeordnete, 
als Wähler vorhanden sind, und föllt die demselben hiernach ab- 
gehende Zaiii von Abgeordneten dem Waldverbande der Landge- 
meinden zu. 

§ 91. Zum Zwedce der Wahl der von dem Verbände der 

Landgemeinden zu wählenden Abgeordneten werden unter mög- 
lichster Anlehnung an die Amtsbezirke in räumlicher Abrundung 
und nach Massgal^e der Bevölkerung Wahlbezirke gebildet, deren 
jeder die Wahl von einem bis zwei Abgeordneten zu vollziehen hat. 

§ 92. Die Zahl der vom Wahlverbande der Städte über- 
haupt zn wählenden Kreistags-Ahgeordneten wird auf die einzefaien 
Städte des Kreises nach Massgabe der Seelenzahl verteilt 

Sind in einem Kreise mehrere Städte vorhanden, auf welche 
hiernach nicht je ein Abgeorcbieter Mit, so werden diese Städte 
behufs der Wahl iimidestens eines gemeinschaftlichen Abgeordneten 
zu einem Wahlbeziike vereinigt. 

Ist in einem Kreise neben anderen grossen Städten nur eine 
Stadt vorhanden, welche nach ihrer Seelenzahl nicht emen Abge- 
ordneten zu wählen haben w0rde, so ist derselben gleidiwohl ein 
Abgeordneter zu überweisen. 

§ 93. Ergeben sich bei den nach ^Tassgabe der §§ 89 bis 
92 des Gesetzes vorzunehmenden Berechnungen Bruchteile, so 
werden dieselben nur insoweit berücksichtigt, als sie V» erreichen 
oder übersteigen. 

Übersteigen sie 7»> so werden sie für voll gerechnet; 
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kommen sie V-2 gleich, so bestimmt das Loos, welchem der bei 
der Verteilung beteiligten Wahlverbände und Wahlbezirke, be- 
ziehun<r^ weise welcher Stadtgemeinde der Bruchteil für voll ge- 
rechnet werden soll. 

§ 94. Zur Wahl der von dem WaMverbande der grösseren 
Gnmdbesitsser zu wShlenden Krdstags-Abgeordneten treten die zu 
diesem Verbände gehörigen Grundbemtzer, Gewerbtreibenden und 
Bergwerksbesitzer in der Kreisstadt unter dem Vorsitze des Land- 
rats zusammen. 

§ 95. Bei dem Wahlakte hat jeder berechtigte nur eine 
Stimme. Auch als Stellvertreter können Pei-sonen, welche bereits 
eine Stimme führen, ein ferneres Stimmrecht nicht ausüben. Aus- 
genommen sind die im § 97 Nr. 7 bezeichneten Vertreter. 

§ 96. Das Recht zur i)ers()nliolien Teilnahme SIL den Wahlen 
(§ 94) steht vorbehaltlich der naclifolgenden besonderen Bestim- 
mungen (§ 97) deiijeiiigeu (Iruiidbesitzern, Gewerbtreibenden 
und Bergwerksbesitzern zu, welclie a) Angehörige des Deutschen 
Reichs und selbständig sind. Als selbständig wird derjenige an- 
gesehen, welcher das 2l8te Lebeni^ahr vollendet hat, sofern ihm 
das Recht, über sein Vermögen zu verfügen und dasselbe zu ver- 
walten, nicht durch gerichtliche Anordnung entzogen ist» b) sich 
im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Das Wahlrecht j^eht verloreiL sobald eins der vorstehenden 
Erfordernisse bei dem bis dahin W ahlberechtigten nicht mehr zu- 
trifft. Es ruht w£dirend der Dauer eines Konkurses, femer 
wShrend der Dauer einer gerichtlichen Untersuchung, wenn die- 
selbe wegen Verbrechen oder wegen soldier Vergehen, welche den 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte nach sich ziehen müssen 
oder können, eingeleitet oder wenn die gerichtliche Haft verfügt ist. 

§ 97. Durch Stellvertretung können sich an den Wahlen 
beteihgen: 1) der K^taut durch einen Vertreter aus der Zahl seiner 
Beamten, seiner Domänenpächter oder der ländlichen Grundbesitzer 
des Kreises; 2) juristische Personen, Aktiengesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien durch einen Pächter oder mit 
Oeneralvollniaclit versehenen Administrator eines im Kreise ge- 
legenen grösseren (Juts oder durcli einen Vertreter aus der Zahl 
der landlichen Grundbesitzer des Kreises; Korporationen sind be- 
fugt, sich nach Massgabe ilu"er Statuten oder Verfassungen ver- 
treten zu lassen; 3) Eltern durch ihre SOhne, welchen sie die 
Verwaltung selbstSnoiger Güter dauernd fibertragen haben; 4) un- 
verheiratete Besitzerinnen durch Vertreter aus der Zahl der länd- 
lichen Grundbesitzer des Kreises; 5) die Mitglieder regierender 
Häuser durcli ein Mitglied ihrer Familie oder einen Vertreter aus 
der Zahl ihrer Beamten, ihrer (iut.-biiächter o(ier der ländlichen 
Grundbesitzer des Kreises; 6) die gemeinschaftUcheu Besitzer eines 
grösseren Grundeigentums (§ 86) durch einen Mitbesitzer, be- 
ziehungsweise die Teilnehmer eines gewerblichen Unternehmens 
durch einen derselben; 7) Ehefirauen, sowohl gross- wie minder- 
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jährige, können durch ihro Fhoinänner, minderjähricro oder unter 
Kuratel stehende Personen durch ihren Vater, Vormund oder Kurator 
vertreten werden; insofern die unter Nr. 2 genannten Berechtigten 
im Deutschen Keiche ihren Sit2 haben und die unter Nr. 3 bis 7 
geiiaimten Berechtigten Angehörige des Deutschen Reichs sind 
nnd sidi im Genüsse der bfirgerlidien Ehrenrechte befinden. 

Die Vertreter mit Ausnahme der unter Nr. 7 bezeichneten 
mflssen in dem Kreise entweder einen Wohnsitz haben oder in 
demselben Grundei^^entum besitzen. Ausserdem gelten für die 
Vertreter die Grundsätze, welche der § 96 lur die Wahlberechti- 
gung vorschreibt. 

§ 98. In jedem Walilbeziike des Wahlverbandes der I/and" 
gemeinden wiid die Waldversammlung gebildet; 1) durch \'ertreter 
der einzelnen Landgemeinden; 2) durch die Besitzer der in dem 
Bezirke liegenden selbständigen Güter, welche nicht zu den grösse- 
ren Grundbesitzern (§ 86) gehören; 3) durch diejenigen Gewerb- 
treibenden und Berjrr^crksbcsitzer, wel^^ho wogen ihrer auf dem 
platten Lande innerhalb des Kreises Ijetriebencu gewerblichen T^nter- 
nehmungen in der Klasse A I der Gewerbesteuer unter dem ÄJittel- 
satz veranlagt sind. 

Auf die in den Kümmern 2 und 3 erwähnten Wahlberech- 
tigten finden die Bestimmungen der §§ 95—97 Anwendung. 

§ 99. Befinden sich in einem Wahlbezirke zwei oder mehrere 
Güter (§ 98 Nr. 2), deren jedes zu weniger als 20 Tlialer Grund- 
und Gebäudesteuer veranlagt ist, so werden die Besitzer derselben 
nach Anordnung des Kreisausschiisses dergestalt zu Gesamt- 
(KoUektiv-) Stimmen vereinigt, dass auf jede Stimme, soweit möglicli, 
ein Grund- und Gebäudesteuerbetrag von 20 Thalern entfällt. 

Der Ereisausschnss regelt die Art, in welcher das Kollektiv- 
stimmrecht ausgeübt wird. 

§ 100. Die Vertretung der Landgemeinden erfolgt bei Ge- 
meinden: 1) von weniger als 400 Einwohnern durcli einen Walü- 
mann, 2) von 40U und weniger als 800 Einwohnern durch zwei, 
3) von 800 und weniger als 1200 Einwohnern durch (hei, 4) von 
1200 und weniger als 2000 Einwohnern durch vier, 5) von 2000 
und weniger ate 3000 Einwohnern durch fünf Wahhnfinn^ und 
für jede fernere Vollzahl von 1000 Seelen durch einen fem^en 
Wahlmann. 

Die Wahlmfinner der Landgemeinden werden von der Ge- 
meindeversammlung, in denjenigen T.andgcnicinden aber, in Avelchen 
eine gewählte Gemeindevertretung besteht oder eingeführt wird, 
von der letzteren und dem Genieindevorstaude aus der Zald der 
stimmberechtigten Gemeindemit^iicder durch absolute Stimmen- 
mehrheit gewählt 

Die Waiden erfolgen nach näherer Vorschrift des diesem 
Gesetze beigefügten Wahlreglements. 

Ausgeschlossen von der Teilnahme an der Wahl in der Ge- 
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meindeversamiulimg sind diejenigen, welche zum Wahlverbande 

der grösseren Grundbesitzer gehören. 

§ 101. Befinden sich in einem AVahlbezirke zwei oder mehrere 
Gemeinden, deren jede weniger als 20 Thaler Grund- und Ge- 
b&ndesteuer entrichtet und weniger als 100 Einwohner zShlt, so 
werden dieselben nach Anordnung des Kreisausschusses in gleicher 
Weise, wie die Besitzer der im § 99 gedachten Güter zu Gesamt- 
(KoUektiv-) Stimmen vereinigt 

§ 102. Wer als Besitzer eines selbständigen Guts, als Ge- 
"werbtreibender oder Bergwerksbesitzer zur Teilnahme an den 
Wahlen im Verbände der Lsmdgemeinden persönlich berechtigt ist 
(§ 98 Nr. 2 und 3), darf die auf ihn ge&Uene Wahl als Wahl- 
mann einer Landgememde ablehnen. Nimmt er die Wahl an, so 
ist er zur Ausübnnj^ seines persönlichen Wahlrechts nicht befugt 

Dageg('n Vsirfl durch die Am^iibung eines Wahlrechts als 
Wahlmann einer Landgemeinde die Austibuni? d(>s persönlichen 
Wahlrechts im Verbände der giösseren Grundbcisitzer nicht aus- 
gesdüossen. 

§ 103. Die Vertreter der Gemeinden des Wahlbezirks, die 
Besitzer der zu dem letzteren gehörigen selbständigen Güter und 
die wahlberechtigten Gewerbtreiben den und Bergwerksbesitzer treten 
unter der Leitung des Landrats oder in dessen Auftrage eines 
Amtsvorstehers an dem von dem Kreisausschusse zu bestimmenden 
Wahlorte behufs der Wahl der Kreistags-Abgeordneten zusammen. 

§ 104. Die Wahl der stadtischen Ereistags-Abgeordneten 
erfolgt in demjenigen Städten, welche für sich einen oder mehrere 
Abgeordnete zu wählen haben, durch den Magistrat und die Stadt- 
verordnetcn-Ver^nmmlimg, beziehungsweise das büruori^chaftliche 
Repräsentanten- Kollegium, welche zu diesem Behüte unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters zu einer Wahlversammlung vereinigt 
werden. 

In denjenigen Städten, welche mit anderen Städten des 

Kreises zu einem Wahlbezirke vereinigt sind, haben der Magistrat 
und die Stadtverordneten, beziehungsweise die bürfierschaftlichen 
Repräsentanten in vereinigter Sitzung auf je 250 Einwohner einen 
Wahlmann zu wälden. Durch statutarische Anordnung des Kreis- 
tages kann jene Zahl erhöht werden. 

Die Wahlmänner des Wahlbezirks treten unter Leitung des 
I^drats an dem von dem Kreisausschnsse zu bestimmenden Wahl- 
orte zur Wahl der Abgeordneten zusammen. 

§ 105. Die nach den vorstehenden Bestimmungen vorzu- 
nehmenden Wahlen erfolgen nach nälierer \'orschrift des diesem 
Gesetze beigefügten \luer iccfi^elaannil Walilreglements. 

g 106. W^bar zum MitgUede des Kreistages und beziehungs- 
weise zum Wahbnann ist: 1) im Wahlverbande der Stftdte jeder 
Einwohner der im Kreise belegenen Städte, welcher sich im Be- 
sitze des Bürgerrechts befindet; 2) in den Wahlverbänden der 
grosseren Grundbesitzer sowie der Landgemeinden ein jeder seit 
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einem Jahr in ' dem Kreise angesessene ländliclie Grundbesitzer, 
sowie ein jeder, welrhor in einer N'ersamnilunf; dieser Verbände 
ein Walilrecht ausübt und seit einem Jahre in dem Kreise einen 
Wohnsitz hat 

Ffir die WShlbarkeit zum WaMmanne und zum Abgeord- 
neten gelten die in § 96 für die Wahlbereehtigung gegebenen 

BeBÜmmungen. 

§ 107. Die Kreistags-Abgeordnetoi werden auf sechs Jahre 

gewählt 

Jede Wahl verliert ihre Wukuiig mit dem pränzliclion oder 
zeitweisen Aufhören einer der Bedingungen der Wäldbarkeit 

AUe drei Jahre scheidet die Hüfte der Abgeordneten eines 
jeden Wahlverbandes aus und wird durdi neue ersetzt. Ist diese 
Zahl nicht durch 2 teilbar, so scheidet das erste Mal die nächst- 
grössere Zahl aus. Die da? erste Mal Ausscheidenden werden 
durch das Los bestimmt, weiches der Laadrat auf dem Kreistage 
zu ziehen hat 

Die Ausscheidenden können wiedergewählt werden. 

§ 108. Die Wahlen zur regelmässigen ErgSnzung des Kreis- 
tages finden alle drei Jahre im Monat November statt, sofern nicht 
durch statutenmässige Anordnung: seitens des Kreistages ein an- 
derer Termin bestimmt wird. Die Wahlen in dem V erbände der 
Landgemeinden erfolgen vor den Wahlen in dem Verbände der 
grösseren Grundbesitzer. 

Ergänzungs- und Ersatzwahlen werden von denselben Wahl- 
verbänden, Stadtgemeinden und Wahlbezirken vorgenommen, von 
denen der Ausscheidende gewäldt war. 

Wo in städtischen oder ländlichen Wahlbezirken die Wahl 
von Wahlmännern durch dieses Gesetz vorgeschrieben ist (§§ 100 
und 10-i), erfolgt dieselbe aufs neue vor jeder Wahl mit Ausnahme 
der Ersatzwahlen, bei welchen die früheren Wuiilmäiinei fungieren. 

Der Ersatzmann bldbt nur bis zum Ende derjenigen sechs 
Jahre in Thftttgkeit, ftb* welche der Ausgescliiedene gewählt war. 

§ 109. Die bei der regelmässigen Ergänzung neugewählten 
Kreistags-AT)geordneten treten, sofern nicht durch statutarische 
Anordnung ein hti derer Termin bestimmt wird, ihr Amt mit dem 
Anfange des ii;n lisifolp:enden Jahres an; die Ausscheidenden bleiben 
bis zur Eiüluiuuiig der ueugewälilten Mitglieder in Thatigkeit 
EKle EinlRlhrung der Gewählten erfolgt durch den Vorsitzenden des 
Kreistages. 

§ 110. Für jeden Kreis werden alle drei Jahre vor jeder 
neuen Wald der Kreistags-Abgeordneten 1) ein A'erzpichnis der 
zum Walilverbande der grösseren Grundbesitzer gehörigen Grund- 
besitzer Ge>Yerbtreibenden und Bergwerksbesitzer unter Angabe 
der m dem § 80 enthaltenen Merkmale, 2) ein Verzeichnis der 
zum Wahlverbande der Landgemeinden gehörigen Besitzer selb- 
ständiger Gutsbezirke und wahlberechtigten Gewerbtreibenden 
und Bergw^ksbesitzer unter Angabe der in den §§ 87, 98 und 
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enthaltenen Merkmale, 3) ein Verzeiclmis der Landgemeinden 
unter Angabe der Zahl der von jeder einzelnen Gemeinde oder 
von den zu einer Kollektivstimme vereinigten Gemeinden zu 
wählenden Wahlmänner 100 und 101) durch den Kreis- 
ausschuss aufgestellt und durch das Kreisblatt oder, wo ein 
solches nicht besteht, durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht 

Anträge auf Berichtigung dieses Verzeichnisses sind binnen 
einer Frist von vier Wochen nach Ausgabe des Blattes, durch 
welches das Verzeichnis verötfentlicht worden ist, bei dem Kreis- 
ausschusse anzubringen, gegen dessen Entscheidung die Berufung 
an das Verwaltungsgericht innerhalb zehn Tagen stattfindet 

g III. Die Vertdlung der Kreistags-Abgeordneten anf die 
einzehien WahlvwbSnde (§§ 89 und 90), die Bildung T<m Wahl- 
bezirken für die Landgemeinden und die zum Verbände derselben 
gehörigen selbständigen GutsbezirVe, newerbtr( ibrnflrn und Berg- 
werksbesitzer, sowie die \'erteiiung der Abgeordneten der Land- 
gemeinden auf dieselben 91), ingleichen die Verteilung der 
städtischen Abgeordneten auf die einzelnen Städte, beziehungsweise 
die Bildung von Städtewahlbessirken (§ 92) erfolgt auf den Vor- 
schlag des Kreisausschnsses durch den Kreistag und ist durch 
das Kreis-, bezi^ungsweise Amtsblatt zur öffentlichen Kenntnis 
zu bringen. 

Binnen einer Frist von vier Wochen nach Ausgabe des be- 
treffenden Blattes ist die Beschwerde an das Verwaltungsgericht 
zulässig. 

§ 112. Die nach den Vorsdixiften des § III fest^tdlte 
Verteilung der Abgeordneten bleibt das erste Mal f&r drei Jahre, 
sodann für einen Zeitraum von je zwölf Jahren massgebend. 
Nach dessen Ablauf wird sie durch den Kreisausschuss einer Re- 
vision unterworfen, und der Beschluss des Kreist^iges über die 
etwa nach Massgabe der Vorschriften der §§ 84, 89 bis 93 not- 
wendigen Abänderungen eingeholt In der Zwischenzeit erfolgt 
eine Revision nur: 1} wenn die Zahl der Städte des Kreises sich 
vermehrt oder yermindert oder wenn eine Stadt in Gemässlieit 
des § 4 aus dem Kreisverbande ausscheidet. In diesen Fällen 
ist alsbald eine anderweite ^'erteilung der Abgeordneten auf die 
einzelnen Wahlverbände und eine Neuwahl sämtlicher Kreistags- 
Abgeordneten vorzunehmen; 2) wenn die Zahl der Berechtigten 
in dem Verbände der grösseren Grundbesitzer sich dergestalt 
vermehrt oder vermindert, dass nach % 90 die Zahl der diesem 
Verbände zukommenden Abgeordneten eine gr^osere oder geringere 
wird als bei der letzten Verteilung. In diesem Falle ist vor den 
nächsten regelmässigen Ergänzungswahlen (§ 108) von dem Kreis- 
tage eine Berichtigimg des Verteilungsplanes vorzunehmen und 
sind sodann nach diesem berichtigten Verteilungsplan die erforder- 
lichen Ergänzungs-, beziehungsweise Neuwahlen zu voltziehen. 

§ 113. Die Wahlprotokolle sind von dem Kreisausschnsse 
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zu prüfen und dem Kreistage vorzulegen. Der Kreistag kann 
in der ersten Versammlung, nachdem die Wahlprotokolle einge- 
gangen sind, die Wahl beanstamlen. Die Entscheidung über eine 
beanstandete Wahl erfolgt durch das Verwaltungsgericht, 

Die Namen der Gewablteo sind durch das Kreis-, beziehungs- 
weise Amtsblatt bekannt zu machen. 

LI 14. Die KreistagfipAbgeordneten erhalten weder DiSten 
dsekosten. 

Zweite Abschnitt Von den Versammliüigen und Geschäften 

des Kreistages. 

§ 115. Der Kreistag ist berufen, den Kreis-Kommunalver- 
band zu vertreten, über die Kreisangelegenheiten nach näherer 

V^orschrift dieses Gesetzes, sowie über diejenigen Gegenstände zu 
beraten und zu beschliessen, welche ihm zu diesem Behufe durch 
Gesetze oder Jvönigliche Verordnungen überwiesen sind oder in 
Zukunft durch Gesetz überwiesen werden. 

§ 116. Insbesondere ist der Kreistag befugt: 

1) nach Massgabe des § 20 statutarische und reglementarische 
Anordnungen zu treffen; 

2) zu bestimmen, in welcher Weise Staatsprästationen, welche 
kreisweise aufzubringen sind, und deren Aufbringungsweise 
nicht sclion durch das Gesetz vorgeschrieben ist, repartiert 
werden sollen. 

Bei der Bestimmung im § 5 Nr. 3 des Gesetzes wegen der 
Kriegsleistungen vom 11. Mai 1851 (Gesetz-Samml. S. 362) 
behält es sein Bewenden; 

3) Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im Interesse 
des Kreises zu beschlies?fMi und zu diesem Behufe 

über das dem Kreise gehörige Grund-, beziehungsweise 
Kapital vennögen zu verfügen, Anleihen aufzunelunen und die 
Kreisangehörigen mit Kreisabgaben zu belasten; 

4) innerhalb der Vorschriften der §§ 10—18 den Verteilungs- 
und Aufbringungsmassstab der I&eisabgaben zu beschliessen; 

5) den Kreishaushalts-Etat festzustellen und hinsichtlich der 
Jahresrechnung Dccharge 7ii erteilen 127 und 129); 

6j die Grundsätze festzustellen, nach welchen die Verwaltung 
des dem Kreise gehörigen Grund- und KapiUil Vermögens, 
sowie der Kreis-Emrichtungen und Anstalten zu erfolg«ni hat; 

7) die Emrichtung von Kreisämtem zu beschliessen^ die Zahl 
und Besoldung der Kreisbeamten zu bestimmen; 

8) die Wahlen zum Kreisausschnsse (§ 130) und zu den durch 
das Gesetz für Zwor1;p der allgemeinen Landesverwaltung an- 
geordneten Kommissionen zu vollziehen, sowie besondere 
Kommissionen und Kommissare für Kreiszwecke zu be- 
stellen (§ 167). 

Für die Vollziehung dieser Wahlen gelten die Bestim- 
mungen des diesem Gesetze beigefflgten ViTahlreglements; 
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9) Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, die üim zu 

diesem Behufe von den Staatöbebörden übei wiesen werden; 
10) die durch Gesetz oder König^che Verordnung (§ 115) ihm 
Übertragenen sonstigen Geschäfte wahrzunehmen; 
§ 117. Über Fonds, welche der Gesamtheit des platten 
Landes oder der Städte gehören, steht den Kreistage- Abgeordneten 
des platten Landes, beziehungsweise der Städte die Verfügung 
allein zu. 

Insbeson(iere haben über diejenigen Fonds, welclie in der 
Kur- und Neumark Brandenburg aus den Eontributions^Ober- 
Schüssen angesammelt sind, die Kreistags-Abgeordneten des platten 
Landes allein zu verfügen. 

§ 118. Der Landrat beruft die Kreistags-Abgeordneten zum 
Kreistage durch Ijesondere Einladungsschreiben unter Angabe der 
zu veriiandeluden Gegenstände, führt auf demselben den Vorsitz, 
leitet die Verhandlungen und handhabt die Ordnung in der Ver- 
sammlung. In BehinderungsMen fibemimmt der dem Dienst-, 
beziehungsweise Lebensalter nach älteste anwesende Kreisdepntierte 
den Vorsitz. 

Mit Ausnalime drin otti der Fälle, in welchen die Frist bis zu 
drei Tagen abgekürzt werden dai'f, muss die Einladung sämtlichen 
Kreistags-Abgeordneten mindestens 14 Tage vorher zugestellt 
werdet. Gegraistände, die nicht in die Einladung zum Kreistage 
aufgenommen sind, können zwar zur Beratung gelangen, die 
Fassung eines bindenden Beschlusses Aber dieselben darf jedoch 
erst auf drm Tindisten Kreistage erfolgen. 

Anträge vuii Kreistags-Abgeordneten auf Beratung einzelner 
Gegenstände sind bei dem Landrate anzubringen und in die Ein- 
ladung zum nächsten Kreistage auizunehnien, insofern sie vor Er- 
lass der Einladungsschreiben eingehen. Der Landrat ist verpflichtet, 
jährlich wenigstens zwei Kreistage anzuberaumen, ausserdem aber 
ist er hierzu berechtigt, so oft es die Geschäfte erfordern. Die 
Zusami)i'^r!l)erufimg des Kreistages muss erfolgen, sobald dieselbe 
von einem Viertel der Kreistaga-Abgeordneten oder von dem 
Kreisausschusse verlangt wird. 

Von einem jeden anzusetzenden Kreistage hat der Landrat 
der Bezirksregierung unter Emsendung einer Abschrift des Ein- 
ladungsschreibens Anzeige zu machen. 

§ 119. Soll auf dem Kreistage Beschluss gefasst werden: 
1) über die Festsetzung des Abgaben-Verteilungsmassstabes in 
Gemässheit des § 12, 2) über Mehr- und Minderbelastungen ein- 
zelner Kreisteüe in Gemässheit des § 13, 3) über solche Gegen- 
stände, welche Kreisausgaben notwendig machen, die nicht auf 
einer gesetzlichen Verpflichtung des Kreises beruhen, so ist ein 
ausführlicher Vorschlag zu dem Beschlüsse, welcher über a) den 
Zweck desselben, b) die Art der Ausführung, c) die Summe der 
zu verwendenden Kosten, d) die Aiifbringungp weise das Nötige 
enthält, von dem Kreisausschusse auszuarbeiten uud jedem Abge- 
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ordneten mindestens 14 Tage vor Ablialtiing des Kreistages sclirift- 
lich zuzustellen. Die Frist (lai f l>is zu drei Tagen abgekürzt werden, 
wenn einem Notstande vorgebeugt oder abgäolfen werden soD. 

§ 120* Die Sitzungen des Kreistag sind öffentlich. Fflr 
einzelne Gegenstände kann durch einen in geheimer Sitzung zu 
fassenden Beschhiss der Versammlung die Öffentlichkeit ausge- 
schlossen werden. 

§ 121. Der Kreistag kann nur beschliessen, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Eine Ausnahme liiervou 
findet statt, wenn £e Mitglieder des Kreistages, zum zweiten Male 
zur Verhandlung über denselben Gegenstand berufen, dennoch 
nicht in beschlusafiUiig^ Anzahl erschienen sind. Bei der zweiten 
Zusammenberufung muss auf diese Bestimmung ausdrücklich hin- 
gewiesen werden. 

122. An Verhandlungen über Rechte und \>rpHichtungen 
des Kreises darf derjenige nicht teilnehmen, dessen iiitcresse mit 
dem des Kreises im Widerspruch steht 

§ 123. Die Mit^eder des Kreisausschusses, welche nicht 
Mitglieder des Kreistages sind, werden zu den Versammlungen 
des Kreistages eingeladen und haben in densell)en beratende Stimme. 

§ 124. Die Beschlüsse des Kreistages werden nach Mehrheit 
der Stinauen gefässt. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als 
abgelehnt. 

Zu einem Beschlüsse, durch welchen eine neue Behistung der 
Kreisangehdrigen ohne eine gesetzliche Verpflichtung oder eine 
Veräusserung vom Grund- oder Kapitalvermögen des Kreises be- 
wirkt oder eine Veränderung des festgestellten Verteilungsmass- 
stabes für die Kieisabgaben (§ 12) eingeführt werden soll, ist je- 
doch eine Stimmenmehrheit von mindestens zwei Drittel der Ab- 
stimmenden erforderlich. 

§ 125. Über die Beschlasse des Kreistages ist eine beson- 
dere Verhandlung aufzunehmen, in welcher die Namen der dabei 
anwesend gewesenen Mitglieder aufgeführt werden müssen. Diese 
Verhandlung wird von dem Vorsitzenden und von wenigstens drei 
Mitgliedern des Ivrcistages vollzogen, weiche zu diesem Behufe 
von der Versamnduug vor dem Beginne der Verhandlung zu be- 
stimmen und in letzterer aufzuführen sind. 

Über die Wahl eines Protokollführers und die Formen der 
Verhandlung bestimmt im flbrigen die von dem Kreistage zu be- 
schliesscnde Geschäftsordnung. 

Der Inhalt der T\reistngsi)cschlüsse ist, sofern der Kreistag 
nicht in einem einzelnen L Lille etwas anderes beschliesst, in einer 
von dem Kreistage zu bestimmenden Weise zur öffentlichen Kennt- 
nis zu bringen. 

Der Bezirksregierung ist eine Abschrift des Protokolls ein- 
zureichen. 

126. Petitionen und Eingaben, welche namens des Kreis- 
tages in bezug auf die seiner Beschlussnahme unterliegenden An- 
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gelei,'enlicitcn 115 und 116) überreiclit werden sollen, müssen 
aul deiu Kreistage selbst beraten und vollzogen werden. Dass 
dies geschehen, ist in dergleichen Eingaheii ausdraddidi zu be- 
merken. 

Dritter Abschnitt. \on dem Krcishaushalte. 

§ 127. Über alle Einnalnnen und Ausgaben, welche sieb im 
voraus bestimmen lassen, entwirft der Kreisausschuss jähilüh 
einen Haushalts-Etat, welcher von dem Kreistage festgestellt und 
demnächst m derselben Weise wie die Kreistagsbesdilflsse ver- 
öffentlicht wird. 

Bei Vorlage des Haushalts -Etats hat der Kreisausschuss 
dorn Ki'eistage ühor die Verwaltung und den Stand der Kreis- 
Konimunalangelegenheiten Bericht zu erstatten. 

Eine Abschrift des Etats und des Verwaltungsberichtes wird 
nach erfolgter Feststellung des ersteren sofort der Bezirksregierung 
Überreicht 

Ausgaben, welche ausser dem Etat geleistet werden sollen, 
bedürfen der Genehmigung des Kreistages. 

§ 128. Die Kreis-Kommunalkasse muss an einem bestimmten 
Tage in jedem Monate regelmässig und mindestens einmal im Jahre 
ausserordentüch revidiert werden. Die Revisionen werden von 
dem Vorsitzenden des Kreisausschusses vorgenommen. Bei den 
ausserordentlichen Revisionen ist ein von dem Kreisausschnsse zu 
bestimmendes Mitglied desselben zuzuziehen. 

§ 129. Die Jahresrechnung ist von dem Rendanten der 
Kreis-Komnumalkasse vor dem 1. Mai des folgenden Jahres zu 
legen und dem Kreisausschusse einzureichen. Dieser hat die 
Rechnung zu revidieren, solche mit seinen Erinnerungen und Be- 
merkungen dem Kreistage zur Frflfimg, Festst^ung und Entlastung 
einzureichen und demnächst emen Bedmungsauszug zu veröffent- 
lichen. Der Kreistag ist befugt, diese PrUfung durä eine liiermit 
zu beauftragende Kommission bewirken zu lassen. Eine Abschrift 
des FeststeUungs-Beschlusses ist sofort der Bezirksregierung vor- 
zulegen. 

Vierter Abschnitt. Von dem Kreisausschusse, seiner Zusammen- 
setzung und seinen Geschäften in der Kreis-Kommunal- und 
allgemeinen Landesverwaltung. 

§ 130. Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten 
des Kreises und der Walu-nehmung von (ipschäften der allgemeinen 
Landesverwaltnng wird ein Kreisausscliübs bestellt. 

§ 131. Der Kreisausschuss besteht aus dem Landrate und 
sechs Mt^edem, weldie von der Krelsversammlung aus der Zahl 
der Kreisangehörigen nach absoluter Stimmenmehrheit gewählt 
werden. Für dk Wählbarkeit gelten die im § 96 für die Wahl- 
berechtig|ung gegebenen Bestimmun iien. 

Geistliche, Kirchendiener und Elemeatarlelirer köimen nicht 
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Mitglieder des Kreisaussclnispcs sein; richterliclie Beamte, zu denen 
jedoch die technischen Mitglieder der Handels-, Gewerbe- tind ähn- 
licher Gerichte nicht zu zählen sind, nur mit Genehiui^uug des 
Torgesetasten Ministers. 

§ 132. Der Kreistag kann nach Bedürfnis einen Syndikus 
bestellen, welcher die Befiinigung zum höheren Richteramte besitzt. 
Derselbe nimmt an den Sitzungen mit beratender Stimme teil. 

§ 133. Die Wahl der Ausschussiiiitglieder erfolgt auf sechs 
Jahre mit der Massgabe, dass bei Ablauf der Wahlperiode die 
Mitgliedschaft im Ausschusse bis zur Wahl des Nachfolgers fort- 
dauert. Alle zwei Jahre scheidet ein Drittel der Mitglieder aus. 
Die das erste Mal Ausscheidenden werden dnreh das Los bestimmt. 

Die Ausgeschiedenen können wiedergewählt werden. 

Die Ausschussmitglieder werden von dem Vorsitzenden ver- 
eidigt. Sie können durch Beschluss des Verwaltongsgerichts ihrer 
Stellung enthoben werden. 

§ 134. Der Kreisausschuss hat: 

1) die Beschlüsse des Kreistages vorzubereiten und auszuführen, 
soweit damit nidit besondere Kommissionen, Kommissarien 
oder Beamte dnrdi Gesetz oder Kreistagsbeschlnss beauftragt 
werden ; 

2) die Kreisangelegenheiten nach Massgabe der Gesetze und der 
Beschlüsse des Kreistages, sowie in Gcmnssbeit des von 
diesem festzustellenden Kreishaushalts-Etats zu verwalten; 

u) die Beamten des Kreises zu ernennen und deren Geschäits- 
fOhrung zu leiten und zu beaufeichtigen. 

Hinsichtlich der Besetzung der Kreisbeamtenstellen mit 
Militär Tri V lüden gelten die in Ansehung der Städte erlassenen 
Vorsrliriiten; hinsirhrlirli der Dienstvergehen der Kreisbeamten 
Ivonimen die Bestimmungen des § 35 zur Anwendung: 

4) sein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugelten, weiche 
ihm von den Staatsbehörden überwiesen werden; 

5) die ihm durch dieses Gesetz übertragenen, beziehungsweise 
noch weiterhin gesetzlich zu tibertragenden GeschSfte der all- 
gemeinen Landesverwaltung zu führen. 

§ 135. In dem Gebiete der allgemeinen Lau des Verwaltung 
gehören fortan folgende Angelegenheiten mit den dabei bezeichneten 
Befugnissen zum Wirkungskreise des Amtsausschusses: 

I. In armenpolizeilichen Angelegenheiten: 

1) die nach §§ 60—62 des Gesetzes vom 8. März 1871, betreffend 
die Ausführung des Bundesgesetzes über den Unterstützungs- 
wohnsitz (Gesetz-Samml. S. 130 ff.), den Kreiskommissionen 
zustehende schiedsrichterliche Entscheidung und sühneamtliche 
Vermittelung von Streitigkeiten zwischen Armenverbänden; 

2) die nadi § 65 desselben Gesetzes den Landräten, bezi^ungs- 
weise den Gemeindevorständen übertragene resolutorische Ent- 
scheidung Yon Streitigkeiten zwischen ArmeuTerbänden und 
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den ZOT UnterstUtEimg eines HtUfsbedflrftigen verpflichteten 
Verwandten und Angehörigen. 

IL In wegepolizeilichen Angelegenheiten: 

1) die resohitorische, beziehungsweise interimistische Entscheidiinir 
in streitigen Wegebausachen in Gemässheit der Bestimmungen 
im § 61. 

Der Kreisausschuss entscheidet: 

a) vas im Interesse des öffentlichen Verkehrs geschehen rnnss. 

Gegen diese Entscheidung ist mit Ausschluss des 
ordentlichen Rechtsweges innerhalb zehn Tagen die Be- 
rufung an das Yerwaltungsgericht zulässig; 

b) von wem und auf wessen Kosten das Erforderliche ge- 
schehen musS) und in Verbindung hiermit, ob und in 
welcher Höhe Entschädigung zu leisten ist 

Diese Entscheidung gilt als Interimistikum, welches im 
Wege der administrativen Exekution sofort vollstreckbar 
ist Dem Beteilif^^ten bleibt der ordentliche Rechtsweg 
offen «regen denjenigen, welchen er zu der ihm ange- 
sounenen Leistung oder Entschädigung für verpflichtet 
erachtet; 

c) ob ein Weg, von dem es streitig ist, ob er ein öffent- 
licher oder Frivatweg sei, für den ÖffiButlichen Verkehr 

in Anspruch zu nehmen ist 

Gegen diese Entscheidung ist innerhalb zehn Tagen 
die Berufiini! mi das Verwaltunir- töricht zulässig. 

Zur Entscheidung darüber, ob der Weg die Eigenschaft 
eines Privatweges hat, steht dem Beteiligten der ordent- 
liche Beclitsweg zu. 

Wird in dem gerichtlidien Verfahren der Weg für 
einen Privatweg erklärt, so kann derselbe die Eigenschaft 
eines öffentlichen Weges nur infolge dos Expropriations- 
verfahrens erhalten. Bis zur Erledigung des gerichtlichen, 
beziehungsweise des Expropriationsverfahrens bleibt das 
Interimistikum aufrecht erhalten. 
Sind in den FSllen zu a, b und c mehrere Kreise be- 
tdligt, so bezeichnet das Verwaltungsgericht depjenigen Kreis- 
ausschuss, welcher die Sache zu erledigen hat; 

2) die Befugnis, die Anwendung der Bestimmungen des Gesetzes 
vom 21. Dezember 18 IG (Gesetz-Saraml. für 1847, S. 21), 
betreffend die bei dem Bau von Eisenbahnen beschäftigten 
Arbeiter, nach Massgabe des § 2G a. a. 0. auch auf andere 
öffimäiehe Bauten (Kanal-, Chaussee- etc Bauten) auszu- 
dehnen, insoweit es sich hierbei um Bauten des Kreises oder 
Yon Gemeinden tumdelt 

III. In Vorfluts-, Ent- und Bewässemngssadien: 

1) die resolutorische, beziehungsweise interimistische Entscheidung 
in Angelegenheiten, betreffend 

Altmftnn, ürkk. z. braadb.-freaaa. Yer&MangBgeacli. II. M 



Digitized by Google 



242 



86, Kreisordoong 1872. 



a) die Festsetzung der Höhe des Wasserstandes bei Stau- 
werken auf Grund der §§ 1—7 des Vortlutsgesetzes 
vom 15. November 1811 (Gesetz-SammL S. 352) und der 
§§ 4 — 11 des Vorflutsgesetzes ffir Neuyorpommem und 
Rügen vom 9. Februar 1867 (Gesetz-Samml. S. 220); 

b) die Beschaffimg von Vorflut auf Grund der §§ 11 ff. des 
Gesetzes vom 15. November 1811 und 

c) die Räumung und Unterhaltung von Gräben, Wasserab- 
zügen und rrivattiüssen auf (irund des ^ 10 des Ge- 
setzes vom 15. November 1811, des § 7 des Gesetzes 
Über die Benutzung der Frivatflflsse vom 28. Februar 
1843 (Gesetz-Samml S. 41) und der §§ 1 und 2 des 
Gesetzes vom 9. Februar 18^7, 

mit der Mas>cral)e, dass die in Bezug auf diese Angelegen- 
heiten der Provmzial-Polizeibehörde, beziehungsweise Bezirks- 
regierung beigelegten Befugnisse auf den Kreisausbciiuss, die 
der Ressortministerien auf das Yerwaltungsgeriebt ftbet^febai. 

Soweit gegen diese Entscheidung als interimistische der 
Rechtsweg offen steht, findet Berufung an das Verwaltungs^ 
gericht nicht statt; 

2) die Entsclieidung über Beschwerden gegen die von den Po- 
lizeibehörden (Amtsvorstelicrn und r tfidti^clien PolizfircT^vril- 
tungen) in Vorfluts- und andern wabserpoiizeiiicheu Angelegen- 
heiten erlassenen Verfügungen (§ 9 des Gesetzes vom 15. No- 
vember 1811, §§ 3—6 des Gesetzes vom 28. Februar 1843, 
§ 13 des Gesetzes vom 9. Februar 1867 u. s. w.); 

3) die Ab&ssung des PrSldusionsbesdieides bei Bewässerungs- 

und Entwässerungsanlagen in Gemässheit der §§ 19—22 des 
Gesetzes vom 28. Februar 1843, des Gesetzes vom 23. Januar 
1846 (Gesetz-Samnil. S. 26) und des Artikels 3 des Gesetzes 
vom U. Mai 185H i ( ■ 'setz-Samml. S. 182); 

4) der Erlass von Reglements über die Räumung von Gräben 
und Wasserläufen aui Grund des § 3 des Gesetzes für Neu- 
vorpommern vom 9. Februar 1867. 

Sind in den Fsnen zu 1, 3 und 4 mehrere Kreise be- 
teiligt, so bezeichnet das Verwfdtungsgericht deigenigen Kreis- 
ausschuss, welcher die Sache zu erledigen hat; 

5) die in den §§ 30 bis 32 des Gr?otzes vom 28. Februar 1843 
vorgesehenen l'unktionen der iu-eis-Vermittelungskommissiou 
bei Bewässerungsanlagen, 

IV. In feldpoHzeilichen Angelegenheiten: 

1) die resolutorische Entscheidung in Pfandgeld-Streitsachen in 
Gemfissheit des § 67 der Feldpolizei-Ordnung vom 1. No- 
vember. 1847 (Gesetz-SammL S. 376) in letzter Listanz auf Be- 
rufimg gegen Entscheidungen des Amtsvorstehers, beziehungs- 
weise der städtischen Poluseibehördej 
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2) die Entscheidung über Beschwerden gegen die Yerittgungen 
der Amtsvorsteher und der städtischen Polizeiverwaltungen; 

3) die Bestätigung von Gemeindebeschlüssen über die Freigebung 
des Tierfanges während der Saat- und Erntezeit auf Grund 
des § 40 ebendaselbst; 

4) die Festsetzung von allgemeinen Wertsätzen für Wartung und 
Ffltterung gepfändeter ViehstQcke nach § 55 und Yon all- 
gemeinen GebührensiAzen für Taxatoren nach § 66 ebendaselbst 

y. In gewerbepolizeilichen Angelegenheiten; 

1) die resolutoiiBGhe Entschddnng in Angelegenheiten betreffend 
die Errichtung oder Veränderung gewerblicher Ankgen, be- 
ziehungsweise die Erteilung der Genehmigung zu denselben 
auf Grund der §§ 16—2;" rler Gewerbeordnung für den Nord- 
deutschen Bund vom 21. Juni 1869 (Bundes-Gesetzbl. S. 245), 
soweit Anlagen der nachbezeichneten Art in Frage stehen: 

Gasbereitungs- und Gasbewahrungsaustaiten, Anstalten zur 
DestiUation von Erdöl, Anlagen zur Berdtang von Braun- 
kohlentheer, Steinkohlentheer und Coaks, soweit sie Aber- 
haupt einer Genehmigung bedürfen; Glas^ und Rnsshütten, 
Kalk-, Ziegel- und Gypsöfen, Anlagen zur Gewinnung roher 
Metalle, Metallgiessereien, soweit sie überhaupt einer Ge- 
nehmigung bedürfen; Hammerwerke, Schnellbleichen, Firniss- 
siedereien, Stärkefabriken, soweit sie überhaupt einer Ge- 
nehmigung bedürfen; Stirkesyrupsfebriken, Wa^toch-, 
Darmsaiten-, Dachpappen- und Dachfilzfabriken, Leim-, 
Thzan- und Seifensiedereien, Knochenbrennereien, Enochen- 
darrcn, Knochenkochereien und Knochenbleichen. Zuberei- 
tungsanstalten für Tierhaare, Talgschmelzen, Schlächtereien, 
Gerbereien, Abdeckereien, Poudretten- und Düngpulver- 
fabriken, Stauanlagen für Wassertriebwerke und Dampfkessel. 
BücksichtHch aller flbrigen nach den oben bezeichneten Parap 
graphen der Gewerbeordnung einer Genehmigung bedfUfenden 
Anlagen bleibt die bisherige Zuständigkeit der Bezurksregie- 
mngen bestehen; 

2) die Entscheidung über Anträge auf Erteilung von Konzessionen 
zum Betriebe der Gast- und Schankwirtschaft, wie zum Klein- 
handel mit Getränken in GemSssheit des § 33 der Gewerbe- 
ordnung flir den Norddeutschen Bund vom 21. Juni 1869 
(Bundes-GesetzbL S. 245) nach Anhörung der Ortspol izei- 
nnd Gemeindebehörde, sowie über die Zurücknahme solcher 
Konzessionen in Gemässheit des § 54 desselben Gesetzes. 

In dem kontradiktorischen Verfaliren wird das öffentliche 
Interesse durch den Amtsvorsteher, beziehungsweise die 
städtische Polizeibehörde wahrgenommen. 

VI. In bau- und feuerpolizeilichen Angelegenheiten: 
die Entscheidung über Beschwerden gegen Anordnungen oder 
Verfügungen der Amtsvorsteher und städtischen Polizeiverwaltungen. 

w 
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Vn. In Ansiedelimgsflafihen: 
die Entscheidung über Anträge auf Gestattong nener An- 
siedelungen in Gemässheit der §§ 27 fif. des Gesetzes vom 3. Ja* 
nuar 1845 (Gesetz-Samml. S. 25), des § 11 des Gesetzes vom 
24. Mai 1853 (Gesetz-Samml. S. 241) und des Gesetzes vom 
• 26. Mai 1856 (Gesetz-Samml. S. 613). 

VIII. In Dismembrations-Angelegenheiten: 

die Bestätigung der Abgabenverteilungspläne und die Regu« 
; liening sofort vollstreckbarer Interimistika mit Ausschluss der 
Festsetzungen über die Verteilung der Grundsteuern und Renten 
auf Grund der §§ 19 — 23 des Gesetzes vom 3. Januar 1845 (Ge- 
setz-Samml. S. 25 S.), des § 6 des Gesetzes vom 24. Mai 1853 
(Gesetz-SammL S. 241) und des Gesetzes vom 26. Mai 1856 (Ge- 
setz-Samml S. 613). 

Als Berufungsinstanz tritt an die Stelle des Ministeriums für 
die landwirtschaftlichen Angelegenheiten die Bezirksregierung. 

Eine Ministenal-Instruktion regelt das fonnelle Gesdiäfta- 
yerfahren. 

IX. In Konununalsachen der Amtsbezirke, Landgemeinden und 

selbständigen Gutsbezirice: 

die Aufsicht über die Kommunal-Angelegenheiten der Amts- 
bezirke, der ländlichen Gemeinden und selbständigen Gutsbezirke, 

insbesondere: 

1) die Genehmigung von Kommuuaibezirks-Veranderungen durch 
Zulegung oder Abzweigung einzelner Giundütücke nach den 
Vorschrmien im § 1 des Gesetzes vom 14. April 1856 be- 
treffend die Landgemeindever&ssungen in den sechs (östlichen 
Provinzen der Monarchie (Gesetz-SammL S. 359), soweit diese 
Genehmigung bisher dem Oberpräsidenten zustand; 

2) die (ienehmigung von Auseinandersetzungen zwiscbon den 
Beteiligten infolge von Bezirksveränderungen an Steile der 
Bezirksregierung auf Grund des § 1 AUuea 6 a. a. 0. Ent- 
stehen hierbei Streitigkeiten, so entschddet solche fortan das 
Yerwaltungsgericht an Stelle des Oberpräsidenten ; 

3) die Genehmigung des Statuts über die Vereinigung eines 
ländlichen Gemeindebezirks und eines selbständigen Guts- 
bezirks nach ^5 2 a. a. 0.; 

4) die Bestätigung von Gemcindebeschlüssen über anderweite 
Kegelung des Stimmrechts in der Gemeindeversauimiung sowie 
die Anordnung einer Ergänzung oder Abänderung der in An- 
sehung des Stimmrechte bestehenden Ortsverfassung nach 
Massgabe der 7 a. a. O. an Stelle der Beglerung, be- 
ziehungsweise des Ministers des Innern; 

5) die Bestätigung des Statuts über die Bildung einer gewählten 
Gemeindevertretung nach § 8 a. a. 0.; 

6) die Genehmigung zur Erwerbau^^ und Veräusserung von 
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GnmdstllclEen, zu Pachtcmgen ausserhalb der Fddflur und 

zur Aufnahme von Schulden nach §§ 33—35 Tit 7 T. II des 
Allgemeinen Landrechts an Stelle der Gerichtsobrigkeit. 

Die Kabinetsorder vom 25. Januar 1831 betreffend die 
Erwerbung von Rittergütern durch Dorfgemeinden oder deren 
Mitglieder (Gesetz-Samml. S. 5) und der § 4 des Anhangs 
zur Allgemeinen Gerichtsordnung werden aufgehoben; 

7) die Regulierung von ZahlungsmodalitSten bei EzekutionsvoU^ 
Streckungen gegen Landgemeinden in Gemässheit des Anhangs 
§ 153 zur Allgemeinen Gerichtsordnung an Stelle der Regierung; 

8) die Erteilung der im § 10 zu Nr. 4 des Gesetzes vom 14. 
April 1856 vorgeschriebenen Bescheinigung zu dem Nach- 
weise, dass von einer Gemeinde bei der Erwerbung oder 
Veräusserung von Grundstücken oder denselben gleichstehenden 
Gerechtsamen die den Gemeinden gesetzlich vorgeschriebenen 
besonderen Form^ beobaditet sind, an SteUe der Regierung; 

9) die Bestätigung von Ocmeindeheschlüssen über anderweite 
Aufbringung der Genieindeabgaben und Dienste, sowie die 
Anordnung einer Ergänzung oder Abänderung der in An- 
sehung der Gemeindelasten bestehenden Orts Verfassung in 
GemSsaheit der §§ 11—13 a. a. 0. an Stelle dar Regierung, 
besdehungsweise des Ministers des Innern; 

10) die Entscheidung über Beschwerden wegen der Teilnahme 
am Stimmrechte und an den Gemeindenutzungen, sowie wegen 
Heranziehung zu den Ocmeindelasten, die Beschwerde mag 
auf gänzhche Befreiung oder Krniässigung ^^erichtet sein; 

11) die Festsetzung der Dienstunkosten-En tschädigimgen der Ge- 
meindevorsteher (8 28 dieses Gesetzes) nnd der Besoldung^ 
anderer Gemeindebeamten im FaJile von Strdtigkeiten zvischen 
den Beteiligten; 

12) die Entscheidung über Beschwerden wecron Abnahme von 
Gemeinderechnungen mit der Befugnis, in lallen der Ver- 
weigerung seitens der Gemeinde die Decharge seinerseits 
endgültig zu erteilen; 

13) die resolutorisdte Festst^ung von Defekten in Gem^de- 
und Amtskassen nach Massgabe der Verordnung vom 24. 
Januar 1844 (Gesetz-SammL S. 52). Einer Prüfung des De- 
fektenbeschlusscs durch die vorgesetzte Provinzialbehörde (§ 6 
a. a. 0.) bedarf es nicht. 

An die Stelle der in dem Gesetze vom 14. April 1856 vor- 
geschriebenen Anhörung des Kreistages tritt die Anhörung des 
Kreisausschusses, insofern nicht diesem nach den vorstehenden 
Bestimmungen die Entscheidung zusteht 

Bei der Vorschrift des § 17 jenes Gesetzes behält es jedoch 
sein Bewenden. 

X. in Schulsachen der Landgemeinden und selbstfindigen 

Gutsbezirke: 

1) die Entscheidung von Beschwerden über die Heranziehung 
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zu Schuibeiträgen, die Beschwerde mag auf gänzliche Befreiung 
oder Emteigung gerichtet sein, mit VorbehaLt des cffdent- 
Uchen Becbtsweges in Gemässheit des § 15 des Gesetzes 

vom 24. Mai 1861 (Gesetz-Samml. S. 241); 

2) die Feststellung des Geldwerts der Naturalien und des Fr 
träges der Ländereien bei Regulierung des Einkommens der 
Elementarlehrer im Falle eines Streites miter den Beteiligten; 

3) die resolutorische, bezieiiuugis weise interimistische Entscheidung 
in solchen streitigen Sehnlbausachen, irMud nicht ^eich^tig 
die Küsterei betreffen. 

Der Kreisausschuss entscheidet: 

a) über die Notwendigkeit wml die Art der Ausfälirnng von 
Schul-Neii- xmd Reparatm bauten. 

Gegen die Entscheidung ist mit Aii>s( }ili].^^ des ordent- 
lichen Rechtsweges nur die Berufung aii da& Verwaltungs- 
gericfat zulässig; 

b) Aber die Yerpmchtimg, zu den Banlcosten beizutragen und 
über die Verteilung fieser Kosten unter den hierzu Ver- 
pflichteten. 

Die Entscheidung gilt als Interimistikum, welches im 
Wege der administrativen Exekuiion sofort vollstreckbar 
ist. Es bleibt dem Beteiligten dabei der ordentliche 
Rechtsweg gegen denjenigen, welclien er zu der ihm an- 
gesonnenen Leistung oder zur Entschädigung für ver- 
pflichtet erachtet, vorbehalten. 
XI. In Angelegenheiten der öffentlichen Gesundheitspflege der 
Landgemeinden und selbständigen Gutsbezirke: 

1) die Entscheidung über die zwangsweise Einführung von sanitäts- 
polizeilichen Einrichtungen, soweit nicht der Gegenstand durch 
Gesetz geregelt ist; 

2) die Entecheidung über die Verpflichtung zur Tragung der 
Kosten und über deren Verteilung unter die Verpflichteten. 
Letzteren bleibt in den gesetzlich zulässigen Fällen der ordent- 
liche Rechtsweg vorbehalten. 

Xn. In Justiz-Vmraltungs-Angelegenheiteii: 

die Aufstellung der Gesdiworenen-Urlisten und die Ent- 
scheidung über die dagegen erhobenen Einwendungen nach den 
Vorschriften in den §§ 64—66 der Verordnung vom 3. Januar 1849 
(Gesetz-Samml. S. 14) und im Artikel 57 des (iesetzes vom 3. 
Mai 1852 (Gesetz-Samml. S. 209) mit der Massgabe, dass die 
Entscheidung über die nachtiägliche Eintragung oder Löschung in 
den Geschworenenlisten innerhalb acht Tagen nach Ablauf der 
dreitägigen Emwendungsfrist erfolgen muss. 

§ 136. Der Landrat leitet und beaufsichtigt den Geschäfts- 
gang des Ausschusses und sorgt für die prompte Erledigung der 
Geschäfte. 

Der Landrat beruft den Kreisausschuss und führt in dem- 



Digrtized by Google 



86. Kfeisoidnans 1872. 



247 



selbea d«i Vorsitz mit vollem Stimmrechte. Ist der Landrat ver- 
hindert, so geht der Vorsitz auf seinen Stellvertreter über. Ist 
dies der Kreissekretär, so führt nicht dieser, sondern das hierzu 
vom Ausschusse gewälilte Mitglied den Vorsitz. 

§ 137. Der Landrat führt die laufenden Geschäfte der dem 
Auss^UBse flbertragenen Verwaltiuig. Er bereitet die Beschlflsse 
des Ausschusses vor und trägt fftr die AusfOhrung derselben 
Sorge. Er kann lic selbständige Bearbeitung einzdner Ange- 
legenheiten eineni Mitgliede des Kreisausschusses flbertraf^en. 

Er vertritt den Kreisausschuss nacli missen, verhandelt namens 
desselben mit Behörden und Privati)ersonen, führt den Schrift- 
wechsel und zeichnet alle Schriftstücke namens des Ausschusses. 

In allen Angelegenheiten, welche nicht dem in den §§ 140 ff. 
bezeichn^^ Verfahren unterliegen, kann der Landrat, wenn der 
vorliegende Fall keinen Aufschub zulfisst^ namens des Ausschusses 
Verfügungen erlassen. VorstclUmgen gegen diese Verfügungen 
unterliegen der kollegialischen Entscheidung des Kreisausschiisses. 

Urkunden über Rechtsgeschäfte, welche den Kreis gegen 
Dritte verbinden sollen, iugleichen Vollmachten, müssen unter An- 
führung des betreffenden Beschlusses des Krdstages, beziehungs- 
weise Ereisausschusses von dem Landrate und zwei Mitgliedern 
des Kreisausschusses, beziehungsweise der mit der Angelegenheit 
betrauten Konnnission unterschrieben und mit dem piegel des 
Landrats verschon sein. 

§ 138. Die Anwesenheit dreier Mitglieder mit Einschluss 
des Vorsitzenden genügt füi' die Beschlusslaliigkeit des Kreisaus- 
schusses. 

Die Beschlösse w^en nach Stimmenmehrheit gefiisst Ist 
eine gerade ZM von Hitgliedern anwesend, so nimmt das dem 
Lebensalter nach jflngste gewShlte Mitglied an der Abstimmung 
keinen Anteil. 

§ 139. Betrifft der Gegenstand der Verhandlung einzelne 
i^iilt^lieder des Kreisausschusses oder deren Verwandte und Ver- 
schwägerte in auf- oder almteigender Lmie oder bis zu dem dritten 
Grade der Seitenlinie, so dürfen dieselben an der Beratung und 

Entscheidung nicht teilnehmen. 

Ebensowenig dürfen die Mitglieder de? Kreisausschusses bei 
der Beratung und Entscheidung solcher Angeicgijnlieitcn mitwirken, 
in welchen sie in anderer Eigenschaft ein Gutachten abgegeben 
haben oder als Geschäftsführer, Beauftragte oder in anderer Weise 
thätig gewesen sind. 

Wird dadurdi dn Kreisausschuss beschlussunfähig, so tritt 
nach Bestimmung des Yerwaltungsgerichts der Kreisaussäuss eines 
benaclibarten Kreises an seine Stelle. 

§ 140. Für das Verfahren in streiugen Verwaltungssachen 
r§ 8, § 19, § 25, § 85, § 67, § 68, § 80, § 82, % 88, § 135 I„ 
II 1, 2 und a, IV 1 und 2, V, VI, VII, IX 9, 10, 11 und 12,., 
X, XI und XII) gelten, soweit nicht dasselbe für ehizelne dieser 
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Angelegenheiten besonders gesetzlicli geregelt ist» folgende Vor^ 
schnften: 

§ 141. In der dem Kreisaiisschusse einzureichenden Klage- 
schrift (Boschworde, Antrag) ist der Gei^onstand des Anspnichs 
sowie die Pejson, Korporation oder ötientiiche Behörde, gegen 
welche dcrbeibe gerichtet wird, genau zu bezeichnen. 

Znr Entscheidung über dieselbe ist der Ansschuss desjenigen 
Kreises berufen, in wächem diese zu vollziehen oder das in An- 
Sjurach genommene Recht auszuübcoi ist. 

§ 142. Ergiebt sich aus dem Inhalte der Klageschrift oder 
aus früheren amtlichen Akten odi r Urkunden, dass der erhobene 
Anspruch unzweifelhaft rechtlich unbea rundet ist, so kann derselbe 
ohne weiteres \'erfahren durch einen mit Gründen versehenen Be- 
sdieid zurfickgewiesoi werden. 

Gegen einen solchen Bescheid ist binnen zehn Tagen nach 
dessen Zustellung der Antrag auf mündliche Verhandlung vor 
dem Kreisausschusse gestattet. Wird der Antrag nirlit gestellt, so 
gilt auch in Ansehung der Zulässigkeit der Berufung der Bescheid 
als Entscheidung (5^ 155). 

§ 143. Ist der Kiageanüag gegen eine öflfentliche Behörde 
gerichtet, so kann derselbe nach dem Ermessen des Kreisans- 
schiisses zunächst der letzteren zur schriftlichen Gegenerklärung 
binnen einer bestimmten, von acht Tagen bis zu vier Wochen zu 
bemessenden Frist mitgeteilt werden. 

In dieser Gegenschrift hat die öffentliche Behörde zu er- 
klären, ob sie die mündliche Verhandlung fordert, oder ob -ie 
ilu'erseits aui diese verzichtet und die Entscheidung anheim^^ieiit 

Verzichtet die öffentliche Behörde auf die mfindüche Y&- 
handlung, und hält der Kreisausschuss durch die Klageschrift und 
die Gegenerklärung der öffentlichen Behörde, beziehungsweise 
durch die von der letzteren eingereichten amtlichen Akten und 
Urkunden den Sachverhalt für genügend erörtert, so ist derselbe 
befugt, auch ohne vorgängige mündliche Verhandlung in der Sache 
die Entscheidung zu tietfen. Gegen diese mit Grtinden zu vor- 
sehende Entscheidung ist dem Kläger binnen zehn Tagen nach 
deren Zustelltmg der Antrag auf mündliche Verhandlung vor dem 
Kreisausschusse gestattet, unbeschadet des Bechts der Bemifung, 
wenn der Antrag nicht gc^re]1t wird. 

Verlangt dagegen die öltentliche Behörde eine mündliche 
Verhandlung oder hält der Kreisausschuss dieselbe für erforderlich, 
so ist das mündliche Verfahren einzuleiten. 

§ 144. Erfolgt die Einleitung der V^handlung, so werden 
beide Teile, die Gegenpartei unter abschriftlicher Äütteilung der 
Klageschrift, beziehungsweise der Gegenerklärung und deren An- 
lagen zur mündlichen Verhandlung vor dem Kreisausschusse 
vorgeladen. 

Die Ladung erfolgt mit der Aufforderung, die erforderlichen 
Beweismittel zur Stelle zu bringen und unter der Verwarnung, 
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dass beim Ausbleibeii der Parteien nach I^ge der Akten verde 

entschieden werden. 

Der Gegenpartei steht es frei, ihre Erklärung vor dem 
Termine schrinlich einzureichen. 

§ 145. Der Klageschrift und den im § 144 gedachten 
weiteren Erklärungen der i'aiLeien sind die als Beweismittel m 
bezag genommenen Urkunden im Original oder in Abscbrift bei- 
zufügen. Von aUen Schriftstflcken und deren Anlagen sind Du- 
plikate einzureichen. 

§ 146. Der Kreisausschuss hat die Thatsachen, welche für 
die von ihm zu treffende Entscheidung erheblich sind, von Amts 
wegen zu erforschen und festzustellen, sowie den Beweis in vollem 
Umfange zu erheben. Insbesondere ist er befugt, zu diesem Be- 
hüte Untersuchungeu an Ort und Stelle zu veranlassen, Zeugen 
nnd SachverstSndige zu laden und eidlich za yemehmen. 

Hinsichtlich der Verpflichtung, sidi als Zeuge oder Sach- 
verständiger vernehmen zu lassen, kommm die entsprechenden 
Bestimmungen der bürge rhVlion Prozessgesetze mit der Massgabe 
zur Anwendung, dass im Jr'aile des Ungehorsams der Kreisaus- 
schuss auf eine Geldbusse bis zu 50 Thalern erkennen kann. 
Gegen diesen Strafbescheid ist innerhalb 14 Tagen Berufung an 
das Verwaltungsgericht zulässig. 

§ 147. Der Kreisausschuss kann die Beweisaiiebnng durch 
den Vorsitzenden oder ein anderes Mitglied, durch einen Amts- 

vorstelier oder durch eine zu dem Ende zu ersuchende sonstige 
Behörde bewirken lassen. — Er kann nnordnen, dass die Beweis- 
erlielniTi? in seiner öflfentlichen Sitzung stattfinden soll. Die Par- 
teien smd zu (icü Bewcisverliandlungeu vorzuladen. 

§ 148. Die Beweisverhandlungen sind unter Zuzielmng eines 
vereideten Protokollführers aufeunehmen. Die Vereidigung des 
Protokollführers erfolgt durch den Landrat oder in dessen Auf- 
trage durch den Amtsvorsteher im Kamen des Kreisausschusses. 

§ 149. Der Kreisausschuss hat nach seiner freien, aus dem 
ganzen Inbegritfe der Verhandlung und Beweise geschöpften Über^ 
zcugung zu beschliessen. Er darf bei seiner Entscheidung nicht 
über den vor ihn gebrachten Gegenstand und nicht über den Kreis 
der in der Verhandlung vertretenen Parteien hinausgehen. Die 
Beiladung solcher Beteiligter, dmn Interesse durdh die zu er- 
lassende Entscheidung berührt wird, findet von Amts wegen statt. 
In diesem Falle gilt die Entscheidung auch gegenüber den Bei- 
geladenen. 

§ 150. Die mündliche \'erhandlung, bei welcher die Parteien, 
be.'/iehungpweisc ilirn mit ^'ollnlacht verselienen Vertreter zu hören 
sind, sowie die V erkündigung der Entscheidung erfolgen in öffent- 
licher Sitzung des Kreisausschusses. 

§ 151. Die Öffentlichkeit der Verhandlung kann von dem 
Kreisausschusse durch einen öffentlich zu verkfindenden Besdiluss 
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ausgeschlossen werden, wenn er (lies aus Gründen des dffentlicheD 
Wohls oder der Sittlichkeit für angemessen erachtet. 

§ 152. Die Entscheidung ist mit Grtinden zu versehen und 
den Parteien zuzustellen. Diese Zustellung aUein genügt, wenn 
die Verkündigung der Entscheidung nicht sofort hat erfolgen können. 

§ 153. Die Beteiligten sind bei ErOffntmg der Entschei- 
dungen des Ereisausschusses über das Berufungsrecht, die Be- 
rufungsfristen und die Folgen der Versäumnis ausdrücklich zu 
belehren; die Unterlassung der Belehrung hält den lAuf der Be- 
rufungstristen nicht auf. 

§ 154. Über die öffentliche Sitzung wird durch einen ver- 
eideten Frotokollfilbrer tine Verhandlung aufgenommen, veldie 
die wesentlichen Hergänge enthalten muss und von den Mitgliedern 
des Ausschusses sowie von dem Protokollführer zu untmdchnen ist 

§ 155. Gegen die Entscheidungen des Kreisausschusses steht, 
soweit dieselben nicht endgültige sind, den Beteiligten und aus 
Gründen des öffentlichen Interesses dem Vorsitzenden des Kreis- 
ausschusses (§ 136) das Recht der Berufung zu. 

§ 156. Über die Berufung entsehddet das Verwaltungsgericht 
(§§ 187 ff.) mit Ausnahme der in dem § 135 unter Nr. V, 1 und 
VIII aufgeführten Angelegenheiten, welche der Entscheidung der 
Bezirksregierung in dem bisherigen Verfaliren unterliegen. 

§ 157. Will der Vorsitzende des Kreisaucschusses gegen 
einen von dem letzteren gefassten Bechluss von dem Reclite der 
Berufung aus Gründen des öffentlichen Interesses Gebrauch machen 
(§ 155)i so hat er dies sofort dem Kreisausschnsse anzuzeigen. 
Die Verkündigung des Beschlusses an die Parteien bleibt in diesem 
Falle einstweilen ausgesetzt. Dieselbe muss jedoch binnen längstens 
flrpi Tagen nach Erlass der Entscheidung erfolgen mit der Eröff- 
nung;, dass gegen die Entscheidung im öffentlichen Interesse Be- 
ruiung eingelegt sei. Die Gründe der Berufung müssen in der 
Eröffnung bezeichnet werden. Ist der Besohl uss ohne diese Er- 
öffnung den Parteien mitgeteflt word^, so gilt die angemeldete 
Berufung für zurückgenommen. 

§ 158. Die Frist zur Einlegung der Berufung beträgt für 
die Parteien 21 Tage, sofern nicht für einzelne Fälle eine andere 
Frist gesetzlich bestimmt ist. Die Berufungsfrist beginnt mit der 
Zustellung der Entscheidung. 

§ 159. Die Berufung muss bei Verlust des Rechtsmittels 
binnen der Berufungsfrist bei dem Kreisausschusse, gegen dessen 
Entscheidung sie gerichtet ist, angemeldet und gerechtfertigt werden. 
Zur Rechtfertigung der Berufung kann in nidit schleunigen Sachen 
dem Berufenden auf scinon Antrag eine angemessene Nachfrist 
gewährt werden, welche der Regel nach die Dauer von vierzehn 
Tagen nicht überschreiten soll. 

§ 160. Die Berufungssclirift und deren Anlagen werden der 
Gegenpartei zur schriftlidien Gegenerklärung binnen einer be- 
stimmten von acht Tagen bis zu vier Wochen zu bemessenden 
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Frist zugefertigt. Hinsichtlich der Emrdefamig von Duplikaten 
der Berufungssdirift und der Gegenerklärung fiowie deren Anlagen 
findet der § 145 gleichmassige Anwendung. 

§ 161. Nach Ablauf der Frist (§ 160) letrt der Kreisaus- 
schuss die sämtliclien Verhandlungen nebst seiiieu Akten dem 
Verwaltungsgerichte vor. Den Partcieu wird unter Mitteilung 
emor Absdirat der Gegenerkllning an den Berufenden die Ab- 
Sendung der Akten bekannt gemacht 

§ 162. Das Verfahren ist stempelfrei. Dem unterliegenden 
Teile sind die baren Auslagen des Verfahrens, die Gebühren für 
Zeugen und Sachverständige, sowie die baren Auslagen des ob- 
siegenden Teils zur Last zu legen, jedoch mit Ausschluss der Ge- 
bühren, welcher dieser seinem Bevollmächtigten für Wahrnehmung 
der Offentiidi«! Sitzungen des KreisaussGliuBses zu entrichten hat 
Hat eine mündUche Verhandlung stattgefunden, so wird ausserdem 
von dem unterliegenden Teile ein zur Kreis-Kommunalkasse zu 
vereinnahmendes Pauschquantum erhoben, welches im Höchstbe- 
trage 20 Thlr. nicht übertragen darf. Die Erhebung dieses Pausch- 
quantums iindet bei der schiedsrichterlichen Entscheidung und 
sühneamtlichen Vermittelung von Streitigkeiten zwischen Armen^ 
verbfinden (§ 135 1 1) nidit statt Für die Berechnung des Pausch- 
quantnms, sowie der Gebühren für Zeugen und Sacliverständige 
kann von dem Minister des Innern ein Tarif aufgestellt werden. 

Bas Pauschquantum und sämtliche zu erstattende Aushigen 
werden von dem Kreisausschusse durch besondere Verfügung 
festgesetzt, gegen weiche die Berufung an das Verwaltungsgericht 
bmnen einer zehntägigen Frist offen steht 

§ 163. Ist der unterliegende TeQ eine Öffentliche Behörde, so 
bleiben die Kosten ausser Ansati^; für die baren Auslagen des 
Verfallrens und des obsiegenden Teiles muss derjenige Kommunal- 
verband aufkommen, als dessen Organ die öffentliche Behörde ge- 
handelt hat Auch ist der unieriiegenden Partei völlige oder teilweise 
Kostenfreiheit zu bewilligen, wenn sie durch ein obrigkeitliches 
Attest den Kachweis führt, dass sie unvermögend ist, Kosten zu 
bezahlen oder wenn nach dem Ermessen des Kreisausschusses 
ans sachlichen Gründen ein besonderer Anlass hierzu vorliegt 

§ 164. Soweit die eigenen Einnahmen des KroisaTisschusses 
(§ 162) und die vom Staate hierzu nach § 70 zu überweisenden 
Beiträge nicht ausreichen, werden die Kosten, welche die Geschäfts- 
verwaltung desselben verursacht, von dem Kreise getragen. Die 
Mitglieder des Krdsausschusses ehalten eiue ihren baren AuslageiL ' 
entsprechende Entschädigung. Über die Höhe derselben besddiesst 
der Kreistag. 

§ 165. Die Vollstreckunir der von dem Kreisausschusse ge- 
troffenen Entscheidungen liegt dem Vorsitzenden desselben ob. 
Über Beschwerden, welche darauf gerichtet sind, dass die Art der 
Vollsti'eckuiig mit dem Inhalte der ergangenen Entscheidung nicht 
Überemstimme, entscheidet der Kreisausschuss. Solche Beschwerden 
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müssen binnen längstens zehn Tagen nach Beliändigung der an- 
zugreifenden Verfügung angebracht werden. 

§ 166. Im Übrigen wird der OesdiSftsgang bei den Kreis- 
ausscfafissen durch ein von dem Minister des änem zu eriassendes 
Regulativ geordnet. 

Fünfter Abschnitt Von den Kreiskommissimien. 

§ 167. Für die unmittelbare Verwaltung nnd Bean&ichti- 

pning einzelner Krei^:institllte. sowie für die Besorgung einzelner 
Kreisangclo'jfenlu ittin kann der Kreistag nach Bedürfnis bosondere 
Kommissioiien oder Kommissare aus der Zahl der Kreisange- 
hörigen bestellen, welche ebenso, wie die durch das Gesetz für 
Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Kom- 
missionen, ihre Geschäfte unter der Leitung des Landrats besorgen. 
Der Landrat ist befugt, jederzeit den Beratungen der Kreiskom- 
missionen beizmvohnon und dabei den ^'orsitz mit vollem Stimm- 
reclite zu fibernehmen, soweit nicht hierüber iiinsichtlich der für 
Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Kom- 
missionen etwas anderes gesetzUch bestimmt ist. 

§ 168. Über die Gewfthnmg von Diäten und Reisekosten 
an die Mitglieder der Kreiskommissionen zu bestimmen bleibt 
dem Kreistai^e fiberlassen. 

Vierter Titel. Von den Stadtkreisen. 

§ 169. In denjenigen Kreisen, welche nur aus einer Stadt 
bestehen (Stadtkreise), werden die QoschSfte des Kreistages und 
des Kreisausschusses, die des letztoren, soweit sich dieselben auf 
die Verwaltung der Kreis-KommunalangeloL^enhciten beziehen, 
von den städtischen Behörden nach den Vür,^chriften der Städte- 
ordnuiii^ walui-cnommen. Die Bestimmungen des zweiten Ab- 
s<^tt8 des ersten Titels finden auf Stadtkreise keine Anwendung. 

§ 170. Die Wahrnehmung der im § 135 I— VHI nnd XII 
aufgeführten Geschäfte der allgemeinen Land es Verwaltung verbleibt 
in den St:Hlrkreisen bis zum Erlasse des Gesetzes über die Reor- 
ganisation der inneren \>rwaltung den bisher zuständigen Behörden. 

§ 171. Der KiLiötag des Stadtkreises Magdeburg besteht 
ausser dem Oberbürgermeister der Stadt Magdeburg, welcher die 
Kreis-KommunalyerwaJtung leitet und den Vorsitz im Kreistage 
mit vollem Stimmrechte führt, aus 11 Mitgliedern, von denen 1) 
die Altstadt Magdeburg mit Sudenburg 6, 2) die Neustadt Magde- 
burg 3, 3) die Stadt Buckau 2 Abgeordnete entsendet. 

§ 172. Die Wahl der Kreistags-Abgeordneten erfolgt nach 
den Vorschriften des § 104 Absatz 1. 

Der Kl uisausschuss des Stadtkreises Magdeburg besteht aus 
dem OberbQrgermeister der Stadt Magdeburg als Vorsitzenden 
und zwei Mitgliedern, welche von dem Kreistage aus der Zahl 
der Kreisangehörigen gewählt werden. 

§ 174. Für den Kreistag und den Kreisausschuss des Stadt- 
kreises Magdeburg gelten die Vorschriften der §§ 115 und 116, 
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US— 131, 133 und 134, 136—139, Absatz 1 und 2 dieses Ge- 
setzes, soweit sich dieselben auf die Verwaltung der Krei&>Kom* 
munalangelegenheiten beziehen. 

§ 175. Die Bestimmungen des zweiten Abscimittes des 
ersten Titels, sowie die Bestimmung des § 170 finden auf den 
Stadtkreis Magdeburg gleichmassige Anwendung. 

Fünfter Titel. Von der Oberaufsicht über die 

Kreisverwaltung. 

§ 176. Beschlüsse des Kreistages, welche folgende Ange- 
legenliekeri betreffen: 1) statutarische Anordnungen nach Massgabe 
des § 20 Nr. 1; 2) Mehr- oder Minderbelastung einzelner Kreis- 
teale (§ 13); 3) Yeranssemngen von Grundvermögen des Kreises; 
4) Aumahme von Anleihen, durch welche der Kreis mit einem 
neuen Schuldenbestande belastet wird, sowie Übernahme van 
Bürgschaften auf den Kreis; 5) eine Belastung der Kreisange- 
liörigen durch Kreisabgaben über 50 Prozent des Gesamtaufkommens 
der direkten Staatssteuern, beziehungsweise der Mahl- und Schlacht- 
steuer; 6) eine neue Belastung der Kreisangehörigen ohne gesetz- 
liche Verpflichtung, insofern die aufeulegenden Leistung^ über 
die nächsten fünf Jahre hinaus fortdauern sollen, bedürfen in den 
Fällen zu 1 der landesherrlichen Genehmigung, in den Fällen zu 
2 bis 4 der Bestätigung des Ministers des Innern, in den Fällen 
zu 5 und 6 der Bestätigung der Minister des Innern und der 
Finanzen. 

§ 177. Die Aufsicht des Staats über die Kreis-Kommunal- 
angelcgenheiten wird, soweit nicht durch die Vorschriften dieses 
Gesetzes ein anderes ausdrücklich bestimmt ist, von der Bezirks- 
regierung, in den höheren Instanzen von dem Oberpräsidenten 

und dem Minister des Innern geübt 

§ 178. Beschlüsse, welche die Befugnisse des Kreistages 
überschreiten oder die Gesetze verletzen, hat der Landrat zu be- 
anstanden und behufs der Entscheidung über deren Ausführung 
der Au&ichtsbefaörde einzureichen. 

§ 179. Auf den Antrag des Staatsministeriums kann ein 
Kreistag durch Königliche Verordnung aufgelöst werden. Es sind 
sodann Neuwahlen anzuordnoTi. wrlrho Innnen sechs Monaten, 
vom Tage der Auflösung an, erlolgen müssen. Im Falle der Auf- 
lösung eines Kreistages bleiben die von demselben gewühlten 
Mitglieder des Kreisausschusses und der Ereiskommissionen so 
lange in Wirksamkeit bis der neu gebildete Kreistag die erforder- 
lichen Neuwahlen vollzogen hat. 

§ 180. Wenn der Kreistag es unterlässt oder verweigert, 
fiio dem Kreise geFctzlirli obliegenden Leistungen auf den Haus- 
iialts-Etat zu bringen oder ausserordentlich zu genehmigen, so 
lässt die Bezirksregierung unter Anführimg der Gründe die Ein- 
tragung in den Etat von Amts wegen bewirken oder stellt diese 
Ausgaben ausserordentlich fest 
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Sechster Titel. Über gangs-Bestimmnn gen fftr die 
Provinzen Sachsen und Posen. 

§ 181. Für die in der Provhiz Sachsen belegenen, im stan- 
df^'^horrHrben Besitze der Grafen zu Stolberg-Wernif^^erode, Sto]- 
berg-Stoiberg und Stolberg-Rosla befindlichen Grafschaften AVerni- 
gerode und Stolberg nebst den Städten Kelbra und Heringen wird 
die behufs Anschlusses an die Grundsätze des gegenwärtigen Ge- 
setzes erforderliche Regelung der die Gememde- und Polizeiver- 
waltung betreffenden Verhältnisse einem besonderen Gesetze vor- 
behalten und bleiben bis dahin IQr diese Landesteüe die hierauf 
bezüglichen Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes ausser An- 
wendung. 

§ 182. Auf die Provinz Posen findet die gegenwärtipre Kreis- 
ordnung bis auf weiteres keine Anwendung; sie kann jedoch in 
ihrer Gesamtheit oder in einzelnen Teflen fQr die ganze Provinz 
oder für einzelne Krdse derselben durch Königliche Verordnung 
in Kraft gesetzt werden. Bis dahin bewendet es bei den be- 
stehenden Vorschriften. 

Siebenter Titel. Allgemeine, Übergangs- und Aus- 
fllhrungs-B e Stirn m ungen. 

Jl 183. Bis zu dner anderweiten Beschlussfassung der Pro- 
vertretungen tritt an die Steele des im § 86 festgestellten 
Betrages von 75 Thalern Grund- und Gebäudesteuer für die Kreise 
der Provinz Sachsen der Betrag von 100 Thalern und für die 
Kreise des Regierungsbezirks Stralsund der Betrag von 250 Thalern. 

§ 184. Für (üe ersten nach Massgabe dieses Gesetzes vor- 
zunehmenden Verteilungen und Wahlen der Kreistags-Abgeordneten 
sind die dem Kreiaausschusse, beziehungsweise dem Kreistage 
übertragenen Befugnisse von dem Landrate wahrzunehmen. In- 
gleichen liegt für diese ersten Wahlen dem Land rate die Prüfung 
der Wahlprotokolle an Stelle des Kreisausschusses oh. 

§ 185. Für jeden Kreis wird die erfolgte Bildung der Amts- 
beziike und die Ernennung der Amtsvorsteher durch eine von 
dem Oberpräsidenten durch das Amtsblatt zu erlassende Belcannt- 
uiachung zur öffentlichen Kenntnis gebracht Bis zu diesem Zeit- 
punkte bleiben die rucksichtlich der örüichen Poluseiverwaltung 
bestehenden Vorschriften in Kraft. 

§ Die Amtsthäti^eit der jetzigen Gomoindevorsteher 

und Scliötien erhscht am 30. Juni 1874. Die schon jetzt f^ewählten 
Gemeindevorsteher und Schöffen bleiben jedocli in Funktion bis 
zum Ablauf der in dem gegenwärtigen Gesetze vorgesduiebenen 
sechsjährigen Amtsdauer, vom Tage ihrer Bestätigung gerechnet, 
sofern nicht eine Gemeinde eine frühere Wahl ausdrücklich beantragt 
§ 1S7. Für jeden Regierungsbezirk wird eui Verwaltnuiis- 
gericht gebildet, welchem gleichzeitig die von den Deputationen 
für das Heimatswesen (§§ 40, 41 u. s. w. des Gesetzes betreifend 
die Ausführung des Bundesgesetzes über den Unterstützungswohn- 
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sitz vom 8. März 1871, Gesetz-Saiuoil. S. 130) aoszuübenden Be- 
fugnisse Übertragen werden. 

§ 188. Für die Zusammepsetznng und die BesddusB&SBung 
des Verwaltangsgerichts, sowie f&r die Eigenschaften seiner Mit- 
glieder peltcn die Bestimmungen in den s§§ 41, 42, 43 Absatz 1 
des Gesetzes vom 8. März 1871. Dieselben werden jedoch in 
folgenden Punkten abgeändert, beziehungsweise ergänzt: 1) der 
Präsident der Regierung, in dessen Behinderung der Dirigent der 
Abteflung des Innern Kann jederzeit den Vorsitz übernehmen. 
In diesem FaUe ist der Vorsitzende stimmberechtigt und steht als- 
dann dem Mitgliede des Verwaltungsgerichts, welches aus der Zahl 
(Irr ^'^^waltungsbeamten ernannt ist, nur eine beratende Stimme 
zu; I in allen Fällen, in wolrhnn ein gewähltes Mitglied des Ge- 
richtshofes und der för da>sell)e bestimmte Stellvertreter gleich- 
zeitig veriimdert sind, kann einer der beiden anderen gewählten 
StellTtttreter an den Verhandlungen mit beschliessender Stimme 
teilnehmen; 3) der Vorsitzende des Verwaltungsgerichts nimmt 
immer an der Abstimmung teil, auch wenn nur vier Mitglieder 
anwesend sind; 4) die gewählten Mitglieder des VerwaltTingsgerichts 
werden durch den Vorsit enden vereidigt und nnterlit'^^en in dieser 
ihrer Eigenschait den fürz richterlicheBeamte geltenden Disziplinar- 
vorschriften. 

§ 189. Die Vorschrift des § 43 Absatz 1 des Gesetzes vom 
8. März 1871 findet auf den RegienmgsprSaidenten und den Diri- 
genten der Abteilung dee Innern in ihrer Eigenschaft als Vor- 
sitzende des Verwaltungsgerichts gleichmässige Anwendung. Hin- 
sichtlich (ier Aiissehliessung des Vorsitzenden und der Mitglieder 
des V erwaltungsgerichts von der Teilnahme an den Beratungen und 
Beschlussfassungen des letzteren gelten die Vorschriften des § 139. 

§ 190. Die mündOiche Verhandlung, bei welcher die Par- 
teien oder ihre mit Vollmacht versehenen Vertreter zu hören sind, 
sowie die Verkündigung der Entscheidung erfolgen in öffentlicher 
Sitzung des Verwaltungsgerichts. Die Vorschriften der §§ 151 
und 152 hnden gleichmässige Anwendung. Die Ladung der Par- 
teien zu der Verhandlung geschieht uut- r der im § 144 vorge- 
schriebenen Verwaiiiung. Haben jedoch beide Parteien daiaiif 
angetragen, dass die ^aehe ohne mündliche Verhandlung entschieden 
werde, 60 kann die Entscheidung auf schriftlichen Vortrag gefallt 
werden. Die Zufertigung der mit Gründen zu versehenden Ent- 
scheidung an die Parteien erfolgt durch die Vermitteinn g des 
Kreisausschusses, gegen dessen Beschluss dieselbe ergangen ist 

§ 191. Era(^htet das \'erwaltungsgericht vor der Endentschei- 
dung noch eine Aufklärung über das Sachverhältnis ftLr nötig, so 
ist dieselbe durch eines seiner Mitg^eder oder durch den Kreis- 
ausschuss vorzunehmen. 

§ 192. Ist die Berufung von dem Vorsitzenden des Kreis- 
nnsschusses eingelegt (§ 155), so entscheidet das Venvaltungs- 
gericht zunächst über die Vorfrage, da das öffentliche Interesse 
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für beteiligt zu erachten sei. Nur insoweit dies angenommen wird, 
' erfolgt eine Entscheidung in der Sache. 

§ 193. Die Bestimmung des § 192 findet entsprechende 
Amrendung, wenn Ober die Bernfniig von der Bezirl^egierung 
zu entscheiden ist 

§ 194. Auf das Verfahren vor dem Yerwaltungsgerichte 
finden die Vorschriften der §§ 146 — 149 und 154, sowie in den- 
jenigen streitigen Verwaltungssachen, in welchen das Verwaltungs- 
gericht in erster Instanz zu entscheiden hat, auch die Vorschriften 
des § 144 gleichniässige Anwendung. Gegen die Entscheidung 
des verwaltungsgerichts ist dm weiteres BeGfatsmittel nicht zidässig. 
Hinsichtlich des Verfahrens in Armen-Streitsadien verbleibt es bei 
den Vorschriften der §§ 47 ff. des Gesetzes vom 8. März 1871. 

§ 195. Die Erhebung der Kosten und die Erstattung der 
baren Auslagen ffir das Verfahren in der Berufungsinstanz erfolgt 
nach den Vorschntten der §§ 162 unii itiS mit der Massgabe, 
dass 1) die aufkommenden Kosten vorläufig zur Staä,tskasse ver- 
einnahmt w^den ; 2) das im § 162 bezeichnete Paasdhquantum 
auch beim AnsfiiU der mündlichen Yerhandlmig zu erheben ist; 

3) der unterliegenden Partei auch die von dem Verwaltungsgerichte 
festzu'^pt/'enden Gebühren, wolchr» die obsiegende Partei ihrem 
Bevollmächtigten für Wahrnehmung der öifentlichen Sitzungen des 
Verwaltungsgerichts zu entrichten hat, zur Last zu legen sind; 

4) die Aufstellung des Tarifs den Ministem des Innern und der 
Justiz zusteht; 5) ein weiteres Rechtsmittel gegen die wegen Fest- 
setzung der Kosten ergangene Verfügung des Verwaltungsgeridits 
nicht stattfindet. 

§ 196. Die Kosten des Verwaltungsgerichts fallen mit Aus- 
naimie der den gewählten Mitgliedern nach Massgabe des § 44 
des Gesetzes vom 8. März 1871 (Gesetz-SammL S. 130) zu ge- 
währenden Entschädigungen, welche der FrovinzialTerbimd aufen- 
bringen hat» der Staatskasse zur Last Die Erdse Dramburg und 
Schievelbein werden in dieser Beziehung als zum Provinzialver- 
bantle \on Pommern und die Altmark als zum Provinzialverbande 
' von Saclisen <rohörig angesehen. Die Einnahnirri des Verwaltiincs- 
gerichts werden nach dem Verhältnisse der Kosten zwischen dem 
Provinzialverbande und dem Staate verteilt Ergeben sich Über- 
schüsse, so werden dieselben dem Provinzialverbande zugewiesen. 

§ 197. Die VoUstreckung der Entscheidungen des Vei^ 
waltungsgerichts erfolgt durch den Vorsitzenden des Kreisaus- 
schusses nach den Vorschriften des § 165. Über Beschwerden ist 
von dem Verwaltungsgerichte Entscheidung zn tretfen. 

§ 198. Im übrigen wird der Geschaitsgang bei den Ver- 
waltungsgerichten durch ein Regulativ geordnet, welches die Mi- 
nister des Innem und der Justiz gjememsam erhissen. 

§ 199. Alle dem gegenwfirtigen Gesetze zuwiderlaufende 
Bestimmungen werden aufgehoben und treten mit Vorbehalt der 
Vorschriften der §§ 12, 185 und 18(3 mit dem 1. Januar 1874 
ausser Kraft Die bisherigen kreisständischen Kommissionen bleiben 
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bis zur anderweitigen Besehlussnahme des Kreistages Aber ihren 

Fortbestand und ihre Zusammensetzimg in Wirksamkeit. 

§ 200. Der Minister des Innern ist mit der Ausführung des 
grironwärti*rcn Gesetzes beauftra'^t und erlässt die liierzu erforder- 
liciieii Anorchuinpren und instruktionen. 

Urkundlicli unter Unsere!- Höelisteigeühändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegei. 

Gegeben Berlin den 13. Dezember 1872. 

Wilhelm. 

Gr. Y. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhaidt 

Camphausen. Falk. 

37. Anderweite Ordnung der Geschäftskreise 
mehrerer Ministerien. 1878 Aug. 7. 

QM6ti-SsmiDlnii|r 1879, & 25 f. 

Nach dem Bericht des Staatsministeriums vom 24. Juli d. J. 
genehmige Icli, dass 1) die Verwaltung der Domänen und Forsten 
von de!ii Finanzministerium auf das Alinisterium für die landwirt- 
sciiattlichen Angelegenheiten, welches denmäclist die Bezeichnung: 
„Ministerium für Landwirtschaft, Domänen und Forsten" zu führen 
hat, übergehe; 2) die Verwaltung der Angelegenheiten von Handel 
und Gewerbe von dem Ministerium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten getrennt und für dieselbe ein eigenes „Mini- 
sterium für Handel und Gewerbe" gebildet werde : ^ ) die Verwal- 
tung der übrigen bisher im Ministerium für Handel (iewerbe und 
öffentliche Arbeiten vereinigten Verwaltungszweige in (diesem Mini- 
sterium, welches demnächst die Bezeichnung „Ministerium der 
öffentlidien Arbeiten" zu führen hat, verbleibe. 

Mit der Ausführung dieses seiner Zeit durch die Gesetz- 
Sammlung zu veröffentUchenden Erlasses sind der Minister für 
die landwirtschaftlichen Angelegenheiten, der Minister für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der Finanzminister beauftragt. 

Homburg v. d. Höhe den 7. August 1878. 

Im Allerhöchsten Auftrage Seiner Majestät des Königs: 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Gr. zu Stolberg. Falk. v. Kameke. Fried^thal. 
Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobredit. 
An das Staatsministerium. 

88. Zuständigkeit des Finanzministers, des Mi* 
nisters für die landwirtschaftlichen Angelegenheiten 
und des Ministers für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Angelegenheiten. 1879 März 13. 

Gesetzsammlung 1879, S. 128. 

Wir Wilhelm, von Gottes luiaden König von Preussen etc 

Alt mann, Urkk. z. biaadb.-preasü. Verfwisungagescli. Ii. 17 
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verordnen mit Znstimmimg beider Häuser des Landtages der 

Monarchie was folgt: 

1. Die jrcsctzlichen Bestimmungen über die Zuständigkeiten 
des Finanzministers werden för den Bereich der Domänen- und 
For&tverwaltuiig dahin abgeändert, dans der Minister für Laniiwirt- 
schaft Domänen und Forsten an die Stelle des Finanzministers tritt. 

2. Die »Bsetzlichen Bestimmungen über die Zustindigkeiten 
des Ministers nir Handel Gewerbe und öfff utl lu Arbeiten werden 
dahin abgeändert, dass in Beziehung auf die Handels- und Ge- 
werbe-Angelegenheiten der Minister für Handel und Gewerbe, im 
übrigen der Minister der öffentlichen Aibeiten an die Stelle des- 
selben tritt. 

8. Dieses Gesetz tritt am 1, April 1879 in Kraft. 

Urlvundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem KönigUchen Insiegel. 
Gegeben Berlin den 13. Mfirz 1879. 

Wilhelm. 

('r. ;.u Stolberg. Leonhardt Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
V. Bäiow. Hoimann. Gr. zu Eulenbui^. Maybach. Hobrecht 



39. Organisation der allgemeinen Landes- 
verwaltung. 1880 Juli 26. 

Gesetz^mmlanir 1880, 8. 291-^813. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc 
verengen mit Zustimmung beider Hänser des Landtages für den 
gesamten Um&ng der Monardüe, was folgt: 

Erster Titel. Grund l;men der Organisation. 

§ 1. Die Verwaltungseinteilung des Staatsgebietes in Pro- 
vinzen, Regierungsbezirke und Kreise bleibt mit der Massgabe 
bestehen, dass die Stadt Berlin aus der Provinz Brandenburg 
ausscheidet und einen Verwaltungsbezirk für sich bildet 

§ 2. In der Provinz Hannover bleiben die Landdrosteibezirke 
als Regierungsbezirke bestehen. Die Abänderung der Kreis- und 
Amtseinteilung der Provinz Hannover erfolgt mittels besonderen 
Gesetzes. 

§ 3. Die Geschälte der allgemeinen Landeoverwaltung werden, 
soweit sie nicht anderen Behörden überwiesen sind, unter Ober- 
leitung der Minister in den Provinzen von den OberprSsidenten, 
in den Regierungsbezirken von den Regierungsprfisidenten und 

den Regierungen, in den Kreise von den Landiflten geführt Die 
Oberjiräsidenten, die Regierungspräsidenten und die Landräte 
handchi innerhalb ihres Geschäftskreises selbständig unter voller 
persöiiliclier Verantwortliclikeit vorbehaltlich der kollegialischen 
Behandlung der durch die Gesetze bezeichneten Angelegenheiten. 
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§ 4. Zur Mitwirkung bei den Geschäften der aDgemeitten 

Landesverwaltung nach näherer Vorschrift der Gesetze bestehen 
ftir die Provinz am Amtssitze des Oberpräsidenten der Provinzial- 
rat, für dm Regienin^?sl>ezirk am Amtssitze des Regierungspräsi- 
denten der IJezirksrat, für den Kreis am Amtssitze des Landrats 
der Kreisausschuss. In den Stadtlcreisen, in welchen ein Kreis- 
Aussdrass nicht besteht, tritt an die Stelle desselben in den durch 
die Gesetze Torgesehenen FflUen der Stadtausschnss. 

§ 5. In den Hohenzellttuschen Landen tritt, soweit nicht 
die Gesetze anderes bestimmen, an die Stelle des Oberpräsidenten 
nnd des Provinzialrats der zuständige Minister, an die Stelle des 
Kreises der OV>eranitsbezirk, an die Stelle des Landrats der Ober- 
amtmann, an die Stelle des Kreisausschusses der Amtsausschuss. 

§ 6. In bezug auf die amtliche Stellung, die Befugnisse, 
die Zuständi^eit und das Veriahren d«r V^waltnngsbefitk'dea 
bleiben die bestehenden Yorsebriften üi Kraft, soireit dieselben 
niebt durch das gegenwärtige Gesetz abgeändert werden. 

§ 7. Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird nach näherer 
Vorschrift der Gesetze durch die Kreis- (Stadt-) Ausschüsse, die 
Bezirksverwaltungsgerichte und durch das Oberverwaltungsgericht 
zu Berlin ausgeübt 

Zweiter TiteL Verwaltungsbehörden. 

L Abschnitt. Provinzialbehörden. 

1. Oberpräsident. § 8. An der Spitze der Verwaltung 
der Provinz steht der Oberpräsident Demselben wird ein Ober- 
prSsidialrat und die erforderliche Anzahl von Bäten und Hülfs- 
arbeotem beigegeben, welche die Geschäfte nach sdnen Anweisungen 
bearbeiten. Auch ist der Oberpräsident befugt, dieMitgUeder der 
an seinem Amtssitz })efindlichen Rejrierung, sowie die dem Re- 
gierungspräsidenten daselbst beigegebenen P>eamtpn (§ 18 Absatz 1) 
zur Bearbeitung der ihm übertragenen Geschäfte heranzuziehen. 

§ 9. Die Stellvertretung des Oberpräsidenten in Fällen der 
Behinderung erfolgt, soweit sie nicht für einzelne Geschäftszweige 
durch besondere Vorschrifton geordn^ durch den Oberpräsidifl- 
rat Die zuständigen Münster sind befugt, in besonderen Fällen 
eine andere Stellvertretung anzuordnen. 

2. Provinzialrat. 10. Der Provinz ialrfit besteht aus dem 
Oberpräsidenten beziehungsweise dessen Stellvertreter als Vor- 
sitzenden, aus einem von dem Minister des Innern auf die Dauer 
seines Hauptamtes am Sitze des Oberpräsidenten ernannten höheren 
Verwaltungsbeamten beziehungsweise dessen Stellyertreter und aus 
fünf Mitgliedern, welche vom Provinzialausschusse aus der Zahl 
der zum Provinziallandtage wählbaren Provinzialangehörigen ge- 
wfHdt werden. P'ür die letzteren werden in gleicher Weise fünf 
Sieil Vertreter gewählt. Von der AVählbarkeit ausgeschlossen sind 
der Oberpräsident, die Regierungspräsidenten, die Vorsteher ivöuig- 
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Ucher Polizeibehörden, die Landrftte und die Beamten des Pro- 

vinzialverbandes. 

§ 11. Die Wahl der Mitgliedei- des Provinzialrates und deren 
Stellvertreter erfolgt auf sechs Jahre. Jede Wahl verliert ihre 
Wirkung mit dem Aufhören einer der fttr die WShlbarkeit vor- 
ge8<^ebenen Bedingungen. Der Provinzialaosscfauss hat darüber 
zu bescbliessen, ob dieser Fall eingetreten ist Gegen den Be- 
schluss des Provinzialausschusses findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte statt. Die Klage steht 
auch dem Vorsitzenden des Provinzialrates zu. Dieselbe hat kerne 
aufschiebende Wirkung; jedoch dürfen bis zur Entscheidung des 
Oberverwaltungsgerichtes Ersatzwahlen nicht stattfinden. 

§ 12. Alle drei Jahre schddet die HsUte der gewählten 
Mitglieder und Stellvertreter und zwar das erste Mal die nächst- 
grdssere Zalil aus und wird durch neue Wahlen ersetzt. Die Aus- 
scheidenden bleiben jedoch in allen Fällen bis zur Einführung der 
Neugewählten in Thätigkeit. Die das erste Mal Ausscheidenden 
werden durch das Los bestimmt. Die Ausscheidenden sind wieder 
wählbar. Für die im Laufe der Wahlperiode aossdieidenden Mit- 
glieder und Stellvertreter haben Ersatzwahlen stattzufinden. Die 
Ersatzmänner bleiben nur bis zuni Fude desjenigffli Zeitraums in 
Thätigkeit, für welchen die Ausgeschiedenen gewählt waren. 

§ 13. Die gewählten Mitglieder und ptHlvertreteiifleii Mit- 
glieder des Provinzialrates werden von dem Überpräsidenten ver- 
eidigt und in ihre Stellen eingeführt. Sie können aus Gründen, 
welche die Entfernung eines Beamten aus seinem Amte reditfer- 
tigen (§ 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1852 betreffend die Dienst- 
vergehen der nicht riditerlichen Beamten, Gesetz-Samml. S. 465), 
im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben werden. 
Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorpfliriften des genannten 
Gesetzes mit folgenden Massgaben : Die Einleitung des Verfahrens 
sowie die Ernennung des Untersuchungskommissars und des Ver- 
treters der Staatsanwaltschaft erfolgt durch den Minister des Innern. 
Disziplinargericht ist das Plenum des Oberverwaltungsgeriehts. 

§ 14. Der Provinzialrat ist beschlussffihig, wenn mit Ein- 
schluss des Vorsitzenden fünf MitgUeder anwesend sind. Die Be- 
schlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefnsst. Bei Stimmen- 
gleichheit giebt die Stiimne des Vorsitzenden den Ausschlag. 

3. Generalkoiuniissionen. § 15. Die Generalkomniission für 
die Provinzen Pommern und Posen zu Stargard in Pommern wird 
aufgehoben. An die Stelle derselben tritt für die Provinz Pommm 
die für die Provinz Brandenburg bestehende Generalkommission. 
Für die Provinzen Ost- und W^estpreussen und Posen wird eine 
gemeinsame Generalkommission gebildet. Die Generalkommission 
füi* die Provinz Hannover fungiert zugleich für die Provinz Schles- 
wig-Holstein. 

II. Abschnitt Bezvksbehörden. 
1. B^erungspräsident und Bezirksregierung. § 16. An die 
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Spitze der Bezirksregierung am Sitze des OberprSsidenten tritt 

unter Wegfall des Regierungsvizepräsidenten ein Regierungspräsi- 
dent. Der Oberpräsident ist fortan nicht mehr Präsident dieser 
Regierung. 

§ 17. Die Regierungsabteilung des Lmern wird auf«fehoben. 
Die Geschäfte derselben werden, soweit nicht durch das gegen- 
wärtige Gesetz abweich^de Bestimmungen getroffen sind, Yon dem 
Regierungspräsidenten mit den der Regierung zustehenden Befug- 
nissen verwaltet. 

§ IS. Dem Regierungspräsidenten wird für die ihm per- 
sönlicli übertragenen Angelegenheiten ein Oberregierungsrat und 
die erforderliche Anzahl von RSten nnd Hülfsarbeitern, von denen 
nmulestens emer die liefiilugung zum Richteramte haben muss, 
beigegeben, welche die Geschiffce nach seinen Anwebungen bear- 
beiten. Diese Beamten können zugleich bei der Regierung be- 
schäftigt werden und nehmen an den Plenarberatungen derselben 
nnch Massgabe der ftir die Regienmgsniitglieder Ijestehenden Vor- 
schriften teil. Die Mitglieder der Regierung können von dem Re- 
gierungspräsidenten zur Bearbeitung der ihm übertragenen Ge- 
schäfte herangezogen werden. 

§ 19. Die Stellvertretung des RegierungsprSsidentoi in Fällen 
der Behinderung erfolgt durdn den mm beigegebenen Oberregie- 
rungsrat und, wenn auch dieser behind^ ist, durch einen Ober- 
regieriinc^srat der Bezirksregicrung. Die zustniidiL'en Minister sind 
befugt, in besonderen Fällen eine andere Stellvertretung anzuordnen. 

§ 20. Die (leschäfte der Regierungen zu Stralsund und zu 
Sigmaringeu, soweit sie zur Zuständigkeit der Regieruugsabteilungeu 
des Innern gehören, werden nach Ifassgabe des § 17 von den 
R^MTungspriteidenten verwaltet Die Mitglieder der Regierung 
bearbeiten diese Geschäfte nach den Anweisungen des Präsidenten. 
Die Stellvertretung des Präsidenten in Fällen der Behinderung 
erfolgt durch ein vou den zuständigen Ministem beauftragtes Mit- 
glied der Regierung. 

§ 21. Bei den Regierungen zu Danzig, Erfurt, Münster, 
Minden, Arnsberg, Coblenz, Cöhi, Aachen und Trier tritt an die 
Stelle der Abteilung des Innern filr die bisher von derselben be- 
arbeiteten Kirchen- und Sehulsachen eine Abteilung fülr Kirchen- 
und Schulwesen. 

§ 2'J. Die landwirtschaftlichen Abtoilnii'jon der Regierungen 
zu Königsberg und Marienwerder, sowie die l>ei den Regierungen 
der Provinzen Ost- und Westpreussen und zu Schleswig bestehen- 
den Spruchkollegien fttr die landwirtschaftlichen Angelegenheiten 
werden aufgehoben. Die Zuständigkeiten dieser Behörden, sowie 
diejenigen der Abteilungen des Innern der Regierungen zu Guni- 
binnen, Danzig und Schleswig als Auseinandersetzungsbeliörden 
gehen auf Oeneralkommissionen 15) Ober. Bei der Regierung 
zu Wiesbaden tritt an die Stelle der Abteilung des Innern als 
Auseinandersetzungsbehörde ein Kollegiuni, welches aus dem Re- 
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gieruDgspräsidenten, dem für ihn hierzu bestimmten Stellvertreter 
und mindestens zwei Mitgliedern besteht, von denen das eine die 
Befähigung zinn Richterauite besitzen und der landwirtschaftlichen 
Gewerbslelire kundig sein, das andere die Befähigung zum Ökono- 
mlekommissarius haben mnss. Von diesem Kollegium sind auch 
die Obliegenheiten der Regierung hinsichUich der GfiterkoiifloU- 
dationen wahrzunelimen. 

§ 23. Der Regierungspräsident ist befugt, Beschlüsse der 
Regierunp^ oder einer Abteilung derselben, mit welchen er nicht 
einverstanden ist, ausser Kraft zu setzen und. sofern er den Auf- 
enthsdt in der Sache für naditeilig erachtet, aut seine Verantwor- 
tung anzuordnen, dass nach seiner Ansicht verMren werde. An- 
demüBdlB ist höhei« Entscheidung einzuholen. Auch ist der Be- 
gierungspräsident befugt, in den zur Zustänigkeit der Regierung 
grfiörigen Angelegenheiten an Stelle des Kollegiums unter persön- 
licher Verantwortüchkeit Verfügungen zu treffen, wenn er die 
Sache für eilbedürftig oder im Falle seiner Anwesenheit an Ort 
und Stelle eine sofortige Anordnung für erforderlich erachtet 

§ 24. In der Provinz Hannover treten an die Stelle der 
Landdrosteien und der Finanzdirektion sechs Regierungsprisidenten 
und Regiernngen, welche gleich dem Oberpräsidenten die Ver- 
waltung mit den Befugnissen und nach den Vorschriften führen, 
welche dafür in den übrigen Provinzen gelten, beziehungsweise in 
dem gegenwärtigen Gesetz gegeben sind. Welche der vorbezeichneten 
Regierungen nach dem Vorbild der Regierung zu Stralsund zu 
organisieren sind, bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 

§ 25. Die Zustindi^iten dec Konsistorialb^drden in der 
Provinz Hannover in betreff des Schulwesens, sowie die kirchUchen 
Angelegenheiten, welche bisher zum Geschäftskreise der katholischen 
Konsistoi it^n zn Hildesheim und Osnabrück gehörten, werden den 
Abteilungen für Kirchen- und Schulwesen der betreffenden Re- 
gierungen überwiesen. Die genannten katholischen Konsistorien 
werden aufgehoben. 

§ 26. Den evangelischen Konsistoiialbdidrden in der Provmz 
Hannover verbleiben bis zur anderweitigen gesetzlichen Regelung 
in Kircliensachen ihre bisherigen Zuständigkeiten. 

2. Bezirksrat § 27. Der Bezirksrat besteht aus dem Re- 
gierungspräsidenten, beziehungsweise dessen Stellvertreter als Vor- 
sitzenden, aus einem von dem Minister des Innern auf die Dauer 
seines Hauptamtes am Sitze des Regierungspräsidenten ernannten 
höheren Verwaltungsbeamten, beziehungsweise dessen Stellvertreter 
und aus vier Mit^edem, welche von dem Provinzialausschnsse 
aus der Zahl der zum Provinziallandtago wählbaren Bezirksange- 
hörigen gewählt werden. Ffir die letzteren werden in gleicher 
Weise vier Stellvertreter gewälilt Von der Wählbarkeit ausge- 
schlossen sind der Oberpräsident, die Regierungspräsidenten, die 
\'orsteher Königlicher Polizeibehörden, die Landiäte imd die Be- 
amten des Provinzialvertandes. Mitglieder des Provinzialrates 
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können nicht Mitglieder des Bezirkerates sein. Im übrigen findeii 

auf dU' Wnlilen, bezieluingsweise die ge^Yählten Mitglieder und auf 
die l^escliluöstäliij^keit <lie Bestimmungen der 11, 12, 13 and 
14 sinngemässe Anw^nulung. 

§ 28. Iii den iiohenzoUenisclien Landen konunen in betieflf 
des Bezirksrates die Bestimmungen des § 27 mit der Massgabe 
Eur Anwendung, dass die zu wählenden Mite^eder von dem 
Landesausschusse aus der Zahl der zum Kommunallandtage wähl- 
baren Anprehorigcn des Laudeskommunalverbaiules gewählt werden. 
Der Regier nn*ispräsident, die Oberamtmäiiner und die Beamten 
des Landeskonununalverbandes sind von der Wählbarkeit ausge- 
schlossen. 

III. Abschnitt. Kreisbehdrden. 

§ 29. An der Si)itze der Verwaltung des Kreises steht der 
Laiulrat. Derselbe führt den Vorsitz im Kreisausschusse. Im 
übrigen ^vird <1ie Zusaunneusetzung des Kreisausschusses durch 
die Kreisoi (liiungeii geregelt 

§ 30. Der Stadtausschuss besteht aus dem Bürgermeister, 
beziehnngswdse dessen gesetzlichem StellTertreter als Vorsitzenden 
und vier Mitgliedern, welche vom Magistrate (kolleglaliscfaen Ge- 
meindevorstande) aus seiner Mitte für die Dauer ihres Haupt- 
amtes gewählt werden. Für Fälle der Behinderung sowohl des 
Bürgermeisters wie seines '„Gesetzlichen Rtellvertreters wnlilt der 
Stadtausschuss den \ ersitzenden aus seiner Mitte. Derselbe be- 
darf der Bestätigung des Regierungspräsidenten, in dem Stadt- 
kreise Berlin des OberpiSsidenten der Provinz Brandenburg. Der 
Vorsitzende oder ein Mitglied des Stadtausschusses muss zum 
Bichteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst befalugt sein. 

§ Hl. In Stadtkreisen, in denen der Burgermeister allein 
den Genioindevorstand bildet, wcrd<*Ti die ausser deju Vorsitzenden 
zu bestellenden Mitglieder von der Gemeindevertretung aus der 
Zahl der (iemeindebürger gewählt. Die Wald erfolgt auf sechs 
Jahre. Alle drei Jahre scheidet die Hälfte der gewShlten Mit- 
glieder aus und wird durch neue Wahlen ersetzt Die Aus- 
scheidenden bleiben jedoch in allen Fällen bis zur Einführung der 
neu Gewählten in Thätigkeit Die das erste Mal Ausscheidenden 
werden durch das Los bestimmt. Die Air^srliriflcrulrri sind wieder 
wählbai". Für die im Laufe der Wahlpenode aussciieideiKien Mit- 
glieder haben Ersatzwahlen stattzufinden. Die Ersatzmänner 
bleiben nur bis zum Ende dei^enigen Zeitraumes in Thätigkeit, 
für welchen die Ausgeschiedenen gewählt worden. Im fihrigen 
gelten in betreif der Wälilbarkeit, der Wahl, der Einführung und 
der Vereidigung der Mitglieder, sowie des ^'erluste3 ihrer Stellen 
unter einstwpiliirer Enthebung von denselben die für unliesoldete 
Magistratsiuitgiieder bestehenden gesetzlichen Vorschriften. 

§ 32. Die gewählten Mitglieder des Kreis- (Stadt-) Aus- 
schusses können aus Gründen, welche die Entfernung eines Be- 
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amten aus seinem Amte rechtfertigen 2 des Gesetzes vom 21. 
Juli 1852, betreöend die Dienstvergehen der nicht richterlichen 
Beamten), im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen ent- 
hoben werden. Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorschriften 
des geDannten Gesetzes mit folgenden Massgaben: Die Einleitung 
des Verfallrens, sowie die Ernennung des Untersuchungskommissars 
erfolgt durch den Regierungspräsidenten. Die entscheidende Be- 
hörde erster Instanz ist das Bezirksverwaltungsgericht, die ent- 
scheidende Behörde zweiter Instanz das Plenum des Oberverwal- 
tungsgerichts. Der Vertreter der Staatsanwaltschaft wird für die 
erste Instanz von dem Regierungspräsidenten, für die zweite In- 
stanz von dem Minister des Innern ernannt 

§ 33. Der Kreis- (Stadt-^ Ausschiiss ist beschlussCUiig, wenn 
mit Einschluss des Vorsitzenaen drei Mitglieder anwesend sind. 
Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefasst. Ist eine 
gerade Zahl von Mitgüedern anwesend, so nimmt das flem Lebens- 
alter nach jüngste gewählte Mitglied an der Abstiiuiimng nicht 
teil. Dem Berichterstatter steht jedoch in allen Fällen Stimm- 
recht zu. 

IV. Abschnitt. Behörden für den Stadtlvreis Berlin. 

§ 34. Der Oberpräsident der Provinz Brandenburg ist zu- 
gleich Ober])räsident von Berlin. Ingleichen fungieren das Pro- 
vinzialsclmikollegium, das Medizinalkollegium, die Generalkom- 
mission und die Direktion der Rentenbank für die Provinz Bran- 
denburg aueh für den Stadtkreis Berlin. 

§ 35. An Stelle des Regierungspräsidenten führt der Ober- 
präsident die Aufsiclit des Staats über die Verwaltung der Gq- 
meindeangelegenheiten der Stadt Berlin. Auf welche Behörden 
die sonstigen Zuständigkeiten der Regierungsabteilung des Innern 
zu Potsdam in betreff Berlins übergehen, wird durch Königliche 
Verordnung bestimmt Im übrigen und soweit nicht sonst die 
Gesetze anderes bestimmen, tritt für den Stadtkreis Berlin an die 
Stelle des Regierungspräsidenten der Polizeipräsident von Berlin. 

§ 36. An die Stelle des Provinzialrats tritt in den Fällen, 
in welchen derselbe in erster Instanz beschlicsst, der Oberpräsi- 
dent, in den übrigen I'ällen dei- zuständige Minister. An die Stelle 
des Bezirksrats tritt, soweit nicht die Gesetze einzelne Zuständig- 
keiten desselben für Berlin anderen Behörden übertragen, der 
OberprSsident 

§ 37. In Angelegenheiten der kircblichen Verwaltung tritt 

für den Stadtkreis Berlin an die Stelle der Regierungsabteilung 
für Kirchen- und Schulwesen der Polizeipräsident. T^O/^üglich der 
Verwaltung des landesherrlichen Patronats und des Sdiulwcsens 
verbleibt es bei den bestehenden Bestimmungen. 

§ 38. Die Geschäfte der diiekten Steuerverwaltung werden 
an Stäle der Begieningsabteilung fttr direkte Steuern, Dom&nen 
und Forsten für den Stadtkrms Berlin von der „Direktion für die 
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Verwaltung der direkten Steuern" wahrgenommen. Diese Behörde 
wird in bctrpff der Zuständigkeit in Disziplinarsachen den im § 24 
Nr. 2 des uesetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienstver- 
gehen der nicht richterlichen Beamten etc, bezeichneten Provinzial- 
behörden gleichgestellt 

§ 39. Die Mitglieder der nach § 24 des Gesetzes vom 

l^Iai lHr>i ^(;pg(.t2-Sainml. für 1878 S. 213) ^^obildeten Bezirks- 

kommisbioii für die klasbihzierte Kinkomiuensteuer werden von 
dem Magistrate und der Stadtverujuüictcnveröanimlung in gemein- 
schaftlicher Sitzung unter dem Vorsitze des Bürgermeisters gewählt 
§ 40. Für diejenigen Kategorien der in Berlin angestellten 
Beamten, bezüglich deren nicht die Zuständigkeit einer anderen 
Behörde in Disziplinarsachen begi'ündet ist, behält es bei den Be- 
stimmungen des § 25 des Gesetzes vom 21. Juli 1852 mit der 
Massgabe sein Bewenden, dass die Einleitung des Disziplinarver- 
fahrens sowie die Erüeiinung des Untersuchungskommissars und 
des Vertreters des Staatsanwalts ftlr die erste Instanz dem Ober- 
prSsidenten von Berlin zusteht 

Dritter Titel. Verfahren. 
I. Abschnitt. Allgemeine Vorschriften. 

§ 41. Gep;en Verfügungen (Bescheide, Bescldüsse) der Ver- 
waltungsbehörden findet die Beschwerde an die vorgesetzten Ver- 
waltungsbehörden nach näherer Bestimmung der Gesetze statt 
Die Beschwerde ist ausgeschlossen, soweit die Klage oder der 
Antrag auf mfindliche Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahren 
zugelassen ist, vorbehalthch der Bestimmungen der §§ 63 ff. dieses 
Gesetzes. Unberührt bleibt in allen Fällen die Befugnis der staat- 
lichen Auf^^icbtsbehörden innerlmlb ihrer gesetzhchen Zuständig- 
keit, Verführungen und Anordnungen der nacli geordneten Behörden 
ausser Kraft zu setzen oder diese Behörden mit Anweisungen zu 
versehen. 

§ 42. Wo die Gesetze fflr die Anbringung der Beschwerde 

gegen Beschlüsse des Provinzialrates, des Bezirksrates oder des 
Kreis- (Stadt-) Ausschusses oder der Klage, beziehungsweise des 
Antrages auf mündlicliö Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahren 
eine andere als euie zweiwöchentliclie Frist vorschreiben, beträgt 
die Frist fortan zwei Wochen. Das (Tleiche gilt von den im § 11 
des Gesetzes vom 14. August 187G, betieftend die Verwaltung der 
den Gemeinden und dffentliehen Anstalten gehörigen Holzungen 
in den Provinzen Preussen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schle- 
sien und Saclisen ( Gesetz-Samml. S. 373) und im § 91 des Ge- 
setzes vom 1. April 1879, betreffend die Bildung von Wasser- 
genossen scliaften (Gesetz-Samml. S. 297) vorgeschriebenen Fristen. 

43. Die Fristen für die Anl)nngung der l^esdiwerde sowie 
der Klage, beziehungsweise des Anüags aui niüudliclie Verhand- 
lung im Verwaltungs8treltver&hr«i sind pr&klusivisch und beginnen, 
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sofern nicht die Gesetze anderes vorschreiben, mit der Zustellung 
der Verfügung, des Bescheides oder des Beschlusses. Der Tag 
der Zustellung wird nicht Jiiitgerechnet. Im fdirigen sind für die 
Berechnung der Fristen die bürgerlichen Prozessgesetze mass- 
gebend. Bezflglich der Beschwerde kann die angemfene BehMe 
m FftOen nayersdiuldeter FHstTersäamimg Wieidereinsetzang in 
den vorigen Stand gewähren. 

§ 44. Die Anbringung der Beschwerde sowie der Klage, 
beziehungsweise des Antrags auf mündliche Verhandlung im Ver- 
waltungsstreitverfahren hat, sofern nicht die Gesetze anderes vor- 
schreiben, aufschiebende Wirkung. Verfügungen, Bescheide und 
Beschlflfise können jedodi, aadi wenn dieselben mit der Besdiwerde 
oder mit der Klage» beziehungsweise dem Antrag auf mündliche 
Verhandhmg im Verwaltongsstreitverfahren angefochten sind, zur 
Ausführung gehraclit worden, sofern letztere nach dem Ermessen 
der Behörde ohne Nachteil für das f Gemeinwesen nicht ausgesetzt 
bleiben kann, vorbehaltlich der Bestimmung im § 69 Absatz 3 
dieses Gesetzes. 

IL Abschnitt Beschlussver&hren. 

1. Eingangsbestimmung. § 45. Für das Ver&hren des Pro- 
vinzialrats und (h^s Bozirksrats, sowie des Kreis- (Stadt-) Aus- 
schusses in allen Aiip:elegenheiten der allgemeinen Landesverwal- 
tung, welche nicht im Verwaltungsstreitveiiaiiren zu erledigen sind, 
gelten die nachfolgenden Bestimmungen. 

2. Orüidie Zustfindigkeit § 46. Die Ortliche Zuständigkeit 
der im $ 45 bezeidmeten Behörden bestimmt sich wie folgt: Zu- 
ständig iii erster Instanz ist: 1. für Beschlüsse, welche sich auf 
Grundstücke beziehen, die Behörde der belegenen Sache; 2. für 
alle sonstigen Fälle die Behörde desjenigen Bezirks (Kreis, Re- 
gierungsbezirk, Provinz), in welchem die Person wohnt oder die 
Korporation iliren Sitz liat, auf deren Angelegenheit sich die Be- 
scblnss&ssung bezieht, und wenn die Korporation ihren Sitz ausser- 
halb ihres ränmlidien Bezirks hat, diejenige Behörde, welcher der 
letztere angehört. 

§ 47. Sind die Grundstucke in mehreren Bezirken belegen 
oder ist es zweifelhaft, zu welchem Bezirke sie gehören, so wird 
die zuständige Behörde durch den Regierungspräsidenten, den 
Oberpräsidenten oder den Minister des Innern bestimmt, je nach- 
dem die betreffenden Bezirke demselben Regierungsbezirke, der- 
selben ProTtnz, aber verschiedenen Regierongsbezirken oder ver- 
schiedenen Provinzen ang^dren. Dasselbe findet statt, wenn die 
Personen oder Korporationen, deren Angelegenheit den Gegenstand 
der Beschlussfassung bildet, in mehreren Bezirken wohnen oder 
ihren Sitz haben. 

§ 48. Ist Ijei einer Angelegenheit, welche den Gegenstand 
der Beschlussfassung des Kreis- (Stadt-) Ausschusses bildet, die 
betreffende Kreiskorporation (Stadtgemeinde) als solche beteiligt. 
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80 wird von dem Begiemn^tisideiiten, für Berlin Yon dem 
OberpräsidenteOf ein anderer Kr&B- oder Stadtansschuss mit der 

Beschlussfassimg beauftragt. 

3. Geschäftsgang, 4j 49. Der Vorsitzende beruft das Kolle- 
gium, leitet und beaufsiclitigt den Geschäftsgang und sorgt für 
die prompte Erledigung der Geschäfte. Er bereitet die Beschlüsse 
der Behörde vor und trfigt für deren Ausffthrung Sorge. Er ver- 
tritt die Behörde nach aussen, verhuadelt namens dersell)en mit 
anderen Behörden und mit Privatpersonen, führt den Schriftwechsel 
nnd zeichnet alle Schriftstücke namens der Behörde. 

§ 50. Der Vorsitzende des Kreis- (Stadt-) Ausschusses ist 
befugt, in Fällen, welche keinen Aufschub zulassen oder in welchen 
das Sach- und Kechtsverhältiüs klai- liegt und die Zustimmung 
des KoUegiams nicht im Gfesetz ausdrücloidi als erforderiidi be- 
zeichnet ist, namens der BMrdo VerfBgangen zu erlassen und 
Besclieide zu erteilen. Die gleiche Befugnis steht dem Vorsitzen- 
den des Bezirksrates und des Provinzialrates mit der Mass^rnhe 
zu, flass eine Abänderung der durch Beschwerde angefochteneu 
Beschlüsse des Kreis- (Stadt-) Ausschusses, beziehungsweise des 
Bezii'ksrates nur unter Zuziehung des KoUegiuniö erfolgen darf. 
In den auf Gnmd der vorstehenden Bestimmungen eriassenen 
Verfügungen und Bescheiden ist d^ Beteiligten zu eröffnen, dass 
sie b^gt seien, innerhalb zwei Wochen gegen die Verfügung, be- 
ziehungsweise den IVscheid Einspruch m erheben und auf Be- 
schlussfassung durch das Kollegium anzutragen. Wird kein Ein- 
spnich erhoben, so gilt die Verfügung', beziehungsweise der Be- 
scheid vom Tage der Zustellung ab als Beschluss des Kollegiums. 
Auf d«i Einspruch finden die nach den §§ 43 und 44 für die 
Beschwerde geltenden Bestimmungen Anwendung. Der Vorsitzende 
hat dem Kollegium von allen im Namen desselben erlassenen 
\ erfiigungen und erteilten Bescheiden nachträglich Mitteilung zu 
machen. 

§ 51. An den Verhandlungen des Provinzialrates und des 
Bezirksrates können die stellvertietenden ernanntea Mitglieder mit 
beratender Stimme teilnehmen. In e^eidier Weise kann unt^ 
ZcEStimmung des Kollegiums die Zuzi^ung technischer und der 
dem Oberpräsidenten, bezi^ungsweise dem B^erungspräsidenten 
beigegebenen Beamten erfolgen. 

§ 52. Die Behörden fassen ilire Beschlüsse auf Hrund der 
verhandelten Akten, sofern niclit das Gesetz austirücklieii münd- 
liche Verhantiiuiig vorschreibt Die Behörden sind befugt, auch 
In anderen, als in den im Gesetze ausdrftddieh bezeicimeten An- 
gelegraheiten die Beteiligten, beziehungsweise deren mit VoUmacht 
versehene Vertrete behii& Aufklärung des Sachverhalts zur münd- 
lichen Verliandlung vorzuladen. In betreff der mündlichen Ver- 
handluiii? finden die Vorschriften der ^§ 39, 41 bis 43 und 45 
des Ge-ctzes vom 3. Juli 1875 sinngemässe Anwenifiini;. 

§ üo. Betrifft der Gegenstand der Verhandlung emzelue 
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Mitglieder der Behörde oder deren Verwandte und Verschwägeiie 
in auf- und absteigender Linie oder ])is zum dritten Grade der 
Seitenlinie, so dürfen dieselben an der Beratung und Abstimmung 
nicht teilnehmen. Ebensowenig darf ein Mitglied bei der Be- 
ratung und Beschlussfassung über solche Angelegenheiten mit- 
wirken, in welchen es in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein 
Gutachten abgegeben hat oder als Geschäftsführer, Beauftragter 
oder in anderer als öffentlicher Stellung thätig gewesen ist. 

§ 54. Wird infolge des gleichzeitigen Ausscheidens mehrerer 
Mitglieder gemäss § 53 eine der im § 45 bezeichneten Behörden 
beschlussunfahig und kann die Beschlussfähigkeit auch nicht durch 
Einberufung unbeteihgter Stellvertreter hergestellt werden, so wird 
von dem Regierungspräsidenten, heziehnngsweise OberprSsidenten 
oder Minister des Innern, je nachdem es sich um einen Ki cis- 
(Stadt-) Ausschuss, Bezirksrat oder Provinzialrat handelt, ein 
anderer Kreis- oder Stadtausschuss, Bezirksrat oder Provinzialrat 
mit der Beschlussfassung beauftragt. 

§ 55. Gegen die Beschlüsse des Kreis- (Stadt-) Ausschusses 
findet innerhalb zwei Wochen die Beschwerde an den Bezirksrat, 
gegen die in erster Instanz ergehenden Beschlösse des Bezirfcs- 
rates innerhalb gleicher Frist die Beschwerde an den Provinzial- 
rat statt, sofern nicht nach ausdrücklicher Vorschrift des Gesetzes 
1) die Beschlüsse endgültig sind. 2) die Beschlussfassung über 
die Beschwerde anderen Behörden übertrafen ist. Die auf Be- 
schwerden gefassten Beschlüsse des Bezirksrates und des Provinzial- 
rates sind endgültig. Die in erster Instanz gefassten Beschlüsse 
des Provinzialrates sind endgültig, stiSm das Gesetz nicht ans- 
drficklich die Beschwerde an die Minister zulässt. Die vorstehenden 
Bestimmungen finden aof die nach Massgabe der Gesetze von dem 
Landrate unter Zustimmung des Kreisausschusses, von dem Re- 
gierungspräsidenten unter Zustimmung des Bezirksrates, beziehungs- 
weise von dem Oberpräsidenten unter Zustimmung des Provinzial- 
rates geÜEissten Beschlüsse entsprechende Anwendung. 

§ 56. Die Beschwerde ist in den FftUen des § 55 bei der- 
jenigen Behörde, gegen deren Beschluss sie gerichtet ist, anzu- 
bringen. Der Vorsitzende prüft, ob das Rechtsmittel rechtzeitig 
angebracht ist. Ist die Frist versäumt, so weist der Vorsitzende 
das Rechtsmittel ohne weiteres durch einen mit Gründen ver- 
sehenen Bescheid zurück. In demselben ist dem Beschwerdeführer 
zu eröffnen, dass ilnn innerhalb zwei Wochen die Beschwerde an 
diejenige Behörde zustehe^ welche zur Beschlnss&ssnng in der 
Sache berufen ist, widrigenfiills es bei dem Bescheide Terbleibä. 
Ist die Frist gewahrt und ist eine Gegienpartei vorhanden, so wird 
die Beschwerdeschrift mit ihren Anlap:en znnäclist dieser zur schrift- 
lichen Gegenerklärung innerhallj zwei Wochen zugefertigt. Ab- 
schrift der eintregangenen Gegenerklärung erhalt der Beschwerde- 
fülu'er. Zur niüieren Begründung der Beschwerde sowie zur 
Gegenerklfirung kann in nicht sddeunigen Sachen eine ange- 
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messene, der Regel nach nicht Ober zwei Wochen zu erstreckende 
Nachfrist gewährt werden. Hieranf werden die Verhandhinp:en 
mittelst I^erichtes derjenigen I^fhfirdo eingereicht, welcher (He IJe- 
schlussfassimg über die Beschwerde zustellt. Wird die Beschwerde 
der Vorschrift des ersten Absatzes zuwider bei derjenigen Behörde 
angebracht, welehe zur Beschlussfassung darüber zuständig ist, so 
hat diese Behörde die Beschwerdeschrift an die im Absatz 1 be> 
zeidinete Behörde abzugeben, ohne dass dem Beachwerdeflihrer 
die Zwischenzeit auf die Frist anzurechnen ist, 

§ 57. Die Einlcgung der Beschwerde steht in den Fällen 
des § 55 aus Gründen des öffentlichen Interesses auch den Vor- 
sitzenden der Behörden zu. Will der Vorsitzende von dieser Be- 
fugnis Gebrauch machen, so hat er dies dem Kollegium sofort 
mitzuteilen. Die Zustellung des Beschlusses bleibt in diesem FVüle 
einstweilen, jedoch längstens drei Tage ausgesetzt. Sie erfolgt mit 
der Eröffnung, dass im öflFentUchen Interes5?e die Beschwerde ein- 
gelegt worden «^ei. Ist die Zustellung ohne diese Eröffnung er- 
folgt, so gilt die Beschwerde als zurückgenouinien. Die Gründe 
der Beschwerde sind den Beteiligten zur schriftlichen Erklärung 
innerhalb zwei Wochen mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist sind 
die Verhandlungen der Behörde einzureichen, welcher die Beschlüsse 
fiissung über die Beschwerde zusteht. Eine vorläufige Vollstreckung 
des mit der Beschwerde angefochtenen Beschlusses (§ 44) ist in 
diesen Fällen ausgeschlossen. 

^ 58. Die dienstliche Aufsicht über die Geschäftsführung 
des i\reis- (Stadt-) Ausschusses wird von dem Regierungspräsi- 
denten, in Berlin von dem Oberpräsidenten, die Aufsicht über die 
Gesclififtsf&hrung des Bezirksrates yon dem Oberpr&sidenten, die 
Aufsicht über die Geschäftsführung des Provinziiunites von dem 
Minister des Innern geführt. Vorstellungen gegen die geschäft- 
lichen AufsichtsYcrfügungen des Regierungspräsidenten unterliegen 
der endgültigen Bescldussfassung des Bezirksrates, Vorstellungen 
gegen die Aufsichtsverfügungen des Oberpräsidenten der end- 
gültigen Beschlussfassung des Provinzialrates. Die Aufsichts- 
behörden sind zur Vornahme allgemeiner Geschfiftsrevisionen befugt. 

§ 59. Die im § 45 bezeichneten Behörden haben sich gegen- 
seitig Rechtshülfe zu leisten. Sie hahen den geschäftlichen Auf- 
fr ;1 gen und Anweisungen der ihnen im Instanz^ozuge vorgesetzten 
Behörden Folge zu leisten. 

§ 60. Der Oberpräsident kann endgültige Beschlüsse des 
Provinzialrates, der Regierungspräsident endgültige Beschlüsse des 
Bezurksmtes und der Landiat, beziehungsweise der Yorsitzmide 
des Kreis- (Stadt-) Ausschusses endgültige Beschlüsse dieser Be- 
hördc mit aufschiebender Wirkung anfechten, wenn die Beschlüsse 
die Befugnisse der Behörde überschreiten oder die Gesetze ver- 
letzen. Die Anfechtung erfolgt mittelst Klage im Verwaltungs- 
sticitveriahren. Zuständig in erster Instanz ist, wenn die Klage 
gegen den Kreis- (Stadt-) Ausschuss gerichtet ist, das Bezirksver^ 
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waltnngsgericht, in rinn übrigen Fällen das Oberverwaltungsgericht. 
Die Behörde, deren Beschluß? angefochten wii'd, ist bcfutrt, zur 
Walimehmung iluer Rechte m dem Verwaltungsstreitverikhren emen 
besonderen Vertreter zu wäiüen. 

§ 61. Soweit Geachfiftsgang und VeHahren des Provinzial- 
rates, des Bezirksrates und des Kreis- (Stadt-) Anssdinsses nicht 
durch die vorstehenden oder durch besondere gesetzliche Bestim- 
mungen geregelt sind, werden dieselben durdi Regulative geordnet, 
welche der Minister des Innern erlässt 

nL Abschnitt Verwaltongsstreitver&hren. 

§ 62. In atten dem Kreis- (Stadt-) Ausschusse überwiesenen 
An^legenheiten, in welchen die Gesetze von der Entscheidung in 
streitigen Verwaltungssachen oder von der Erledigung der Ange- 
legenheit im Streitverfehren oder durch Endurteil oder von der 
Klage bei dem Kreis- (Stadt-) Ausschusse sprechen, verfährt diese 
Behörde als Verwaltungsgericht nach Massgabe des (Tcsetzes vom 
3. Juli 1875, betreffend die Verfessung der Verwaltungsgerichte 
und das Verwaltungsstreitverfehren. 

Vierter Titel Rechtsmittel gegen polizeiliche 

Verfügungen. 

Ii i. GoLf n polizeiliche Verfügungen der Orts- und Kreis- 
i)olizeii)ehörden hndet, soweit das (besetz nicht ausdrücklich anderes 
bestimmt, die Beschwerde statt und zwar: a) gegen die Verfügungen 
der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder einer zu einem 
Landkreise gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis zn 10000 
Einwohnern betrfigt^ an den Landrat und gegen dessen Bescheid 
an den Regierungspräsidenten; b) gegen die Verfügungen der 
Ortspolizeibehörden eines Stadtkreises, mit Ausnahme von Berlin, 
einer zu einem Landkreise gehörigen . Stadt mit mehr als 10000 
Eiiiwoimern oder des Landrates an den Regierungspräsidenten und 
gegen dessen Bescheid an den Oberpräsidenten; c^ gegen ortspoli- 
zeiliche Verfügungen in Berlin an den Ob^rSsidenten. 

Gegen den in letzter Instanz ergangenen Bescheid des Re- 
gicrungspräsidenten^ beziehungsweise des Oberpräsid^ten findet die 
Klage bei dem Oberverwultungsgerichte statt. 

Die Klage kann nur darauf gestützt werden, 1) dass der 
angefochtene Bescheid durch Niclitanwendung oder unrichtige An- 
wendung des bestehenden Rechts, insbesondere auch der von den 
Behörden innerhalb ihrer ZustSndigkeit erlassenen Verordnungen 
den KlSger in seinen Redit^ verletze; 2) dass die thatsädiKchen 
Voraussetzungen nicht vorhanden seien, welche die Polizeibehörde 
zum Erlasse der Verfügung berechtigt lial^en würden. 

Die Prüfung der (Tesetzniässigkeit der angefochtenen polizei- 
lichen Verfügung erstreckt sich auch auf diejenigen Fälle, in 
welchen bisher nach § 2 des Gesetzes vom 11. Mai 1842 (Gesetz- 
SammL S. 192) der ordentliche Beditsweg znl&ssig war. Die 
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Entscheidung ist endgflQtig iinbesdiadet aUer privatrechtlichen Ver- 
hältnisse. 

§ Hl. An Stelle der P»p^rh werde an den Landrat, V)eziohnngs- 
weise den Regierungspräsidenten (§ iy'A) findet die Iviage statt 
und zwar: a) gegen die N'erfügungen der ()rtsi)olizeil)ehörden auf 
dem Lande oder einer zu einem Landkreise gehörigen Stadt, 
deren Einwohnerzahl bis zu 10000 Einwohnern beträgt^ bei dem 
Kreisausschusse; b) gegen die Verfügungen des Landrates oder 
der Ortspolizeibehörden eines Stadtkreises oder einer zu einem 
Landkreise gehörigen Stadt mit mehr als 10000 Einwohnern bei 
dem Bezirksverwaltungsgerit litc. Die Klage kann nur auf die 
gleichen Ikliauptungen gestützt werden, wie die Klage bei dem 
Obervei walLungsgerichte (§ 63 Absatz 3 und 4). 

§ 65. Die Beschwerde im Falle des § 63 Absatz 1 und die 
Klage im Falle des § 64 sind bei deijenigen Behörde anzubringen, 
gegen deren Verfügung sie gerichtet sind. Die Behörde, bei 
welcher die Beschwerde oder Klage angebracht ist, hat dieselbe 
an diejenige Beh.örde abzugeben, welche darüber zu beschhessen 
oder zu entM-heiden hat. Der Beschwerdefülirer, beziehtintrsweise 
Kläger ist hiervon in Kenntnis zu setzen. Die Friit zur Ein- 
legung der Beschwerde und zur Anbringung der Klage gegen die 
polizeiliche Verfügung, sowie gegen den auf Beschwerde ergangenen 
Bescheid beträgt zwei Wochen. Die Anbringung- des einen Rechts- 
mittels schliefst (las andere aus. Ist die Schrift, mittelst deren 
das RoflitsniitTel angebracht \Mid, nicht als Klage bezeichnet oder 
eiitliidt dieselbe nicht ausdrücklich den Antrag auf Entscheiduiig 
im Verwaltungsstreitverfahren, so gilt dieselbe ais Beschwerde. 
Bei ^eichzeitiger Anbringung beider Rechtsmittel ist nur der Be- 
schwerde Fortgang zu geben. Das faiemadi unzulassigerweise 
angebrachte Rechtsmittel ist durch Verfügung der im Absatz 1 
bezeichneten Beliörde zurückzuweisen. Gegen die zurückweisende 
Verfügung findet innerlialb zwei Wochen die Beschwerde an das 
zur Entscheidung auf die Klage berufene Verwaltungsgericht statt. 
Wird die Beschwerde oder Klage der Vorschrift des ersten Ab- 
satzes zuwider bei derjenigen Behdrde angebracht, welche zur 
' Beschluss&ssnng oder Entsdieidung darüber zustfindig ist, so hat 
diese Behörde das Schiiftstück an die im Absatz 1 bezeichnete 
Behörde abzugeben, ohne dass dem Beschwerdeführer, beziehungs- 
weise Kläger die Zwischenzeit auf die Frist anzurechnen ist. 

§ 66. Gegen polizeiliche Verfügungen des Regier ungspia- 
sidenten findet innerlialb zwei Wochen die Beschwerde an den 
Obelpräsidenten und gegen den vom Oberprfisidentmi anf die Be- 
schwerde erlassenen Bescheid innerhalb {Reicher Frist die Klage 
bei dem Oberverwaltungsgerichte nach Massgabe der Bestimmungen 
des § (33 Absatz 3 und 1 statt. Gegen polizeiliche Vi'rfugungcn 
des Regierungspräsidenten in Sigmaringen findet innerhalb zwei 
\\ oclien unmittelbar die Klage bei dem Oberverwaltungsgericlite 
statt. Gegen die Landesverweisung steht Personen, welche nicht 
Beichsangehörige sind, die Klage nicht zu. 
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§ 67. Der § 6 des Gesetzes vom 11. Mai 1842 (Gesetz- 
Smnml. S. 192) findet auch Anwendung, wenn eine polizeiliche 
Verfüt^iinfj ini Verwaltungsstreitver&hren durch rechtskräftiges End- 
urteil aufgehoben worden ist. 

Fünfter TiteL Zwangsbefugnisse. 

§ 68. Der Regierungspräsident, der Landrat, die Ortspolizei- 
behdrde und der GemeiDde- (Guts-) Vorstelicr (-Vorstand) sind 

bererhti'jf, die von ihnen in Ausübung der ohrigkeitlTr)ion Gewalt 
getrortencn, durch ihre gesetzlichen Befugnisse gerechtfertigten 
Anordnungen durch Anwendung folgender Zwangsmittel durch- 
zusetzen. 

1) Die Behörde hat, sofern es ffaunlich ist, die zu erzwingende 
Handlung durch einen Dritten ausführen zu lassen und den 
vorläufig zu bestimmenden Kostenbetrag im Zwangswege von 

den \'erpfii('hteten einzuziehen. 

2) Kann die zu erzwingende Handlung nicht durcli einen Dritten 
geleistet werden — oder steht es fest, dass der Verpliichtete " 
nicht im stände ist^ die aus der Ausführung durch einen 
Dritten entstehenden Kosten zu tragen — <tdex soll eine 
Unterlassung erzwungen werden, so sind die Behörden be* 
rechtigt, Geldstrafen anzudrohen und festettsetzen und zwar: 
a) die Gemeinde- (Guts-) Vorstelier }>is zur Höhe von fünf 
Mai*k; b) die Ortspolizeibehörden und die städtischen Ge- 
meindevorsteher (-Vorstände) in einem Landkreise bis zur 
Höhe von sechzig Maik; c) die Laudräte sowie die Polizei- 
behördoi und Gemeindevorsteher (-VorstSnde) in einem Stadt- 
kreise bis zur Höhe von einhundertnndfünfzig Mark; d) der 
Regierungspräsident bis zur Höhe von dreihundert Mark. 
Gleichzeitig ist nach Massgabe der §§ 28, 29 des Strafpjesetz- 
buchs für das Deutsche Reich die Dauer der Hal't festzu- 
setzen, welche für den Fall des Unvermögens an die Stelle der 
Geldstrafe treten soll. Der Höchstbetiag dieser Haft ist in den 
Füllen zu a = ein Tag, zu b — eine Woche, zu c zwei 
Wochen, zu d vier Wochen. Der AusfOhrung durch einen 
Dritte (Nr. 1), sowie der Festsetzung einer Strafe (Nr. 2) muss 
immer eine scIiriftUche Androhung vorhergehen; in dieser ist, 
sofern eine Handlung erzwungen werden soll, die Frist zu be- 
stimmen, innerhalb welclier die Ausführung gefordert wird. 

3) Unmittelbarer Zwang daii nur augc wendet werden, wenn die 
Anordnung ohne einen sokiien unausführbar ist 

§ 69. Gegen die Androhung eines Zwangsmittels ündea 
dieselben Bechtsmittel statt wie gegen die Anordnungen, um deren 
Durcli.setziing es sich handelt. Die Rechtsmittel erstrecken sich 
zudeiVIt auf diese Anordnungen, sofern dieselben nicht bereits 
Gegenstand eines besonderen Beschwerde- oder Verwaitungsstreit- 
verfahrens geworden sind. 

Gegen die Festsetzung und Ausf&hnmg eines Zwangsmittels 
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findet In allen FlUen nur die Beschwerde im Aufeiehtswege Inner- 
halb zwei Wodien statt 

Haftet rafen, weldie an Stdle einer Geldstrafe nach § 68 Nr. 2 

festp^esetzt sind, dürfen vor eri^'angfcner endgültitror Beschlussfessung 
odei 1 ( < lit^kriittiger Entscheidung auf das eiiifielegte Rechtsmittel, 
bezieiiuügsweise vor Ablauf der zur Einlegung desselben bestuumten 
Frist nicht vollstreckt werden. 

§ 70. Die Bestimmungen des gegenwartigen und des vierten 
Titels finden sinngemSss Anwendung auf die besonderen Beamten 
und Organe, welche zur Beaufeichtigung der Fischerei vom Staate 
bestellt sind (§ 46 des Fischereigesetzes vom 80. Mai 1874, Ge- 
£;et.z-S;imml. S. 197). Bei den Vorschriften des § (> des Gesetzes 
zur Abwi'lt!- und Unterdrückung von N'ieliseucheii vom 25. Juni 1875 
((iesetz-Saiiiüil. S. 3(M> ) behält es mit der Massgabe sein Bewenden, 
dass die Klage im Verwaltungsstreitverfidiren innerhalb einer Frist 
von zwei Wodien anzubringen ist 

§ 71. Gegen die Androhung eines Zwangsmittels seitens der 
Kommissarien für die bischöfliche Vermögensverwaltung (Gesetz 
vom 13. Februar 1878, Gesetz-Samnil. S. 87) findet innerhalb zwei 
Wochen die Beschwer(le an den ülterpräsidenten und gegen den 
von dem Oberpräsidenten auf die Beschwerde erlassenen Bescheid 
innerhalb gleicher Frist die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte 
nach Massgabe der Bestimmungen des § 63 Absatz 3 und 4 statt 
Gegen die Festsetzung und Ausführung des Zwangsmittels findet 
nur die Beschwerde im Aufsichtswege innerhalb zwei Wochen statt 

Sechster Titel. Polizeiverordnungsrecht 

§ 72. Soweit die Gesetze ausdrücküch auf den Erlass be- 
sonderer polizeiOcher Vorschriften (Verordnungen, Anordnungen, 

Reglements etc) durch die Centralbehdrden verweisen, sind die 
Minister befugt, innerhalb ihres Ressorts dergleichen Vorschriften 
für den ganzen Umfang der Monarchie oder für einzelne Teile 
derselben zu erlassen und gegen die Nichtbf'fol-rung dieser Vor- 
schriften Geldstrafen bis zum Betrage von emhundert Mark an- 
zudrohen. 

Die gleiche Befugnis steht zu: 1) dem Minister der dffenir 

liehen Arbeiten in betreff der Übertretungen der Vorschriften der 
Eisenbabnpolizeireglements; 2) dem Minister für Handel und Ge- 
werbe in betreff der zur Regelung der Strom-, Schiffahrts- und 
Hafenpolizei zu erlassenden Vorscliriften, sofern dieselben sich über 
das Gebiet einer einzelnen Provinz hinaus erstrecken sollen. 

Zum Erlasse der im § 367 Nr. 5 des Strafgesetzbuchs für 
das Deutsche Reich gedachten Verordnungen sind auch die zu- 
ständigen Minister bemgt, 

§ 73. Der Oberpräsident ist befugt, gemäss §§ 6, 12 und 
15 des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(Gesetz-Samml. S, 265), beziehungsweise der §§ 6, 12 und 13 der 
\'erurdnung vom 20. September 1867 (Gesetz-Samml. S. 1529) 

Altmanni Urkk. z. braadb.-preBas. Yerfasiiangsgeaeh. II. 18 
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und des Lauenburjrischen (Icsetzcs vom T.Januar ]«S70 (Oftizielles 
Wochenblatt S. für mehrere Kreise, ssofern dieselben verschie- 
denen Regierungsbezirken angehören, für mehr als einen Re^e- 
rimgsbezurk oder für den Umfang der ganzen Provinz gültige 
Polizeivorschriften zu erlassen und gegen die Niclitliefolgung der- 
selben Geldstrafen bis zum Iktrage von sechzig Mark anzudrohen. 
Die p:leiche Befugnis steht dem Regierungspräsidenten für mehrere 
Kreise oder für den Umfang des ganzen Regierungsbezirks zu. 

Die Befugnis der Regierung zum Erlasse von Folizeivor- 
schriften wird aufgehoben. 

§ 74. Die Befugnis, Polizeivorschriften Über GegenstSnde 
der Strom-, Schiffahrts- und Hafenpolizei zu erlassen, steht vor* 
])elialtlich der Bestimmungen dos § 72 Absatz 2 Nr. 2 ausschliess- 
lich dorn Regierungspräsidenten und, wonn die Vorschriften sich 
auf melu* als einen Regierungsbezirk oder auf die ganze Provinz 
erstrecken sollen, dem Obeipräsidenten, soweit aber mit der Ver- 
waltong dieser Zweige der Polizei besondere, unmittelbar von dem 
fiünister für Handel und Gewerbe ressortierende Behörden beauf» 
tragt sind, den letzteren zu. Die Befugnis des Regierungspräsi- 
denton erstreckt sich auch auf den Erlass solcher Polizeivorsdiriften 
für einzehie Kreise oder Teile derselben. Für Zuwiderhandlungen 
gegen diese ^'erordnnngen können (üeldstrafen bis zu sechzig Mark 
angedroht werden. Bei den Vorschriften des Gesetzes vom 9. Mai 
1853 betreffend die Erleichterung des Lotsenzwanges in den Häfen 
und Binnengewässern der Provinz«i Preussen und Pommern (Ge< 
setz-Samml. S. 216) bduilt es mit der Massgabe sein Bewenden, 
da SS an die Stelle der Bezirksregierung der Begierungspräsi- 
dent tritt. 

§ 75. Die gemäss i;?; 73, 74 von dem Oberprasidenten zu 
erlassenden rolizeivorschritteu bedürfen der Zustimmung des Tro- 
vinzialrates, die von dem Regierungspräsidenten zu erlassenden 
Polizeivorschriften der Zustimmung des Bezirksrates. In Fällen, 
welche keinen Aufschub zulassen, ist der Oberpräsident sowie der 
Regierun ^<])räsident befugt, die Polizeivorschrift vor Einholung der 
Zustimmung des Provinzialrates, beziehungsweise des Bezirksrates 
zu erlassen. Wird diese Zustimmung nicht innerhalb drei Mo- 
naten nach dem Tage der Publikation der Polizeivorsclirift erteilt, 
so hat der Oberpräsident, bezi^ungsweise der Regierungspräsident 
die Vorschrift ausser Ki^ zu setzen. 

^5 76. Polizeivorschriften der in den §§ 72, 73 und 74 be- 
/cif hnotoii Art sind unter der Bezeiclmung ..Polizeiverordnung" 
und unter Bezugnahme auf die Bestimmungen des § 72, beziehungs- 
weise der §§ 73 oder 74, sowie in den Fällen des § 73 auf die 
in demselben angezogenen gesetzlichen Bestimmungen durch die 
Amtsblätter derjenigen Bezirke bekannt zu macheu, in welchen 
dieselben Geltung erlangen sollen. 

§ 77. Ist in einer gemäss § 76 verkündeten Polizei Verord- 
nung der Zeitpunkt bestimmt, mit welchem dieselbe in Kraft treten 
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soll so ist der Anfang ilirer Wirksamkeit nach dieser Bestimmung 

zu l)eurteilen; enthält aber die vcrkflndete Poh'/fM Verordnung eine 
solclie Zeitbostiiiiinung nicht, so beginnt die W irksamkeit derselben 
mit dem acliten Tage nach dem Ablaufe desjeni^^en Tages, an 
welchem das betreffende Stück des Amtsblattes, welches die Fo- 
Hzeiverordnimg yerfcllndet, ausgegeben warden ist 

§ 78. Der Landrat ist befugt, unter Zustimmung des Kreis- 
ausschusses nach Mai^gabe der Vorschriften des Gesetzes über die 
Polizei Verwaltung vom 11. März 1850, beziehungsweise der \'er- 
ordnung vom 20. September 1867 und des Lauenburgischen (ie- 
setzes vom 7. Januar 1870 für mehrere Oj-tsi)olizeibezirke oder 
für den ganzen Undaiig des Kreises gültige rolizeivorscliriften zu 
erlassen und gegen die Nichtbefolgung derselben Geldstrafen bis 
zum Betrage von dreissig Mark anzudrohen. 

§ 70. Ortspolizeiliche Vorschriften (§J^ 5 If. des Gesetzes 
vom 11. ^l iiz 1850, beziehungsweise der Verordnung vom 20. 
September lSb7 und des Lauenburgischen liesetzes vom 7. Januar 
1870). soweit sie nicht zum Gebiete der Sicherheitspolizei gehören, 
bedürfen in Städten der Zustiuunung des Gemeinde Vorstandes. 
Vmagt der Gemeindeyorstand die Zustimmung, so kann dieselbe 
auf Antrag der Behörde durch Beschluss des Bezirksrates ergänzt 
Verden. In Fällen, welche keinen Aufschub zulassen, ist die Orts- 
pob'zcibehörde befugt, die Polizeivorsclirift vor Einholung der Zu- 
.stimmung des Gemeintievorstandes zu erlassen. Wird diese Zu- 
stimmung nicht innerhalb vier Wochen nach dem Tage der Pu))li- 
kation der Tohzeivorschrift erteilt, so hat die Behörde die Vor- 
sdirift ausser Kraft zu setzen. 

§ 80. In Stadtkreisen ist die Ortspolizeibehörde befugt, 
gegen die Nichtbefolgung der von ihr erhissenen polizeilichen Vor- 
schriften Geld Strafen bis zum Betrapre von dreissig M:irl< anzu- 
drohen. Im übrigen steht dio Fi t ei hing der Genehmigung zum 
Erlasse üiispolizeilicher \ (usclii iften mit einer Strafandrohung bis 
zum Betrage von dreissig Mark gemäss § 5 der im § 73 ange- 
zogenen Gesetze dem Regierungspräsidenten zu. Ingleichen hat 
der Begierungspräsident über die Art der Verkündigung orts- und 
kreispoUzeilicher Vorschriften, sowie über die Form, von deren 
Beobachtung die Giftigkeit derselben abliängt, zu bestimmen. 

§ 81. Die Befugnis, orts- oder kreispolizeiliche Vorschritten 
ausser Kraft zu setzen, steht dem Regierungspräsidenten zu. Mit 
Ausnahme von Fällen, welche keinen Aufsclmb zulassen, darf 
diese Befugnis nur unter Zustimmung des Bezirksrates aiugettbt 
irerden. Bei der Befugnis des Ministers des Innern, jede (orts<, 
kreis-, bezirks- oder provinzial-) polizeiliche Vorschrift, soweit Ge- 
setze nicht entgegenstehen, ausser Kraft zu setzen (§16 des Ge- 
setzes vom 11. März 1850, § 14 der Verordnung vom 20. Sep- 
tember 1867, beziehungsweise des Lauenburgischen Gesetzes vom 
7. Januar 1870j, beliält es mit der Massgabe sein Bewenden, dass 
^iese Befugnis hinsichtlich der Strom-, Schiflahrts- und Hafen- 

IS» 
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polizeivorschriften (§ 74) auf den Minister für Handel und Ge- 
werbe übergeht. 

Siebenter Titel. Obergangs- und Schlussbestimmungen. 

§ 82. Die Stellvertretung des Regierungspräsidenten bei der 
Regierung kann den gegenwärtig mit derselben betrauten Ober- 
regierungsräten für die Dauer ilires AttiIpc belassen werden. 

4< 8:1 Beamte, welche hei der aut Grund de<^ gegenwärtigen 
Gesetzes emtreteuden Umbilduüg der Verwaltungsbehörden nicht 
verwendet werden, bleiben wülirend eines Zeitraumes von fünf 
Jahren zur Verfügung der zuständigen Minister und werden auf 
einem besonderen Etat geführt. 

Diejenigen, welche während des fünQährigen Zeitraumes eine 
ctatsniässige Anstellung nicht erhalten, treten nach Ablauf desselben 
in den Ruhestand. 

§ 84. Die zur Verfügung der Minister verbleibenden Be- 
amten haben sich nach der Anordnung derselben der zeitweiligen 
Wahmebmung solcher Ämter zu untendefaen, zu deren dauernden 
Übernahme sie verpflichtet sein würden. Erfolgt die Beschäftigung 
anss^iialb des Orts ihrer letzten Anstellung, so erhalten dieselben 
die gesetzmässigen Reisekosten und Tagegelder. 

§ 85. Die zur VerfüLnmg der Minister verbleibenden Be- 
amten erhalten während dfs ini § 83 bezeichneten fünfjälirigen 
Zeitraumes, auch wenn sie wälirend desselben dienstunialiig werden, 
unverkUrzt ihr bisheriges Diensteinkommen und d^ Wohnongs- 
geldzuschuss in dem bisherigen Betrage. Als Verktürzung im ma* 
kommen ist es nicht anzusehen, wenn die Gelegenheit zur Ver- 
waltung von Nebenämtern entzogen wird oder die Beziehung der 
für die Dinistunkosten besonders ausgesetzten Einnahmen mit 
diesen Unkobien selbst wegfällt. An Stelle einer etatsniässig ge- 
währten freien Dienstwohnung tritt eine Mietsentiichädigung nach 
der ServisklasBe des Orts «der letzten Anstellung. 

§ 86. Die nach Ablauf des fünQährigen Z^ntranmes gemäss 
§ 83 Absatz 2 in den Ruhestand tretenden Beamten erhalten eine 
Pension nach den Vorschriften des Gesetzen vom 27. März 1872 
(Gesetz-Samml. S. 268), beziehungsweise des § 6 des Gesetzes 
vom 12. Mai 1873 (Gesetz-Samml. S. 209), jedoch mit der Mass- 
gabe, dass die Pension olme Rücksicht auf die Dauer der Dienst- 
zeit auf ^^80 d6S Diensteinkommens zu bemessen ist. 

§ 87. Den Verwaltungsbeamten, welche zu den im § 2 des 
Gesetzes vom 27. März 1872 (Gesetz-Samml. S. 268) bezeichneten 
Beamten gehören, kann ein Wartegeld bis auf Höhn des in dem 
genannten (»esetze bestimmten Pensionsbetrages gewährt werden. 

§ 88. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Aprü 1881 
in Krait vorbehaltlich der Bestimmungen des § 89. 

Auf die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes b^^tB anhängig 
gemachten Sachen finden in Beziehung auf die Zustftndi^eit der 
B^diörden, das Verfahren und die Zuiässigkeit der Reätsmittel 
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die Bestimmnnf^on clor früheren Gesetze, jedoch mit flon im 
zweiten Titel des gegenwärtigen Gesetzes bezeichneten Abände- 
rungen Anwendung. 

§ 89. In den Provinzen Posen, Schleswig-Holstein, Hannover, 
Hessen-Kassau, Westüsden und der Bhcinprovinz tritt das gegen* 
wSrtige Gesetz erst in Kraft, je nachdem für dieselben auf Grund 
besonderer Gesetze neue Kreis- und Provinzialordnungen erlassen 
sein werden. Der botrcffeiKle Zeitpunkt wird für jede Provinz 
durch Königliche Verordnung bekannt gemacht. Die Bestimmungen 
des § 15 und des § 22 Absatz 1 treten jedoch auch in diesen 
Provinzen mit dem im § 88 Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt in 
Kraft Inwieweit die Bestimmungen der 63 und 64 auf die 
selbständigen Städte in der Provinz Hannover Anwendung finden, 
bleibt der Kreisordnung für diese Provinz vorbehalten. 

§ 90. In jeder Provinz ist noch vor dem Zeitpunkte des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes zur Bildung des Provinzialrats und 
der Bezirksräte in Geniässheit der \'orschriften des gegenwärtigen 
Gesetzes zu schreiten. Die Wahlen zum Provinzialrate sind vor 
den Wahlen zu den Bezirksräten zu vollziehen. 

§ 91. Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen 
Gesetzes werden der fünfte Abschnitt des zweiten Titels, sowie 
die ^§ 2 Absatz 2 und 12ö der Provinzialordnnng vom '29. Juni 
1875 (Gesetz-Samml. S. 335) und die Titel I bis IV, sowie die 
168, 169, 170 Nr. 2, 4 und 5 und der ^ 174 des Gesetzes 
vom 26. Juli 1876, betreffend die Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörden und der Verwaltongsgerichtsbehdrden etc (Gesetz-Samml. 
S. 297) aufgehoben. Ingleichen treten mit dem gedachten Zeit* 
punkte alle mit den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes in 
Widerspruch stehenden Bestimmungen ausser Krut 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Bad Gastein, den 26. Juli 1880. 

Wilhelm. 

Gr. zu Stolberg. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Bitter. 
V. Puttkamer. Lucius. Fnedberg. 

40. Abänderung der Zuständigkeiten des Ministers 

der öffentlichen Arbeiten und des Ministers für 
Handel und Gewerbe. 1890 Marz 26. 

Gesetzsammlung 18!i0, S. 37. 

Wir Willielm von Gottes Gnaden König von Preussen etc 
verordnen mit Zustimmung beider Häuser des I^andtages Unserer 
Monarcliie, was folgt: 

1. Die gesetzlichen Bestimmungen Über die Zuständigkeiten 
des Ministers der dffentlichen Arbeiten werden für den Bereidi 
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der Verwaltung des Berg-, Hütten- und Salinenwesens dahin ab- 
geSndmt, dass der Minister für Handel und Gewerbe an die Stelle 
des Ministers der Öffentlichen Arbeiten tritt 

2. Dieses Gesetz tritt am 1. April 1890 in Kraft 

Urkundlich unter Unserer Höchstoiszeuiiäiidigen Unterschrift 

und beigedrucktem Königlichen Insie-( 1. 

Gegeben Berlin den 26. März 1890. 

Wilhelm. 

V. Gaprivi v. Boetticher; v. Maybach. Frhr. Lucius v. Ballhausen. 
V. Gossler. t. Scholz. Gr. v. Bismarck. Herrfurtk v. Schelling. 

V. Verdy. Frhr. t. Berlepsch. 



41. Landgemeindeordniiug für die sieben östlichen 

Provinzen. 1891 Juli 3. 

Gesetz-SamraluDg 1S91, S. 233—278. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Proiissen ofc 
verordnen unter Zustimmung beider Häuser des Laiuita^^es für 
die Provinzen Ostpreussen, Westpreussen, Brandenburg, Pommern, 
Posen, Schlesien und Sachsen, was folgt: 

Erster TiteL Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Die gegenwärtige Landgemeindeordnung findet in den 
Provinzen Ostpreussen, Westpreussen, Branden biiri:, Pommern, 
Posen, Schlesien und Sachsen hinsichtlich der Landgemeinden und 
selbständigen Gutöbezirke Anwendung. Landgemeinden kann die 
Annahme der Städteordnung und Stadtgemeinden die Annahme 
der Landgemeindeordnung auf ihren Antrag nach Anhörung des 
Kreistages und ProvinziaBandtages dmrdti KönigÜche Verordnmig 
gestattet werden. 

? 2. Die zur Zeit des Inkrafttretens diese« rie^etzes vor- 
handenen Landgemeinden und Gutsbezirke bleiben in ihrer l)is- 
herigen Begrenzung unter den nachfolgenden Massgal)cn bestelKMi : 

1) Grundstücke, welche noch keinem Gemeinde- oder Gutsbezirke 
angehören, sind, sofeacn nicht ihre Eingemeindung in einen 
Stadtbezirk geeignet erscheint, nach Vernehmimg der Be- 
teiligten durch Beschluss des Kieisausscfansses' mit einer 
Landgemeinde oder einem Gut^^bezirke zu vereinigen. Ans 
solchen Grundstücken kann, soweit dies nach ihrem Unifanf^e 
und ihrer Leistungsfaliigkeit angezeigt erscheint, mit K()ni'^- 
hcher Genehmigung ein besonderer Gemein (ie- oder Gutsbezirk 
gebildet werden. 

2) Landgenieinden und Gutsbezirke, welche ihre öffentlich-recht- 
lichen Verpflichtungen zu erfüllen ausser stände sind, können 
durcli Königliche Anordnung aufgelöst werden. Die Regelung 
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der koniniunalen Verhältnisse der Grundstücke derselben er- 
fo\gt narli Massfifabe der \'orschriften in Nr. 1. 
'S) Landgemeinden und (j utbbezirke können mit anderen Gemeinde- 
oder Gutsbezirken nach Anhdnmg der beteiligten Gemeinden 
und Gutsbesitzer, sowie des Kreisausschusses mit Königlicher 
Genehmigung vereinigt werden, wenn die Beteiligten hiermit 
einverstanden sind. Wenn ein Einverständnis der Boteilip:ten 
nicht zu erzielen ist, so ist die Zustimmung derselben, sofern 
das öffentlidie Interesse dies erheischt, im Bescldussverfahren 
durch den Kreisausschuss zu ersetzen. Gegen den auf Be- 
schwerde ergehenden Beschluss des Beziricsaussdiusses steht 
den Beteiligten und nach Massgabe des § 123 des Gesetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
((lesetz-Sainml. S. 195) dem Vorsitzenden des Bezirksaus- 
schusses die weitere Beschwerde an den Provinzialrat zu. 
Erachtet der Oberi)räsidcnt das ötTentliche Interesse durch 
den Beschluss des Provinzialrats für gefährdet, so steht dem- 
selben in der gleichen Weise (§ 123 a. a. 0.) die Beschwerde 
an das Staatsministerium o£fen. Der mit Gründen zu ver- 
sehende Beschluss des Staatsministeriums ist dem Oberprlsi- 
denten behufs Zustellung an die Beteiligten zuzufertigen. 
Unter den gleichen Voraussetzung<'n und in der gleichen 
Weise können Gutsbezirke in Landgemeinden und Landge- 
meinden in Gutsbezirke durch Königlichen Erlass umgewandelt 
werden. Wird eine leistungsunföhige Gememde einem leistungs- 
fthigen Gutsbezirk zugelegt, so bleibt letzterer als solcher be- 
stehen, sofern der Gutsbesitzer dies beantragt 

4) Die Abtrennung einzelner Teile von einem Gemeinde- oder 
Gutsbezirke und deren Vereinigung mit einem anderen Ge- 
meinde- oder (lUtsbezirke kann, wenn die beteiligten Ge- 
meinden und Gutsbesitzer sowie die Besitzer der betreffenden 
Grundstücke einwilligen, oder wenn beim Widerspruche Be- 
teiligter das öffentliche Interesse es erheischt, durch Beschluss 
des Kreisausschusses erfolgen. Gegen den auf Beschwerde 
ergehenden Beschluss des Bezirksausschusses steht den Be- 
teiligten und dem \'orsitzenden des Bezirksausschusses die 
weitere Beschwerde an den Provinzialrat und gegen den Be- 
schluss des Provinzialrats dem Oberpräsidenten die fernere 
Beschwerde an das Staatsministerium nach Massgabe der Nr. 3 
offen. Soll aus den abgetrennten Grundstücken ein neuer 
Gemeinde- oder Gutsl)ezirk gebildet werden, so ist die König- 
liche Genehmigung erforderlich. 

5) Ein öffentliclios Interesse im Sinne der Nr. 3 und 4 ist nur 
dann als vorhegend anzusehen, a) wenn Landgemeinden oder 
Gutsbezirke ihre öffentlich-rechtlichen Verptiichtungen zu er- 
füllen ausser stände sind. Bei Beurteilung dieser Frage sind 
Zuwendungen, welche Gemeinden und Gutsbezirken vom Staate 
oder grösseren Kommunalverbänden zustehen, nicht als be- 
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stimiiioTH] zu erachten; b) wenn die Zersplitterung einos Guts- 
bezirks oder die Bildung von Kolonien in einem Guts bezirke 
die Abtrennung einzelner Teile desselben oder dessen Um- 
wandlung in eine Landgemeinde oder dessen Zuscblagung ssu 
einer oder mehreren Landgemeinden notwendig macht, c) wenn 
infolge örtlich verbundener Lage mehrerer Landgemeinden oder 
von Oiitsbezirkeii oder Teilen derselben mit Landgemeinden ein 
erheblif^lier Widerstreit der kommunalen Interessen entstanden 
ist, de.^öen Ausgleieliuiiji; aucli dureh Bildung von Verbänden 
im Sinne der §^ 128 it. nicht zu erreichen ist 

6) Die vorstehenden Bestimmungen finden in den Fällen, in 
welchen es sich nm die Vereinigung einer Landgemeinde oder 
eines Gutsbezirks mit einer Stadtgemeinde, um die Abtrennung 
einzelner Teile von einem Stadtbezirke und deren Vereini- 
gung mit einem Landgemeinde- oder Gutsbezirke, sowie um 
die Abtrennung einzelner Teile von einem Landgemeinde- 
oder Gutsbezirke und deren Vereinigung mit einem Stadt- 
bezirke handelt, sinngemässe Anwendung mit der Massgabe, 
dass an die Stelle d^ B^chlussfassung des Kreisausschusses 
nach erfordertem Gutachten des Kreistages die Beschluss- 
fassung des Bezirksausschusses tritt. 

7) In den vorstehend bezeichneten, der Köni|ili( In n (ienehmi- 
gung unterliegenden Fällen ist vor deren Erwirkung der Be- 
schluss des Kreisausschusses, des liezirksausschuöses oder des 
Provinzialrats, sowie das Gutachten des Kreistages den Be< 
teiligten mitzuteilen. 

8) Jede Bezirksveränderung ist durch das Begierungsamtsblatt 
zu veröffentlichen. 

§ 3. t'ber die infolge einer Veränderung der Grenzen der 
Landgf iiiciiHlcn und Gutsbezirke notwendig werdende Auseinander- 
setzung zwischen den Beteiligten beschliesst der Kreisausschuss, 
soweit aber hierbei Stadtgemeinden in Betracht kommen, der Be~ 
zirksausschuss, vorbehaltlich der den Beteiligten gegen emander 
zustehenden Klage im Verwaltungsstreitverfehren bei diesen Be- 
hörden. Bei dieser Auseinandersetzung sind erforderlichenfalls 
Bestimmungen zur Ausgleichung der öffentlicli-reclitliclien Literessen 
der Beteiligten zu treffen. Insbesondere können einzelne Be- 
teiligte im Verhältnis zu anderen Beteiligten, welche lur gewisse 
kommunale Zwecke bereits vor der Veremigung fOr sich allein 
FQrsorge getroffen haben oder solche Beteiligte, welche vorwiegend 
Lasten in die neue Gemeinsdiaft bringen, zu Vorausleistungen 
veqiflichtet werden. Auch kann, wenn eine Gemeinde oder der 
Besitzer eines Gutsbezirks durch die Abtrennung von Grundstücken 
eine Erleichterung in öffentlich-reclitlichen Yerptiichtuugen erfahrt, 
der Gemeinde, welcher, oder dem Gutsbezirke, welchem jene 
Grundstücke einverleibt werden, femer der neuen Gemeinde oder 
dem neuen Gutsbezirk, welche aus letzteren gebildet werden, eine 
Beihfilfe zu den ihnen durch die Bezirksverftnderung erwachsenden 
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Aiispraben bis zur TTöhe des der anderen Gemeindo oder dorn 
Gutfel»ositzer dadurch cntstcliondeii Vorteils zugebilligt werden. 
Im Falle der Vereinigung von Gemeinden geht das Vermögen 
derselben auf die neagebUdete GemeiDde über. 

§ 4. Streitigkeiten fiber die bestehenden Grenzen der Ge- 
meinde- und Gutsbezirke, sowie über die Eigenschaft einer Ort- 
schaft als Landgcnieinde oder eines Gutes als selbständigen Guts- 
bezirks unterlieizen der Entscheidung des Kreisausschusses; soweit 
hierbei Stadtgemeinden in 15etracbt koniiiien, des Bezirksauschusses. 

Diese Behörden beschliessen vorläufig über die im ersten 
Absätze bezeichneten Angelegenheiten, sofern das öffentliche Inter- 
esse es erheischt Bei dem Beschlüsse behält es bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung im Verwaltungsstreitver&hren sein Be- 
wenden. 

Zweiter TiteL Landgemeinden. 
Erster Absdmitt Rechtliche Stellung der Landgemeinden. 

§ 5. Landgemeinden sind öffentliche Körperschaften ; es steht 
ihnen das Recht der Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes zu. 

§ 6. Die Landgememden sind zum Erlasse besonderer statu- 
tarischer Anordnungen über solche Angelegenheiten der Gemeinde, 
hinsichtlich deren das Gesetz N'erschiedt nliritt n gestattet oder auf 
ortsstatutarische llegelung verweist, sowie über solche Angelegen- 
heiten, deren Gegenstand nicht duich Gesetz geregelt ist, befugt. 

Die statutarischen Anordnungen bedürfen der Genehmigung 
des Kreisausschnsses. 

Zweiter Abschnitt. Gemeindeangehörige, deren Kechte 

und Pflichten. 

§ 7. Angehörige der Landgemeinde sind mit Ausnahme der 
nicht angesessenen servisberechtigten MOitftrpersonen des aktiven 
Bienststandes diejenigen, welche innerhalb des Gemeindebezirks 
einen Wohnsitz haben. Einen Wohnsitz im Sinne dieses Gesetzes 
hat jemand an dem Orte, an welchem er eine Woliniing unter 
rmständen inne liat, die auf die Absicht dauernder Beibehaltung 
einer solchen schliessen lassen. 

§ 8. Die Gemeiüdeaiigehörigen sind zur Mitbenutzung der 
öffentlichen Einrichtungen und Anstalten der Gemeinde nach 
Massgabe der für dieselben bestehenden Bestimmungen berechtigt 
und zur Teihialime an den Gemeindeabgaben und Lasten naä 
den Vorschriften dieses Gesetzes verpfiichtet. 

§ 0. Auf lU'schwerden und Einsprüclie. lictrptTpiid (las 
Recht der Mitbenutzung der öffentlichen Gcmeindeiiii-^talteii, be- 
schliesst der Gemeindevorsteher (Gemeindevorstand). Gegen den 
Beschluss findet die Klage im Verwaltung8Streit?er&hren statt 
Die Beschwerden und die Einsprfiehe, sowie die Klage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 
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§ 10. Soweit die Einnahmen aus dem Gemeindevenuöfjen 
nicht hinreichen, um die durch das Bedürfnis und die Verptiich- 
tungen der Gemeinde erforderten Geldmittel zu beschaffen, kann 
deren Aufbringung durch direkte oder indirekte Gemeindeabgaben 
erfolgen. 

§ 11. Die Verteilung der auf das Einkommen gelegten 
direkten Gemeindeabgaben darf nach keinem anderen Massstabe 
als nach dem Verhältnisse der von den Gemeindeangehöri^^en zu 
enti'ichtenden Staatseinkommensteuer und zwar nur durcli Zu- 
schläge zu der letzteren erfolgen. Den Gemeinden verbleibt die 
Befugnis, die Erhebung besonderer direkter Gemeindeabgaben 
nach dem Gesetsse, betreifend Ergfinzung und Abänderung einiger 
Bestimmungen über Erhebung der auf das Einkommen gelegten 
direkten Kommunalabpaben vom 27. Juli 1885 ((H sftz-Samml. 
S. 827) zu beschliessen. Sonstige direkte Genieindeabgal)en können 
nur entweder als Zuschläge zu den Staats^teuern (Grund-, Ge- 
bäudesteuer und Steuer vom Betriebe stehender Gewerbe) oder 
als besondere Gemeindeabgaben vom Grundbesitsse und von dem 
Betriebe aller oder einzelner stehender Gew^e erhoben werden. 

§ 12. Zuschläge zur Staatseinkommensteuer und besondere 
direkte Gemeindcabgaben nach dem Gesetze vom 27. Juli 1885 
dürfen nicht ohne gleichzeitige Heranziehung der Grund- und Ge- 
bäudesteuer sowie der Gewerl)esteuer oder Einführung besonderer 
direkter Gemeindeabgaben vom Grundbesitze und Gewerbebetriebe 
erhoben werden. Ebenso darfen Zuscfalftge zur Grund- und Ge- 
bäudesteuer, sowie zur Gewerbesteuer oder besondert (lit < kte Ge- 
meindeabgaben vom Grundbesitze und Gewerbebetiiebe nicht ohne 
gleichzeitige Heranziebun-j: der Staatseinlxommensteuer erhoben 
werden. Die Heranzieliung der einzelnen ISteuerprattungen nach 
verschiedenen Prozentsätzen ist zulässig. Die Grund- und Ge- 
bäudesteuer, sowie die drei obersten Klassen der Steuer vom Be- 
triebe stehender Gewerbe sind jedoch bei der Gemeindebesteuenmg 
mindestens mit der Hälfte und höchstens mit dem vollen Betrage 
desjenigen Prozentsatzes heranzuziehen, mit welchem die Staats- 
ei »iko^innensteuer belastet wird. Im Falle der Krliebung besonderer 
Gemeindeabgaben vom Grundbesitze ist deren Prozentverhältnis 
zur Staats-Grund- und Gebäud(s euer der A'erteilunj^ der Genieinde- 
abgaben nach den vorstehenden Bestimmungen zum Grunde zu 
legen. Ausgeschlossen von der Heranziehung bleibt die Steuer 
vom Gewer] »ebetriebe im Umherziehen. Bis zum 1. April 1893 
treten an Stelle der drei ersten Klassen der Gewerbesteuer in Ab- 
satz 2 die Klassen AI iin<! All der seitherigen Gewerbesteuer. 

§ 18. (iemein(leab|:(abepüichtige mit einem Emkommen von 
nicht mehr als 900 Mark k(»nnen zu den GemeiruleabjLiaben heran- 
gezogen, jedoch unter Zubtiiunumg des Kreisausschusses davon 
ganz freigelassen oder dazu mit einem geringeren Prozentsatze 
als Personen mit einem höheren Einkommen herangezogen werden. 
Die Freilassung der GemeindeabgabepHichtigen von (^meindeab- 
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gaben muss erfolgen, wenn dieselben hu Wege der öffentlichen 
Armenpflege eine fortiaufende Unterstützung erhalten. Soweit 
hiernadi eine Heranziehung von Personen mit einem Einkommen 
von nicht mehr als 900 Mark stattfindet, erfolgt deren \'eranlagung 
zu den auf das Einkommen gelegten direkten Gemeindeabgaben 
auf Grund nachstehender fingierter Steuersätze: bei einem .Tahres- 
eiükommen bis einschliesslich 420 Mark beträgt die Jaluessteuer 
*/5 Prozent des ermittelten steuei Pflichtigen Einkommens bis zum 
Höch8tbetrage von 1^0 Mark^ bei einem Jahreseinkommen von 
mehr als 420 Mark bis 660 Mark beträgt die Jahressteuer 2,40 Mark 
und bei einem solchen von mehr als 660 Mark bis 900 Mark be- 
trägt dieselbe 4 Mark. * 

§ 14. Sofern es sicli inn Genieindeeinriclitungen handelt, 
welche in besonders hervorrageinleiii oder in besonders geringem 
Masse einem einzelnen Teile oder einzelnen abgesondert belegenen 
Grundstücken des Gemeindebezirks oder einer einzelnen Klasse 
von Gemeindeangehörigen zu statten kommen, kann von der Ge- 
meinde eine Mehr- oder Minderbelastung des betreifenden Teiles 
des Gemeindebezirks oder der betreffenden Klasse von Gemeinde- 
anfiehorigen in Ansehung des zur Herstellung und Unterhaltung 
solcher Einrichtungen erforderlichen Bedarfes nach Abzug des 
etwaigen Ertrages derselben besc^hlossen werden. 

§ 15. Die Landgemeinden sind zur Erhebung indirekter 
Gemeindeabgaben innerhalb der durch die Reichsgesetze gezogenen 
Grenzen bereditigt Unberührt bleibt die Bestmimung des § 2 
Absatz 3 des Gesetzes, betreffend die Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtsteuer, vom 25. Mai 1873 (Gesetz-Samml. S. 222). 

§ 16. Die Geuelunigun^ des Kreisausschusses ist erforder- 
lich: 1) zur Erhebung von Zuschlägen zu den direkten Staats- 
steuern, wenn der Zuschlag entweder 100 Prozent derselben über- 
steigt oder nicht nadi gleichen Sätzen auf die einzelnen Steuer- 
gattungen verteilt werden soll, 2) zur Erhelräng besonderer direkter 
Gemeindeabgaben, 3) zu Gemeindeb€«chlüssen, durch welche be- 
sondere direkte oder indirekte Genioindeahi^aben in ihren Grund- 
sätzen verändert werden, 4) zur Kinführung indirekter Gemeinde- 
abgaben, 5) zur Mehr- oder Minderbelastung einzelner Teile des 
Geraeindebezirks oder einzelner ivlassen der Gemeindeangehörigen. 

§ 17. Die Landgememden sind berechtigt, als Entgelt fttr 
die Benutzung der von ihnen zu öffentlichen Zwecken bereit ge- 
haltenen Einrichtnngen und Anstalten und gewährten Leistungen 
eine mit Genehmigung des Kreisausschusses festzusetzende Abgabe 
(Gebuhr) zu erheben. 

§ 18. Die CienieindeabgabepÜichtigen küuüen durch Ge- 
meindebeschluss zur Leistung von Diensten (Ilaud- und Spann- 
diensten) verpflichtet werden. 

Daraber, ob diese Dienste in Natur zu leisten oder behufs 
Festsetzung des Leistungsverliältnisses in Geld abzuschätzen sind, 
hat die Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) Beschluss zu 
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fassen. Dieser Beschliiss unterließ der fienehTnipnin«? des Kreis- 
aussdui-<es, wenn eine T^nnvandluiig in (Jehl nicht für deu ein- 
zelnen iali, sondern allyeiiiein beschlossen wird. 

Bei Leistung der Bienete in Natnr sind die Spanndienste 
ausschliesslich von den gespannhaltenden Grundbesitzern nach dem 
Verhältnisse der Anzahl der Zugtiere, welche die Bewirtschalbing 
ihres Grundcipcntiims erfordert, die Ilanddienste dafjejron von 
sämtlichen liemeindeal)j^al)ei>tiicliti^^en, soweit solche nicht von 
Natiiraldiensten nach dem Gesetze befreit sind, gleichheiüich zu 
leisten. 

Ob und inwieweit hierbd den gespannhaltenden Grundbe- 
sitzern die ihnen obliegenden Spanndienste auf das Mass der auf 

sie entfallenden Handdtenste anzurechnen sind, bestimmt sich nach 
den hierüber getroffenen vertragsmässi^ren oder statutarischen Fest- 
setzunrjen oder dem Herkommen. Im Zweifelsfalle wird vermutet, 
dass jene Besitzer nur bei solchen Arbeiten, bei weichen zugleich 
Spanndienste vorkommen, von den Handdiensten befreit sind. 

Wurd die Abscbtttzung der Dienste in Geld beschlossen, so 
erfolgt die Verteilung auf die Gemeindeabgabepflichtigen nach dem 
Massstabe der direkten Gemeindeabgaben oder, fallR solche nicht 
erhoben wwden, der direkten Staatsstenern mit der Mass^'abe. da^s 
es letzterenfalls der Gemeinde überlassen bleibt, auch (lie Heran- 
ziehung der im § 1 des Gesetzes vom 27. JuU 1885 bezeichneten 
Personengesamtheiten, juristischen und physischen Personen nach 
einer den Vorscbriftcai dieses Gesetzes entsprechenden fingierten 
Veranlagung zu beschliessen. 

Abweichungen von dieser Verteilungsart bedürfen der Ge- 
nehm ijrung des Kreisansschusses. 

Die Dienste können mit Ausnalime von Notfällen durch 
taugliche Stell Vertreter abgeleistet werden. 

Zur Leistung von Diensten (Hand- und Spanndiensten), so- 
weit nicht deren Abschätzung in GM beschlossen ist, können auch 
die gemäss § 13 von der Heranziehung zu den Gemeindeabgaben 
ganz oder teilweise freigelassenen Ciemeindeabgabepilichtigen nach 
Massgabe der Ik'stimnninjr des Absatzes .'5 berangezojren werden. 

§ 19. In Ansehun<x der Aufbringung der (iemeindefiiiL'^aben 
und Dienste stellt aus (iründen des öffentlichen Interesses gegen 
den uui Beschwerde ergehenden Beschluss des Bezirksausschusses 
dem Vorsitzende des letzteren die Einlegung der weiteren Be- 
schwerde an die Minister des Innern und der Finanzen zu. 
Hierbei finden die Bestimmungen des § 123 des Gesetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Gesetz- 
Samml. S. 19")) Anwendung. 

Die Genehmigung von Gemem(lel)escliiüsM'ri, durcli welche 
besondere direkte oder indirekte Gemeindeabgaben neu eingeführt 
oder in ihren Grundsätzen verändert werden, bedarf der Zu- 
stimmung der Mmister des Innern und der Finanzen. 

§ 20. Die Landgemeinden sind berechtigt, über die Auf- 
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briDguüg der Gemeindeabgaben und Dienste Gemeindeunilage- 
ordüuügen zu beschliessen, welche der Genehmigung des Kreis- 
anssdinsses mit der auB dem letzten Absätze des § 19 folgenden 
Massgabe bedürfen. In denselben können Ordnongsstrafen gegen 
Zuwiderhandlungen bis auf Höhe von zehn Mark angeordnet werden. 

§ 21. Wo solche rif^ineindeumlageordnungen nicht bestehen, 
haben die Landgemeinden bis zum Ablaufe der ersten drei Monate 
des Steuerjahrcs über die Verteilung der direkten Gemeindeabgabea 
Beschluss zu fassen. 

Kommt bis dahin ein gültiger Beschluss nicht zu stsrnde, so 
werden f&r dieses Steueijahr die direkten Gemeindeabgaben gemäss 
12 auf die Staatseinkommensteuer unter Mitheranziehung der 
rund- und Gebäudesteuer, sowie der drei obersten Klassen der 
Gewerbesteuer in dem dort bezeichneten Mindestbetniire verteilt. 

Der hiemach zur Anwendung gelangende Mab.^bl.il) behält 
auch für die folgenden Jahre Geltung, sofern nicht bis zum Ab- 
laufe der ersten drei Monate des Steueijahrea ein anderweiter 
gQltiger Gemeindebeschluss zu stände kommt 

§ 22. Den direkten persönlichen Gemeindeabgaben unter- 
liegen: 1) alle Personen, welche m der Gemeinde ihren Wolinsitz 
haben. '2) Al<tiengesellscliaftcn, KonimanditgeBellschaften auf Aktien, 
Berggewerkschaften, eingetragene Genossenschaften, deren (ie- 
schäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mitglieder huiausi^ciiL, juristische 
Personen, der Staatsfiskus und Forensen unter den in dem Gesetze 
vom 27. Juli 1885 bezeichneten Voraussetzungen. Personen, 
welche in dem Gemeindebezirke einen die Daner von drei Monaten 
übersteigenden Aufenthalt nehmen, können gleich den Gemeinde« 
angehörigen zu den Gemeindela^ten herangezogen werden. 

§ 23. Den auf den Grundbesitz gelegten Gemein deabgal)on 
unterliegen die innerhalb des Gemeindebezirks belegenen Grund- 
stücke und Gebäude, sowdt dieselben nidit nach § 26 von diesen 
Abgaben befreit sind. 

§ 24 Den vom Gewerbebetriebe zu entrichtenden Gemeinde- 
abgaben unterliegen die innerlialb des Gcnieindebezirks betriebenen 
stehenden Gewerbe. Erstreckt sich der Betrieb eines Gewerbes 
auf mehrere Gemeindebezirke, so erfolgt die Besteuerung nach 
Massgabe des auf jeden der Bezirke entfallenden Teiles des Betriebes. 

§ 25. In Ansehung der Vermeidung von Doppelbesteuerungen 
des Einkommens kommen die Bestimmungen der §3 7 bis 11 des 
Gesetzes vom 27. Juli 1885 zur Anwendung. 

§ 26. Die von der Staats-Grund- und Gebäudesteuer be- 
freiten Liegenschaften und Gebäude können zu den auf den Grund- 
besitz gelegten Genieindeabgaben nur nach Massgabe der Kabinets- 
ordre vom 8. Juni 1834 (Gesetz-SaiiiuiL S. 87) herangezogen 
werden. Die Dienstgrundstadce der Geistlichen, Kirehendiener 
und Volksschullehrer sind von den Gemeindeauflagen befreit 

§ 27. Die auf einem besonderen Bechtstitel beruhenden 
Befreiungen einzelner Grundstücke von den Gemeindeabgaben 
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bleiben in ilireni bislieri^jmi üinfan^ro fortbestehen. Die Landprc- 
meinden sind jedoch bererhti<it, (Hese Befreiunf^en durch Zabliini^ 
des zwanzigfachen Jahreswertes derselben nach dem Durchscimitte 
der letzten zehn Jahre vor dem 1. Januar desjenigen Jahres, in 
wdchem die Ablösung besehloesan wird, abzulösen. Steht ein 
anderer Entschädigungsmassstab fest, so hat es hierbei sein Bewenden. 

§ 28. Besitzer selbständiger Gttt^, welche für ursprünglich 
bäuerhche, zu ihren Gütern eingezogene, der örtlichen Lage nach 

aber gej^en^värtig nielit nielir erkennljare Grundstücke (wüste 
Hufen) der Gemeindeabgabeptlicht in einer Landgemeinde unter- 
liegen, liaben die von ihnen bisher entrichteten Gemeindeabgaben 
und Lasten in dem Betrage, wie derselbe sich in dem Durch- 
schnitte der letzten fünf Jahre vor dem Inkrafttreten des gegen- 
wärtigen Gesetzes unter Weglassung des höchsten und des 
niedrigsten Jahresbetrages berechnet, entweder fortzuleisten oder 
durch Zahlunfj? des zwanzigfachen Jahreswertes dieses Betrages 
abzuirison. Im Fall des Streites ist zum Zweck einer billigen 
Ausgleichung wie im § 3 zu verfahren. 

§ 29. Die Geistlichen und Volksschullehrer bleiben bezüg- 
lich ihres Dicustcinkoinniens einschliesslich des Ruhegehaltes von 
den direkten persönlichen Gemeindeabgaben, sowie von allen per- 
sönlichen Gemeindediensten, soweit dieselben nicht auf ihnen ge- 
hörigen Grundstücken lasten, befreit, Kirchendiener nur insoweit» 
als ihnen solche Befreiungen bisher zugestanden haben. 

§ 30. Hinsichtücli der Heranziehung der im Dienste befind- 
lichen, der in den einstweiligen Ruhestand versetzten und der 
pensionierten Reichsbeamten, de]- iin?nittelbaren und mittelbaren 
Staatsbeamten, der hinter))liebuiieii Witwen und Waisen dieser 
Beamten zu den Gemeindeabgaben, sowie hinsichtlich der neben 
dem Gesetze vom 29. Juni 1886 stattfmdenden Gemeindebesteue- 
rung von Militäipersonen kommen die bezüglichen Vorschriften 
dos (lesetzes vom 11. Juli 1822 (Gesetz-Samml. S. 184) in Ver- 
bindung mit der Deklaration vom 21. Januar 1829 (Gesetz-Samml. 
S. 9) und der Kabinetsordre vom 14. Mai 1832 (Gesetz-Samml. 
S. 145) mit Auss( lilus8 des Schlusssatzes des § 8 das erster\YäJmten 
Gesetzes und des auf diesen Schlusssatz bezüglichen Teiles der 
zuletzt erwähnten Kabinetsordre zur Anwendung. Im übrigen be- 
wendet es wegen der Heranziehung von Miliärpersonen zu Ab- 
gaben für Gemeindezwecke bei den Bestimmungen des Gesetzes 
vom 29. Juni 1886 (Gesct/ Samml. S. 181). Die Beamten und 
Militärpersonen sind von i)ersönlichen Gemeindediensten frei. Sind 
sie jedoch Besitzer von (Irundöiucken oder betreiben sie ein stehen- 
des Gewerbe, so haben sie die mit diesem Grundbesitze oder Ge- 
werbe verbundenen Dienste entweder selbst oder durch Stellver- 
treter zu leisten. 

§ 81. Alle übrigen persdnlichen Befreiungen sind aui^hoben. 
§ 32. Von Verbrauchsabgaben bleiben nur MilitSr^eiseein- 
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lichtun^en und ähnliche MÜitäranstalten in dem bisherigen Um- 
fange befreit. 

§ 88. Die Abgabepfliclit beginnt und erlisriit, -'nveit es >k\\ 
um Zuschläge zu den direkten Staatssteuern liaudelL, lüi alle die- 
jenigen, welche zur Entrichtung der Prinzipalstettera verpflichtet 
sind, mit dem Tage, mit welchem die Verpflichtung zur Zahlung 
der letzteren beginnt ' oder erlischt. Beim Wechsel des Wohn- 
sitzes erlischt die Abgabepflicht an dem Orte des Abzuge« mit 
dem Ende des Monats, in welchem der Abzug stattfindet, und be- 
ginnt an dem Orte des Anzuges mit dem ersten Tage des auf 
den Aiizug iulgendeu Monats. 

Hinsichtlich der Zuschläge zu fingert veranlagten Prinzipal- 
steuersätzen sowie der sonstigen Gemeindeabgaben beginnt die 
Abgabepflicht: a) für diejenigen, welche in dem Gemeindebezirke 
wohnen, mit dem ersten Tage des auf die Begründung ihres Wohn- 
sitzes folgenden Monats, b) für solche Personen, welche, ohne einen 
Wolmsitz im Gemeindebezirke zu begründen, sich flaselbst nur 
aufhalten, erst nach i^biauf des dritten Monats umi zwar mit dem 
ersten Tage des auf den letzteren folgenden Monats, jedoch mit 
des Mass^übe, dass sie auch für die abgelaufenen drei Monate die 
Abgabe nachzuentrichten halben, c) bei Aktiengesellschaften, Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien, Hergge werkschaften, eingetragenen 
(jenossenscbaften, deren Geschäftsbetrieb über den Kreis ilirer 
Mitglieder hinausgeht, juristisclien Personen, dem Staatsiiökus und 
Forensen mit dem ersten Tage des auf den Erwerb ihres Grund- 
eigentums oder den Beginn ihres Pacht-, Gewerbe- oder Bergbau- 
betriebes in dem Gemeindebezirke folgenden Monats. 

Die Beitragspflicht zu den im Absatz 2 bezeichneten Ge- 
meinfleabgaben erlischt: 1) durch den Tod des zur Steuer Ver- 
anlagten mit dem Ende des Monats, in welchem der Tod erfolgt 
ist, 2) durch das Aufgeben des Wohnsitzes oder Aufentiudts bei 
rechtz( itiger Anzeige mit dem Ende des Monats, in welchem der 
Abgabepflichtige den Wohnsitz oder Aufenthalt thatsächlich auf- 
gegeben hat, andemfells mit dem Ende des darauf folgenden 
Monats, 8) bei den unter c bezeichneten Beitragspflichtigen durch 
die Veräusserung des (inmdeigentums oder flie Aufgabe des Paclit- 
( Jewerbe- oder Bergbaui M triebes mit dem Ende dos Monats, in 
welcliem dieselbe erfolgt ist. 

§ 84. Die Bekanntmachung der Gemeindeabgaben erfolgt 
durch den Gemeindevorsteher: 1) insoweit es sich um Zuschläge 
zu den direkten Staatssteuem handelt, a) an die innerhalb des 
Gemeindebezirks zu diesen Steuern veranlagten und in demselben 
wohnenden Pflichtigen. f]vrm Piinzipalsteuersatz imverändert der 
ErheV)un'j; des Ziist hhiges zum (irunde gelegt wird, durch orts- 
übliche Bekaiuitinachung der zur Erhebung gelangenden Zuschlags- 
prozentsätze, b) an alle übrigen Pflichtigen durch besondere Mit- 
teilung des von ihnen nach Massgabe der Veranlagung an die 
Gemeinddeasse zu entrichtenden Jahresbetrages, 2) insoweit es sich 
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um besondere direkie (iemeindeabgaben handelt, durch Au^leuunj? 
der bezüglichen Hebeliste wälirend eines zweiwöchigen Zeitiuuuies 
in emem oder mehreren in ortsflblicher Weise zur öffentlichen 
Kenntnis zn bringenden BSumra des Gemeindebedrks und an die 
nicht in dem Gemeindebezirk wohnenden Pflichtigen durch be- 
sondere Mitteilung. In den Fällen zu la und 2 kann durch Ge- 
nieindebeschliiss an Stölln der daselbst vorgeschriebenen Art der 
Bekanntmachung eine besondere Mitteilung des zu zahlenden 
Jahi'esbetrages au jeden einzelneu Pflichtigen angeordnet werden. 

§ 35. Nach erfolgter Bekanntmachung ist der Abgabebetrag 
in den ersten acht Tag^ eines jeden Monats und, sofern die Er- 
hebung in mehrmonatHchen Baten dorcfa Gememdebeschluss ange- 
ordnet wird, in den ersten acht Tagen des Heberaonats zu ent- 
richten. Die (Jeineindcversammlnng ((iemeindevertretuntr) ist be- 
rechtigt, für jeden Hebemonat einen bestinuiitpii Steuererhebuiigs- 
tag festzusetzen. Dem Pflichtigen ist die \ orausentrichtung für 
einen längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage gestattet 

§ 36. Die baren Gemeindeabgaben nnd die Gebühren unter- 
liegen im Falle nicht rechtzeitiger Entrichtung der Beitreil ir m im 
Verwaltungszwangsverfahren gemäss der Verordnung vom 7. Sep- 
tember 1879 (G^sot7-S;iuniil. S. 591). Wo Naturaldienste zu leisten 
sind, ist der Gemeindevorsteher bei Sauiiuus der Ptlichtigen be- 
fugt, die Dienste durch Dritte leisten und die entstehenden Kosten 
von den ersteren im Verwaltungszwangsverfehren beitreiben zu 
lassen. 

§ 37. Beschwerden und Einsprüche gegen die Heranziehung 
oder die Veranlagung zu den direkten Gemeindeabgaben sind 
innerhalb drei Monaten vom Ta^^e fler Bekanntmachung der zur 
Erhebung gelftngendeu Zuschlagsprozentsätze, der lienachrichtigung 
über den zu entrichtenden Abgabebetrag oder der beendeten Aus- 
legung der Hebeliste (§ 34) ab gerechnet, und Ansprflche auf 
Zurfickzafalung zuviel ernobener indirdcter Gemeindeabgaben sind 
binnen Jahresfrist, vom Tage der Versteuerung ab gerechnet, bei 
dem Gemeindevorsteher anzubringen. Bezüglich der Nacliforderung 
von Gemein(leal)gaben und der VorjälininL'' der Rückstände finden 
die hinsicbtlirli (Um- Staatssteueru geltenden Bestimmungen sinn- 
gemässe Anwüüiiung. 

§ 38. Auf Beschwerden und Einsprtlche, betreffend die 
Heranziehung oder die Veranlagung zu den Gemeindelasten, be- 
schliesst der Gemeindevorsteher. Gegen den Beschluss findet die 
Klage im Verwaltungsstreitverfalireii statt. Der Entscheidung im 
Verwaltungsstreitverfaiu'eu unterlit ;L':on finsgleichen Streitigkeiten 
zwischen Beteiliüten über ihre in dem ötfentUchen Rechte be- 
gründete Verptiiciiiung zu den Gemeindelasten. Einsprüche gegen 
die Höhe von Gemeindezuschlägen zu den direkten Staatssteuern, 
welche sich gegen den Prinzipalsatz der letzteren richten, sind 
unzulässig. Die Ermässigung des Prinzipalsatzes (§ 34 la) hat 
die Ermässigung der Gemeindezuschlfige von selbst zur Folge. 
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Die Bescliweitleii und die Eiiispi üche, sowie die Klage haben 
keine anfßchiebende Wirkung. 

Dritter Abschnitt Gemeindeglieder, deren Rechte und Pflichten. 

§ 39. Gemeindeglieder sind alle GemeindeangehÖrigco, welchen 
das Gemeinderecht zusteht. 

Eine Liste der Oeiiicindeglieder, welche deren nach § 41 er- 
forderlirhe Eigenschaften nachweist, und der sonstigen Stimm- 
bercchtigteu (j5 45) wird von dem Gemeindevorsteher geführt und 
alijährlich im Monate Januar berichtigt. 

§ 4U. Das Gemeinderecht umlädst: 1) das Recht zur Teil- 
nahuie au dem Stimmrechte in der Gemeindeversamudung oder, 
wo die letztere durch eine gewählte Gemeindevertretung ersetzt 
ist, zur Teilnalnne an den Gemeindewahlen, 2) das Kecht zur Be* 
kleidimg unbesoldeter Ämter in der Verwaltung und Vertretung 
der (iemeinde. 

§ 4L Das Gemeinderecht steht jcflfiii selbständigen Ge- 
meindeangehöngen zu, welclier 1) Augeiiöriger des Deutschen 
Reiches ist und 2) die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt, 3) seit 
einem Jahre in dem Gemeindebezirke seinen Wolmsitz hat, 4) keine 
Armennnterstfltzung aus öffentlichen Mittete empfängt, 5) die auf 
ihn entfedlenden Gememdeabgaben gezahlt hat und ausserdem 
6) entweder a) ein Wohnhaus in dem Gemeindebezirke besitzt oder 
h) von seinem gesamten innerlialb des Gemeindebezirlc- belegenen 
(irundbcsitze einen Jahrcshctrag von mindestens drei Mark an 
Grund- und Oebäudesteuer entrichtet oder c) zur Staatseinkommen- 
steuer veranlagt ist oder zu den Gemeindeabgaben nach einem 
Jahreseinkommen von mehr als 660 Mark in Gemässheit der ^ 8 
und 13 herangezogen wird. 

Steht ein Wohnhaus im (geteilten oder ungeteilten) Miteigen- 
tum niolii erer, so kann das nenieinderecht auf Grund dieses Be- 
sitzes nur von einem derselljen ausgeübt \Yerden. 

Falls die Miteigentümer sich über die Person des l^erecli- 
tigten nicht einigen können, ist (ieijenige, welciier den grössten 
Anteil besitzt, befugt, das Gemeinderecht auszuüben; bei gleichen 
Anteilen bestimmt dch die Person des Berechtigten durch das 
Los, welches durch die Hand des Gemeindevorstehers gezogen wird. 

Steuerzahlungen und Grundbesitz der Ehefrau werden dem 
Ehemanne, Steuerzaldungen und Grundbesitz der in väterlicher 
Gewalt befindlichen Kinder werden dem Vator angerechnet. In 
den Fällen, wo ein Wohnhaus durch Vererbung auf einen anderen 
übergeht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des ein- 
jälirigen Wohnsitzes die Besitzzeit des Erblassers zu gute. Die 
Übertragung unter den Lebenden an Verwandte in absteigender 
Linie steht der Vererbung gleich. 

Als selbständig wird nach vollendetem vierundzwanzigsten 
Lebensjahre ein jeder betrachtet, weldier einen eigenen Hausstand 

Altnann, Urkk. s. bKmdb.-pr«mflii. VerCuMiiiifafftaek, II. 19 



Digitized by Google 

I 



290 



41. Landgememdeordnuog 1891. 



hat, sofern ilim nicht das Verfüguiigsreclit über die Verwaltung 
seines Venuögeus durch richterlichen Beschluss entzogen ist 

Inwiefern über die Erlangung des Gemeinderechts von dem 
Gemeindevorsteher eine Urkunde zn erteilen ist, bleibt den statu- 
tarischen Anordnungen vorbehalten. 

§ 42. Vcrlf Ln ein Gemeindej^lied seinen Wohnsitz in eine 
andere Landgemeinde, so kann ihm das Gemeindereclit. sofern im 
übrigen die \'orau.ssetzungen zu ilu-.-en Erlangung vorliegen, von 
dem Gemeindevorsteher im Kiii\crständnisse mit der Gemeinde- 
versammlung (Gemeindevertretung) schon vor Ablauf eines Jahres 
verliehen vrerden. Ein Gleiches findet statt, wenn der Besitzer 
eines selbständigen Gutes (§ 122) seinen Wohnsitz in eine Land- 
gemeinde verlegt. 

§ 43. Das Gemeinderecht und die unbesoldeten Gemeinde- 
ämter gehen verloren, sobald eines der im 41 unter Nr. 1 und M 
vorgeschriebeneu Erfordernisse nicht Uiehr y.utritft oder der Woiiu- 
sitz in dem Gemeindebezirke aufgegeben wird. Wer durch rechts- 
kräftiges Erk^ntnis der btirgerlldien Ehrenrechte verlustig gegangen 
ist, verliert dadurch dauernd die bisher von ihm bekleideten Ämter 
in der Gemeindeverwaltung und der Gemeindevertretung und für 
die im l'rtrile bestimmte Zeit das Gemeindestimm- und Wahl- 
recht sowie die Fähigkeit, dasselbe zu erwerben und Gememde- 
ämter zu bekleiden. Die rechtskräftig erfolgte Aberkennung der 
Fähi(^eit zur Bekleidung öffentlicher Ämter hat den dauernden 
V^ust der bisher bekleideten Amter in der Gemeindeverwaltung^ 
und Gemeindevertretung, sowie für die im Urteile bestimmte Zeit 
die Unfähigkeit zur Bekleidung solcher Ämter zur Folge. Die 
Verurteilung zur Zuchthausstrafe hat den ^'crll1st der Gemeinde- 
ämter und die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung solcher Ämter 
zur Folge. 

§ 44. Die Ausübung des Gemeinderechts (§ 40) ruht, 1) 
wenn gegen ein Gemeindcglied wegen eines Verbrecliens oder 
eines Vergehens, welches die Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte zur Folge haben kann, das Hauptverfahren eröffnet oder 

dasselbe /nr i^prirlitlichen Haft gebracht ist, so lange, bis das 
Strafverfahren beendet ist; 2) wenn ein Gcmeindeglied in Konkurs 
verfällt, bis zur Beendigung des Verfahrens; 3) wenn ein Ge- 
meindeglied Ärmeuuuterstützung aus öffentlichen Älitteln empfangt, 
während sechs Monate nach dem Empfang der Unterstatzung, 
sofern es nicht früher die empfangene Unterstützung erstattet; 
4) wenn ein Gemeinde^ed die auf dasselbe en^llenden Gemeinde- 
a1)gal)en nach "^Iilmung durch den Steuererheber nicht gezahlt 
hat. bis zur Entrichtung derselben. Bekleidet ein solches (iemnindn- 
glied unbesoldete Gemeindeämter oder ist das t Uie Abgeordneter 
nicht angesessener Stimmberechtigter (§ 48), so ist der Kreisaus- 
schuss berechtigt, die Wahl eines kommissarischen Vertreters an- 
zuordnen. 

§ 45. Wer, ohne im Gem^debezirke emen Wohnsitz zu 
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haben, in demselben seit einem Jahre ein Grundstflck besitzt, 
welches wenigstens den Umfang einer die Haltung von Zugvieh 

zur Bewirtschaftung erfordernden Arkoinahrung hat, oder auf 
welchem sich ein Wohnhaus, « ine I al nk oder eine andere ge- 
werbliche Anlage befindet, die dem Werte einer solchen Acker- 
nahrun^ mindestens gleichkommen, ist ebenfalls stimmberechtigt, 
wenn bei ihm die im § 41 unter Nr. 1, 2, 4 und 5 bezeichneten 
Voraussetzungen vorhanden sind. 

Ingleichen steht das Stunmrecht juristischen Personen, Aktien- 
gesellschaften, KmriTiianditgesellschaften auf Aktien, Bcr^^i:e\\'erk- 
.<rh:iften, einfjctragencn Genossenschaften und dem Staatshskih^ zu, 
hüiern dieselben Grundstücke von dem bezeichneten Umfange in 
dem Gemeindebezirke besitzen. Frauen und nicht selbständige 
Personen (§ 41 Absatz 5) sind, wenn der ihnen im Gemdnde- 
bezurke gebdrige Grundbesitz zum Stimmrechte befiihigt» stimmbe- 
rechtigt, sofern bei ihnen die im § 41 unter 1 bis 5 bezeichneten 
Voraussetzungen vorlieiren. 

§ 46. In der Ausübung des Stimmrechtes, zu welclicm der 
Grundbesitz befähicrt, werden vertreten: 1) Minderjährige durch 
ihren Vater, Stiefvater oder \ urmund, andere Bevormundete durch 
ihren Vormund; der Stiefvater ist vor dem Vormunde zur Ver- 
tretung berufen, 2) Ehefrauen durch ihren Ehemann, 3) gross- 
jährige Besitzer vor vollendetem vierundzwanzigsten Lebensjahre, 
unverheiratete Besitzerinnen (ab^jesehen von den Fallen unter 
Nr. 1) und Wittwen durch Oemeindej^lieder, 1) juristische Personen 
einschliesshch des Staai.>jriskus, sowie die übrigen im zweiten Ab- 
satz des § 45 bezeichneten PersonengesamÜieiten durch ihre ver- 
fassungsmässigen Organe, Repräsentanten oder Generalbevoll- 
mächtigte, sowie durdi Päditer oder Niessbraucher der zur Teil- 
jiahme am Stimmrechte befäliigenden Grundstücke oder durch 
Gemeindeglieder. Auswärts wohnende Stimmberechtigte, welche 
das vierundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt haben und aus- 
wärts wohnende Vertreter Stimmberechtigter können das Stimm- 
recht persönlich ausüben, sind aber befugt, sich durch männliche 
GemcindegUeder vertreten zu lassen. 

§ 47. Zur Ausfibung des Stimmrechtes durch Vertreter 
<§ 46) ist erforderlich, dass I) der Vertreter sich im Besitze der 
Deutschen Reichsangehörigkeit und der bürgerlichen Ehrenrechte be- 
findet, das vierundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt hat und keine 
Arnienunterstützung aus öffentlichen Mitteln empfängt, sowie ausser- 
dem, dass 2) der Vater die väterliche Gewalt besitzt, 3) der Stief- 
vater das zum Stimmrechte befähigende Grundstück bewirtschaftet. 

§ 48. Der Regel nach steht jedem emzelnen Stimmberech- 
tigten eine Stimme in der Gemeindeversammlung, jedoch mit 
folgenden Massgaben zu: 1) ]\Iindestens zwei Drittel sämtlicher 
Stimmen müssen auf die mit (Grundbesitz angesesseiieii Mit^jflieder 
der Gemeindeversammlung 41 Absatz 1 unter ba und 1)) ent- 
ialien. Übersteigt die Anzahl der nicht angesessenen Gemeinde- 

nr 
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dieder (a. a. O. unter 6 c) den dritten Teil der Gesamtzahl der 
Stimmen der Mitglieder der Genieindf'versammlunfr, so haben die 
ersteren ilu- Stimtiirecht durch eine jeneni ^>r1lältnisse entsprechende 
Anzahl von Abgeordneten auszuüben, Avekhe sie aus ihrer Mitte 
auf die Dauer von sechs Jahren wählen. 2) Denjenigen Besitzern, 
urdche von ihrem im Gemeindebezirke belegenen Grundeigentume 
einen Jahresbetrag von 20 bis ausschlieesliä 50 Mark an Grund- 
und Gebäudesteuer entriefaten, Bind je zwei, denjenigen Besitssern, 
^v eiche von diesem ihrem Grundeij^entume einen Jahreshetrt^ir von 
50 hin ausschliesslich 100 Mark entrichten, je drei und denjenigen 
I»e.sitzem, welche 100 Mark oder mehr entrichten, je vier Stimmen 
beizulegen. Auf Antrag des Kreisausschusses können durch Be- 
schlußs des Provinziallandtages die vorstellenden Sfitze erhöht oder 
höchstens jedoch um die Hälfte ermftssigt werden; auch kann 
Grundbesitzern, welche die im ersten Absatz erwähnten Steuer- 
sätze entrichten, eine giössero Zahl von Stimmen, jedoch nicht 
über 3, 4 und 5 Stimmen, beigelejjt werden. Den (towerbe- 
treibenden der dritten (iewerbesteuerklasse sind 2 Stiininen, den 
Gewerbetreibenden der zweiten Gewerbesteuerklasse sind 3 Stimmen 
und den Gewerbetreibenden der ersten Gewerbesteueridasse sind 
4 Stimmen beizulegen. Ffir den Fall der Erhöhung der Zahl der 
Stimmen der Grundbesitzer sind die im vorstehenden Absätze bei- 
gelegten Stimmen entsprechend dem Schlusssatze des Absatzes 2 
zu erhöhen. 3) Kein Stimmberechtigter darf in der Gemeindever- 
sammlung mehr als ein Drittel der Gesamtzalü der Stimmen führen. 

Vierter Abschnitt Gemeindevertretung. 

§ 49. In deqjenigen Landgemeinden, in welchen die Zahl 

der Stimmberechtigten mehr als 40 beträgt, tritt mit dem Zeit- 
punkte, wo die Liste der Stimmberechtigten diese Zahl nachweist 
39 Absatz 2), an die Stelle der Gemeindeversammlung eine. 
Gemeindevertretung. Die Landgemeinden sind berechtigt und,, 
falls der Kreisausschuss auf Autrag Beteiligter oder im öffentlichen 
Intmsse dies besdiliesst, veri>öi<ätet, auch bd ehier geringeren 
Anzahl von Stimmberechtigten eine Gemeindevertretung im Wege» 
ortsstatutarischer Anordnung einzuführen. Die Gemeindevertretung^ 
besteht aus dem Gemeindevorsteher und den Schöffen sowie den 
gewählten Gemeindeverordneten, deren Zahl mindestens das Drei- 
fache der Zuerstgenannten betragen muss. Diese Zahl kann durch. 
Ortsstatut auf 12, 15, 18 oder höchstens 24 erhöht werden. 

§ 50. Zum Zwecke der Wahlen der Gemeindeverordnetea 
werden die samtlichen Stimmberechtigten einer Landgemeinde nach 
Massgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Steuern (Ge- 
meinde-, Kreis-, Provinzial- und Staatsstenern mit Aussclduss der 
Steuer für den Gewerbebetiieb im Umli(Mziclien) in drei Klassen 
geteilt und zwar in der Art, dass auf jede Klasse ein Di ittt l der 
GefcaniLüuiume der Steuern fällt. Steuern, welche für Gruutlbesitz 
oder Gewerbebetrieb in einer anderen Gemeinde entrichtet werden,. 
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kommen hicil)ei niclit in lictraclit. Nieiiiaiul kann zwei Klassen 
zugleich angehören; in die erste oder zweite Klasse gehört auch 
derjenige, dessen Steuerbetrag nur teilweise in das erste oder 
zweite Drittel Mt Unter mehreren einen gleichen Steuerbetrag 
entrichtenden Wählern entscheidet das Lebensalter und erforder- 
lichenfalls das Los darüber, wer von ihnen zu der liöheren Klasse 
zu rechnen ist. Jede Klasse wählt aus der Zahl der Stimmberech- 
tigten ein Drittel der Gemeindeverordueten . ohne dabei an die 
Wähler der Klasse gebunden zu sein. Auch die nach § 46 zur 
Stellvertretung berechtigten Personen smd wälübar, können aber 
nur so lange Gemeindererordnete sein, als die Stellvertretung dauert 

§ 51. Gehören zu einer Klasse mehr als 500 Wähler, so 
kann die AVahl nach dazu gebildeten Wahlbezirken geschehen. Die 
Anzahl und die Grenzen der Wahlbezirke, sowie die Anzahl der 
in einem jeden zn wählenden Gemeindeverordneten werden nach 
Massgabe der Zahl der Stimmberechtigten von dem Gemeindevor- 
steher (Gemeindevorstande) festgesetzt. 

Enthält eine Gemeinde mehrere Ortschaften, so kann der 
Kreisausschuss auf Antrag des G(!inein(levorstehers (Gemeinde- 
vorstandes) nach Verhältnis der Zahl der Stimmberechtigten jeder 
Klasse anordnen, wie viel Gemeindeverordnete aus jeder einzelnen 
Ortschaft von jeder in Betracht kommenden Klasse zu wählen sind. 

Ist eine Änderung der Anzahl oder der Grenzen der Wahl- 
bezirke oder der Anzahl der in einem jeden derselben zu wäh- 
lenden Gemeindeverordn^n we^n einer in der Zahl der stimm- 
berechtigten Gemeindeglieder emgetretenen Änderung oder aus 
sonstigen Gründen erforderlich geworden, so hat der Gemeinde- 
vorsteher (Gemeindevorstand) die entsprechende anderweite F est- 
setzung zu treifen, auch we^en des Überi^angs aus dem alten in 
das neue Verhältnis das Geeignete anzuordnen. Diese Festsetzung 
bedarf der Bestätigung des Kreisausschusses. 

§ 52. Mindestens zwei Drittel der Mitglieder der Gemeinde* 
Vertretung müssen Angesessene (§ 41 Nr. 6a und b, § 45) sein. 

Die Zahl der Gemeindeverordneten, welche hiernach aus der 
Mitte der Kichtangesessenen gewählt werden können, wird auf die 
drei Klassen gleichmässig verteilt Ist diese Zahl nicht durch Ii 
teilbar, so kann, wenn die Zahl 1 übrig bleibt, die zweite Klasse 
aus der Zald der Nichtangesesseueu einen (Jeuieindeverordneten 
mehr wählen als die bdden andere; bl^bt die Zahl 2 fibrig. so 
kann die erste Klasse den einen, die dritte Klasse den anderen 
wählen. Sind in einer Klasse mehr nicht angesessene Gemeinde- 
verordnete gewälilt, als hiernach zulässig ist. so gelten diejenigen, 
welche die geringste Stimmenzahl erhalten haben, als nicht gewählt. 
Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los. lUn den zum Ersatz 
derselben anzuordnenden Neuwahlen sind nur die aui i\.ngesessene 
ent&Uend^ Stimmen gültig. 

§ 53. Als Gemdndeverordnete sind nicht wählbar: 1) die- 
jenigen Beamten nnd die vom Staate ernannten Mitglieder der- 
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jenigen Behörden, durch welche die Aufsieht des Staates über die 
Gemeinden ausgeübt wird, 2) die besoldeten Gemeindebeamten, 
3) die richterlichen Beamten, 4) die Beamten der Staatsanwaltschaft 

und die Polizei-Exekutivbeamten, 5) Geistliche, Kirchendiener und 
Volksschullehrer, 6) Frauen. Vater und Sohn dürfen nicht zugleich 

Gemeindeverordnete derselben Gemeinde sein. Sind Vater imfl 
Sohn zugleich gcwäldt, so wird nur der Vater als GemeindeYer- 
ordneter zugelassen. 

§ 54. Die Gemeindeverordneten werden auf sechs Jahre 
gewählt. Alle zwei JaJue scheidet aus jeder Klasse ein Drittel 
der Gemeindeverordneten aus und wird die Gemeindevertretung 
durch neue Wahlen ergSnzt Ist die Zahl der Ausscheidenden 
nicht durch 3 teilbar, so wird die Reihenfolge der Klassen, in 
welcher die Ausscheidung je eines der Übrigbleibenden erfolgt, 
durch das Los bestimmt. Die das erste und zweite Mal Aus- 
scheidenden werden für jede Klasse durch das Los bestimmt. Die 
Ausscheidenden sind wieder wählbai". Aussergew üimiichc Wahlen 
zum Ersätze innerhalb der Wahlperiode ausgeschiedener Gemeinde- 
verordneten müssen angeordnet werden, wenn die Gemeindever- 
tretung oder der Gemeindevorsteher es für erforderlich erachten 
oder wenn der Kreisansschnss dies beschliesst. Der Ersatzmann 
bleibt nur Ids zum Ende der Wahl])erio(le des Ausgeschiedenen 
in Wirksamkeit. Auch bei Ergänzungs- und Ersatzwahlen ist be- 
züglich der Wäldbarkeit von Nichtangesessenen nach den (Grund- 
sätzen des § 52 zu verfahren. 

§ 55. Die nach ^ 39 Absatz 2 zu führende Liste wird der 
Wahl zu Grunde gelegt und nach Wahlldassen, im Falle des § 51 
Absatz 1 ausserdem nach Wahlbezirken eingeteilt 

§ 56. In dem Zeiträume vom 15. bis 30. Januar erfolgt 
die Auslegung der Liste in einem vorher zur öffentlichen Kenntnis 
zu brinp^enden Räume. Während dieser Zeit kann jeder Stiniui- 
berecluigte gegen die Richtigkeit der Liste bei dem Gemeindevor- 
steher Einspruch erheben. Soll der Name eines einmal in die 
liste aufgenommenen Stimmberechtigten wieder gelöscht werden, 
so ist dieses demselben unter Angabe der GrQnde acht Tage 
vorher durch den Gemeindevorsteher mitzuteilen. 

§ 57. Die Wahlen der dritten Klasse erfolgen zuerst, die 

der ersten zuletzt. 

5^ 58. Die Waiden zur regelmässigen Ergänzung der Ge- 
meindevertretung hndeu alle zwei Jahre im März statt. Alle Er- 
gänzungs- und Ersatzwahlen werden, unbeschadet der Vorschrift 
in § 51, von denselben Klassen vorgenommen, von welchen der 
Ausgeschiedene gewählt war. 

^ 59. Eine Woche vor dem Wahltage werden die in der 
Wählerliste (§ 55) verzeichneten Wähler durch den Gmneindevor- 

Steher mittelst ortsüblicher Bekanntmachung zu den Wahlen be- 
rufen. Die Bekanntmachung muss den Raum, den Tag und die 
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Stunden, in wrichen die Stimmen bei dem WahlvorBtande abzu- 
geben sind, genau bezeichnen. 

§ 60. Der Wahlvorstand besteht aus dem Gemeiudevor-tHher 
oder einem von dem letzteren zu seinem Stellvertreter ernaauten 
Schöffen nnd zwei von der Wahlversammlung gewählten Besitzern. 

§ 61. Jeder Wähler muss dem Wahlvorstande mündlich zu 
Protokoll erldären, wem er seine Stimme geben >;vi1L Er hat so 
viele Per5;oncn zu l)ezei('lmon, als zu Avfihlen sind. BezOp:lich der 
Stollvf rtrptnng bei der Wahl kommen die Bestimmungen im § 46 
zur AnwtMuUmg. 

§ 02. Gewählt sind diejenigen, welche bei der ersten Ab- 
stimmung die meisten Stimmen und zugleich mehr als die Hälfte 
der Stimmen erhalten haben. Hat sieh bei der ersten Abstim- 
mung eine unbedingte Stimmenmehrheit nicht ergeben, so werden 
von denjenii^en Personen, welche die meisten Stimmen erhalten 
haben, so viele auf eine engere Wahl gebracht, dass die doppelte 
Anzahl der noch zu wählenden Mitglieder erreicht wird. Bei der 
zweiten Wahl ist die unbedingte Stimmenmehrheit nicht erforder- 
lich. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Zu der engeren 
Wahl werden die WShler durch eine das Ergebnis der ersten 
Wahl angebende Bekanntumcliung des Wahlvorstandes sofort oder 
si)ätestens innerhalb einer Woche aufgefordert. Die engere Wahl 
findet nach denselben Vorscliriften wie die erste statt Tritt bei 
derscll)on Stimmengleichheit ein. so entscheidet das durch die Iland 
des Wahlvorstehers zu ziehende Los. Wer in mehreren Klassen 
oder Wahlbezirken zugleich gewählt ist, hat zu erklären, welche 
Wahl er annehmen will. Die vorstehenden Bestimmungen finden 
auch auf eine nach 52 erforderlich werdende Neuwahl Anwendimg. 

§ 68. Die Wahlprotokolle sind von dem Wahlvorstande zu 
unterzeichnen und von dem Gemeindevorsteher aufzubewahren. 
Der letztere hat das Ergebnis der Wahlen sofort in ortsüblicher 
Weise bekannt zu machen. Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahlen zur Gemeindevertretung sind iniierlialb zwei Wochen nach 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses bei dem Gemeindevorsteher 
anzubringen. 

§ 64. Die bei der regelmässigen ErgSnzung neu gewählten 
Gemeindeverordneten treten an dem der Wahl folgenden 1. April 
ilir Amt an; die Ausscheidenden bleiben bis zur Einfuhrung der 
neu gewählten Mitglieder in Thätigkeit Die (Tcwählten werden 
von dem Gemeindevorsteher in die Versauinilaiig der Gemeinde- 
vertretung emgefQhrt und durch Handschlag verpflichtet 

§ 65. Die Gemeindeglieder sind verpflichtet, unbesoldete 
Ämter in der Verwaltung und der Vertretung der Gemeinde zu 
übernehmen, sowie ein angenommenes Amt mindestens drei Jalire 
lang zu versehen. Zur Ablehnung oder tridieren Niederlegung 
solcher Ämter berechtigen folgende Entschuldigungsgründe: 1) an- 
haltende Krankheit, 2) Geschäfte, welche eine häutige oder lange 
dauernde Abwesenheit vom Wohnorte mit idch bringen, 3) das 
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Alter von sechzig Jahren, 4) die Verwiiltun^j oincs mimittelbaron 
Staatsamtes, 5) '^onsti^je bcsondc]'^ A'erhältnisse, welche naeli dem 
Erniesöen der deineindevertretung oder, wo eine polche nicht l»e- 
steht, des Gemeindevorstehers eine gültige Entschuldigung be- 
gründen. Wer ein unbesoldetes Amt in der Verwaltung oder in 
der Vertretung der Gemeinde vShrend der vorgeschriebenen regel- 
mflssigen Amt^sdauer versehen hat, kann die Übernahme desselben 
oder eines gleicliarti^'en fiir die nächsten (h-ei Jahre aldchncn. 

Wer sicli ohne einen der vorbczeichneteii Entschnldiirun^j.-- 
jj;riinde weigert, ein unbesoldetes Amt in der \'erwaltung oder Ver- 
ti etung der Gemeinde zu übernehmen oder das übernommene Amt 
drei Jahre hindurch zu versehen, sowie derjenige, welcher sich der 
Verwaltung solcher Ämter thatsächlich entzieht, kann fiElr einen 
Zeitraum von drei bis sechs Jahren der Ausübung seines Rechts 
auf Teilnahme an der Verwaltung und Vertretunj^ der Gemeinde 
fOr vorlustig erklärt und um ein Achtel bis ein \ iertei stärker n!s 
(Ue üi)rigen Gemeindeangehörigen zu den Geineiudeabgaben heran- 
gezogen werden. 

§ 06. Die Gemeindevertretung, wo eine solche nicht besteht, 
der Gemeindevorsteher beschliesst 1) auf Beschwerden und Ein- 
sprüche, betretfend den Besitz oder den Verlust des Gemeinde- 
rechts, die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Klasse von Stimm- 
berechtigten, die Wählbarkeit zu einer Stelle in der Gemeinde- 
verwaltung oder Gcmeinde^ertretllng, die Austibunjr des Stimm- 
rechts durch einen Dritten, sowie über die Richtigkeit der Ge- 
meindewählerliste, 2) über die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeinde- 
vertretung, 3) über die Berechtigung der Ablehnung oder Nieder- 
legung einer Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Gemeinde- 
vertretung, sowie über die Nachteile, welche gegen Gemeinde- 
glieder >vegen Nichterfüllung der ihnen nach diesem Gesetze ob- 
liegenden Pflichten zu verhängen sind. 

§ 67. Die Beschlüsse der Gemeindevertretung und des Ge- 
meindevorstehers in den Fällen des g 66 bedürfen keiner Geneh- 
migung oder Bestätigung von Seiten des Gemeindevorstehers oder 
der Aufsichtsbehörde. Gegen die Beschlüsse findet die Klage im 
Verwaltungsstreitverfahren statt, welche, wenn der Beschluss von 
der Gemeindevertretunp: jrefas^t ist. ;nich dem Gemeindevoi-steher 
zusteht. Die Klajie liat in den t:dlen des § 66 unter 1 und 2 
keine aufschiel)ende Wirknnp:. jedoch dürfen Neuwahlen zum Ersatz 
für solche Wahlen, welche durch Beschluss der Gemeindevertretung 
oder des Gemeindevorstehers für ungültig erklfirt worden sind, 
vor ergangener rechtskräftiger Entscheidung nicht vorgenommen 
werden. 

Fünfter Abschnitt. Gemeindevermögen. 
§ 6R. Im Eigentum der Land;.a*meinden stehen sowohl die- 
jenif?en iie^tandteile des Gemeindeverniögen.s, deren Erträge für 
die Zwecke des Gemeindehaushalts bestimmt sind (Gemeindever- 
ml^gen im engeren Sinne), wie audi diejenigen Vermögensgegen- 



Digitized by Google 



41. Landgemeindeordnung 1891. 



297 



stände, deren Nutzungen den Gemeindeangehörigen oder einzelnen 
derselben vennöge dieser ihrer Eigenschalt zukommen (Gemeinde- 
gliederniögen, Allmenden, Gemeinheiten). Im weiteren kommen 
die BeBtimmungen Deklaration einiger Voracfariftm des All- 
gemeinen Landrechts und der Gemeinheitsteilungsordnung vom 
7. Juni 1821, betreffend das nutzbare Gemeindevennögen, vom 
26. Juli 1847 (Gosotz-Saimnl S. n27) zur AnwcnduTi!?. 

4^ Gfl. Das den Zwecken des ('Temeindeliaushalts ^Je^Yi^l niete 
Vermögen darf nur dann in Genieindegiiedervermögen umgewandelt 
werden, wenn die Gemeinde schuldenfrei ist und durch eüie 
solche Yerlinderung weder die Einführung neuer Gemeindeabgaben 
noch anch die ErfaOliimg bestehender fttr absehbare Zeit erforder- 
lich wird. Hinsichtlich der Verwaltung der Gemeindewaldungen 
bewendet es bei den bestehenden Bestimmungen, im besonderen 
dem Gespt/e xnm U. August 1876 (Gesetz-Samml. S. 373). Ge- 
meindeglicdervermügen kann untei- liinzutretender Genehmigung 
des Kreisausschusses in Gemeindevemiögen im engeren Sinne 
umgewandelt werden Jedoch mit der Einsclu-änkung, dass Nutzungs- 
rechte, welche nicht den sämtlichen, sondern nur einzelnen 
meindegliedem oder Einwohnern als solchen zustehe, durch Ge- 
meindebeschluss den letzteren wider ihren Willen nicht entzogen 
oder geschmälert werden dürfen, 

§ 70. Zur Teilnahme an den Gemeni(ienutzungen sind die 
Gemeindeangehörigen unter den aus den Verleihungsurkunden, 
vertragsmässigen Festsetzungen und hergebrachter Gewohnheit 
sich ergebenden Bedingungen und EüiscnrSnkungen berechtigt. 
Soweit hiernach der Slassstab für die Teilnahme an diesen 
Nutzungen nicht feststeht, erfolgt die Verteilung nach dem Ver- 
hältnisse, in welchem die Gemeindeangehörigen zu den kommunalen 
Lasten beitragen. 

§ 71. Auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend 1) das 
Recht zur Teilnahme an den Nutzungen und Erträgen des Ge- 
meindevennögens, 2) die besonderen Rechte euizelner örtlicher 
Teile des Gemeindebezirks oder einzelner Klassen der Gemeinde- 
angehörigen in Ansehung der zu Nr. 1 erwähnten Ansprüche, be- 
sdiliesst der Gemeindevorsteher f Gemeindevorstand). 

Gegen den Beschluss liudet die Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren statt. 

Der Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren unterliegen 
desgleichen Streitigkeiten zwischen Beteiligten über ihre in dem 
öiFentlichen Bechte begrOndete Berechtigung zu den im Absätze 1 

bezeichneten Nutzungen. 

Die Beschwerden und die Einsprüche, sowie die Klage 
haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 72. Die Landgemeinden sind l)efngt, auf Grund von Ge- 
meindebeschlüssen, welche der (ienehmiguag des Kreisausschusses 
unterliegen, für die Teilnahme an den Gemeindenutzungen die 
Entrichtung eines zu deren Werte in einem angemessenen Ver* 
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hältnisse stelieiHlrn Kinkanfsfxeides anstatt odcT neben einer jähr- 
lichen Abgabe aii/uurdücn. Durch die Entrichtung des Einkaufs- 
geldeä wird die Ausübung des Gemeinderechtes nicht bedingt. 
Die Verpflichtung zur Zahlung des EinkftufsgeldeB sowie dae Ab- 
gabe für die Teilnahme an den Gemeindenutssungen ruht, so knge 
auf diese Teilnahme verzichtet wird. 

§ 73. Hinsichtlich der Beitreibung der Einkau&gelder und 

der jährlichen Abgaben für die Teilnahme an den Gemeinde- 
nutzungen im Verwaltungszwangsverfahren, der Einsprüche und 
Beschwerden, sowie der Klage in betreff der Ileranzielnui'i oder 
der Veranlagung zu diesen Abgaben, etwaiger Naehforderuug der- 
selben und der Verjälirung der Rückstände finden die in den 
36 bis 38 enthaltenen Bestimmungen sinngemässe Anwendung, 
jedoch mit der Massgabe, dass die nicht zur Hebung gestellten 
Einkaufsgelder erst in zwei Jahren nach Ablauf desjenigen Jahres, 
in welchem die Zahlungsverbindlichkeit entstanden ist, verjähren. 

Seclister Abschnitt. Verwaltung der Landgemeinden. 

§ 74. An der Spitze der Verwaltung der Landgemeinde steht 
der Genleinfl^^orsto)ler (Schulze, Scholze, Richter, Dorfricliter). 

Dem denieindevorsteher stehen zwei Schöffen (Schöppen, 
Gerichtsniänner, Gerichts- oder Dorfgesclnvorene) zur Seite, welche 
ihn in den Amtsgeschäften zu unterstützen und in Belünderungs- 
fallen zu vertreten haben. 

Durch Oi-tsstatut kann die Zahl der Schöffen auf höchstens 
sechs vernielirt werden. 

Wo die Zalil der Schöffen nach der bisherigen Ortsverfassung 
eine grössere als zwei gewesen ist, aber die Zahl sechs niclit über- 
steigt, verbleibt es lüerbei bis zu anderweiter ortsstatutarischer 
Festsetzung. 

Wo dem Gemeindevorsteher nur zwei Schöffen zur Seite 
stehen, ist ein Stellvertreter zu wählen, welcher in Behinderungs-> 

Mlen eines der beiden Scbötfcn für diesen eintritt. 

In grösseren Gemeinden kann durch Orrsstatut ein aus dem 
Gemeindevorsteher und den Schötien bestellender kollegiaüscher 
Gemein de vorstand eingeführt werden. 

§ 75. Der Gemeindevorsteher und die Schöffen werden von 
der Gemeindeversaniiiilung (Gemeindevertretung) aus der Zahl (ier 
Gemeindeglieder auf sechs Jshre gewählt Nach dreijähriger Amts^ 
dauer kann der Gemeindevorsteher auf weitere neun Jahre ge- 
wählt werden. In Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern kann 
die Gemeindevertretung: die Anstellun.Li- eines besoldeten Gcmeinrle- 
vorstehers beschliessen. Div Wahl desselben erfoliit auf die Dauer 
von zwölf Jahren und ist nicht bescinänkt auf die (iomeindefjlieder. 
Yäter und Sohn sowie Iküder dürfen nicht gleichzeitig Gemeinde- 
vorsteher und Schöffen sein. 

% 76. Bezüglich der Einladung der Mitglieder der Ge- 
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nioinflfnorsaminlunp; (Gemeindevortretung) zur Wahl koiamen die 
Vorschriften des § 59 zur Anwendung. 

§ 77. Der Wahlvorstand besteht aus dem Gemeindevorsteher 
oder dem zu dessen Vertretung berufenen Schöffen als Vorsitzenden 
und aus zwei von der Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) 
zu wählenden Beisitzern. Der Vorsitzende ernennt einen der Bei- 
sitzenden zum Protokollführer. Erforderlichenfalls kann jedoch 
auch eine nictit zur Wahlversammlung gehörige Person zum Pro« 
tokollfuhrer ernannt werden. 

^ 78. Während der Waiiliiandiung dürfen im Wahlraume 
weder Beratungen stattfinden noch Ansprachen gehalten noch Be- 
schlösse ge&sst werden. Ausgenommen hiervon sind Beratungen 
und Beschlüsse des Wahlvorstandes, welche durch die Leitung des 
Wahlgeschäfts erheischt werden. 

§ 79. Jede Wahl erfolgt in einem besonderen Wahlgange 
durch Stimmzettel. 

§ 80. Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher 
sie in der Wählerliste aufgeführt sind, aufgerufen. Die Aufgerufenen 
legen ihre Stimmzettel uneröfihet in die Wahlurne. Findet die 
Wahl durch die Gemeindeversammlung statt, so wird das Stimm- 
recht nach Massgabe der Bestimmungen des § 48 ausgeübt Die 
nach de!- Frr>ffnung, jedorh vor dem Schlüsse der Wahlhandlung 
erscheinentlen NViUiler können noch an der Abstimmung teilnehmen. 
Sind keine Stimmen mein- abzugeben, so erklärt der Wahlvorstand 
ilie Wahl für geschlossen; der Vorsitzende nimmt die Stimmzettel 
emzeln aus der Wahlurne und verliest die darauf verzeidbneten 
Namen, welche von einem durch den Vorsitzenden zu ernennenden 
Beisitzer laut gezählt werden. 

^ 81. Ungültig sind diejeniiren Stimmzettel, 1) welche nicht 
von weissem Papier oder welche mit einem äusseren Kennzeichen 
versehen sind, 2) welche keinen oder keinen lesbaien Namen ent- 
halten, oj aus welchen die Person des Gewälilten nicht unzweifel- 
haft zu erkennen ist, 4) auf welchen mehr als ein Name oder der 
Name ^er nicht wählbaren Person verzeidmet ist, 5) welche emen 
Protest oder Vorbehalt enthalten. Alle ungültigen Stimmzettel 
werden als nicht aljgef^eben betrachtet. Über die Gültiirkeit der 
Stnninzettel entscheidet vorlänti^^ der Wahlvorstand. Die Stimm- 
zettel sind dein Wahlprotokolle beizufü'^en und so lange aufzu- 
bewahren, bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenen Ein- 
sprüche rechtskräftig entsdiieden ist 

§ 82. Als gewählt ist deijenige zu betrachten, welcher bei 
der mten Abstimmung mehr als die Hälfte der gültig abgegebenen 
Stimmen erhalten hat. Ersieht sich bei der ersten Abstinimnnp: 
diese Stimmenmehrheit nirht, '^o kommen bei der sofort vorzu- 
nehmenden zweiten Abstiuinjung diejenitien zwei Personen, welche 
im ersten W^ahlgange die uieistea Stimmen erhalten haben, auf 
die engere Wahl Haben mehr als zwei Personen die höchste 
oder zweithöchste Stimmenzahl in der Weise erhalten, dass auf sie 
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eine gleiche Stiiuiiienzahl entfallen ist, so entscheidet das durch 
die Hand des Vorsitzenden zu ziehende Los darüber, wer auf die 
engere Wahl zu bringen ist Bei dem zweiten Wahl^ian^ie bind 
ausser den im § 81 angegebenen ferner auch alle diejenigen Stimm- 
zettel nngflltig, welche den Namen einer nicht zur engeren Wahl 
stehenden Person enthalten. Als gewählt ist derjenige zu be- 
trachten, welcher die meisten Stimmen erhalten hat. Bei Stimmen- 
gleichheit entscheidet das durch die Hand des A'orsitzenden zu 
ziehende Los. Die WahlprotokoUe sind von dem Wahlvorstande 
zu unterzeichnen. 

§ 83. Der V orsitzende des Wahlvorstandes hat die Ge- 
wählten von der auf sie gefiülenen Wahl mit der Aufforderung in 
Kenntnis zu setzen, sieh Aber die Annahme oder Ablehnung der 
Wahl innerhalb längstens einer Woche zu erklären. Von dem- 
jenigen, welcher hierüber keine Erklärung abgiebt, wird ange- 
nommen, dass er die Wahl ablehne. 

§ 84. Die gewiililteu (lemeindevorsteher und Schöifen be- 
dürfen der Bestätigung durch den Landrat, Vor der Bestätigung 
ist der Amtsvorsteher pistriktskommissarius) mit seinem Gut- 
achten zu hören. Die Bestfitigung Isma nur unter Zustimmung 
des Kreisausschusses versagt werden. Dieser Zustimmung bedarf 
es nnrh dann, wenn der Wahl die Bestätigung wegen formaler 
Mängel des Verfahrens versapct wird. Wird die Bestätigung ver- 
sagt, so ist eine Neuwahl anzuordnen. Erhält auch diese die Be- 
stätigung nicht, so ernennt der Landrat unter Zustimmung des 
Kreisausschusses emen St^lvertreter auf so lange, bis eine er- 
neuerte Wahl die Bestätigung erlangt hat Dasselbe findet statt, 
wenn keine Wahl zustande kommt Die Bestimmungen dieses 
Parapi:i]>hen finden auch auf andere gewählte Gemeindebeamte 
Anwendung, deren Wald der Bestätigung bedarf. 

§ 65. Die Gemeindevorsteher und die Scli5ffen werden vor 
ihrem Amtsantritte von dem Landratc oder in seinem Auftrage 
von dem Amtsvorsteher, in der Provinz Posen von dem Distrikte- 
kommissaritts vereidigt 

§ 86. Die Gemeindevorsteher haben den Ersatz ihrer 1)aren 
Ausla'j:en und die Gewährung einer mit ihrer amtlichen Mühe- 
waltung in billi.^eni Verhältnisse stehenden Entschädigung^ zu l)e- 
anspruchen. Die Aufbringung derselben lie^t der Gemeinde o!>. 
Alle fortlaufenden Geld- und Naturalbeiträge des Gutölierni zur 
Remuneration des Gemeindevorst^ers fallen fort Landdotationen, 
welche fttr die Verwfldtung des Schulzenamts ausgewiesen sind, 
können auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes nicht zurückgefor- 
dert werden. Sind solche Landdotationen allein oder in Verbin- 
dung mit Geld- und Naturalbeiträgen von dem Gutsherrn uewährt, 
so ist derselbe berechtigt, hierfür von dem Gemeindevorstelier auch 
ferner die Wahrnehmung der Geschäfte des Gutsvorstehers oder 
die Vwtretung hierbei in dem bisherigen Umfange (§ 124 Abs. 2) 
zu fordern. Der Gutsherr wie die Gemeinde kann die Lösung 
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eines derartigen Verhältnisses gejren Fortfall der Geld- und Na- 
tiiralbeiträjjfe und gegen EntschädiKunR liii" die Landdotationeu 
verlangen. Der Gemeinde steht dabei das lieciiL zu, statt der Ge- 
wShrung einer Entschädigung die Landdotationen herauszugeben. 
In beträP der Auseinandersetzunnen kommen die Yorsduiften der 
§§ 97 bis 101 mit der ^lassgabe zur Anwendung, dass zu den 
im ersten Absätze des § 101 erwähnten Kosten aurli rlie rhits- 
herren nichts beizutraij:rn haben. Die Schöffen haben ihr Amt in 
der Regel unentgeltUcii zu verwalten und nur den Ersatz barer 
Auslagen zu beanspruchen. 

§ 87. Über die Fests^zung der baren Auslagen und der 
Entsehisuligung der Gemeindevorsteher und der kommissarischen 
Gemeindevorsteher, sowie Aber die baren Auslagen der SdiöfPen 
beschliesst der Kreisausschtiss auf Antraj^ der Botcili«iton. 

§ 88. Der Gemeindevorsteher ist die Obrigkeit der Land- 
gemeinde und führt deren Verwaltung. 

Der Gemeindevorsteher führt in der Gemeindeversammlung 
(Goneindevttlretung) den Vorsitz mit vollem Stimmrechte. 

Hat die Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) einen Be- 
schluss gefasst, welcher nach der Ansicht des Gemeindevorstehers 
das Gemeinwohl oder das Gemeindeinteresse verletzt, so ist der 
Gemeindevorstdier verj>f1irlitot, die Ausfülirung dos I)Osrh!ii?>es aus- 
zusetzen und, wenn die (leiiieiiideversammhing (Oemeindevertretunf^) 
bei nochmaliger Beratung bei ihrem Beschluss beharrt, innerhalb 
zwei Wochen die Entscheidung des Kreisaussehasses einzuholen. 

Insbesondere liegra dem Gemeindevorsteher folgende Ge- 
schifte ob: 1) die Gesetze und Verordnungen, sowie die Ver- 
fügungen der ihm vorgesetzten Behörden auszuführen, 2) die Be- 
schlüsse der Gemeindeversammluiiir ((Jemeindevertietunii) vorzu- 
bereiten, 3) die Beschlüsse der G<'iiK'indcvcrsamiiilung (Gemeinde- 
vertretung), sofern er dieselben iiiclit beanstandet (§ 140) oder 
deren Ausführung aussetzt (Absatz 3) — diejenigen über die Be- 
nutzung des Gemeindevmfidgens (§ 113) naäi Beratung mit den 
SchöfTen — zur Ausführung zu bringen und demgemäss die lau- 
fende Verwaltung bezüglich des Vermögens und der Einkünfte 
der Gemeinde sowie tler Oemeindeanstalten, für welelie eine be- 
sondere Verwaltung nicht besteht, zu führen und diejenigen Ge- 
meindeanstalten, für welche besondere Verwaltungen eingesetzt 
sind, zu beaufsichtigen, 4) die auf dem Gemeindevoranschlage oder 
auf Beschlttssen der Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) 
beruhenden Einnahmen und Ausgrüben anzuweisen und das Rech- 
nungs- und Kassenwesen, soweit er es nicht selbst führt, zu be- 
aufsiHitinren, 5) die Gemeindebeamten, nachdem die Gemeindever- 
sammlung (Gemeindevertretung) darüber beschlossen hat, anzu- 
stellen und zu beaufsichtigen, 6) die Urkunden und Akten der 
Gemeinde aufzubewahren, 1) die Gemeinde nach aussen zu ver- 
treten und namens derselben mit Behörden und Privatpersonen 
zu verhandeln. Urkunden über Rechtsgeschfiite, weldie die Ge> 
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mcinde grccron Drittf^ verbinden sollon . ingleichcn Volliiiacliten 
müssen unter Aniulirun«x des betrotieiulon Ociiiein(lel)esr]ilusses 
und der dazu etwa erforderlichen (Tenehnii*(ung oder Kntscliliessnnfi 
der zuständigen Aufsichtsbehörde im Namen der Gemeinde von 
dem Oememdevorsteher und einem der Schöffen unterschrieben 
und mit dem Gemeindesiegel versehen sein. Eine der vorstehenden 
Bestimmung gemäss ausgestellte Vollmacht ist auch dann aus- 
reichend, wenn die Oe'^ot/p sonst eine f^erichtliche oder Notfirints- 
volhnacht erfordern. Zu dem Nachweise, das« von einer Gemeinde 
bei der Erwerbung oder Veräusserung von Grundstücken od^r 
denselben gleichstehenden Gerechtsamen die den Gemeinden ge- 
setzlich vorgeschriebenen besonderen Formen beobachtet sind, ^ 
nfigt eme Bescheinigung des Landrats als Vorsitzenden des Kreis- 
ausschusses; 8) die Gemeindeabgaben und Dienste nach den 
Gesetzen \md den Bescldfissen der (ienieindeversammlun? (Ge- 
inoindevertrctuiiLf) nuf die AVTpfiichteten zu vprtoilen und wegen 
deren Einziehung oder Ausführung die erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. 

§ 89. Wo ein kollegialiseher Gemeindevorstahd eingeführt 
ist (| 74 Absats 6), können demselben die in den g§ 9, 51, 71, 

88 Nr. 2 bis 4 und 8, 119 und 120 erwähnten Befugnisse durch 

das Ortsstatut ilbertragen werden. Die Beschlüsse des Gomeinde- 
vorstandes woiflen nach Stinmienmehrheit und unter IVilnalnne 
von mindestens drei Mitgliedern gefasst. Bei Stiiiinienfzleichiieit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Den Vorsitz füiirt der 
Gemeindevorsteher. Über dessen Vertretung in Behinderungs- 
fiülen hat das Ortsstatut Bestimmungen zu treffen. Betrifft der 
Gegenstand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Gemeinde- 
vorstandes oder deren Verwandte und Verschwägerte in auf- oder 
absteigender T-inio f>dcr bis zum dritten Grade der Seitenlinie, 
so dürfen dieselben an der Beratung und Entscheidung nicht 
teilnehmen. Wird hierdurch der Gemeindevorstand beschlussun- 
iUhig, so entscheidet der Gemeindevorsteher allein. Tritt die Be- 
schlussunfiOiigkeit aus anderen GrQnden ein, so hat der Gemeinde- 
vorsteher eine zweite Sitzung anzuberaumen; ergiebt sich auch in 
dieser keine Beschlussföhigkeit, so hat der Gemeindevorsteher 
allein hinsichtlich der auf der Tagesordnung stehenden Gegen- 
stände Anordnung zu treffen. 

§ 90. Der Gemeindevorsteher ist, sofern er nicht zugleich 
selbst das Amtsvorsteheramt bekleidet, das Organ des Amtsvor- 
stehers fOr die Polizeiverwaltung. In dem gleichen Verhältnisse 
steht der Gemeindevorsteher in der Provinz Posen zu dem Distrikts- 
kommissarius. Der Gemeindevorsteher hat vermöge dessen das 
Recht und die Pflicht, da, wo die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit ein sofortiges polizeiliches Einschreiten 
notwendig macht, das dazu Erforderliche vorläufig anzuordnen und 
ausführen zu lassen. 

§ 91. Der Gemeindevorsteher hat insbesondere das Recht 
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und die Ptiicht: 1) der vorl;liifiq;en Festnahme und Verwalinmg 
einer Person nach den A'orsclirüten des § 127 der Strafprozess- 
uiduuiig für das Deutsclie Keich vom 1. Februar 1877 (Reichs- 
GesetzbL S. 258) und des § 6 des Ges^zes zum Schutze aer per- 
sönlicheii Freiheit vom 12. Februar 1850 (Gesetz-Samml. S. 45), 

2) die unter Poliietanfeidit stehenden Personen zu beaufsichtigen, 

3) die ihm von dem Amtsvorsteher (Distriktskomniissarius). der 
Staats- oder Anitsanwaltschaft aufgetragenen ])olizeilirhen Mass- 
](>p;eln auszuführen und Verhandlun^^en aufzunehmen, 4; die in 
den ^§ 8 ff. des Gesetzes über die Aufnahme neu anziehender 
Personen vom 31. Dezember 1842 (Gresetss-SammL 1843 S. 5) vor- 
geschriebene Meldung entgegenzunehmen. 

Siebenter zYbschnitt Aufhebung der mit dem Besitze gewisser 
Grundstücke verbundenen Berechtigung und Verpflichtung zur 
Verwaltung des Schnhsenamtes. 

§ 92. Die mit dem Besitze gewisser Grundstücke verbundene 
Berechtigung und Veipflichtung zur Verwaltung des Schulzen- 
(Richter-) Amtes ist von dem Zeitpunkte des Inlcraflttretens dieses 

Gesetzes ab auch in der Provinz Posen aufgehoben. 

8 93. Infolge der Aufhebung der im § 92 gedachten Be- 
rechtigung und Verpflirlitnnp; treten auch diejenigen Festsetzungen 
ausser Kraft, welche infolge der Zerstückelung von T.elm- und 
Erbschulzengütern nach § 16 des Gesetzes vom 3. Januai- 184:5 
(Gesetz-Samml. S. 25) über die Verbindung der Verwaltung des 
Schuhsenamtes mit dem Besitze eines der Teile des zerstflckelten 
Grundstücks oder die Ausweisung eines auskömmlichen Schulzen- 
gehaltes in Grundstücken oder in Geld und die Verteilung des 
(ieldbeitrages auf die einzelnen Trennstücksbesitzer getroffen 
worden sind. 

§ 94. (Irundstücke, Gerechtigkeiten und Einkünfte, welche 
den Schulzengutsbesitzern crwcisUch von der Gemeinde selbst für 
die Amtsverwaltung verliehen sind, fallen an die Gemeinde zurück. 

§ 95. Ebenso hören diejenigen Vorrechte und Ikfreiungen 
auf, welche dem Schulzengutsbesitzer für die Verwaltung des 
Schnizenamtes in Beziehung auf die ans dem Komnn]nalveT]>ande 
oder aus anderen Verbänden, z. B. dem Kirchen- und bchulver- 
baude entsj»rin^'en(len Dienste und Abgaben der Gemeinde oder 
deren Mitgliedern gegenüber bisher zustanden. 

Auf weitere Vergütigungon hat die Gremeinde keinen Anspruch. 

§ 96. Die Beziehungen zwischen dem Besitzer des Schulzen« 
gutes und dritten Personen werden von den Vorschriften dieses 
Gesetzes nicht berührt. Tn keinem Falle können jedocli Oniiid- 
stücke, Gerechtigkeiten oder Befreiungen, welche dem Schulzen- 
gnte. wenngleich mit Beziehung auf die dem Besitzer zustehende 
Verwaltung des Sciiulzenanites, von Dritten, insbesondere von dem 
Landesherm oder von Gerichts^ oder Gutsherren, sei es bei der 
Fundation des Schnlzengntes oder später, ohne ausdrücklichen 
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Vorbelialt dos Widerrufs vorliehen worden sind, sowie die etwa 
an Stelle der verliehenen Gerechtigkeiten und Freiheiten getretenen 
Landabfindungen oder sonstigen Entschädigungen von den Ver- 
leihern oder deren Rechtsnadifolgem in 'Anspruch genommen und 
zurückgefordert werden. Dieselben verbleiben vielmehr dem 
Schulzengutsbesitzer auch nach Aufhebung der mit dem Schulzen- 
gute verbundenen Amtsverwaltung. 

§ 97. Die nach den ij^^ 94 und 95 etwa erforderliche Aus- 
einandersetzung zwischen der Gemeinde und dem Schulzenguts- 
besitzer wird durch einen von dem Kreisausschusse zu ernennenden 
Kommissarius bewhrkt 

Der über die Auseinandersetzung aufzunehmende Rezess 
unterliegt der Prüfung und Bestätigung des Kreisausschusses. 

§ 98. Entstehen bei dem Auseinandersetzungsverfahren f§ 97) 
Streitigkeiten darüber, ob mit einem Grundstücke die VerpHichtunfj; 
zur Verwaltung des Schulzenamtes verbunden ist oder ob und 
welche Grundstücke, Gerechtigkeiten, Vorrechte oder Befreimigen 
der in den §^ 94 und 95 gedachten Art zurückzugewähren oder 
aufzuheben smd oder wird die Vollziehung des Rezesses von den 
Beteiligten verweigert oder die Bestätigung (§ 97 Absatz 2) von 
dem Kreisausschusse versagt, so sind die VerhandUin^^oii zum 
weiteren Verfahren und zur pjitscheidung an die betretiende Aus- 
einandersetzungsbehörde (Generalkommission) abzugeben. 

Gegen die Entscheidung der Generalkommission findet die 
Berufung an das OberUudeskulturgericht statt, welches endgültig 
entscheidet. Vor der Entscheidung in erster und zweiter Instanz 
ist das Gutachten des Kreisausschusses ehizuholen und den Be^ 
teiiigten zur Erklärung mitzuteilen. 

§ 99. Ist das Auseinandersetzungsverfahren zufolge § 98 
auf die Auseinandersetzungsbehörde übergegangen, so stellt dieser 
Behörde auch die Aufnalime, Prüfung und Bestätigung des 
Rezesses zu. 

§ 100. In betreff des Vei-fahrens (§§ 97 bis 99), sowie der 
Wirkung und Ausführung der Rezesse gdten die hinsichtlich der 
Ablösung der Reallasten und der Regulierung der gutsherrlichen 
Verhältnisse bestehenden \'orschriften. 

§ 101. Zu den Kosten, Avelche die Ausführung der in 
diesem Gesetze den Kreisausschüssea und deren Kommissarien 
tlbertragenen Gesdiäfte verursacht, haben die Gemeinden und die 
Schulzengntsbesitzer nichts beizutragen. 

Fttr das Verfahren bei den Auseinandersetzongsbehdrden 
gelten die für dieselben bestehenden Kostenbestimmungen. 

Achter Abschnitt Geschäfte der Gemeindeversammlung 
und Gemeuidevertretung. 

§ 102. Die Gemeindeversanmilung (Gemeindevertretung) 
hat Aber alle Gemeindeangelegenheitea zu beschliessen, soweit 
diese nicht durch das Gesetz dem Gemeindevorsteher (Gemeinde- 
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vorstand) atissrhliesslich überwiesen «^ind. Über andere Ange- 
legenheiten darf die Gemeindeversammlung^ (Gemeindevertretung) 
nur dann beraten, wenn solche durch besondere Gesetze oder in 
einzelnen Fällen durch Aufträge der Aufsichtsbehörde an sie ge- 
idesen sind. Vfo eine Gemeindevertretung besteht, sind die Ge- 
meindeverordneten an keinerlei Instruktion oder Aufträge der 
Wühler gebunden. 

10:{. Die Gemeindeversammlung (Gemeindevertretimg) 
überwacht die ^'er^valfun^?; sie ist berechtigt, sich von der Aus- 
führung ihrer liest hl iisse, von dem Einp:ange und der Verwendung 
aller Eiunalmien der Gemeindekasse, sowie von der gehörigen 
Ausführung der Qemeindearbeiten Überzeugung zu verschaffen; 
sie darf jedoch ihre Beschlösse niemals selbst zur AosfÜhrung 
bringen. 

§ 104. Die Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) ist 
zusammenzuberufen, so oft ihre Geschäfte es erfordern. 

' Die Zusammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegen- 
stände der Berathung durch den Gemeindevorsteher; sie muss er- 
folgen, wenn es von einem Viertel der Mitglieder verlangt wird» 

Die Art und Weise der Zusammenberufung wird durch die 
Ortsverfassung bestimmt. Mit Ausnahme dringender Fälle milssen 
zwisrhcn der Zusammenberufung und fl^ni Verbandhini^stermine 
mindestens zwei Tage frei bleiben. Die \ ersamniiungen sollen in 
der Kegel nicht in Wirtshäusern oder Schänken abgehalten werden. 

§ 105. Für die Gemeindevertretung kAnnen durch Besdduss 
derselben regelmSssige Sitzungstage festgesetzt werden; es mfiasen 
jedoch auch dann (Ue Gegenstände der Beratung und zwar mit 
Aufnahme dringender Fälle mindestens zwei Tage vorher den Mit- 
gliedern der ^'ersanlmlung angezeigt worden. 

§ 106. Die Gemeindeversammlung ist beschlussläliig, wenn 
mehr als ein Drittel der stiiuiu berechtigten Gemeindemitglieder 
anwesend ist Fttr die Gemeindevertretung bedarf es der An- 
wesenheit von mehr als der HSlfte der Mitglieder derselben. 

In beiden Fällen bedarf es bei der Vorladung des Hinweises 
darauf, dass die NichtanwepfMiden sich den gefassten Beschlüssen 
zu unterwerfen haben. Wird die Gemeindeversamnilnn'^ f Genieinde- 
vertretung) zum zweiten Male zur Beratung über deiLsclbea Gegen- 
stand zusammenberufen, so sind die erschienenen Mitglieder ohne 
BflcfcsiGht auf ihre Anzahl besehlussföhig. Bei der zweiten Zu- 
saramenberufung muss anf diese Bestimmung ausdrflcklich hinge- 
wiesen werden. 

§ 107. Dio Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefasst 
Bei Stimmengleit iiheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
Die der Stimmabgabe sich enthaltenden Mitglieder werden zwar 
als anwesend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird jedoch lediglich 
nach der Zahl der abgegebenen Stimmen festgestellt 

§ 108. An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen 
der Gemeinde darf deijenige nicht teilnehmen, dessen Interesse 
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iiiit dem der Gemeinde im Widerspruche steht. Kann wf^sm 
dieser Ausscliliessung ein gültiger Beschluss nicht gefasst werden, 
so l)eschliesst an Stelle der Gemeindeversammlung (Gemeindever- 
tretung) der Kreisausschuss. 

§ 109. Bei den Sitzungen der Oemeindeverfiainmlnng (Ge- 
mandevertretong) findet beschränkte Öffentlichkeit statt DeDsdto 
können als Zuhörer alle zu den Gemeindeabgnbw herangezogenen 
männlichen fn*ossj ährigen Personen beiwohnen, welche sich im 
besitz der bnrjerlichen Ehrenrechte befinden imd Gern ein deange- 
hönge (§7; o<.ler Stimmberechtigte auf Grund des § 45 Absatz 1 
oder Vertreter von Stimmberechtigten (§ 46 Nr. 1, 2 und 4) sind. 
FQr einzelne Gegenstände kann durch binderen BeBchluas, welcher 
in gdieimer Sitzung geÜs^st ivird, die Öffentlichkeit ausgeschloBsen 
werden. Das Ortsstatut kann Bestimmung darüber treffen, dass 
die Sitzungen mit Anirabe der Tagesordnung in ortsüblicher Weise 
vorher bekannt zu machen sind. 

§ 110. Der Vorsitzende leitet die \'erhandlungen , eröffnet 
und schliesst die Sitzungen und handhabt die Ordnung in der 
Versammlung. Er kann jeden ZuhOrer, welcher Störung irgend 
einer Art verursacht, aus dem Sitzungsdmmer entfernen lassen. 

§ III. Die Beschlüsse der Gemeindeversammlung (Gemeinde- 
vertretung) sind in ein besonderes Buch einzutragen und von dem 
Vorsitzenden, sowie wenigstens zwei stimmberechtigten Mitgliedern 
der Versammlung zu unterzeichnen. 

§ 112. Durch Ortöstatut kann bestimmt werden, dass un- 
entschttldigties Ausbleiben aus den Versammlungen der Gememde* 
Vertretung sowie ordnungswidriges Benehmen in diesen Ver- 
sammlungen oder in der Gemeindeversammlung für das betreffende 
Mitghed eine in die Gemeindekasse fliessende Geldstrafe von 1 
bis 3 Mark nach sich ziehen und dass im Wiederholungsfalle nach 
Lage der Sache Ausschliessung aus der Versanmüung auf eine 
gewisse Zeit, bis auf die Dauer eines Jahres, verhängt werde. 
Über die Veihfingung dieser Strafen beschliesst die Gememdever- 
tretung (Gememdeversammlung). Gegen den Beschluss findet die 
Klage im Vervvaltungsstreitver&hren statt Die Klage steht auch 
dem Gemeindevorsteher zu. 

§ 113. Die Gemeiiideversanimlung (Gemeindevertretung) 
besciiiiesst über die Verwaltung und Benutzung des Gemeinde- 
vermögens (§§ 68 ff.) 

§ 114. Zur Verfiusserung oder wesentlidien V^ibiderung 
von Sachen, welche einen besonderen wissenschaftlichen, historischen 
oder Kunst\Yert haben, ist die Genehmigung des Regierungspräsi- 
denten erforderlich. Zur Veräusserung von (Trundstüclven oder 
sül( hen Gerechtigkeiten. >Yelche den Grundstücken gesetzlich gleich- 
gestellt sind, zu einseitigen Verzichtleistungen und Schenkungen, 
zu Anleihen, durch weläe die Gemeinde mit einem Sdiulden- 
stande belastet oder der vorhandene vergrössert wird, zur neuen 
Bekustung der Gememdeangehdrigen ohne geseäiche Verpflichtung, 
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m Verändenin'jpn im Genüsse der GememdenutziiDgeii bedarf es 
der Genehiuiguüg des Kreisausschnsso^. 

§ 115. Die Veräusscrung \(m < h iinüstücken darf der Kegel 
nach nur im Wege des öffentücheii Meistgebotes stattfinden. 

Zur Gültigkeit einer solchen Veränssening gehört: 1) die 
Vorlegung dnes beglaubigten Auszuges ans der Grundstener- 
mutterrolle, 2) eine ortsübliche Bekanntmadiung, 3) die einmalige 
Bekanntmachung diircli das für die amtlichen Bekanntmachungen 
des Landrats bestimmte Blatt (Kreisblatt), 4) eine Frist von vier 
Wochen von der Bekanntmachung bis zum Verkaufstermine, 5) 
die AbiialLiiüg der \ erkaufsverhandlung durch den Gememdevor- 
steher oder einen Justizbeamten. 

Der im Absatz 2 nnter Nr. 3 vorgeschriebenen Bekannt- 
machung bedarf es nicht, wenn der Orundsteuerreinertrag des 
Grundstücks 6 Mark nicht fibersteigt 

Liegt diese Voranssetzung ( Absatz 3) vor oder erachtet der 
Kreisausschuss den \'orted der (Jenieiude für gewahrt, so kann 
ein Verkauf aus freier Hand oder ein Tausch statttinden. 

Das Ergebnis des Verkaufes ist in allen Ffllloi der Ge- 
meindeversammlung (Gemeindevertretung) mitzuteilen; der Zu- 
schlag kann nur mit deren Genehmigung erteilt werden. 

Die vorstelle iidfMi Bestimmungen finden auch auf Verkäufe 
von Realberechtigungen Anwendung, wobei ausserdem die Auf- 
nalinie einer Taxe iu allen Fällen notwendig ist. 

Für die Eintragung im Grundbuche genügt, zum Nachweise, 
dass der Vorschrift dieses Paragraphen genügt worden ist, die 
Bestätigung des Vertrages durch den Kreisausschuss. 

§ 116. Die Verpachtung von Grundstücken und Gerecht- 
samen der Gemeinden üinss im Wege des öffentlichen Meistgebotes 
geschehen. Ausnahmen liiervon können durch den Kreisausschuss 
gestattet werden. 

Neunter Abschnitt Besoldete Gemeindebeamte, deren Gehälter 

und Pensionen. 

§ 117. Die Landgemeinden sind befugt, die Austeliuiig be- 
soldeter Gemeindebeamten för ^zelne Dienstzweige oder Dtenst- 
verrichtungen zu beschUessen. 

§ 118. Über die Gehalts- und Pensionsverhdltnisse dieser 
Beamten kann durch Ortsstatut Bestimmung getroffen werden. 

Auf Antrag der Beteiligten beschliesst der Kreisausschuss 
über die Festsetzung der Besoldungen und sonstigen Dienstbezüge 
von Gemeindebeamten, Über streitige Peusionsansprüche der be- 
soldeten Gemeindebeamten beschliesst der Kreisausschuss und 
zwar, soweit der Beschluss sich darauf erstreckt, welcher Teü des 
Dienstemkommens bei Feststellung der Pensionsansprüche als 
Gehalt anzusehen ist, vorbehaltlich der den Beteiligten gegen 
einander zustehenden Klage im Verwaltungsstreitverfaliren, im 
übrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. Der Beschluss 
ist vorläufig vollstreckbar. 



Digitized by Google 



308 



4L LandgeaieiiMboiünaDg 189t. 



Zehnter Absduiitt Gemeindehauahalt 



g 119. Über alle Einnahmen und Ausgaben, welche sich im 
voraos veranscfalagen lassen, entwirft der Gemdndevorsteber (Qe- 
meindevorstand) lor das Rechnungsjahr oder für eine längere von 
der Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) festzusetzende 
Kechnungsperiode, welche jedoch die Dauer von drei Jahren nicht 
übersteigen darf, eineu Voranschlair. Der Entwurf ist während 
zwei Wochen nach vorheriger Bekanntmachung in einem von der 
Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) zu bestimmenden 
Baume zur Einsicht aller Gemeindeangehftrigen auszulegen. 

Nadi Ablauf dieser Frist erfolgt die Feststellung des Vor* 
anschlages durch die Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung). 

Diese Feststellung ist vor Beginn des neuen Rechnungs- 
jahres oder der neuen Rechnungsperiode zu bewirken. Der Ge- 
meindevorsteber hat eine Al)schrift des festp^oset^ten Voranschlages 

dem Vorsitzenden des Kreisansschusses eiij;^ureichen. 



Der Gemcindehaushalt ist luu-h dem \'() ranschlage zu führen. 
Alle Gemeindeeinkünfte inübsen zur (iememdekasse gebracht werden. 
Ausgaben, welche ausserhalb des Voranschlages geleistet werden 
sollen oder über deren Verwendung besondere Beschlussfiissnng 
vorbehalten ist, sowie Überschreitungen des Voransdilages be- 
dürfen der vorherigen Genehmigung der Gemeindeversammlung 
(Gemeindevertretiintj). Durch "Rcscliliiss dos Kreisausschusses kann 
einzelnen Gemeinden die I'estsetzung eines Voranscldages nach- 
gelassen werden, wenn deren Verhältnisse dies unbedenklich er- 
scheinen lassen. 

§ 120. Über alle Einnalimen und Ausgaben der Gemeinde 



führt werden. Die Gemeinderechnung ist binnen drei Monaten 
nach dem Schlüsse des Rechnungsjahrs der Gemeindeversamm- 
lung (Gemeindevertretung) zur PrQfunir, Feststellung und Ent- 
lastung vorzulegen. Wo ein beson f lerer Gemeindeeinnehmer bestellt 
ist, erfolgt die Einreichung der Rechnung zunächst an den Ge- 
meindevorsteher (Genieindevorstand), welcher sie einer Vorprüfung 
ZU unterziefaen und mit seinen Erinnerungen versehen der Ge- 
meindeversammlung (Gemeindevertretung) vorzulegen hat Die 
Feststellung der Rechnung muss innerhalb drei Monaten nach Vor- 
legung der Gemein (Jprechnuni? bewirkt sein. Nach erfolgter Fest- 
stellung ist die Eeciinung wälirend eines Zeitraumes von zwei 
Wochen zur Einsicht der Gemeindeangehörigen auszulegen. 

Dem Vorsitzenden des Kreisausschusses ist eine Abschrift 
des Feststellungsbeschlusses sofort einzuieichen. Dem Kreisaus- 
schusse liegt die Revision der Gemmnderechnungen ob, weldie all- 
jährlich bei mehreren Gemeinden des Kreises zu erfolgen hat 

§ 121. Der Kreisausschuss beschHesst: 1) an Stelle der Auf- 
sichtsbehörde aber die Feststellung und den Ersatz der bei Kassen 



muss ein nach Vorschrift 
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und anderen Verwaltungen der Landfemeiiideii yorkommenden 
Defekte nach M:i>sgabe dor Verordnung vom 24. Januar 
(Oesetz-Samml. S. 52). Der Beschluss ist vorbehaltlich des ordent- 
lichen Rechts weercs endgültig; 2) über die Art der gerichtlichen 
Zwangsvollsti eckuugen wegen Geldforderuiigeü gegen Landgemein- 
den (§ 15 zu 4 des Einffihnmgsgesetzes mt Deutschen GhrO- 
pTOzessordnimg Tom 30, Januar 1B77, Beiehs-Gesetebl S. 244). 

Dritter Titel. Selbständige Gntsbezirke. 

§ 122. Für den Bereich eines selbständigen Gutsbezirkes 
ist der Besitzer des Gutes zu den Pflichten und Leistungen, weiche 
den Gemeinden für den Bereich ihres Gemeiiidebezirkes im öffent- 
ficben Interesse gesetdieh obliegen^ mit den binsichtlidi einzelner 
dieser Leistungen aus den Oesetzen folgenden Massgaben verbunden. 

Auf Beschwerden und Einsprüche^ betreffoid die Heranziebung 
oder die Veranlagung von Grundbesitzern und Einwohnern eines 
Gutsbezirkes zu den öffentlichen Lasten desselben, finrion dio Be- 
stimmungen im § 38 dieses Gesetzes sinngemässe Anwendung. 

§ 123. Der Besitzer eines selbständigen Gutes hnt insbe- 
sondere die in den §§ 90 und 91 aufgeführten obrigkeitlichen Be- 
fugnisse und Flüchten entweder in Person oder durch einen von 
ihm zu bestdlenden, zur Übernahme des Amtes als Gutsvorsteher 
befähigten Stellvertreter auszuüben. Der letztere muss semen 
beständigen Aufenthalt im Gutsbezirke oder in dessen unmittel- 
barer Nähe haben. Es können jedoch auch ausser dem im § 86 
Absatz 4 vorgesehenen Falle seitens des Besitzers des Gutes sämt- 
liche oder einzelne Gutsvorstehergeschäfte an den Vorsteher einer 
benachbarten Gemeinde unter beider Zustimmung gegen eine an- 
gemessene Entschädigung flbertragen worden. Ehefiunen weidmi 
rftcksiditÜGh der angefahrten Redito und Pflichten durch ihren 
Ehemann, Kinder unter väterlicher Gewalt durch ihren Vater und be- 
vormundete Personen durch ihren Vormund oder Pfleger vertreten. 

§ 124. Die Bestellung eines Stellvertreters muss erfol^i^pn, 
wenn: 1) das Gut nnvoHieirjitoten oder verwitweten Besitzerinnen, 
einer juristischen Person, einer Aktiengesellschaft, einer Kommandit- 
gesellschaii auf Aktien, einer Berggewerkschaft oder einer einge- 
tragenen Genossenschah gehört, oder wenn mehrere Besitzer sich 
nicht darflber einigen, wer von ihnen die Geschäfte des Gutsvor- 
stehers wahrnehmen soll, 2) der Gutsbesitzer kein Angehöriger 
des Deutschen Reichs ist, 3) derselbe nicht seinen beständigen 
Aufenthalt im Gutsbezirke oder in dessen unmittelbarer Nähe hat 
oder 4) wiegen Krankheit oder aus anderen in seiner Person lie- 
genden Gründen ausserötandc ist, die Ptlichteu eines Gutsvor- 
stehers zu erfüllen. 

Auf den Antrag des Gutsbesitzers kann ein Stollvertreter 
für den ernannten Gutsvorsteher bestellt werden, welcher in Fällen 
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der Behinderung des letzteren die Gotsvorstehergeschifke wahr- 

ZUnelimon liat. 

1 ür die von dem Hauptgute entfernt l>elegenen Teile eines 
seibstandijjen Gutsbezirkes kann von dem Kreisausschusse die Be- 
stellung besoüdercr Stellvertreter angeordnet werden, sofern die» 
far eine ordntmgsmässige drüicbe Verwaltung erforderlich ist 

§ 125. Der Gntsbe^tzer sovie dessen SteHvertreter werden 
m der Eigenschaft als Gutsvorsteher von dem Landrate bestätigt 
Die Bestätigung kann nur unter Zustiinrming des Kreisausschusses 
versagt werden. Der Gutsvorstehor wird vor seinem Amtsantritte 
von (Ipiii LfiTidrate oder in dessen Auftrage von dem Amtsvor- 
Steher (Distriktskoiiimissarius) vereidigt. 

§ 126. ünterlässt der Besitzer des (lutes in den im § 124 
angegebenen Fällen oder wenn ihm die Bestätigung als Gutsvor- 
steher versagt worden ist, die Bestellimg eines Stellvertreters oder 
bandet er sich nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
oder ist er in Konkurs ver&Uen, so steht dem Landrate unter 
Zustimmunp: des Kreisausschusses die Ernennung des Stellver- 
treters auf Kosten des Besitzers zu. 

$ 127. Über die Festsetzung der dem stellvertretenden 
Gutsvorsteher in den Fällen des § 126 zu gewälirenden Ver- 
gütung beschliesst der Kreisausschuss. 

Vierter Titel Verbindung nachbarlich belegener 
Gemeinden und selbständiger Gutsbezirke behufs ge- 
meinsamer Wahrnehmung kommunaler 
Angelegenheiten. 

§ 128. Landgemeinden und Gutsbezirke können mit nach- 
barlich belegenen Landgemeinden oder Gntsbeziricem zur Wahr- 
nehmung einzelner kommunaler Angelegenheiten nach Anhörung 
der beteiligten Gemeinden und Gutsbesitzer durch Beschluss des 
Kreisausschusses verbunden werden, wenn die Beteilifrten damit 
einverstanden sind. Wenn ein Einverständnis der Beteiligten 
nicht zu erzielen ist, kann, sofern das öffentliche Interesse dies 
erheischt, die Bildung eines solchen \ ei bandes durch den Ober- 
prSsidaiiten erfolgen, nadidem die Zustimmung der Beteiligten im 
Besdilussverfeihren durch den Kreisausschuss ers^t worden ist 

Vorstehende Bestimmungen finden auf die Fälle der Ver- 
änderung der Verbünde in ihrer Zusammensetzung sowie der 

Auflösung derselben sinngemässe Anwendung. 

s? 129. Bei der Bildung dieser Verbände ist auf die sonst 
bestehenden Verbände (Amtsbezi !ke. Kirchspiele, Schul-. Wege- 
bau-, Arinenverbände u. s. w.) thuiilichst Rücksicht zu nehmen. 

Es können diesen Verbänden auf ihren Antrag mit KtMiig- 
licher Genehmigung die Rechte öffentlicher Körperschaften beige- 
legt werden. 
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§ 130. Über die infolge einer solchen Verbindung oder 
infolge einer Änderung der ZnsammenBetsnng oder ^er Aaffösnng 

der Verbände notwendig werdende Regelung der Verhältnisse 

zwischen den Beteiligten besohliesst der Kreisausschuss vorbe- 
haltlich der denselbnn crcgon einander zustehenden Kla?e im Ver- 
waltunjjsstreitverfahren. Bei dieser Regelung bind erforderlicheu- 
falls Üestimmungen zur Ausgleichung der öifentlich-rechtlichen 
Interessen der Verbandsmitglieder 2n treffien. insbesoiidere 
können einzelne GtoniManden oder Gutsbezirke zn Vorausleistungen 
verpfliditet werd^ wenn diejenigen, mit welchen sie verbunden 
werden sollen, für gewisse Verbandszwecke bereits vor der Ver- 
bindung für sich allein in genügender Weise Fürsorge getroffen 
haben oder aus anderen Gründen nur einen geringeren Vorteil 
von der Verbindung haben. 

§ 131. Die nach Massgabe des § 128 gebildeten Yerbfinde 
sind berechtigt, die Ausführung dar in ihrem gemeinsamen Inter- 
esse liegenden Massnahmen und Veranstaltungen auf gemeinsame 
Kosten zu beschliessen. Sic bilden in ilon Fällen, wo die Für- 
sorge für die öffentliche Armenpflege von ihnen übernommen oder 
ilmen auferlegt wird. (Jesamtarmenverbände im Sinne des § 12 
des Gesetzes vom 8. März 1871 (Gesetz-Samml. S. 130). Auf die 
bereits be^^^end^ GesamtarmravorbSnde finden die Bestimmun- 
gen dieses Titels fortan sinngemässe Anwendung. 

Im übrigen werdw die Rechtsverhältnisse der Verbände durch 
ein Statut geregelt, welches von den Beteiligten im Wege freier 
Vereinbarung festzustellen ist und der Bestätigung des Kreisaus- 
Schusses unterliegt. 

§ 132. Das Statut muss enthalten : 1) die Bezeichnung der- 
jenigen Gemeinden und selbständigen Outsbezu-ke, wekdie den 
Verband bikten, 2) die Bezeichnung der von dem Verbände wahr- 
zunehmenden Angelegenheiten» 3) die Benennung des Verbandes 
und die Angabe des Ortes, wo dessen Verwaltung geführt wird, 

4) die Festsetzung der Art und Weise, in welcher über die ge- 
meinsamen Angelegenheiten des Verbandes Beschluss gefasst wird, 

5) eine Bestimmung über die Wahl oder die sonstige Art der Be- 
rufung des Verbandsvorstehers sowie Aber die Vertretung des Ver- 
bandes nach aussen, 6) die Bestimmung des IVIassstabes für die 
Verteilung der Beiträge zu den gemeinsamen Ausgaben auf die 
Verbandsmitglieder. Das Statut ist durch dasjRegipningsamtsblatt 
und das Kreisblatt (§ 115 Nr. 3) zur öffentlichen Kenntnis zu 
bringen. Ausserdem bleibt es der Beschlussfassung der einzelnen 
Verbbide überlassen, weiter noch die Bekanntmachung des Statuts 
auf anderem Wege anzuordnen. 

§ 133. VerbandsTorsteher können nur solche Personen sein, 
^ei welchen die Voraussetzungen zur Übernahme des Amtes als 
(lemeinde- oder Gutsvorptelier vorliegen. Vertreter von Gemeinden 
können nur die zur Übernahme des Amts als Gemeindeverordneter 
ui denselben befähigten Personen sein. Selbständige Gutsbeziike 
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werden fluich den Besitzer des Gutes, im Falle des § 124 zu 1, 
2 und 4 und § 126 durch den Stellvertreter desselben vertreten. 

§ 134. Die Wahl des Verbandsvorstehers bedarf, wenn der 
Gewählte niclit zugleich Gemeinde-, Guts- oder Amtsvorsteher ist, 
der Bestfttigung durch d«i Landrat unter sinngeiDfis&er Anwendung 
der Bestimmiingen des § 84 dieses Gesetzes. Wird gegen die 
Gfilti^at der Wahl eines Verlrnndsvorsteliers, welcher nach der 
vorsteheTidon Bestimmung einer besonderen l^estäti^ung nicht be- 
darf, Einspruch erhoben, so entscheidet hierüber die Versauinilung 
der Verbandsmitglieder. Gegen den Beschluss iindet die Klage 
im Verwaltungsstreitverfahren statt 

§ 1S5. Den einzelnen Gemeinden bleibt die Aufbringung 
ihrer Anteile an den gemeinsamen Ausgaben nadi Ifaasgabe ihrer 
Ver&ssung überlassen. 

§ 136. Auf Beschwerden und Einsprache, beireffend 1) das 
Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und An- 
stalten des ^'erbandes, 2) die Heranziehung der einzehien Ge- 
meinden und selbständigen Gutsbezirke zu den Beiträgen für Ver- 
bandszwecke, beschliesst der ^■ erbandsvorsteher. Die Bechtsmittel 
und das Verfahren regeln sicli nach §§ 9 und 38. 

§ 137. Kommt ein Statut durch freie Vereinbarung der 
Beteiligten nicht zustande, so ist dasselbe nacli Anhörimg der 
letzteren durdi den Kreisausschuss festzusetzen. Hierbei kommen 
folgende Grundsätze zur Anwendung: Der Verband wird in seinen 
Angelegenheiten durch den Verbandsausschuss und den Verbands- 
vorstcher vertreten. Der letztere ist die auj=fübren<le Behörde. 
Der Verbandsausschuss, welcher über alle Angelegenheiten des 
Verbandes zu beschlit sseii hat, besteht aus Vertretern sajütlicher 
zu dem Verbände gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke. Jede 
Gememde und jeder Gntsbezu-k ist wenigstens durch einen Ab- 
geordneten zu vertreten. Die Vertretung der Landgemeinden in 
dem Verbandsausschusse erfolgt durch den Gemeindevorsteher, 
die Schöffen und, wenn deren Za!d nicht ausreichen sollte, durch 
andere von der Gemeinde zu wählende Abgeordnete. Die Zahl 
der von jeder Gemeinde zu entsendenden \ ei ü eter sowie der 
jedem Gutsbezirke einzuräumenden Stimmen bemisst sich nach 
dem Gesamtbetrage der zu dem Zeitpunkte der Feststellung des 
Statutes in den Gemeindebedrken und von den Gutsbesitzern zu 
entriditenden direkten Staatssteuern unter Mitberücksichtigung der 
nach Massgabe des Gesetzes vom 27. Juli 1885 fingiert zu veran- 
lagenden Steuersätze der in § 1 a. a. 0. bezeichneten Personen- 
gesamtheiten, juristischen und physischen Personen. Der Ver- 
bandsausschuss wShlt aus seiner Mitte einen Verbandsvorsteher 
und einen Stellvertreter desselben auf die Zeitdauer von sechs 
Jahren nach den für die Wahl des Gemeindevorstehers geltenden 
Vorschriften (§§ 76 ff.) mit <Ier Massgabe hinsiclitlich des § 77, 
dass der Verbandsausschuss aus seiner Mitte einen Wahlvorsteher 
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wfiMt und von der Wahl von zwei Beisitzem Abstand nehmen 
kann. Die Veitoilim^^ der p:emrinsamen Ausgaben erfolgt nach 
den im ij 21 Absatz 2 für die \ ert eilung der Oemeindeabgaben 
vorgescliriel)enen Grundsätzen, sofern nicht auf (irund des § 130 
eine andere Festsetzung stattfindet. 

§ 138. Die Bestimmungen der §§ 128 bis 137 finden auch 
auf die Verbindung von Landgemeinden oder Outsbesdrken mit 
Stadtgemcinden sinngemässe Anwendung mit den Massg^en, dass 
an die Steile des Kreisaiisschnsses der Bezirksaussdnis-. an die 
Stelle des Landrats der Kef^ieniiii^'sjjrüsident tritt, und dass die 
\ ertretung der Stadtgenieiiulen in den Verbandsausschüssen durch 
den liürgenneister, den lieigeordneten (zweiten Uürgerineister), 
sonstige Magistratsmitglieder und erforderlichenfoUs durch andere 
von der Stadtgemeinde zu wählende Abgeordnete erfolgt 

Ffinfter TiteL Aufsicht des Staates. 

§ 1H9. Die Aufsidit des Staates über die Verwaltung der 
Angelegenheiten der Laudgcuieinden, (Jutöbezirke und (ienieinde- 
verbände (Titel IV) wird unbesdiadet der in den Gesetzen ge* 
ordneten Mitwirkung des Kreisausschusses und des Bezirksaus^ 
Schusses in erster Instanz von dem Landrate als Vorsitzenden des 
Kre!>;iusschusses, in höherer und letzter Instanz von dem Rc- 
gierungsinäsidentcn geübt, Beschwerden bei den Aufsichtsbe- 
hörden in den voibezeichneten Angelegenheiten sind in allen In- 
stanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 

§ 140. Beschlüsse der Gemeindeversammlung, der Gemeinde- 
vertretung oder der Gemeindeverbände (Titel IV), welche deren Be- 
fugnisse überschreiten oder die Gesetze verletzen, hat der Ge- 
meinde- oder Verl)an(lsvor?teher, entstehendenfalls auf Anweisung 
der Aufsichtsbehörde, mit aufschiebender Wirkung? unter Angabe 
der Gründe zu beanstanden, (iegen die \'eifügung des ( ienieinde- 
(Verbands-) \ orstchers steht der Gemeindeversammlung (der Ge- 
meindevertretung, der Versammlung der Verbandsmit^eder) die 
Klage im Verwaltungsstreitverfahren zu. 

Die Aufeichtsbehdrde ist nicht befugt, aus anderen als den 
vorstehend angegebenen Gründen eine Beanstandung von Be- 
schlüssen der Gemeindeversammlung, der Gemeiudevertretung oder 
des Gemeindeverbandes herbeizuführen. 

§ 141. Unterlässt oder verweigert eine Landgemeinde, ein 
Gutsbezirk oder ein Gemeindeverband (Titel IV) die ihnen gesetzlich 
obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zu- 
ständigkeit festgestellten Leistungen auf den Voranschlag zu bringen 
oder ausserordentlich zu gen cIitti igen, so verfügt der Landrat unter 
Anführung der Gründe dif l^uitragung in den Voranschlag oder 
die Feststellung der au^Ätjiordentlichen Ausgabe. Gegen die Ver- 
fügung des Landrats steht der Gemeinde, dem Besitzer des Gutes, 
sowte dem Verbände die Klage bei dem Bezirksausschusse zu. 
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§ 142. Durch Königliche Verordnung kann eine Gemeinde- 
vertretung aufgelöst werden. Es ist sodann binnen sechs Wochen 
vom Tage der Auflösungsverordninifi; al) gereflmot ciVk» \euwald 
anzuordnen. Bis zur Einfülirung der neugewalilieji denieindever- 
ordneten besclilicsst an Stelle der Gemeindevertretung der Kreis- 
ausschuss. 

§ 143. Bezüglicli der Dienstvergehen tier Gemeindevorsteher, 
der Schöffen, der Gutsvorsteher und der Verbandsvorsteher, sowie 
der sonstigen Beamten der Landgemeinden, Outsbezirke und Ge* 

meindeverbände kommen die liestimmungen des Gesetzes vom 21. 
Juli 1852 (Geset^-SammL S. 4(;:>) mit folgenden IMassgalien zur 
Anwendung: 1) die Befugnis, gegen diese Beamten Ordnungs- 
strafen zu verhängen, stellt dem Landrate und im Umfange des 
den Provinzialbehörden beigelegten Ordiiuugastraficchts dem Re- 
gierungspräsidenten zu. Gegen die Strafverfügungen des I^and- 
rats findet innerhalb zwei Wochen die Beschwerde an den Re- 
gierungsprSsidenten, gegen die Strafverfügungen des Ilegierungs- 
präsidenten innerhalb gleicher Frist die lU s( lnv( rde an den Ober- 
präsidenten statt. 2) Gegen den auf die Beschwerde in den Fällen 
XU 1 in letzter Instanz ergehenden Beschluss des Kegierungs- 
präsidenten oder des Oberpräsidenten findet die Klage bei dem 
Oberverwaltungsgerichte statt 3) In dem VeHahren auf Entfernung 
aus dem Amte wird die Einleitung des Verfahrens von dem Luid- 
rat oder von dem Begierungspräsidenten verfügt und von denselben 
der üntersuchungskommispar und der Vertreter der Staatsanwalt- 
scliaft ernannt. Als ontscheidende Disziplinarbehörde erster In- 
stanz tiitt an die Stelle der Bezirksregierung der Kreisausschuss; 
an die Stelle des Staatsministeriums tritt das Oberverwaltungs- 
gerieht Der Veitreter der Staatsanwaltsdmft bei dem Oberver- 
mltnngsgericht wird von dem Minister des Innern ernannt In 
dem vorstehend zu 3 vorgesehenen Verfahren ist entstehenden&lls 
auch ülser die Thatsaclie der Dienstunfäliigkeit der ländlichen Ge- 
meindebeamten Entscheidung zu ti elTen. 

§ 144. Zuständig in erster Instanz ist im Verwaltungsstreit- 
verfahren für die in diesem Gesetze vorgcselionen Fälle, sofei n 
nicht im einzelnen ein anderes bestimmt ist, der Kreisausschuss. 
Die Frist zur Anstellung der Klage beti'ägt in allen Fällen zwei 
Wochen. Die Gemeindeversammlung, die Gemeindevertretung, der 
Gei II <' orstand und der Gemeindeverband (Titel IV) können 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungsstreitverl^diren 
einen besonderen Vertreter bestellen. 

§ 145. Auf Gemeindeverbände, denen eine Stadtgemeinde 
angehört l.'5R), ünden an Stelle der gi^ i:J'J, 140, 141, 148, 144, 
die entS]H ('eilenden \'orschriften für Stadtgemeinden 7, 15, 19, 
20, 21 de» (Gesetzes über die Zuständigkeit der VerwuiLungs- und 
Verwaltungsgerichtsb^örden vom 1, August 1883 (Gesetz^amml. 
S, 237) sinngemässe Anwendung. 
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Sechster Titel AusftlhrungB- und Übergangs- 

bestimmangen. 

§ 146. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1, April 1892 
in Kraft. Mit diesem Zeitpunkt treten alle entgegenstehenden 
Bestimm uiif^eii, insbesondere die 18 bis 78 Teil II Titel 7 
Alb^enieinen Landrechts, das Gesetz, betreffend die Land «rem einde- 
verlassuugen in den sechs östlichen Provinzen der Preussischen 
Monarchie vom 14. April 1856, die §§ 22 bis 45 sowie der § 53 
der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 in der Fassung vom 
19. März 1881 und die §§ 24 bis 37 des Gesetzes über die Zu- 
ständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden 
vom 1. Ant^nst 1888 für die im § 1 genannten Provinzen ausser 
Kraft. Die BesLinininn^en der §§ 51, 51a und 5üa Absatz 2 der 
Kreisordnung bleiben auch fernerhin in Kraft 

Hechte und Pflichten, welche auf besonderen Titeln des 
öffentlichen Kechts beruhen, bleiben insoweit in Kraft, ials diese 
Titel von den bisherigen all^^enieinen und besonderen gesetzlichen 
Vorschiiften, Ordnungen, Gewohnheitsrechten und Observanzen 
abweichende Bestimmungen enthalten. Eine solche Abweichung 
wird nicht vermutet. 

§ 1-17. Die bei Verkündigung dieses Gesetzes bereits be- 
stehenden Ortsstatuten, allgemeinen Gewohnheitsrechte und Obser- 
vanzen bleiben, soweit dieses (Jesetz ortsstatutarische Regelung 
zulässt, unbeschadet der Bestimmung in Absatz 2 einstweil^, 
längstens auf drei Jahre in Kraft, Bis zum Inkrafttreten eines 
Kommunalsteuergesetzes, längstens aber bis zum 1. April 1897 
können die bei Verkündigung dieser Landgemeindeorduung für 
Verteilung der Gemeindeabgaben statutarisch oder observanzmässig 
bestehenden Massstabe durch Beschluss der Gemeinde mit Geneh- 
migung des Kreisausschusses aufrecht erhalten werden. 

g 148. Soweit den Volksschulen die lugenschaft von Ge- 
meindeanstaltcn Ijeiwohnt, kommen in Ansehung derselben die Be- 
stimmungen dieses üesetxes nur unter den aus den besonderen 
Gesetzen über die Volksschule sich ergebenden Einschränkungen 
zur Anwendung. 

§ 149. Der Minister des Innern erlässt die znr AusfOhrung 
dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen. Wegen der Vor- 
l>ereitnn,uen für die notwendig werdenden Keuwaldcn ist alsbaUl 
nacl) der \'erkündigung des Gesetzes Anordnung zu treffen. Die 
A'olhnaelit der bisherigen Mitglieder der bestehenden Gemeinde- 
vertretungen erlischt mit dem Zeit^rnnkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes; doch bleiben dieselben bis znr Einführung der neuge- 
wählten Gemeindeverordneten im Amte. Die zur Zeit des In- 
krafttretens des Gesetzes im Amte befindlichen Gemeindevorsteher, 
Schöffen und sonstigen gewählten (lenieindebeamtcn verbleiben in 
dem seilten I iis zur Ai)lauf der Wahlperiode. Ingleichen verbleiben 
im Amte die besoldeten Gemeindeheamten nach Älassgabe ihres 
Anstellungsvertrages. Denjenigen Gemeindeangehörigen, welche 
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zur Zf'it des Inkrafttretens dicsef? GeF^otzes von einem Einkommen 
von mehr als (ißO Mark bis ausschliesslich 900 Mark zur Staats- 
steuer ein^^eschätzt und zu dou (iemeindelusten lierangezogen sind, 
steht in derjenigen Cienieindeversammlung, welche erstmalig über 
die Freüassuiig der im § 13 erwähnten Personen von den Ge- 
meindelasten *ztt beschliessen hat, ein Stimmrecht nach Massgabe 
des § 48 Nr. 1 zu. Diese Beschlussfassung ist unmittelbar nach 
dem Inkiafttreten des Gesetzes herbeizuführen. Diese Bestimmung 
findet auf die Wableu in die Gemeindevertretung sinngemässe 
Auwendung. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen InsiegeL 

Gegeben Amsterdam den 3. Juli 1891. 

Wilhelm. 

V. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth, v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepsch. Miquel. v. Kaltenborn, v. Heyden. 

Gr. V. Zedlitz. Thielen. 
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